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Beginn: 9:05 Uhr.  

 

 

 

Eröffnung 

 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hiermit 
eröffne ich die 5. Sitzung des Landtages von 
Sachsen-Anhalt der siebenten Wahlperiode. Dazu 
begrüße ich Sie, verehrte Anwesende, auf das 
Herzlichste. 

 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hohen Hau-
ses fest. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir setzen 
nunmehr die 4. Sitzungsperiode fort. Wir beginnen 
die heutige Beratung mit dem Tagesordnungs-
punkt 2, der Regierungserklärung. Danach folgen 
die Tagesordnungspunkte 3, 4, 5 und 6.  

 

Ich erinnere Sie daran, dass sich für heute 
Staatsminister Herr Robra ab 17:30 Uhr, Ministe-
rin Frau Grimm-Benne ab 15 Uhr und Ministerin 
Frau Keding bis 17 Uhr entschuldigt haben. - Herr 
Tullner, Sie auch? Sind Sie heute auch entschul-
digt? 

 

(Minister Marco Tullner: Nein, ich bin doch 
da! - Sebastian Striegel, GRÜNE: Er wollte 
nur schwatzen!)  

 

 

Wir kommen zum  

 

 

 

Tagesordnungspunkt 2 a 

 

Regierungserklärung des Ministerpräsidenten 
Herrn Dr. Reiner Haseloff zum Thema: „Ver-
lässlich, gerecht und nachhaltig - Kontinuität 
und neue Perspektiven für Sachsen-Anhalt“ 

 
 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich er-
teile Ministerpräsident Herrn Dr. Reiner Haseloff 
das Wort zur Abgabe der Regierungserklärung. 
Bitte, Herr Ministerpräsident. 

 

(Beifall bei der CDU und von der Regie-
rungsbank) 

 

 

Dr. Reiner Haseloff (Ministerpräsident): 

 

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Am 13. März 2016 
haben die Bürgerinnen und Bürger in Sachsen-
Anhalt einen neuen Landtag gewählt. Erfreulich 
ist, dass die Wahlbeteiligung seit dem Tiefpunkt 
im Jahr 2006 erneut gestiegen ist. Das ist gut; 
denn die Demokratie lebt von der Mitwirkung der 
Bürgerinnen und Bürger.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und von 
der Regierungsbank) 

Im Ergebnis der Wahl haben wir eine Koalition 
aus CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gebildet, einen Koalitionsvertrag geschmiedet. Am 
25. April 2016 hat mich dieser Landtag zum Minis-
terpräsidenten des Landes Sachsen-Anhalt ge-
wählt. Die Landesregierung ist arbeitsfähig. Und 
wie es guter Brauch ist, möchte ich Ihnen heute 
die Grundlinien der Regierungsarbeit der nächs-
ten Jahre erläutern.  

 

Worin liegt nun der Schwerpunkt unseres Koali-
tionsvertrages und damit der Regierungsarbeit der 
kommenden fünf Jahre? - Man kann es auf einige 
Worte verknappen: Kontinuität und neue Perspek-
tiven.  

 

Wir wollen Politik für Sachsen-Anhalt gestalten, 
die verlässlich, gerecht und nachhaltig ist - Sach-
sen-Anhalt hat nämlich eine gute Zukunft -, und 
wir wollen, dass die Menschen in unserem Land 
an dieser Zukunft mitwirken.  

 

Vor allem aber haben die Sachsen-Anhalterinnen 
und Sachsen-Anhalter allen Grund, selbstbewusst 
und stolz auf ihr Land zu schauen.  

 

Das Reformationsjubiläum im Jahr 2017 und das 
Bauhausjubiläum im Jahr 2019 sind Ereignisse 
mit internationaler Ausstrahlung. Sie zeigen, wel-
che große Geschichte unser Land hat. Wir wollen 
die Jubiläen nutzen, um dies in Sachsen-Anhalt 
und darüber hinaus noch viel stärker bewusst zu 
machen. Aus dieser Geschichte wollen wir Kraft 
für die Gestaltung der Zukunft schöpfen.  

 

Wir haben in den Jahren seit 1990 bewiesen, 
dass wir uns den Herausforderungen der Gegen-
wart stellen und sie meistern. Der Umbau unseres 
Landes war ein beispielloser Kraftakt, und wir 
können stolz auf das sein, was wir erreicht haben, 
erreicht aus eigener Kraft, aber auch durch die 
Unterstützung des Bundes und der Länder sowie 
der Europäischen Union.  

 

Wenn die Arbeitslosenquote heute im Landes-
schnitt unter 10 % liegt - das ist derzeit die nied-
rigste Quote seit dem Jahr 1991 - und damit nur 
noch halb so hoch wie vor zehn Jahren ist, dann 
zeigt dies eine gute Entwicklung. Jetzt muss es 
darum gehen, auch bei den Löhnen Anschluss an 
die westlichen Bundesländer zu finden. Gute Ar-
beit muss auch gut entlohnt werden.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und von der Regierungsbank)  

 

Wir haben die Landeshaushalte in den letzten 
Jahren ohne Neuverschuldung aufstellen können 
und sind sogar in die Tilgung der Altschulden ein-
gestiegen. Auch das müssen wir fortführen. Wir 
wissen, dass dies nicht leicht wird. Der Solidar-
pakt läuft nach dem Jahr 2019 aus. Die Bund-
Länder-Finanzbeziehungen werden neu gestaltet 
und die finanziellen Auswirkungen der Flüchtlings-
unterbringung und -integration sind zu meistern. 
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Wichtig ist, dass wir die Flüchtlinge mit guter 
Bleibeperspektive erfolgreich in unsere Gesell-
schaft integrieren. All dies sind Aufgaben, denen 
wir uns über Parteigrenzen hinweg im Interesse 
unseres Landes stellen müssen. 

 

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir uns in 
diesem Hohen Haus alle dieser großen Verant-
wortung bewusst sind und ihr gerecht werden. An 
der Art und Weise, wie wir mit der Flüchtlingsfrage 
umgehen, zeigt sich der Reifegrad unserer Ge-
sellschaft. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN und von der Re-
gierungsbank) 

 

Es zeigt sich, wie weit jeder Einzelne die Grund-
prinzipien unseres Zusammenlebens verinnerlicht 
hat: Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Toleranz, 
Hilfsbereitschaft, Respekt. Unser Umgang mit den 
Flüchtlingen ist sozusagen eine Reifeprüfung für 
uns alle. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN, bei den GRÜ-

NEN und von der Regierungsbank)  

 

Mein Anspruch ist, dass die Sachsen-Anhalterin-
nen und Sachsen-Anhalter, dass wir alle diese 
Prüfung bestehen.  

 

Was wir nicht zulassen dürfen, ist eine weitere 
Polarisierung unserer Gesellschaft, ist ein An-
wachsen von Hass und Gewalt, sind Ausgrenzung 
und Abschottung. Nicht akzeptabel sind verbale 
Entgleisungen gegenüber Menschen anderer 
Hautfarbe, anderen Glaubens, anderer Identität. 
Nicht akzeptabel ist, wenn Gewalt ein Mittel der 
politischen Auseinandersetzung wird. 

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Nicht akzeptabel sind Attacken auf die körperliche 
Unversehrtheit, vom Tortenwurf bis hin zu körper-
lichen Übergriffen, wie sie auch unsere Polizei-
beamtinnen und -beamten immer stärker erfahren 
müssen. 

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Aber auch verbale Attacken, direkt oder in sozia-
len Netzen, sind auf das Schärfste zu verurteilen.  

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Dies dürfen und werden wir deshalb nicht zulas-
sen. Diese Landesregierung steht für ein Sach-
sen-Anhalt, das weltoffen und tolerant ist. Für ein 
Sachsen-Anhalt, in dem alle Menschen gut leben 
können - die, die hier geboren sind, und die, die 
zu uns kommen als Studenten, Gäste, Fachkräfte 
und auch als Flüchtlinge.  

 

Der Anspruch dieser Regierung ist, dass sich 
unsere Heimat Sachsen-Anhalt weiterhin gut ent-
wickelt. Dabei können wir auf das aufbauen, was 
wir gemeinsam in den vergangenen Jahren auf 
den Weg gebracht haben.  

Ganz gewiss wurden in der Vergangenheit auch 
Fehler gemacht, und es gab Entwicklungen, die 
nicht vorhersehbar waren, zum Beispiel die Aus-
wirkungen der Finanzkrise oder die Flut im Som-
mer 2013.  

 

Man sollte jedoch der Politik zugestehen, dass sie 
nicht unfehlbar ist und dass sie keine Wunder 
vollbringen kann. Nicht alles kann und soll der 
Staat regeln. Aber er kann vernünftige Rahmen-
bedingungen setzen. Das tun wir mit dem Koali-
tionsvertrag und der darauf beruhenden Arbeit der 
Landesregierung. 

 

Für die Umsetzung brauchen wir aber die Mit-
wirkung der Menschen in unserem Land. Sie sind 
es, die Sachsen-Anhalt voranbringen, ihr Enga-
gement zählt. Darauf baue ich zum Wohle unserer 
Heimat.  

 

Jeder Einzelne kann etwas zum Erfolg unseres 
Landes beitragen. Das können neue Ideen oder 
das kann einfach eine gute Laune, eine gute Stim-
mung sein, die wir im Sinne des Selbstbewusst-
seins auch verbreiten können.  

 

Lassen Sie mich nun einige der wesentlichen 
Punkte der Regierungsarbeit in dieser Legislatur-
periode erläutern.  

 

Wir alle wissen, dass wir mehr Impulse für wirt-
schaftliche Dynamik benötigen. Eine starke und 
gesunde Wirtschaft ist die Grundlage für die wei-
tere Entwicklung Sachsen-Anhalts. Ohne sie wer-
den wir viele Wünsche unerfüllt lassen müssen. 
Denn auch für unser Land gilt: Was man sich 
leisten will, muss erst einmal erarbeitet werden. 

 

Deshalb benötigen wir mehr unternehmerische 
Innovationskraft. Deshalb müssen wir unsere Zu-
kunftsinvestitionen verstärken, dies alles unter Be-
achtung ökologischer Aspekte. Überhaupt werden 
die Themen Nachhaltigkeit und langfristige Trag-
fähigkeit immer wichtiger auch im Sinne der Ge-
nerationenverantwortung.  

 

Ziel war und ist es nicht, Standorte mit Hilfe von 
Fördergeldern zu entwickeln und dann erleben zu 
müssen, dass angesiedelte Unternehmen nach 
Ablauf der Bindungsfristen diese ein paar Jahre 
später wieder aufgeben. 

 

(Beifall bei der LINKEN, bei den GRÜNEN 
und von der Regierungsbank) 

 

Deshalb wollen wir noch konsequenter insbeson-
dere kleine und mittlere, mit der Region verhaftete 
Unternehmen durch den Einsatz passgenauer 
Förderinstrumente unterstützen. Dazu zählt auch, 
den Gründergeist zu stärken. 

 

Wichtig sind in diesem Zusammenhang auch gute 
Arbeitsbedingungen und eine weitere dynamische 
Einkommensentwicklung. Angesichts der Entwick-
lung auf dem Fachkräftemarkt muss dies auch im 
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Interesse der Unternehmen selbst liegen. Unver-
zichtbar ist zudem die Forcierung des Ausbaus 
der Infrastruktur und der Breitbandnetze.  

 

Besondere Bedeutung hat dieser Ausbau für den 
ländlichen Raum. Ländliche Räume lebenswert zu 
gestalten, sodass sie Perspektiven auch für junge 
Menschen bieten, ist unser erklärtes Ziel.  

 

Auch die Land- und Forstwirtschaft ist in diesem 
Zusammenhang zu nennen; denn sie ist eine tra-
gende Säule auf dem Land. Sie steht zugleich in 
besonderer Verantwortung, wenn es darum geht, 
Nachhaltigkeit zu fördern und eine artgerechte 
Tierhaltung zu betreiben. Erwartungen, die auch 
immer mehr Verbraucher mit der Landwirtschaft 
verknüpfen, sind in diesem Zusammenhang eben-
falls wichtig.  

 

Ein Plus für unsere in weiten Teilen ländlich ge-
prägte Heimat sind ihr wertvolles Naturerbe und 
ihre biologische Vielfalt. Sie gilt es zu bewahren 
und weiterzuentwickeln.  

 

Weiterentwickeln wollen wir auch das Bildungs-
system. Gute Bildung bietet nicht nur die Chance 
auf Selbstverwirklichung und persönlichen Erfolg; 
sie ist auch die Grundlage für den Erfolg unserer 
Gesellschaft insgesamt.  

 

Wir wollen kein Kind zurücklassen und maß-
geschneiderte Bildungsangebote von Anfang an 
und möglichst ortsnah sicherstellen. Dazu zählt 
neben der Verlässlichkeit der Kinderbetreuungs- 
und Schulstrukturen auch eine Fortentwicklung 
sowie die Ausstattung der Schulen und Hoch-
schulen. Lernen und Forschen 4.0 muss unser 
Markenzeichen werden. 

 

Niemanden zurücklassen - das gilt nicht nur für 
Schule und Ausbildung. Wenn wir Sachsen-Anhalt 
noch attraktiver machen wollen, wenn wir Men-
schen dafür gewinnen wollen, hier eine Zukunft 
für sich zu sehen, dann gehören dazu auch die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie gleiche 
Chancen für Frauen und Männer und faire Löhne. 
Soweit es in ihrer Macht steht, wird die Landes-
regierung ihren Beitrag dazu leisten. Gefragt sind 
hierbei aber immer auch die Arbeitgeber.  

 

Für Menschen, die schwer in den Arbeitsmarkt zu 
vermitteln sind, wollen wir den öffentlich geför-
derten und gemeinwohlorientierten Arbeitsmarkt 
weiterentwickeln, so wie wir das schon einmal mit 
der Bürgerarbeit geschafft haben.  

 

Das Land Sachsen-Anhalt hat in der Vergangen-
heit sehr stark von Investitionen ausländischer 
Unternehmen profitiert. Zahlreiche Arbeitsplätze in 
unserem Land sind dadurch entstanden. An unse-
ren Hochschulen und Universitäten studieren rund 
6 000 ausländische Studenten. Dies stärkt den 
Wissenschaftsstandort Sachsen-Anhalt und trägt 
zum wissenschaftlichen Austausch bei.  

Ausländische Fachkräfte sind eine Bereicherung 
für unsere heimischen Unternehmen, sie sind 
zudem Türöffner für internationale Märkte. In einer 
gezielten und gesteuerten Zuwanderungspolitik 
sehen wir daher eine große Chance für unser 
Land, insbesondere vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und eines steigenden 
Durchschnittsalters unserer Bevölkerung. 

 

Eine gelingende Einwanderung bietet nicht nur 
unseren Unternehmen Chancen, sie bereichert 
uns auch kulturell. Wir wollen ein weltoffenes und 
tolerantes Sachsen-Anhalt. Dazu gehört, Rassis-
mus und Intoleranz entschlossen zu begegnen.  

 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

 

Dazu gehört auch, Menschen, die in ihren Heimat-
ländern verfolgt werden, Schutz zu bieten.  

 

Die Integration der Menschen, die zu uns kom-
men, ist eine Aufgabe, die uns alle angeht. Wir 
fördern Integration, wir fordern sie aber auch ein. 
Die Einhaltung unserer Gesetze und die Achtung 
unserer Werte sind der Prüfstein für eine gelun-
gene Integration. Sie sind die Grundvorausset-
zung für den Zusammenhalt und das Funktionie-
ren unserer Gesellschaft. 

 

Die Bewältigung dieser gesamtstaatlichen Aufga-
be ist nicht ohne das große ehrenamtliche Enga-
gement vieler Sachsen-Anhalterinnen und Sach-
sen-Anhalter möglich. Ein solches breites bürger-
schaftliches Engagement, wie auch in vielen an-
deren Bereichen, ist die Voraussetzung für eine 
intakte Zivilgesellschaft. Wir wollen es daher ent-
sprechend fördern. Dazu zählen ein Mehr an Par-
tizipation und der Dialog mit den Menschen in 
Sachsen-Anhalt. Wir wollen daher die Transpa-
renz politischer Entscheidungen erhöhen und die 
Beteiligungsrechte stärken.  

 

Grundlage für unser Handeln in den kommenden 
fünf Jahren ist und bleibt eine solide und nachhal-
tige Finanz- und Haushaltspolitik. Wir wollen eine 
Verbesserung der Finanzausstattung der Kom-
munen, zusätzliche Neueinstellungen von Lehre-
rinnen und Lehrern und bei der Polizei sowie Ver-
besserungen bei der Kinderbetreuung. Wir wollen 
ein Sofortprogramm Umweltschutz, Investitionen 
in die Infrastruktur und eine Erhöhung der Grund-
finanzierung der Hochschulen. Wir sind uns dar-
über hinaus einig, dass der soziale Arbeitsmarkt 
gestärkt werden muss.  

 

Einig sind wir uns allerdings auch darüber, dass 
die Konsolidierungshilfen des Bundes nicht ge-
fährdet werden dürfen. Daran muss sich die poli-
tische Prioritätensetzung ganz klar orientieren.  

 

Dies gilt umso mehr, als wir künftig sehr viel stär-
ker auf eigenen Füßen stehen müssen. So haben 
sich beispielsweise die Verhandlungen zu den 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen sehr schwierig 
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gestaltet. Die Positionen der beteiligten Länder 
standen sich zunächst diametral gegenüber. Die 
ostdeutschen Länder haben jedoch geschlossen 
zusammengestanden und ihre besondere finan-
zielle Situation gemeinsam vertreten. Eine ge-
schlossene Ostphalanx werden wir auch weiterhin 
brauchen, weil die Interessen zwischen Ost und 
West teilweise immer noch unterschiedlich sind.  

 

Umso wichtiger ist es aber auch, dass das Land 
Sachsen-Anhalt wirtschaftlich stärker wird. Trotz 
des erkennbaren Aufholprozesses besteht weiter-
hin ein deutliches West-Ost-Gefälle. Dies können 
wir nur mit einer weiter über dem Bundesdurch-
schnitt liegenden Investitionsquote abbauen.  

 

Dies alles können wir nicht per Gesetz verordnen, 
aber wir können Verordnungen, Gesetze und 
Rahmenbedingungen schaffen, die dafür hilfreich 
sind.  

 

Notwendig ist, dass die Aufwendungen der Unter-
nehmen für Forschung und Entwicklung wachsen. 
Sie haben derzeit in Sachsen-Anhalt nur einen 
Anteil von 0,4 % des Bruttoinlandsproduktes, lie-
gen also unter dem Anteil der öffentlichen Hand 
des Landes Sachsen-Anhalt. Bis zum Jahr 2023 
soll dieser Anteil auf 0,7 % steigen.  

 

Darum wollen wir wissen, welche zusätzlichen 
Impulse möglich sind, die über die bisher prakti-
zierten Förderinstrumente hinausgehen. Bis Ende 
des Jahres wollen wir dies im Rahmen einer Stu-
die untersuchen lassen. Die Handlungsempfeh-
lungen aus der Studie werden in konkrete Maß-
nahmen im Rahmen unserer Innovationsstrategie 
einfließen.  

 

Wir wollen das Gründungsgeschehen im Land 
Sachsen-Anhalt forcieren. Insbesondere wollen 
wir den Fokus auf innovative Ausgründungen aus 
der Wissenschaft legen. Wir wollen nicht aus je-
dem Wissenschaftler einen Unternehmensgründer 
machen. Aber wir wollen mehr Unternehmens-
gründer mit wissenschaftlichem Hintergrund; denn 
solche Gründungen haben das Potenzial, erfolg-
reich im Wettbewerb zu bestehen, neue Märkte zu 
erschließen und zukunftsfähige Arbeitsplätze zu 
schaffen. Kurz: Wir wollen weniger verlängerte 
Werkbank und dafür mehr Ideengeber sein.  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Lassen Sie es mich so sagen: Wir brauchen Men-
schen, die die Tradition von Hugo Junkers oder 
Walter Gropius fortschreiben.  

 

Darum wollen wir unsere Hochschulen noch stär-
ker zu Keimzellen für Start-ups ausbauen. Mithilfe 
unserer Förderung wollen wir den Hochschulen 
helfen, ein Umfeld zu schaffen, das Studenten 
zum Ausprobieren und Experimentieren einlädt.  

 

Mit speziellen Förderinstrumenten unterstützen 
wir junge Gründer von der strategischen Planung 

über die Finanzierung bis zur Realisierung ihrer 
Vorhaben. Wichtig ist aber ebenso, Unterneh-
mensgründungen schon früh als Perspektive in 
der persönlichen Lebensgestaltung zu entdecken.  

 

Daher wollen wir bereits in der Schule für das 
Thema Unternehmensgründung sensibilisieren 
und dazu motivieren. Es gibt viele Schülerfirmen, 
die hervorragend arbeiten. Bei Besuchen in den 
Schulen kann man das erleben. Diese Tendenzen 
und Initiativen müssen wir konsequent unterstüt-
zen. Das kann jeder Abgeordnete in seinem 
Wahlkreis begleiten. 

 

Wir wollen jedoch auch auf anderen Wegen das 
Investitionsgeschehen im Land Sachsen-Anhalt 
aktivieren und Bürokratie abbauen. Dazu soll ein 
Maßnahmenkatalog zur Entbürokratisierung er-
stellt werden. Das betrifft sowohl die Fristen zur 
Bescheidung von Anträgen als auch die die För-
dermittelvergabe betreffenden Aktivitäten der Ver-
waltungen.  

 

Das Fördermittelcontrolling soll zudem besser und 
effizienter werden. Sicherlich ist das eine Fort-
schreibung dessen, was immer schon zum Auf-
gabenkatalog einer Landesregierung und einer 
Verwaltung gehörte. Es geht jedoch darum, immer 
wieder neue Ansätze zu finden, weil wir an dieser 
Stelle nicht nachlassen dürfen, initiativ zu sein.  

 

Es gibt eine Reihe weiterer Vorhaben, die wir für 
die kommenden fünf Jahre auf der Agenda haben. 
So werden wir das Landesvergabegesetz evaluie-
ren und weiterentwickeln. Wir wollen die Verein-
barkeit von Familie und Beruf fördern und streben 
dabei die Einführung eines Qualitätssiegels „Fa-
milienfreundlicher Betrieb“ an. Viele Betriebe sind 
schon familienfreundlich. Aber das soll auch ent-
sprechend gekennzeichnet und wertgeschätzt 
werden, indem wir es öffentlich machen.  

 

Zur Unterstützung von Neugründungen und Un-
ternehmensnachfolgen wollen wir eine Meister-
gründungsprämie einführen. Ferner wollen wir die 
Außendarstellung Sachsen-Anhalts weiter verbes-
sern. Darum werden wir das Landesmarketing 
weiterentwickeln. Ideen dazu kann jeder einbrin-
gen.  

 

Das Land Sachsen-Anhalt soll als leistungsfähiger 
Wirtschaftsstandort präsentiert werden, als ein 
Land, das modern, selbstbewusst und weltoffen 
ist. Wichtig ist es dabei, Potenziale zu erkennen. 
Ich denke hierbei zum Beispiel an die Kreativwirt-
schaft.  

 

Das Land Sachsen-Anhalt hat sich in den letzten 
Jahren zu einem anerkannten Medienstandort 
und zu einem Drehort sowohl nationaler als auch 
internationaler Kino- und Fernsehproduktionen 
entwickelt. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor dafür ist 
die Beteiligung des Landes an der Mitteldeut-
schen Medienförderung GmbH.  
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Um im Standortwettbewerb weiter bestehen zu 
können, müssen wir über eine Erhöhung der Kapi-
talzuführung des Landes zur MDM in angemes-
senem Verhältnis zu den anderen Gesellschaftern 
reden. Wir müssen es im Verbund mit den Uni-
versitäten und Hochschulen zudem schaffen, die 
Medienausbildung weiter zu verbessern und hier-
für noch mehr Studenten für ein Studium in Sach-
sen-Anhalt gewinnen.  

 

Auch die Tourismuswirtschaft hat eine positive 
Entwicklung genommen. Diese setzt sich fort. So 
sind die Übernachtungszahlen im ersten Quartal 
dieses Jahres um 6,8 % im Vergleich zum Vorjah-
resquartal gestiegen. Auch bei den ausländischen 
Gästen gab es einen deutlichen Zuwachs. Um 
diese Entwicklung zu verstetigen, werden wir das 
Tourismusmarketing und die touristische Infra-
struktur weiterentwickeln.  

 

Ohne Zweifel hat Sachsen-Anhalt insbesondere 
sein Profil als Kulturreiseland geschärft. Das Re-
formationsjubiläum im kommenden Jahr, das ne-
ben dem zentralen Kirchentag in Wittenberg in 
vielen Orten - auch durch regionale Kirchentage - 
begangen wird, und das Bauhaus-Jubiläum im 
Jahr 2019 sind eine große Chance für diese 
Branche, aber auch für das Land Sachsen-Anhalt 
insgesamt.  

 

Diese Chance müssen und werden wir nutzen. 
Wir werden Sachsen-Anhalt nicht nur als Land mit 
großer Kultur und Geschichte präsentieren, wir 
werden auch gute Gastgeber für unsere in- und 
ausländischen Gäste sein.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 

Sachsen-Anhalts Kultur umfasst natürlich mehr 
als Reformation und Bauhaus. Wir müssen daher 
unsere Kulturlandschaft in ihrer ganzen Vielfalt im 
Blick haben. Bei allem Erinnern darf der Blick auf 
die kulturelle Gegenwart nicht verloren gehen. 
Das eine ist von dem anderen nicht zu trennen.  

 

So ist kulturelle, ästhetische und historische Bil-
dung vor allem für Kinder und Jugendliche ein 
wichtiges Anliegen der Landesregierung. Außer-
dem werden wir die Fördermechanismen für den 
Kulturbereich künftig einfacher und verlässlicher 
ausgestalten.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

Wir wollen zudem den offenen und kreativen Aus-
tausch zwischen Landespolitik und Kulturschaf-
fenden nachhaltig beleben. Wir müssen es schaf-
fen, mehr Unterstützung und Vernetzung mit Part-
nern von außen zu generieren.  

 

Insgesamt hat sich diese Koalition im Bereich der 
Kultur ehrgeizige Ziele gesetzt. So soll ein Anteil 
von 1 % des Landeshaushaltes - mindestens aber 
100 Millionen € - für die Kultur eingesetzt werden. 

Angesichts der Finanzlage wird dies gewiss nicht 
in einem Schritt zu realisieren sein. Das ist aber 
der Orientierungspunkt, an dem wir uns in dieser 
Legislaturperiode ausrichten.  

 

Vor besonderen Herausforderungen stehen wir 
ohne Zweifel auch im Bereich der Bildung. Die 
Ausgangsbasis ist gut: Bei deutschlandweiten 
oder internationalen Leistungstests in den ver-
gangenen Jahren hat das Land Sachsen-Anhalt 
sehr gut abgeschnitten. Dies zeugt von der Leis-
tungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit unserer 
Schülerinnen und Schüler.  

 

Dies zeugt aber auch von der Leistungsfähigkeit 
unseres Bildungssystems und dem Können der 
Lehrerinnen und Lehrer in Sachsen-Anhalt. Wir 
wissen aber auch, dass wir uns auf dem Erreich-
ten nicht ausruhen können und dass wir vor neue 
Aufgaben gestellt werden.  

 

So hat die hohe Zahl von Flüchtlingen, die zu 
uns kommen, auch Auswirkungen auf das Schul-
system. Nach Jahren des Rückgangs der Schü-
lerzahlen steigen diese nun wieder an. Inzwi-
schen lernen rund 6 200 Schülerinnen und Schü-
ler mit Migrationshintergrund bei uns. Eine ge-
lungene schulische Integration, das Dazugehö-
ren von Anfang an, ist hierbei die wichtigste Auf-
gabe.  

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Kern ist und bleibt dabei das Erlernen der deut-
schen Sprache. Mehr als 400 Sprachlernklassen 
und Sprachlerngruppen bestehen derzeit an unse-
ren allgemein- und berufsbildenden Schulen. An-
gesichts dessen wird auch der Erlass zur Beschu-
lung von Schülerinnen und Schülern mit Migra-
tionshintergrund überarbeitet. Die Anhörung dazu 
läuft derzeit.  

 

Nicht nur vor diesem Hintergrund hat die Ab-
sicherung der Unterrichtsversorgung besondere 
Bedeutung. Ich bin dankbar für das klare Be-
kenntnis, das im Koalitionsvertrag dazu formuliert 
ist.  

 

Wir wissen natürlich, dass die Umsetzung schwie-
rig wird. Unser Bildungsminister hat das Thema 
sofort aufgegriffen. Die Abstimmung über Neu-
einstellungen zum nächsten Schuljahr ist bereits 
eingeleitet. Ziel sind und bleiben eine Unterrichts-
versorgung auf hohem Niveau und Unterricht auf 
hohem Niveau.  

 

Vergessen dürfen wir dabei aber nicht die Schü-
lerinnen und Schüler, die Schwierigkeiten haben, 
das Klassenziel zu erreichen. Der Anteil der-
jenigen, die die Schule ohne Abschluss verlas-
sen, ist immer noch zu hoch. Diese Quote müs-
sen wir verringern, ohne Abstriche bei den fach-
lichen Anforderungen zu machen. Bewährt haben 
sich hierbei Projekte wie das Produktive Lernen 
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und die Schulsozialarbeit. Deren Finanzierung 
muss auch nach dem Auslaufen der jetzigen 
EU-Förderperiode sichergestellt werden. Zudem 
werden wir die Förderung Hochbegabter fortfüh-
ren.  

 

Insgesamt gilt, dass wir keine strukturellen Ver-
änderungen im Bereich der Schulen vornehmen 
werden. Wir stehen für eine verlässliche Schul-
politik, die sich nicht an Strukturen abarbeitet, 
sondern auf die Entwicklung der schulischen Qua-
lität orientiert.  

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

 

Nur mit Bildung gibt es eine gute Zukunft, sehr 
geehrte Damen und Herren. Nur mit Bildung gibt 
es Wachstum und Wohlstand. Nur mit Bildung gibt 
es eine funktionierende Demokratie. 

 

Dies gilt auch für die Hochschulen. Unser Land 
hat sich zu einem attraktiven Hochschulstandort 
entwickelt. Davon zeugen rund 52 000 Studie-
rende. Die Zielvereinbarungen für die Jahre 2015 
bis 2019 und die Hochschulstrukturplanung 2025 
schaffen Planungssicherheit und stärken die 
Autonomie der Hochschulen. Zugleich sind sie 
eine zuverlässige Grundlage der Hochschulent-
wicklung.  

 

Gleichwohl wird es in dieser Legislaturperiode 
eine Novellierung und Modernisierung des Hoch-
schulgesetzes und des Hochschulmedizingeset-
zes geben. Wir streben dies bis zur Mitte der 
Legislaturperiode an. Dabei wird es unter ande-
rem um eine vollständige Übertragung des Be-
rufungsrechtes an die Hochschulen gehen. Auch 
wird es um die Ausweitung der Zugangsberech-
tigungen zum Abitur und eine höhere Durchläs-
sigkeit zwischen beruflicher und akademischer 
Bildung gehen.  

 

Wir sind dafür, Studienangebote für berufsbeglei-
tende Studiengänge oder Teilzeitstudiengänge 
auszubauen. Die Landesregierung strebt darüber 
hinaus eine weitere Öffnung der Hochschulen für 
Absolventen der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
an. Die Attraktivität des dualen Studiums soll er-
höht werden. Damit tragen wir den Bedürfnissen 
der Wirtschaft und auch den Forderungen der 
Kammern ganz klar Rechnung.  

 

Erfreulich für die Hochschulen: Durch die Über-
nahme der BAföG-Förderung durch den Bund 
stehen ab 2017 die 30 Millionen € den Hoch-
schulen vollständig zur Verfügung. Die Hälfte 
davon fließt in die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen. Die restlichen 15 Millionen € werden für 
Maßnahmen zur Profilierung der Hochschulen ge-
nutzt.  

 

Bleibt noch ein Wort zur Hochschulmedizin. Hier-
bei sind wir uns einig, dass wir keine Privatisie-

rung oder Teilprivatisierung der Universitätsklinika 
wollen.  

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN, bei 
den GRÜNEN und von der Regierungs-
bank) 

 

Wir sind für den Erhalt der medizinischen Fakultä-
ten der beiden Universitäten. Sichtbares Zeichen 
dieses Bekenntnisses werden das neue Betten-
haus in Halle und das Herzzentrum in Magdeburg 
sein.  

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist uns die 
Förderung der Zusammenarbeit der Universitäts-
klinika mit Forschungseinrichtungen und anderen 
Krankenversorgern im Umfeld. Gegenüber dem 
Bund werden wir uns weiter dafür einsetzen, dass 
die Universitätsklinika für das, was sie leisten, 
auch möglichst vollständig vergütet werden.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir über 
Schule, Ausbildung und Studium reden, darf nicht 
vergessen werden, dass die Grundlagen für einen 
erfolgreichen Bildungsweg bereits sehr viel früher 
gelegt werden. Die frühkindliche Bildung und ein 
gutes System der Kinderbetreuung werden immer 
wichtiger. Hierbei sind wir in Sachsen-Anhalt gut 
aufgestellt. Wir sind ein kinder- und familien-
freundliches Land. Wir eröffnen jedem Kind den 
Zugang zu frühkindlicher Bildung und ermöglichen 
den Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf.  

 

Die Landespauschalen des Kinderförderungs-
gesetzes werden an die inzwischen vereinbarten 
Tarife angepasst. Damit wird ein Beitrag zur 
Kostendämpfung bei den Gemeinden geleistet 
und eine Entlastung bei den Kostenbeiträgen der 
Eltern möglich. Nicht zuletzt setzen wir ein Signal 
für gute Arbeit über die angemessene Entlohnung 
der Erzieher und Erzieherinnen.  

 

Wir werden die Mittel aus dem Betreuungsgeld 
des Bundes eins zu eins über die Landkreise an 
die Gemeinden weitergeben, damit diese dann die 
Eltern von Krippenkindern unmittelbar entlasten 
können. Der entsprechende Gesetzentwurf wird 
nachher in den Landtag eingebracht, damit eine 
Entlastung noch 2016 wirksam werden kann. Das 
ist der erste Schritt. 

 

Die grundsätzliche Frage der Finanzierungssys-
tematik ist Gegenstand einer Evaluierung des Kin-
derförderungsgesetzes, die derzeit läuft. Die Er-
gebnisse der Evaluierung bilden dann die Grund-
lage für die Novellierung des KiFöG bis zum Ende 
des Jahres 2017.  

 

Neben der Etablierung einer transparenten, nach-
vollziehbaren und umfassenden Finanzierungsys-
tematik wird die Novelle auch auf eine Verbesse-
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rung der Erzieher-Kind-Relation in den Einrich-
tungen abzielen. 

 

Gute Arbeit zu fördern und zu würdigen, das gilt 
aber nicht nur bei der Kinderbetreuung. Es ist 
vielmehr das Leitmotiv unserer Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftspolitik.  

 

Nur durch attraktive Arbeitsplätze - ich sagte es 
bereits - wird es uns zukünftig gelingen, aus-
reichend Fachkräfte für Sachsen-Anhalt zu ge-
winnen oder sie hier dauerhaft zu binden.  

 

Zu guter Arbeit gehört ein fairer Lohn, aber auch 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, gute 
Weiterbildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten, 
Gesundheitsförderung und eine generelle Kultur 
der Wertschätzung im Unternehmen, aber auch 
ein neues Verhältnis unserer Menschen zu Unter-
nehmen, zu unternehmerischen Aktivitäten.  

 

Es gibt keine höhere ethische Leistung, als dass 
jemand ein Unternehmen gründet oder erhält und 
damit die Arbeitsplätze für diejenigen schafft, die 
als abhängige Beschäftigte darauf angewiesen 
sind.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 

Wir müssen versuchen, das bei uns dauerhaft als 
Kultur zu etablieren.  

 

Dazu zählen aber auch gleiche Chancen für 
Frauen und Männer. Erfreulich ist, dass wir im 
Osten nach einer aktuellen Studie des „Focus“ 
schon weiter sind als im Westen Deutschlands. 
Dennoch: Auch bei uns gibt es noch viel zu tun, 
wie wir wissen. So wollen wir die bestehenden 
strukturellen Diskriminierungen von Frauen ab-
bauen. Das bestehende Frauenförderungsgesetz 
werden wir zu einem modernen Gleichstellungs-
gesetz für Frauen und Männer weiterentwickeln.  

 

Wir vergessen aber auch die Menschen nicht, die 
auf dem Arbeitsmarkt auf besondere Unterstüt-
zung angewiesen sind: Alleinerziehende, junge 
Menschen ohne Schulabschluss, Menschen mit 
Behinderungen, Ältere und Langzeitarbeitslose 
sowie Jugendliche mit Migrationshintergrund. Sie 
benötigen besondere Angebote.  

 

Was notwendig ist, wissen die Verantwortlichen 
vor Ort oft am besten. Daher eröffnen wir den 
kommunalen Akteuren im Rahmen unseres regio-
nalisierten Arbeitsmarktprogramms neue Gestal-
tungsmöglichkeiten. Dabei geht es zunächst dar-
um, alle Potenziale für die Integration in reguläre 
Beschäftigung zu nutzen.  

 

Wir werden aber auch für Menschen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten eröffnen, die auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt aufgrund ihrer Erwerbsbio-
grafie oder ihrer Vermittlungshemmnisse dauer-
haft keinen Arbeitsplatz finden. Auch sie sollen 
am Erwerbsleben teilhaben und dadurch Wert-
schätzung erfahren.  

Dazu werden wir unsere Erfahrungen zum Bei-
spiel mit der Bürgerarbeit oder dem Programm 
„Aktiv zur Rente“ nutzen und diese Konzepte im 
Sinne eines sozialen Arbeitsmarktes weiterent-
wickeln.  

 

Als ersten Schritt werden wir schon ab Sommer 
2016 im Rahmen des Programms „Jobperspekti-
ve 58+“ landesweit mehr als 1 000 zusätzliche 
und gemeinwohlorientierte Arbeitsplätze für ältere 
Langzeitarbeitslose fördern.  

 

Ab 2017 werden wir ein mit dem Landtag abge-
stimmtes Konzept für einen sozialen Arbeitsmarkt 
umsetzen. Dieser soll konzeptionell zweifach aus-
gerichtet sein: zum einen als verlässliche Teil-
habemöglichkeit für dauerhaft vom Arbeitsmarkt 
Ausgeschlossene, zum anderen aber auch immer 
wieder als Brücke in den ersten Arbeitsmarkt. Das 
muss weiterhin höchste Priorität haben; denn eine 
Aufgabe, eine Arbeit, ein Dabeisein gibt gesell-
schaftliche Anerkennung und Selbstwertgefühl. 
Dies ist für die Würde des Menschen unerlässlich, 
sehr geehrte Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der AfD, bei der 
SPD, bei den GRÜNEN und von der Regie-
rungsbank) 

 

Zum Stichwort Teilhabe: Unsere Kommunen, aber 
auch Wohlfahrtsverbände, Hilfsorganisationen, 
Vereine, Kirchen und viele engagierte Bürgerin-
nen und Bürger haben bei der Aufnahme, Versor-
gung und Erstintegration von schutzsuchenden 
Flüchtlingen Überragendes geleistet. Dafür möch-
te ich auch an dieser Stelle noch einmal - sicher-
lich auch in Ihrem Namen - Danke sagen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei der 
LINKEN, bei den GRÜNEN und von der 
Regierungsbank) 

 

Wir wissen aber auch, dass die Kommunen diese 
Aufgaben nur wahrnehmen können, wenn sie fi-
nanziell entlastet werden, und dass ehrenamt-
liches Engagement nicht dauerhaft professionelle 
Begleitung ersetzen kann.  

 

Wir werden weder die Kommunen noch die enga-
gierten Bürgerinnen und Bürger allein lassen, und 
wir erwarten vom Bund, dass er sich an den Kos-
ten von Aufnahme und Integration Schutzsuchen-
der mindestens hälftig beteiligt. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und von der Regierungsbank) 

 

Inzwischen sind die Flüchtlingszahlen rückläufig. 
In den Vordergrund rücken die Aufgaben der Ori-
entierung und Integration. Unser Ziel ist es, dass 
die Schutzsuchenden so schnell wie möglich in 
Bildung, Ausbildung und Arbeit ankommen und 
am gesellschaftlichen Leben teilhaben. Wir wollen 
den Integrationswillen der Flüchtlinge fördern, wir 
fordern ihn aber auch ein. Die wechselseitigen 
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Rechte und Pflichten im Integrationsprozess wol-
len wir in einem Integrations- und Teilhabegesetz 
regeln, dessen Ziel es ist, das Zusammenleben zu 
stärken und die Teilhabe von Zugewanderten zu 
verbessern. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn ich eben 
hinsichtlich der Beteiligung an den Kosten der 
Flüchtlingsunterbringung von der Verantwortung 
des Bundes sprach, dann gilt dies auch für andere 
Bereiche. Es kann nicht sein, dass der Bund Ent-
scheidungen trifft, die finanzielle Verantwortung 
dafür aber vor allem bei den Ländern sieht. Das 
gilt insbesondere auch für den Bereich der Regio-
nalisierungsmittel. Diese muss der Bund in bis-
heriger Höhe zur Verfügung stellen. Dazu gibt es 
keine vertretbare Alternative.  

 

(Befall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 

Die Abbestellung von Zugverbindungen im Osten 
ist für diese Landesregierung keine Lösung. Da 
mit der Regionalisierung des Nahverkehrs Auf-
gaben vom Bund auf die Länder übertragen wur-
den, muss der Bund auch für die entsprechenden 
Mittel sorgen. Daher ist er nun gefordert, die Ver-
teilung der Regionalisierungsmittel durch Rechts-
verordnung so zu regeln, dass unsere Bedürfnis-
se befriedigt werden können. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Ziel dieser Landesregierung ist es, eine attraktive 
und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur vorzu-
halten. Dazu zählen Schienenverbindungen eben-
so wie Straßen, Autobahnen und Wasserstraßen. 
Wir bekennen uns zur Realisierung von Verkehrs-
projekten wie der Nordverlängerung der A 14 und 
der Westumfahrung von Halle im Zuge der A 143. 
Wie notwendig deren Bau ist, hat gerade die ak-
tuelle Studie des Prognos-Institutes zur wirtschaft-
lichen Zukunftsfähigkeit der deutschen Landkreise 
und kreisfreien Städte gezeigt; denn sie hat be-
tont, wie wichtig Strukturinvestitionen sind.  

 

Ich habe gerade das Thema A 14 angesprochen. 
Der Landkreis Stendal ist im Ranking der 402 Re-
gionen in Deutschland auf dem letzten Platz. Ich 
kann Ihnen sagen: Wenn wir mit der A 14 fertig 
sind, wird das nicht mehr der Fall sein. Deshalb 
müssen wir alle Anstrengungen darauf richten, 
diese Infrastrukturmaßnahme so schnell wie mög-
lich zu beenden.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und von 
der Regierungsbank) 

 

Wir wollen aber auch den Schienengüterverkehr 
stärken und treten gegenüber dem Bund sowohl 
für eine dauerhafte Anbindung unserer Landes-
hauptstadt an das ICE-Netz ein wie für die Auf-
nahme des Flughafens Leipzig-Halle in das Na-
tionale Luftverkehrskonzept.  

Zum Aufbau einer attraktiven Verkehrsinfrastruk-
tur gehört für uns ebenso ein gut ausgebautes 
Radwegenetz. Dies gilt auch vor dem Hintergrund 
des stetig wachsenden Radtourismus. Nach wie 
vor ist der Elbradwanderweg die Nummer 1 in 
Deutschland. So wollen wir noch in diesem Jahr 
einen Landesradverkehrsplan verabschieden.  

 

Zur Infrastruktur zählt natürlich auch die Breit-
bandversorgung. Wir halten an dem Ziel fest, bis 
Ende 2018 Sachsen-Anhalt flächendeckend mit 
schnellem Internet mit mindestens 50 Mbit/s zu 
versorgen; denn dies steigert auch die Attraktivität 
der in dieser Hinsicht bislang benachteiligten länd-
lichen Regionen.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von Rü-
diger Erben, SPD, und von der Regierungs-
bank) 

 

Attraktivität macht sich aber natürlich nicht nur an 
der Breitbandversorgung fest. Auf dem Dorf zu 
leben, darf kein Nachteil sein. Dörfer und kleine 
Städte bedürfen daher besonderer Beachtung. 
Ziel muss es sein, eine Gleichwertigkeit der Le-
bensbedingungen zu erreichen. Notwendig ist 
eine Daseinsvorsorge, die den besonderen Ge-
gebenheiten des ländlichen Raumes gerecht wird. 
Dazu wollen wir Modellprojekte auf dem Land 
fördern, vom digitalen Ärztehaus bis zu Regio-
nalläden zur Sicherung der Grundversorgung.  

 

Wer über ländliche Räume spricht, der muss auch 
den Schutz der Natur und den Erhalt der Arten-
vielfalt im Blick haben. Beides sind wichtige An-
liegen unserer Landespolitik. So wollen wir bei-
spielsweise Hochwasserschutz und Naturschutz 
in Einklang bringen.  

 

Einen wichtigen Schritt dazu haben wir in den 
letzten Wochen bereits getan. Mit der Übernahme 
von rund 4 500 ha Flächen von der Bodenverwer-
tungs- und -verwaltungs GmbH des Bundes ha-
ben wir Flächen zur Verfügung, um Flüssen mehr 
Raum zu geben und zugleich den Hochwasser-
schutz zu verbessern.  

 

(Zustimmung bei der CDU, von Rüdiger Er-
ben, SPD, von Dr. Falko Grube, SPD, und 
von Dorothea Frederking, GRÜNE) 

 

Auch eine artgerechte Tierhaltung in der Land-
wirtschaft ist uns wichtig. Möglichst kurze Wege in 
die Schlachthöfe, ein möglichst geringer Einsatz 
von Antibiotika und möglichst gute Haltungsbedin-
gungen für Nutztiere - das sind nicht nur Wünsche 
der Landesregierung, sondern auch vieler Ver-
braucherinnen und Verbraucher, aber auch der-
jenigen, die in der Landwirtschaft als Unternehme-
rinnen und Unternehmer tätig sind. Diese gemein-
samen Interessenlagen werden wir weiterhin gut 
zusammenhalten und weiterentwicklen.  

 

(Zustimmung von Dorothea Frederking, 
GRÜNE) 
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Vielerorts wird dies bereits umgesetzt. Wir möch-
ten deshalb in einem Dialog mit allen Beteiligten 
erreichen, dass eine solche Nutztierhaltung immer 
mehr zum Maßstab wird.  

 

Ein wichtiges Thema, und das nicht nur im länd-
lichen Raum, sind die Feuerwehren. Sie nehmen 
eine wichtige Funktion wahr und sie sind Kristal-
lisationspunkt ehrenamtlichen Engagements. In 
vielen Dörfern - das erlebt man immer wieder - ist 
die Feuerwehr mit der Kinder- und Jugendfeuer-
wehr der einzige Konzentrationspunkt, wo sich 
Menschen treffen und wo man füreinander Ver-
antwortung übernimmt, wo man den jungen Men-
schen auch beibringt, wie man füreinander einzu-
stehen hat. Deswegen ist dieses Thema eines 
derjenigen Themen, die wir in unserer Landespoli-
tik immer im Blick behalten müssen, gerade als 
Land mit einem großen ländlichen Raum.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von 
Cornelia Lüddemann, GRÜNE, und von der 
Regierungsbank) 

 

Um hierbei Verbesserungen zu erreichen, wollen 
wir noch in diesem Jahr das Brandschutz- und 
Hilfeleistungsgesetz des Landes novellieren. Ich 
möchte nicht alle Änderungen aufzählen, aber 
ich möchte sagen: Wir haben uns unter anderem 
auf die Fahnen geschrieben, den Kommunen 
künftig einen höheren Anteil an der Feuerschutz-
steuer zuzubilligen. Wir wollen ein Sonderförder-
programm für Einsatzfahrzeuge und Feuerwehr-
gerätehäuser aufsetzen sowie Verbesserungen 
für die Mitglieder der freiwilligen Feuerwehren er-
reichen.  

 

Verbesserungen wird es auch im Bereich der 
Polizei geben. Die bereits in der letzten Legisla-
turperiode begonnenen Maßnahmen wie die Ein-
führung von Regionalbereichsbeamten werden 
fortgesetzt, um weiterhin eine bürgernahe Polizei-
arbeit in unserem Land zu gewährleisten.  

 

Es wird mehr Polizeibeamtinnen und Polizeibeam-
te in Sachsen-Anhalt geben. Mit den Regional-
bereichsbeamten haben wir ein Bedürfnis der 
Menschen aufgegriffen - das wird mir immer wie-
der bestätigt -, das wirklich auch auf Dauer befrie-
digt werden muss. 

 

(Zustimmung bei der CDU, von Ministerin 
Petra Grimm-Benne und von Minister Hol-
ger Stahlknecht) 

 

Diese Konstruktion - so möchte ich es einmal 
sagen - ist eine gute Entscheidung gewesen und 
sollte fortentwickelt werden. 

 

Alle Koalitionspartner sind sich darin einig, dass 
die Landespolizei personell verstärkt werden 
muss. Innerhalb der nächsten fünf Jahre soll 
deshalb die Zahl der Polizeibeamten auf 6 400 
und in der Folge dann weiter auf 7 000 anstei-

gen. Bereits für das Jahr 2016 sind 350 Neuein-
stellungen vorgesehen. Dazu haben die organisa-
torischen Vorbereitungen schon begonnen.  

 

Neueinstellungen sind ebenfalls im Justizvollzugs-
dienst vorgesehen. Auch vor dem Hintergrund der 
Altersstruktur planen wir, zusätzlichen 100 Beam-
tinnen und Beamten eine Stelle anzubieten.  

 

Wichtig ist uns ein leistungsfähiger Justizvollzug 
auf der Höhe der Zeit. Dazu zählt auch, dass wir 
eine Reformkommission einsetzen, die bis 2017 
Vorschläge für Änderungen in der Vollzugs-, aber 
auch in der Arbeits- und Ausbildungspraxis vor-
legt. Ziel ist vor allem eine bestmögliche Resozia-
lisierung von Straftätern.  

 

Eine starke, unabhängige und effiziente Justiz ist 
ein wesentlicher Eckpfeiler unserer Demokratie. 
Dem tragen wir Rechnung. Wir werden in unse-
rem Land die derzeit bestehenden Justizstandorte 
erhalten.  

 

Ein Hauptaugenmerk wird in den kommenden 
Jahren darauf gerichtet werden, die zum Teil sehr 
langen Verfahrenszeiten zu verkürzen. Die Straf-
rechtspflege muss personell und technisch in der 
Lage sein, eine effektive Strafverfolgung zu ge-
währleisten. Dazu zählt auch die konsequente 
Bekämpfung extremistischer und fremdenfeind-
licher Straftaten sowie von Hasskriminalität.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von der 
Regierungsbank) 

 

Hierzu wird es spezielle Fortbildungsangebote für 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte geben. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ohne Zweifel ist 
der Koalitionsvertrag, der natürlich auch Grund-
lage der Arbeit dieser unserer Landesregierung 
ist, sehr ambitioniert. Wir haben in den vergange-
nen Jahren angesichts der Kassenlage immer 
wieder prüfen müssen, was wir uns leisten kön-
nen und was nicht. Sachsen-Anhalt ist auch heute 
beileibe kein reiches Bundesland, aber die Ein-
nahmesituation, nicht nur des Bundes, sondern 
auch der Länder, hat sich in den letzten Jahren 
positiv entwickelt. Dies führt natürlich zu Wün-
schen, die sich im Koalitionsvertrag finden und 
von denen ich eben gesprochen habe.  

 

Selbstverständlich ist die Koalition, ist diese Lan-
desregierung nicht blauäugig. Wir wissen, dass 
wir uns nur das leisten können, was der Landes-
haushalt hergibt. Stabilität und eine solide Fi-
nanzpolitik ohne neue Schulden sind daher auch 
künftig für uns der Maßstab.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von 
Rüdiger Erben, SPD, und von der Regie-
rungsbank) 

 

Das gilt umso mehr für ein Land, das Konsolidie-
rungshilfe erhält. Die zulässige Obergrenze für 
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das strukturelle Defizit sowie das Verbot der Neu-
verschuldung sind klar festgelegt. Das sind die 
roten Linien für die kommenden Jahre.  

 

(Zustimmung bei der CDU und von Minister 
André Schröder) 

 

Nicht alle Wünsche werden deshalb sofort reali-
siert werden. Es bleibt dabei: Man kann auf Dauer 
nicht mehr ausgeben, als man einnimmt.  

 

Ein wichtiges Vorhaben der Landesregierung ist 
deshalb für uns die Weiterentwicklung des kom-
munalen Finanzausgleichs. Nach der Verfassung 
hat das Land dafür Sorge zu tragen, dass die 
Kommunen über Finanzmittel verfügen, die zur 
angemessenen Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich sind. Wir werden deshalb im Herbst eine neue 
FAG-Novelle auf den Weg bringen und die Leis-
tungen an die Kommunen im Vergleich zu den 
bisherigen Planungen erhöhen.  

 

Dabei dürfen wir aber die Leistungsfähigkeit des 
Landes nicht aus dem Auge verlieren. Das ist so 
auch in der Landesverfassung enthalten und das 
hat das Landesverfassungsgericht im Jahr 2012 
so entschieden. Ich gehe davon aus, dass eine für 
die Kommunen unseres Landes tragfähige Lö-
sung gefunden wird, die die Landesfinanzen nicht 
überfordert. 

 

Vorgenommen haben wir uns für die neue Legis-
laturperiode eine nachhaltige Verbesserung der 
Bausubstanz der langfristig im Bestand bleiben-
den Landesliegenschaften. Die Nutzung erneuer-
barer Energien und die Senkung des Wärme- 
und Strombedarfs sind sowohl bei der Sanie-
rung von Landesliegenschaften als auch beim 
Neubau von zentraler Bedeutung. So wird im 
Hochschulbereich weiterhin kräftig investiert. Bis 
2020 stellt das Land für beschlossene Investitio-
nen Mittel in Höhe von etwa 220 Millionen € zur 
Verfügung.  

 

Zu den wichtigsten Bauvorhaben im Hochschul-
bereich gehört der Neubau eines Herzzentrums 
am Universitätsklinikum Magdeburg, in dem Herz-
chirurgie und Kardiologie in einem Gebäude zu-
sammengeführt werden.  

 

Ich habe das deswegen explizit betont, weil ge-
rade auch die Gesundheit in unserem Land auf-
grund der im gegenüber dem deutschen Durch-
schnitt älteren Bevölkerung eine ganz besondere 
Bedeutung erfährt. Wir müssen an dieser Stelle 
im Hinblick auf die Investitionskonzentration sehr 
viel tun, damit wir im Infarktregister bzw. in der 
Statistik in diesen Bereichen nicht mehr auf 
Platz 16 liegen. Das gilt genauso für andere 
Krankheiten. Gerade in diesem Sektor haben wir, 
denke ich, einen Schwerpunkt zu setzen. Wir 
werden dem als Landesregierung auch Rechnung 
tragen. 

(Zustimmung von Frank Scheurell, CDU, 
von Ministerin Petra Grimm-Benne und von 
Minister Holger Stahlknecht) 

 

Von der ersten Phase des Programms Stark III 
profitierten insgesamt 56 Schulen und 42 Kinder-
tageseinrichtungen. Für alle Projekte insgesamt 
wurden Mittel in Höhe von rund 150 Millionen € 
investiert.  

 

Aus Stark III wird nun in der zweiten Phase des 
Programms Stark III plus. Zusätzlich zu Kitas und 
Schulen können außerschulische und kulturelle 
Einrichtungen saniert werden, auch Hochschulen. 
31 Projekte allein im ländlichen Bereich wurden 
bereits nach einem aufwendigen Antragsverfah-
ren ausgewählt. Nach der aktuell laufenden bau-
fachlichen Prüfung kann mit diesen Sanierungen 
zeitnah begonnen werden. Dabei geht es um ein 
Volumen von 44 Millionen €. Jeder Landkreis wird 
davon profitieren. Im Herbst kommt das zweite 
Antragsverfahren.  

 

Gerade dieses Programm zeigt, wie wichtig die 
Europäische Union für uns ist. Ohne die Mittel aus 
dem EFRE und dem ELER hätte Stark III nicht 
realisiert werden können. Sachsen-Anhalt als 
Land in der Mitte Europas muss daher an einer 
funktionierenden Europäischen Union und an ihrer 
Weiterentwicklung interessiert sein.  

 

Das schließt nicht aus, Probleme, die wir im Hin-
blick auf Europa haben, zu benennen. Diese sehe 
ich beispielsweise in der weitverbreiteten Über-
regulierung. Es kann nicht angehen, dass sich die 
Europäische Union eingehend mit Regeln zur 
Saugkraft von Staubsaugern beschäftigt, aber 
den Schutz der Außengrenzen der Europäischen 
Union aus den Augen verliert. 

 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD - Zu-
stimmung von Minister André Schröder und 
von Minister Holger Stahlknecht) 

 

Es entspricht dem in den europäischen Verträgen 
verankerten Subsidiaritätsprinzip, dass bestehen-
de Regeln auf ein Minimum beschränkt werden. 
Es geht dabei nicht darum, Europa schlechtzu-
reden, meine Damen und Herren, 

 

(Zustimmung von Silke Schindler, SPD, und 
von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

sondern Europa besser zu machen;  

 

(Zustimmung von Frank Scheurell, CDU, 
und von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

denn davon hängt unsere Zukunft ab. Das ist 
auch der Auftrag der Politik auf allen Ebenen, 
auch auf der Ebene des Landes. Daran wollen wir 
in diesem unserem Heimatland Sachsen-Anhalt 
weiterhin mitwirken.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe ver-
sucht, Ihnen wesentliche Grundlinien der Politik 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/5 - 02.06.2016 

 

15 

dieser Koalition zu skizzieren. Der Koalitionsver-
trag enthält noch viel mehr, das es sich lohnt, 
immer wieder zu lesen,  

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Das machen 
wir!) 

 

damit wir dieses Programm in den fünf Jahren so 
abarbeiten, dass wir zum Schluss sagen können: 
Diese Legislaturperiode hat dieses Land wesent-
lich weiter nach vorn gebracht. 

 

Aber: Es werden spannende fünf Jahre sein, weil 
wir aus der Weltentwicklung, aus der europäi-
schen Entwicklung schon ablesen können, dass 
die Situation, wie wir sie momentan prognostizie-
ren, oftmals nicht so eintritt, wie wir es uns wün-
schen. Zum Beispiel ist die Konjunktur in Deutsch-
land derzeit gut, die Steuereinnahmen haben sich 
nach oben entwickelt. Das sind gute Vorausset-
zungen, um mit dem Aufbau unseres Landes 
fortzufahren. Wir müssen aber auch in der Lage 
sein zu reagieren, wenn sich an diesen Trends 
etwas ändert. Dazu, sehr geehrte Damen und 
Herren, brauchen wir ein gemeinsames Agieren 
und eine gemeinsame Kraftanstrengung.  

 

Es gibt aber auch Fragen, die weiterhin zu stellen 
sind. Was wird, wenn Großbritannien aus der 
Europäischen Union austritt? Wie geht es wei-
ter mit den Migrationsbewegungen auf diesem 
Globus? Gibt es - als ein ganz pragmatisches 
Beispiel - in den nächsten Wochen und Monaten 
eine Einigung mit dem Bund bei der Neugestal-
tung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen? - All 
das sind Themen, die unmittelbare Konsequenzen 
für unser Agieren und für unsere Landespolitik 
haben.  

 

Wie entwickelt sich zum Beispiel die Beziehung 
der Europäischen Union zu Russland? Gibt es 
eine Aufhebung der gegenseitigen Sanktionen? 
- Unsere Unternehmen sind durchaus interessiert 
daran, dass sich dieser Problemkreis positiv auf-
lösen lässt.  

 

Die kommenden Jahre bieten neben all diesen 
Fragen aber auch Chancen, die wir für uns 
nutzen sollten. Dies registrieren die Menschen in 
unserem Land sehr wohl. Ich kann nur davor war-
nen zu glauben, dass es auf alle komplizierten 
Fragen einfache Antworten gibt. Wir müssen den 
Vereinfachern entschlossen entgegentreten, die 
Probleme auf Kosten anderer und auf Kosten der 
Menschlichkeit zu lösen versuchen.  

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD, bei 
den GRÜNEN und von der Regierungs-
bank) 

 

Angesichts dessen ist es wichtig, dass wir in 
Sachsen-Anhalt eine stabile Regierung der Mitte 
haben. Wir müssen die Sorgen und Probleme 
der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land 
ernst nehmen. Wir müssen jedoch auch deutlich 

machen, dass die Chancen sehr viel größer sind 
als die Risiken.  

 

Mit Verzagtheit, sehr geehrte Damen und Herren, 
werden wir unser Land nicht voranbringen, mit 
Optimismus und Tatkraft schon. Schauen wir uns 
an, was wir seit dem Jahr 1990 erreicht haben, 
und seien wir stolz auf das bisher Erreichte. 
Darauf können wir verweisen, wenn es darum 
geht, aktuelle Politik zu machen.  

 

Die Unterschiede zwischen Ost und West sind 
seit dem Jahr 1990 viel geringer geworden. Dort, 
wo sich die Schere noch auftut, wie zum Beispiel 
bei den Renten, werden wir am Ball bleiben. Bis 
2019 wollen wir ein einheitliches Rentensystem 
haben. Das schaffen wir auch, so wie vieles ande-
re, was wir uns für die Jahre bis 2021 in unserem 
Koalitionsvertrag vorgenommen haben.  

 

Sachsen-Anhalt soll und wird in fünf Jahren er-
neut ein Stück stärker, leistungsfähiger und le-
benswerter werden. Das ist unser Ziel und wir 
werden es gemeinsam erreichen. Dass wir in den 
vergangenen Jahren die Ärmel aufgekrempelt 
haben, hat sich gelohnt. Wenn wir bei diesem 
Prozess nicht nachlassen, dann werden wir alle 
unseren Beitrag dazu leisten können, dass unser 
Heimatland Sachsen-Anhalt weiterhin erblühen 
wird und eine gute Zukunft hat. Dazu lade ich Sie 
alle herzlich ein. - Herzlichen Dank.  

 

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU und 
von der Regierungsbank - Beifall bei der 
SPD und bei den GRÜNEN)  

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident Dr. Reiner 
Haseloff. - Wir kommen zu 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 2 b 

 

Aussprache zur Regierungserklärung  

 
 
 

Im Ältestenrat wurde hierzu die Redezeitstruktur 
„G“ wie Güssau,  

 

(Heiterkeit bei der CDU) 

 

also mit einer Dauer von 180 Minuten, vereinbart. 
Reihenfolge und Redezeiten möchte ich Ihnen 
bekannt geben: AfD 38 Minuten, SPD 17 Minuten, 
DIE LINKE 25 Minuten, GRÜNE acht Minuten und 
CDU 46 Minuten.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
die AfD-Fraktion spricht der Fraktionsvorsitzende 
Abg. Herr Poggenburg. Bitte, Herr Abgeordneter, 
Sie haben das Wort.  

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Abgeord-
nete! Hohes Haus! Europa, Deutschland, Sach-
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sen-Anhalt befinden sich in einer Zeit des Um-
bruchs, in einer Zeit längst überfälliger politischer 
Veränderung und in einer Phase der Besinnung. 
Ja, auch in einer Phase der Rückbesinnung auf 
konservative Werte, auf der Suche nach einem 
Gleichmaß zwischen dem Festhalten errungener 
Wertevorstellungen einerseits und Turboglobali-
sierung sowie völligem Verfall nationaler Identitä-
ten und Wertevorstellungen andererseits.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Viele Entwicklungen und gesellschaftliche Um-
brüche bereiten den Bürgern Sorge, Zukunfts-
ängste, überfordern sie und beschränken stark 
ihre Lebensqualität. Wir müssen uns endlich dar-
über klar werden, dass nicht alles Neue auch 
gleichzeitig etwas Gutes ist, nur weil es einen 
vordergründigen schnellen Nutzen verspricht oder 
einer ideologischen Entwicklung folgt. 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Zum Beispiel die AfD!) 

 

- Die AfD folgt Gott sei Dank keiner ideologischen 
Entwicklung.  

 

(Oh! bei der CDU, bei der LINKEN, bei der 
SPD und bei den GRÜNEN)  

 

Das machen andere schon viel länger viel besser. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das glaubst du 
doch selber nicht!) 

 

Veränderungen müssen angemessen vonstatten-
gehen oder auch einmal gestoppt, vielleicht sogar 
auch einmal rückabgewickelt werden können. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Veränderungen allein um der Veränderung willen 
ohne Berücksichtigung von Altbewährtem und die 
Bereitschaft der Bürger zu dieser Veränderung 
können niemals dauerhaften Erfolg zeitigen. 

 

Die in Sachsen-Anhalt etablierten Altparteien, vor 
allem die Parteien, welche nun die sogenannte 
Keniakoalition bilden, haben dies nicht verstanden 
oder wollen dies nicht verstehen und lieber be-
harrlich an ihrem sinkenden Einfluss festhalten. 
Sie haben den Wählerwillen nicht ernst genom-
men oder wollen diesen bewusst nicht umsetzen 
aus den vielleicht menschlichsten, aber leider 
auch niedersten und typisch politischen Beweg-
gründen, nämlich dem Festhalten an Macht und 
Positionen, liebe Abgeordnete. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Sebastian 
Striegel, GRÜNE)  

 

Wie sonst konnten sich gerade die Parteien, die 
hinsichtlich Wählerstimmen und Direktmandaten 
ein Wahlfiasko erlebten, nun zusammentun und 
gemeinsam das Land regieren und damit natürlich 
auch weiterhin ruinieren? 

 

(Beifall bei der AfD) 

Und noch besser bzw. eher schlimmer: Wie kön-
nen die Parteien, die nach ihren bisherigen Ver-
lautbarungen teils völlig gegensätzliche Ziele ver-
folgten, nun in einem beschämenden und unheim-
lichen Pakt zusammentreten,  

 

(Dr. Falko Grube, SPD, und Cornelia Lüd-
demann, GRÜNE, lachen) 

 

aus dem für Sachsen-Anhalt, für unser Land und 
für unsere Bürger, niemals wirklich Positives ent-
springen kann? 

 

Ich erinnere nur an die Demonstration direkt vor 
dem Landtag am 13. April 2016, bei der Land- 
und Forstwirte, Waldbesitzer und Jäger gegen 
grüne Ideologie protestieren und dabei wortfüh-
rend von der CDU im gleichen Tonfall unterstützt 
wurden. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

AfD-Mitglieder und -Abgeordnete waren aufseiten 
der Demonstranten natürlich dabei und hörten 
genau zu,  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Verdeckt!) 

 

was dort verkündet wurde - sie waren offen da-
bei -, wie den GRÜNEN eine verbale Abfuhr erteilt 
wurde. - Herr Borgwardt, zu Ihnen komme ich 
noch. 

 

Wenige Tage darauf begab sich die CDU aller-
dings in intensive Koalitionsverhandlungen mit 
den GRÜNEN und widersprach damit all ihren 
Aussagen. Aber es ging wieder noch schlimmer:  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Im Zuge der Verhandlungen erhielten die GRÜ-
NEN sogar das Ministerium für Umwelt, Landwirt-
schaft und Energie. Der Betrug an den CDU-
Wählern im ländlichen Raum war damit perfekt. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

In einem schlechten Politkrimi hätte man sich 
den Handlungshintergrund nicht abstoßender aus-
denken können, liebe Abgeordnete. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Und auch das reine Zweckbündnis von CDU 
und SPD, welches wir in der Vergangenheit in 
unserem Land hatten, was zu einem totalen Po-
litikversagen führte und entsprechend abgestraft 
wurde 

 

(Ulrich Thomas, CDU: Nein, nein, nein!)  

 

bei der Wahl am 13. März, wurde einmal mehr 
neu aufgelegt, nun eben nur erweitert, wie wir 
alle wissen, um die äußerst zweifelhafte Kom-
ponente einer linksradikalen Kleinpartei in Sach-
sen-Anhalt. 

 

(Beifall bei der AfD - Hendrik Lange, DIE 
LINKE, lacht - Swen Knöchel, DIE LINKE: 
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Jetzt sind wir aber ein bisschen verärgert 
- Zurufe von Sebastian Striegel, GRÜNE, 
und von Cornelia Lüddemann, GRÜNE)  

 

Verehrter Herr Minister Haseloff, in Ihrer Regie-
rungserklärung sprachen sie von einer gestiege-
nen Wahlbeteiligung seit 2006. Ja, das ist über-
aus positiv zu bewerten. Und ja, dadurch konnte 
ein Zuwachs gelebter Demokratie wahrgenom-
men werden. Das ist vollkommen richtig. Aller-
dings ist dies nur - ich betone: nur - ein Verdienst 
der AfD. 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der CDU 
und von der SPD: Oh, oh, oh! - Zuruf von 
Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Nur die bürgernahe Alternative für Deutschland 
als lang ersehnte Alternative zum oppositions-
losen Merkel-Kartell  

 

(Lachen bei der LINKEN) 

 

hat einen Zuwachs bei der Wahlbeteilung um 
etwa 10 % hervorgebracht und damit einen tat-
sächlichen Demokratiezuwachs erzeugt. Das soll-
ten sich alle Fraktionen hier, die immer denken, 
das Prädikat demokratisch nur für sich gepachtet 
zu haben, gewaltig hinter ihre tauben Ohren 
schreiben.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Den Schwerpunkt setzt die Keniakoalition laut 
Ihrer Regierungserklärung, Herr Dr. Haseloff, auf 
- ich zitiere - Kontinuität und neue Perspektiven. 
Also ganz ehrlich: Sie sollten sich aber nun einmal 
für eines von beiden entscheiden. Entweder ma-
chen Sie wie gewohnt und schön kontinuierlich 
weiter und fahren die Karre noch weiter in den 
Dreck. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Das 
ist unser Land!) 

 

- Das ist richtig; deswegen ist es ja so schlimm, 
Herr Haseloff. Oder Sie entscheiden sich ganz im 
Sinne der AfD für tatsächlich neue Alternativen 
und Perspektiven.  

 

(Eva Feußner, CDU: Welche denn? - Wei-
tere Zurufe von der CDU)  

 

Glauben Sie mir: Beides geht nicht.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ihre Aussage klingt nur für den unaufmerksamen 
Zuhörer erst einmal gut.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Lass mal!)  

 

Ich glaube, wir sind uns darin einig, Sie, Herr 
Dr. Haseloff und die gesamte Koalition wollen 
doch gar keine wirklichen Veränderungen und 
keine Alternative. Wir haben es eben auch gehört. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Ihre 
Alternative will ich nicht!) 

Dazu sind der politische Phlegmatismus und die 
nun noch grün verstärkte Ideologieblockade viel 
zu unüberwindbar für Sie. 

 

(Lachen bei der LINKEN) 

 

Für tatsächlich neue Perspektiven braucht es 
auch eine neue, aufgeschlossene politische Kraft,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Man könnte 
den Landeshaushalt sanieren mit diesem 
Phrasenschwall!) 

 

also eine echte Alternative für Sachsen-Anhalt. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ich freue mich, dass Sie, Herr Striegel von den 
GRÜNEN, so rege teilnehmen. - Bei einem Blick 
in den Koalitionsvertrag darf man bereits in der 
Präambel die Aussage vernehmen - ich zitiere -: 

 

„Demokratische Parteien haben die Verant-
wortung, für eine stabile, handlungsfähige 
Regierung auf der Grundlage demokrati-
scher Willensbildung im Parlament zu sor-
gen.“ 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Da können 
Sie mal sehen, aber wenn Sie das nicht 
verstanden haben - -)  

 

Der halbwegs interessierte und politikverständige 
Leser erlaubt sich nun aber unweigerlich die Fra-
ge: Warum haben Sie es denn bitte nicht getan? 
Denn natürlich kann einer solchen Keniakoalition, 
wie wir sie jetzt vorfinden, schwerlich eine tat-
sächlich dauerhafte, stabile und handlungsfähige 
Regierung entspringen.  

 

(Zuruf von Dr. Katja Pähle, SPD) 

 

Auch wurde der wirkliche demokratische Wähler-
wille nicht umgesetzt. Verehrte Abgeordnete, es 
muss einmal offen gesagt werden. Die entspre-
chenden Startschwierigkeiten offenbarten sich 
bereits im ersten Wahldurchgang der Wahl bzw. 
Nichtwahl des dieser Koalition entsprungenen 
Ministerpräsidentenkandidaten. 

 

(Katrin Budde, SPD: Ah! - Minister Marco 
Tullner lacht) 

 

Weitere Fehlzündungen sind naheliegend, natür-
lich dann einmal mehr zum Schaden und auf Kos-
ten des Bürgers und des Steuerzahlers und kei-
nesfalls zum Wohle des deutschen Volkes oder 
der Bürger Sachsen-Anhalts.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

In der Regierungserklärung wird im Zusammen-
hang mit der sogenannten Flüchtlingskrise er-
klärt, dass sich beim Umgang mit dieser der 
Reifegrad unserer Gesellschaft zeigt. Wörtlich 
wurde von - ich zitiere - Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit, Toleranz, Hilfsbereitschaft und Respekt 
gesprochen. 
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(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Artikel 1 
des Grundgesetzes!) 

 

- Ja, das sehen wir von der AfD genauso. Da 
brauchen Sie uns nicht zu belehren.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: An ihren Ta-
ten soll man sie erkennen!) 

 

- Herr Striegel, wunderbar, wie Sie sich beteiligen. 
Das hätten Sie mal früher in der Schule so ma-
chen sollen. 

 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

 

Es freut mich ungemein, an dieser Stelle ob unse-
rer Zustimmung in Ihre teils erstaunten und teils 
entrüsteten Gesichter schauen zu können. 

 

(Zuruf von Katrin Budde, SPD) 

 

Das Beispiel Demokratie hatten wir vorhin schon 
erwähnt, und wir waren uns, glaube ich, alle darin 
einig, dass echte gelebte Demokratie erst durch 
die AfD wieder einen Aufschwung erlebt hat.  

 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei der CDU, 
bei der LINKEN und bei der SPD - Sebas-
tian Striegel, GRÜNE: Das ist ja peinlich! 
- Zurufe von der CDU) 

 

Die AfD lässt sich den Humor nicht nehmen. Wie 
ich sehe, Sie auch nicht. Nehmen wir daher ein-
mal den Begriff Toleranz. 

 

(Gabriele Brakebusch, CDU: Den brauchen 
Sie auch! - Ministerin Petra Grimm-Benne: 
Wir brauchen ganz viel Toleranz mit Ihnen!) 

 

Das bedeutet zunächst einmal, dass man andere 
ausreden lässt. Auch das ist Toleranz. Wie reif 
zeigt sich denn ein Teil, vorwiegend der rot-rot-
grüne Teil, unserer Gesellschaft in dieser Hin-
sicht? Ist es nicht nicht so, dass jeder, der einer 
ungeordneten Masseneinwanderung - Sie nann-
ten es Flüchtlingskrise - nicht zustimmt, gleich als 
rechtsextrem und menschenfeindlich betitelt wird 

 

(Holger Hövelmann, SPD: Nein!) 

 

- wir haben es anders erlebt - und die CDU sowie 
Teile der Medien dies Beifall heischend noch gut 
heißen? - Das Ergebnis hier: Toleranz gegenüber 
politisch Andersdenkenden gleich Null.  

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Birke Bull, 
DIE LINKE) 

 

Die Folge dessen ist die Quittung unserer Bürger 
durch einen absoluten Wahleinbruch bei den ent-
sprechenden Parteien. Denn unsere Bürger wol-
len keine intoleranten Scheindemokraten und 
Ideologen. Genau solche hatten wir nämlich in der 
deutschen Vergangenheit mehr als genug, verehr-
te Abgeordnete.  

 

(Zuruf von Wulf Gallert, DIE LINKE) 

Nehmen wir noch den Begriff „Respekt“: auch hier 
katastrophale Zustände. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Sie haben recht 
- am Pult!) 

 

Besorgten Bürgern wird durch oben beschriebene 
Teile der Gesellschaft - wir haben es gesagt: rot-
rot-grüne - unanständig, höchst verwerflich und 
sogar hoch kriminell gegenübergetreten. Ich will 
gar nicht die Übergriffe alle aufzählen, die von 
Hetze und Verleumdung von AfD-Politikern - der 
Abg. Striegel ist sich dessen wahrscheinlich 
bestens bewusst - bis zu direkten Übergriffen auf 
Sacheigentum und sogar Leib und Leben führen-
der AfDler reichen. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Davon kön-
nen wir ja ein Lied singen!) 

 

Von Respekt gegenüber politisch Andersdenken-
den keine Spur. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Auch das erinnert wieder an dunkle, längst ver-
gangene Zeiten, die wir eigentlich alle hinter uns 
lassen wollten und sollten. Einige ewig gestrige 
Ideologen können dies wohl aber nicht. 

 

(Wulf Gallert, DIE LINKE: Ja, das ist wohl 
so!) 

 

Ein kurzes Fazit dazu: Jawohl, die Flüchtlingskrise 
offenbart tatsächlich das ungeheure Defizit - vor 
allem von Rot-Rot-Grün; wir sagten das ja - an 
Toleranz, Respekt und Demokratieverständnis 
und vielen anderen rechtsstaatlichen Grundsätzen 
dem großen Teil des deutschen Volkes gegen-
über, der nicht dieser Multikulti-Doktrin folgen 
möchte.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist keine 
Doktrin, sondern Artikel 1 des Grundgeset-
zes!) 

 

Genau das hat vielen Bürgern in Sachsen-Anhalt 
und in Deutschland erst einmal richtig die Augen 
geöffnet und wird dazu führen, dass die neue 
blaue Kraft unaufhaltsam zulegt, liebe Abgeordne-
te. 

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Sie meinen braun! Braun meinen 
Sie!) 

 

Verehrter Ministerpräsident Haseloff, Ihrer Regie-
rungserklärung entnehme ich den Wunsch und 
den Anspruch, viel für unser Land Sachsen-Anhalt 
tun zu wollen.  

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE) 

 

Das wäre soweit richtig und ebenso wichtig. Es 
wäre sogar längst überfällig. Schon genau da liegt 
das Problem. Warum wurden denn ins Auge ge-
fasste politische Ziele nicht bereits in der Vergan-
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genheit umgesetzt? Ich frage noch weiter: Warum 
wurde in einigen Bereichen in der Vergangenheit 
die genau entgegengesetzte Politik verfolgt? War-
um wurde beispielsweise mit einer sogenannten 
Polizeistrukturreform, also einem völligen Kahl-
schlag beim Thema „innere Sicherheit“, erst das 
angerichtet, was nun laut Ihrem Koalitionsvertrag 
möglichst schnell wieder behoben werden soll?  

 

Und sind Sie sicher, dass Sie Sachsen-Anhalt mit 
dieser Koalition und dieser Regierung nun von 
den letzten Plätzen bei Kinderarmut, Wirtschafts-
wachstum, Beschäftigung von Schwerbehinderten 
und Breitbandausbau weit nach vorne bewegen 
werden? 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Ja, aber 
klar! - Gabriele Brakebusch, CDU: Ja!) 

 

- Prima. Selbstvertrauen ist eine gute Sache. Da-
von haben wir auch genug, glauben Sie mir. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Gut, Herr Haseloff, zumindest einen Garanten für 
Ihr Handeln wird es ja nun geben. Dieser ent-
springt aber nicht Ihrer Regierung, denn dies ist 
eine starke AfD,  

 

(Dr. Falko Grube, SPD, lacht) 

 

die als Oppositionsführer ihrer Aufgabe gerecht 
und Ihnen im Sinne der Wähler unseres Landes 
den nötigen politischen Druck machen wird. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ein weiterer tiefer Blick in den Koalitionsvertrag 
lässt erahnen, wohin die Reise wirklich gehen soll. 
Ich darf dazu auszugsweise aus Seite 8 Abs. 3 
zitieren - ich hoffe, es ist Ihnen nicht langweilig; 
denn es ist Ihr Koalitionsvertrag -: 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Doch, ist fürch-
terlich langweilig!) 

 

„Populistische Parteien und Gruppierun-
gen …“ 

 

- ich wiederhole -: 

 

„Populistische Parteien und Gruppierungen, 
die durch […] Hetze das Vertrauen in die 
parlamentarische Demokratie untergraben, 
gefährden das friedliche Zusammenleben in 
unserer Gesellschaft …“ 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: So ist es!) 

 

Ja, auch dieser Aussage kann sich die AfD 
grundsätzlich anschließen. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Und Sie machen es 
trotzdem! - Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie 
müssen dann doch mal Rückschlüsse zie-
hen!) 

 

Allerdings stellt sich dann noch die Frage, warum 
sich in einer Koalition mit solch hohem Anspruch 

Koalitionspartner tummeln, die sich selbst nicht 
daran halten. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Dr. Reiner 
Haseloff, CDU) 

 

Immerhin hat Frau Prof. Dr. Claudia Dalbert von 
den GRÜNEN im MDR verkündet, die AfD stünde 
in direkter Erbfolge des Nationalsozialismus 

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Sebastian 
Striegel, GRÜNE: Wo sie recht hat, hat sie 
recht!) 

 

- in direkter Erbfolge des Nationalsozialismus! Die 
neue Ministerin hat damit zweifelsfrei gehetzt, 
Herr Haseloff, und dabei sogar noch den Natio-
nalsozialismus verharmlost - so ist es -, 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

und sitzt mit ihrer Partei in der Regierung und in 
einem Ministerium. Herr Dr. Haseloff, selbst Sie 
hatten doch gehetzt, 

 

(Oh! bei der SPD - Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE: Jetzt wird es aber!) 

 

indem Sie behaupteten - korrigieren Sie mich -, 
die AfD sei durch die NPD unterwandert, ohne 
jegliche Bestätigung Ihrer Aussage zu liefern, 

 

(Zuruf von der SPD: Ja! - Sebastian Strie-
gel, GRÜNE. Da arbeiten jetzt Leute sogar 
bei Ihnen im Wahlkreisbüro! - Weitere Zu-
rufe von der LINKEN, von den GRÜNEN 
und von der SPD) 

 

wo doch jeder weiß, dass wir als AfD die wohl 
striktesten Aufnahmehemmnisse gegenüber Ex-
NPDlern haben, 

 

(Lachen bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN) 

 

und im Gegensatz dazu die CDU doch Ex-
NPDler, 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Och, nee!) 

 

Ex-DVUler und - zumindest in der Vergangenheit - 
sogar Ex-NSDAPler in ihren Reihen hatte. 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der AfD: 
Richtig! - Rüdiger Erben, SPD, lacht) 

 

Wie wollen Sie vor diesem Hintergrund Ihre getä-
tigte Aussage anders bewerten als plumpe Hetze 
gegen die AfD, Herr Haseloff? 

 

(Beifall bei der AfD - Dr. Reiner Haseloff, 
CDU: Sie wissen es doch besser, Herr 
Poggenburg!) 

 

- Ja, ich weiß es besser, deswegen weiß ich, dass 
es Hetze ist. 

 

Rufen wir uns die Definition laut „Duden“ zum 
Begriff „Hetze“, also den von Ihnen im Koalitions-
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vertrag selbst verwandten Begriff, einmal in Erin-
nerung - ich darf zitieren -: 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Kommen Sie doch 
mal zu Sachen für das Land!) 

 

„Gesamtheit unsachlicher gehässiger, ver-
leumderischer, verunglimpfender Äußerun-
gen oder Handlungen, die Hassgefühle, 
feindselige Stimmungen und Emotionen 
gegen jemanden oder etwas erzeugen.“ 

 

Das ist die Definition des Begriffs „Hetze“. 

 

(Zuruf von Birke Bull, DIE LINKE) 

 

Vor diesem Definitionshintergrund dürfte allen klar 
sein, dass die zuvor genannten beiden Beispiele 
zweifelsfrei diesen Tatbestand erfüllen. Ich möch-
te von weiteren möglichen Beispielen an dieser 
Stelle einmal absehen. 

 

(Gabriele Brakebusch, CDU: Jetzt kommen 
Sie auf Sachsen-Anhalt zu sprechen!) 

 

Allerdings ist die Opposition sehr gespannt darauf 
zu sehen, wie Sie zukünftig den beschriebenen 
hohen Anspruch aus Ihrem Koalitionsvertrag auch 
bei den Koalitionspartnern selbst anwenden und 
aufrechterhalten werden.  

 

(Eva Feußner, CDU: Aber Ihre Alternative 
möchten wir hören!) 

 

Darauf sind wir sehr gespannt. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Hannes Loth, 
AfD: Jawohl!) 

 

Ministerpräsident Dr. Haseloff, die Regierung wird 
sich laut Koalitionsvertrag unter anderem stärker 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus ein-
setzen sowie Opfern rechter Gewalt mehr Unter-
stützung zukommen lassen. Dem kann und wird 
sich die Alternative für Deutschland vollumfänglich 
anschließen. Aber, Herr Dr. Haseloff: Warum wer-
den trotz steigender linksextremistischer Kriminali-
tät und Kriminalität im Zusammenhang mit der 
ungeordneten Masseneinwanderung und gren-
zenlosem Multikulti  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wenn man 
denn mal Zahlen hätte!) 

 

diese und das Engagement dagegen im Koali-
tionsvertrag nicht einmal ansatzweise erwähnt? 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Wieso - das fragt sich wirklich jeder echte De-
mokrat im Lande - werden durch diese Koalition 
gleiche oder ähnliche Straftaten und Verbrechen 
so verschieden bewertet?  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Da kennen 
Sie sich aber nicht aus!) 

Es tut mir leid, aber solches Vorgehen, Herr Ha-
seloff, kennt man eigentlich nur aus demokratie-
fernen Diktaturen, 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Unglaublich!) 

 

bei denen es dann aber eher um politische Beein-
flussung und Lenkung der Massen statt um un-
voreingenommene ehrliche Verbrechensbekämp-
fung geht.  

 

(Zuruf von Dr. Falko Grube, SPD) 

 

Gerade wir Deutschen dürfen doch aber im Hin-
blick auf unsere Geschichte und Vergangenheit 
nicht auch nur den Hauch eines Zweifels daran 
aufkommen lassen, dass bei uns Straftaten - egal, 
mit welchem politischen Motiv und Hintergrund - 
immer gleich verfolgt und durch die Regierung 
wahrgenommen werden.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Gerade in Deutschland darf doch eben nicht eine 
politische Zuordnung erfolgen, die eine Straftat 
harmloser als die andere erscheinen lässt. Wür-
den wir sonst nicht Gefahr laufen, erneut an Ver-
haltensmuster anzuknüpfen, die wir - Gott sei 
Dank! - doch längst überwunden und hinter uns 
gelassen glaubten? - Es tut mir leid, aber dies-
bezüglich haben Sie in Ihrem Koalitionsvertrag 
wirklich versagt.  

 

Wir als AfD fordern, dass Sie Ihrer Verantwortung 
gerecht werden und sich gegen Extremismus 
jeder Art - also gegen linken, rechten und religiö-
sen Extremismus - in gleicher Weise engagieren, 
Herr Haseloff. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Kommen wir noch einmal zum zweiten Begriff, 
Rassismus, zurück.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Da kennen Sie 
sich besser aus!) 

 

Dagegen wollen Sie sich zukünftig auch stärker 
engagieren. Dem ist erst einmal zuzustimmen. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Das ist absurd!) 

 

Aber dazu muss man den Begriff erst einmal - da 
haben wir ganz große Defizite hier, nicht nur hier, 
sondern überhaupt - verstehen und richtig anzu-
wenden wissen. 

 

(Zuruf von Henriette Quade, DIE LINKE) 

 

Momentan wird dieser nämlich inflationär und 
sinnwidrig verwendet. 

 

(Nadine Hampel, SPD: Ach, du Gott. - Zuruf 
von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Kollege Borgwardt von der CDU, jetzt bin ich bei 
Ihnen, Sie haben ja schon darauf gewartet: Sie 
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haben ja diesbezüglich letztens wirklich einen 
kapitalen Bock geschossen.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Ach du Hei-
land!) 

 

Sie unterstellten laut „dpa“ - korrigieren Sie mich, 
wenn das nicht stimmt - dem vorliegenden Antrag 
der AfD zum Thema „Asylkompromiss“ Rassismus. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Sebastian Strie-
gel, GRÜNE: Und er hatte recht damit! - Zu-
stimmung bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der AfD) 

 

- Gut, dann relativieren wir das ein wenig, aber es 
kam, glaube ich, Rassismus vor.  

 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD) 

 

Das übrigens, obwohl unsere sehr kritischen Me-
dien - die Medien selbst also - es nicht einmal so 
erkennen konnten und - die sind meistens ganz 
vorne mit dabei; dieses Mal war die CDU jedoch 
schneller - die genaue Begründung ausließen, 
ganz einfach, weil es keine gibt.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Vielleicht - das mutmaße ich jetzt einfach einmal; 
das gebe ich zu - beziehen Sie sich dabei auf die 
Begründung unseres Antrags, in der sinngemäß 
steht:  

 

(Zuruf von Nadine Hampel, SPD - Silke 
Schindler, SPD: Nein, das steht eindeutig 
drin!) 

 

- Hören Sie mir doch erst einmal zu. Das ist Tole-
ranz und Respekt, den wir gerade hier drüben 
vermissen. - In der Begründung unseres Antrags 
steht sinngemäß, dass bei Einwanderern aus 
Nordafrika - das ist sinngemäß, es steht nämlich 
wörtlich anders darin, es stehen drei Länder darin 
und nicht Nordafrika - 

 

(Silke Schindler, SPD: Nein! Das steht dort 
Wort für Wort!) 

 

- lesen Sie einmal richtig -  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Wir haben 
den Antrag gelesen! - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Wir haben den gelesen, anders 
als Sie offensichtlich!) 

 

eine erhöhte Kriminalität festzustellen sei, und ich 
mutmaße mal, das ist vielleicht der Hintergrund. 
Das wiederum ist nun selbst in mehreren Zei-
tungsberichten in der Vergangenheit aber deutlich 
zu lesen und zu vernehmen gewesen 

 

(Nadine Hampel, SPD: Nein! Das stimmt 
nicht! - Zuruf von der AfD) 

 

und keine Erfindung der AfD. Wenn Sie richtig 
lesen könnten, wüssten Sie das. 

 

(Zuruf von Dr. Katja Pähle, SPD) 

Es ist schlicht eine Tatsache. Aber selbst wenn es 
nicht so wäre, Herr Borgwardt, würde hier trotz-
dem kein Rassismus vorliegen, da von einer Re-
gion und nicht von einer biologischen Herkunft 
gesprochen wurde.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Oh! - Zurufe 
von der CDU) 

 

Das muss man einfach einmal unterscheiden ler-
nen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Herr Borgwardt, benutzen Sie doch in voraus-
eilendem linken Gehorsam nicht so schwierige 
Begriffe, 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Oh! - Lachen 
bei den GRÜNEN - Rüdiger Erben, SPD, 
lacht) 

 

die Sie scheinbar gar nicht richtig zu gebrauchen 
wissen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Zudem muss man der Keniakoalition einen wei-
teren großen Vorwurf machen - ich freue mich 
übrigens wirklich über die rege Beteiligung hier, 
das war bei der vorherigen Rede nicht ganz 
so -: 

 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

 

Im Kapitel „Integration“ ab Seite 11 bringen Sie 
- das ist nach monatelanger bundesweiter De-
batte zu diesem Thema schon beachtlich - Ein-
wanderung, Zuwanderung, Asyl und Flüchtlings-
krise in einer solchen Art und Weise durcheinan-
der, dass dies fachlich einfach nur beschämend 
ist. 

 

(Zustimmung bei der AfD - Henriette Qua-
de, DIE LINKE: Das müssen Sie wissen!) 

 

Das, was hier zusammengekritzelt wurde, an die-
ser Stelle im Vertrag - - 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie wissen 
gar nicht, wie lange wir darum gerungen 
haben! - Lachen bei der AfD) 

 

- Das kann ich mir gut vorstellen. Gerade mit 
Ihnen. Sie bestätigen das ja quasi noch.  

 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der AfD) 

 

Das, was im Vertrag zusammengekritzelt wurde 
- tut mir leid, man kann es einfach nicht anders 
beschreiben -, zeugt deutlich davon, was dabei 
herauskommt, wenn politische Vorhaben vollkom-
men von Ideologie - hier unterstelle ich einfach 
einmal grüne Ideologie - vereinnahmt wurden und 
keinen sachpolitischen Bezug mehr haben.  

 

(Beifall bei der AfD - Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE: Sie trauen uns aber einen hohen 
Einfluss zu!) 
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Genau dies ist hier geschehen. Hier ist eher der 
Hauch von kommunistischer Internationale statt 
nationaler Realpolitik zu verspüren.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie müssen 
sich mal entscheiden: grün oder kommu-
nistisch! - Zuruf von Wulf Gallert, DIE LIN-
KE) 

 

Werte Abgeordnete der CDU, konservative Urge-
steine aus Ihren früheren Reihen würden sich 
heute wohl verzweifelt im Grabe drehen, nein, sie 
würden förmlich rotieren, wenn sie von solcher 
Vereinnahmung Ihrer Partei durch Linksradikale 
Kenntnis hätten. 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von Dr. Falko 
Grube, SPD, und von Hendrik Lange, DIE 
LINKE - Unruhe) 

 

Werte Abgeordnete, jeder von Ihnen weiß doch 
im Grunde, dass Einwanderung und Zuwande-
rung sowie Asyl- und Flüchtlingsaufnahme et-
was Grundverschiedenes sind. Ich will gar nicht 
weiter auf die Tatsachen und Hintergründe ein-
gehen, dass eigentlich kein tatsächlicher Flücht-
ling Deutschland erreicht,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Was?) 

 

da wir von sicheren Drittstaaten umgeben sind 
und das deutsche Volk schon die ganze Zeit ge-
waltig an der Nase herumgeführt wird.  

 

Aber ich muss klarstellen, dass die Gewährung 
von Asyl- und Flüchtlingsstatus auf der einen und 
die Ein- oder Zuwanderung zur Deckung eines 
angeblichen Fachkräftemangels auf der anderen 
Seite völlig verschiedene Sachverhalte sind.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ganz abgesehen davon übrigens, dass bei einer 
regionalen Arbeitslosenquote im teils zweistelligen 
Bereich von der Notwendigkeit von Einwanderung 
gar nicht gesprochen werden kann. 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Jeder weiß, dass ordentliche Bildung sowie Aus- 
und Weiterbildung der einheimischen Bürger die 
eigentlichen Schlüssel dazu wären und einfach 
nur in der Vergangenheit katastrophal vernach-
lässigt wurden.  

 

Im Übrigen liegen eben hierin auch wichtige 
Gründe und absoluter Handlungsbedarf zur Stär-
kung der kleinen Betriebe und des Mittelstandes, 
also der Wirtschaft in Sachsen-Anhalt.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Da waren 
Sie gestern dagegen!) 

 

Eines ist ganz klar: Deutschland und somit auch 
Sachsen-Anhalt haben überhaupt kein Einwan-
derungsgesetz und zudem genügend eigenes 

Potenzial im deutschen Volk. Damit ist Deutsch-
land rechtlich wie auch kapazitär ganz logisch 
kein Einwanderungsland.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Herr Ministerpräsident, in Ihrer Regierungserklä-
rung und im Koalitionsvertrag wurden viele gut 
klingende und sicherlich wertvolle Vorhaben an-
gesprochen, auf welche die Bürger in unserem 
Land schon lange und voller Ungeduld warten. 
Von wichtigen sozialen Veränderungen über kom-
munale Angelegenheiten, Subsidiarität, Förderung 
von kleinen Betrieben und Mittelstand, Gesund-
heit und Pflege bis hin zum Ausbau des Schie-
nennetzes unter anderem wurde vieles aufgeführt. 
Das ist so weit schon einmal völlig gut und richtig, 
wenn die Umsetzung auch erfolgt.  

 

Denn das ist löblich, aber erst einmal eben nur ein 
Bekenntnis, auf welches auch die Tat folgen 
muss. Wie das in der Politik meist ausgeht, wis-
sen wir wohl leider alle. Wenn wir in die letzte 
Legislaturperiode schauen, macht das nicht allzu 
viel Hoffnung. Es wird wohl zukünftig so sein, 
dass die Opposition genau die positiven von 
Ihnen angesprochenen Dinge mit Nachdruck auch 
tatsächlich anstoßen wird, Herr Haseloff.  

 

(Ulrich Thomas, CDU: Das haben wir ge-
rade gehört!) 

 

Die AfD wird dazu ohne ideologische Scheuklap-
pen - damit unterscheidet sie sich schon erheblich 
von einigen anderen Fraktionen hier - 

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

die konstruktive Bemühung einer jeden Partei 
oder Regierung unterstützen, sofern diese nach 
unserem Ansinnen gut für unsere Bürger oder 
unser Land ist. 

 

(Beifall bei der AfD - Zurufe von der CDU) 

 

Genau das verstehen wir nämlich unter gelebter 
parlamentarischer Demokratie. 

 

(Zuruf von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

Vor diesem Hintergrund reichen wir der Regierung 
und allen Fraktionen im Landtag die Hand zur 
Mitarbeit. 

 

(Oh! bei der SPD und bei den GRÜNEN 
- Zurufe von der CDU und von der SPD) 

 

Im Namen und im Auftrag der AfD-Fraktion danke 
ich für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit und natür-
lich Ihre geschätzte Mitwirkung. - Danke sehr.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Abg. Poggenburg, gestatten Sie eine Nach-
frage des Herrn Abg. Hövelmann? 
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André Poggenburg (AfD): 

 

Eine Nachfrage. Bitte. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Kollege Hövelmann, einen Augenblick bitte 
noch. - Ich möchte vorher noch Schülerinnen und 
Schüler der Gemeinschaftsschule Gröbzig auf der 
Tribüne herzlich begrüßen.  

 

(Beifall im ganzen Haus) 

 

Herr Abg. Hövelmann, Sie haben das Wort. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Vielen Dank. Herr Präsident, gestatten Sie mir 
eine Bemerkung und eine Frage. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Aber kurz. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Die Bemerkung. Für die weitere Arbeit in diesem 
Parlament in den nächsten Monaten und Jahren 
wünsche ich mir, dass der Unterschied zwischen 
politischer Hetze und politischem Meinungsstreit 
erkannt wird. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei der 
CDU) 

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Sehr schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Gestatten Sie mir eine Frage. Herr Poggenburg, 
Sie haben jetzt lang und breit erklärt, was die 
Regierung bisher alles schlecht gemacht hat und 
was sie vorhat, weiterhin schlecht zu tun. Es ist 
Ihr gutes Recht, dies so zu bewerten.  

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Genau. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD): 

 

Die Demokratie lebt davon, dass es den poli-
tischen Wettbewerb der Ideen um die besseren 
Lösungen gibt. Können Sie dem Parlament und 
der Bevölkerung Sachsen-Anhalts die politischen 
Lösungen der AfD nennen? 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Kollege Hövelmann. Danke auch für 
die korrekte Einbringung; so wollten wir das 
im Parlament immer durchsetzen. Herzlichen 

Dank. - Herr Kollege Poggenburg, Sie haben 
das Wort. 

 
 

André Poggenburg (AfD): 

 

Die AfD ist nun in der sehr schönen Lage, Oppo-
sitionsführer zu sein, und muss - im Gegensatz 
zur Regierung - keinen Ausblick darauf geben, 

 

(Lachen bei der CDU und bei der SPD 
- Oh! bei der CDU und bei der SPD - Zuruf 
von Cornelia Lüddemann, GRÜNE - Un-
ruhe) 

 

wie sie aus eigener Kraft das Land verändern will. 
Das ist nun einmal das Privileg der Opposition. 
Man hätte es auch gern anders machen können. 
Irgendwann wird die AfD sicherlich auch einmal in 
Regierungsverantwortung sein. 

 

(Beifall bei der AfD - Ulrich Thomas, CDU: 
Vielen Dank! - Cornelia Lüddemann, GRÜ-
NE: Keine Inhalte zu bringen!) 

 

Dann wäre die Frage angebracht. Aber unabhän-
gig davon kann ich Ihnen versichern, dass Sie 
immer pünktlich, fristgerecht, rechtzeitig informiert 
werden über Anträge und Vorhaben der AfD. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das haben 
wir gestern gesehen!) 

 

Auch übrigens über die Medien, auch hier im Par-
lament. Auch gestern haben wir das gesehen; das 
ist richtig. Wir hatten unser Vorhaben lange genug 
vorher angemeldet. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Einen Än-
derungsantrag aus der Tasche zu ziehen, 
ist kein Vorlauf!) 

 

Noch einmal zum Verständnis - das zu sagen, 
haben wir gestern verpasst -: Wir haben den An-
trag vor der Sitzung angemeldet und vorher ange-
fragt. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Und dann falsch - -) 

 

Es kann sein, dass darin ein falsches Wort war. 
Aber darum ging es gerade nicht. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE)  

 

Gut. Okay.  

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Abg. Herr Poggenburg, es gibt eine weitere Nach-
frage von der Abg. Frau Feußner. Möchten Sie 
die Frage beantworten?  

 
 

André Poggenburg (AfD): 

 

Bitte? 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Möchten Sie die Frage von der Kollegin Feußner 
beantworten? 
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André Poggenburg (AfD): 

 

Ja, bitte. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Frau Feußner, bitte. 

 

 

Eva Feußner (CDU): 

 

Herr Poggenburg, meine Frage geht in eine 
ähnliche Richtung wie die Frage, die Herr Hö-
velmann gestellt hat. Sie haben sich darge-
stellt als die wirkliche Alternative für das Land 
und für Sachsen-Anhalt und auch für Deutsch-
land.  

 

(Andreas Steppuhn, SPD: Ohne Alterna-
tive!) 

 

Ich möchte Ihnen jetzt meine Frage stellen. Ich 
finde es gut, wenn man Alternativen hat; das ist 
gar keine Frage. Nur ich würde gern einmal wis-
sen, welches Ihre Alternativen sind zu der derzei-
tigen Politik. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Sie haben nach der Landtagswahl ein Bundes-
programm erarbeitet. Im Vorfeld wussten unsere 
Bürgerinnen und Bürger lediglich durch irgend-
welche Parolen, was Sie wollten; das waren so 
ein paar Stichwortgeber. 

 

(Zuruf von und Zustimmung bei der AfD) 

 

Wenn die Bürger das so akzeptieren, mussten 
wir das auch akzeptieren. Das ist das gute Recht 
des Bürgers. Aber jetzt sind Sie in den parla-
mentarischen Prozess integriert. Daher wäre es 
schon interessant, nicht nur für uns als Parlament, 
wenn wir Themen diskutieren, auch für die Be-
völkerung draußen - sie fragen ja nicht nur Sie, 
sondern auch uns: Was will die AfD wirklich? Was 
setzt sie jetzt um? Welche Anträge bringt sie 
ein? -, wenn Sie die Alternativen zu der derzeiti-
gen Politik in diesem Hohen Hause aufzeigen 
würden.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Frau Kollegin Feußner. - Herr Poggen-
burg, bitte. 

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Jawohl. - Frau Feußner, ich denke, es geht Ihnen 
jetzt - Sie haben das Bundesprogramm kurz an-
gesprochen - um die Politik im Land. 

 

 

Eva Feußner (CDU): 

 

Ja. 

André Poggenburg (AfD): 

 

Darauf kann ich Ihnen eine einfache und präzise 
Antwort geben: Bitte nehmen Sie unser Landes-
wahlprogramm zur Hand! 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Bei uns ist es nämlich so - ich weiß, dass das in 
der Vergangenheit keine Praxis in der Politik 
war -, dass das, was im Landeswahlprogramm 
steht, auch unsere Politik im Parlament bestimmt. 
Ganz einfache Antwort. 

 

(Beifall bei der AfD - Hendrik Lange, DIE 
LINKE: Ich habe es befürchtet! - Robert 
Farle, AfD: Tausend Lehrer, Tausend Poli-
zisten usw.! Mal reingucken! - Zurufe von 
der CDU und von der SPD - Zuruf von der 
AfD: Sie können doch lesen! - Unruhe) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Poggenburg, Sie haben noch das Wort. 

 

(Zurufe von der CDU und von der SPD 
- Robert Farle, AfD: Das sind 78 Seiten 
Programm! - Unruhe) 

 
 

André Poggenburg (AfD): 

 

Wir haben das längste Wahlprogramm von allen 
gehabt und auch das erfolgreichste. 

 

(Unruhe) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Abg. Poggenburg.  

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Warum haben 
Sie sich denn dann so aufgeregt? - Robert 
Farle, AfD: Aufgeregt sind ganz andere!) 

 
 

André Poggenburg (AfD): 

 

Kann ich noch einen Antrag stellen? 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Bitte, gern. 

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Ich stelle den Antrag zur Unterbrechung der 
Sitzung für eine halbe Stunde, da nämlich direkt 
vor dem Landtag eine Demonstration mehrerer 
Bürgerinitiativen stattfindet zum Thema AZV und 
Abwassergebühren, und wir von der AfD der Mei-
nung sind, dass die Politik nicht nur im Parla-
ment stattfindet, sondern auch auf der Straße. 
Noch dazu, da sie direkt vor dem Landtag statt-
findet. Antrag auf Unterbrechung für eine halbe 
Stunde. 

 

(Beifall bei der AfD - Hendrik Lange, DIE 
LINKE: Wäre vor der Rede besser ge-
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wesen! - Sebastian Striegel, GRÜNE: Statt 
der Rede! - Cornelia Lüddemann, GRÜNE: 
Statt der Rede! - Unruhe) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Abg. Poggenburg, sind Sie jetzt fertig?  

 
 

André Poggenburg (AfD): 

 

Jawohl. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Gut. Vielen Dank, für Ihren Redebeitrag. - Wir 
sind ein lebendiges Parlament. Ich frage Sie: Gibt 
es irgendwelche Gegenreden? Haben Sie noch 
etwas zu bemerken? - Ich sehe eine Meldung des 
Abg. Borgwardt. Herr Borgwardt, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Ich werde nachher sicherlich in meinem Rede-
beitrag auf einige dieser Dinge eingehen. Das 
kann man so nicht stehen lassen. Aber jetzt 
möchte ich konkret etwas zu dem Antrag sagen. 
Ich würde vorschlagen - das ist auch gängige 
Praxis gewesen -, dass wir die würdigen, die hier 
demonstrieren. Übrigens, eine von deren Kritiken 
haben Sie vorhin gemacht. Ich würde angesichts 
des ambitionierten Zeitplans jedoch vorschlagen, 
dass wir die Sitzung nicht unterbrechen, sondern 
dass jede Fraktion, die dies für richtig hält, einen 
Vertreter schickt. Dann sind auch alle beteiligt.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Das ist ein Vorschlag. Ich gehe davon aus, dass 
das - - Es gibt eine weitere Wortmeldung des Abg. 
Knöchel. - Herr Knöchel, bitte. 

 
 

Swen Knöchel (DIE LINKE): 

 

Ich teile die Auffassung des Herrn Kollegen Borg-
wardt, was das angeht, möchte aber feststellen, 
Herr Fraktionsvorsitzender Poggenburg, dass Sie 
zum jetzigen Zeitpunkt, zu dem die Demonstration 
bereits weit über eine halbe Stunde andauert, 
diesen Antrag stellen. Wann haben Sie denn da-
von erfahren? - Möglicherweise wäre es sinnvoll 
gewesen, vor Ihrer Rede darum zu bitten. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei der 
SPD) 

 

Dann wäre es ein angemessener Zeitpunkt ge-
wesen.  

 

Ich schaue einmal nach hinten. - Aus unserer 
Fraktion sind die Kolleginnen und Kollegen, die 
seit vielen Jahren mit dem Thema Abwasser ver-
traut sind, bereits zu den Demonstrierenden ge-
gangen. Ich denke, alle anderen Fraktionen ha-

ben auch entsendet, um so das Anliegen der Bür-
gerinnen und Bürger zu hören. Sie haben es of-
fensichtlich jetzt erst mitbekommen, dass Bürger 
demonstrieren. Demzufolge jetzt erst der Antrag. 

 

(André Poggenburg, AfD: Wir haben mit 
dazu eingeladen!) 

 

- Ich glaube, ein bisschen zu spät. 

 

(Robert Farle, AfD: Vorschlag, wir gehen 
jetzt raus! - Unruhe bei der CDU und bei 
der SPD) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Wir haben die Gegenrede gehört. Ich möchte über 
den Antrag des Abg. Poggenburg gern abstimmen 
lassen. Ich denke, es ist guter Brauch, dass dann 
die Fraktionen einzelne Parlamentäre zu diesen 
Demonstrationen senden werden.  

 

Ich stelle den Antrag zur Abstimmung. Wer dem 
Antrag auf eine halbstündige Unterbrechung zu-
stimmt, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Das 
ist die Fraktion der AfD. Gegenprobe! - Stimment-
haltungen. - Damit ist der Antrag abgelehnt wor-
den. 

 

Ich denke, wir kommen in das normale parlamen-
tarische Verfahren, wie der Herr Abg. Borgwardt 
das gesagt hat. 

 

(Zuruf von der AfD: So weit zum Respekt 
gegenüber der AfD! - André Poggenburg, 
AfD: Die AfD beruft sich hierbei auf § 0 
- Ziviler Ungehorsam - und verlässt für eine 
halbe Stunde geschlossen die Sitzung! 
- Swen Knöchel, DIE LINKE: Viel zu spät! 
Viel zu spät! - André Poggenburg, AfD: 
Nein, die warten schon auf uns! - Unruhe 
bei allen Fraktionen - Dr. Kaja Pähle, SPD: 
Es ist nicht zu fassen! Das ist Missachtung 
des Parlaments! - Starke Unruhe - Die Mit-
glieder der Fraktion der AfD verlassen den 
Sitzungssaal) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sehe 
eine Wortmeldung der Abg. Frau Dr. Pähle. Frau 
Abg. Pähle, Sie haben das Wort.  

 

(Unruhe) 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Da der Fraktions-
vorsitzende der AfD uns jetzt etwas über Respekt 
gesagt hat, er aber den Respekt vor dem Hohen 
Haus und vor einer Regierungserklärung nicht 
gewahrt hat, bitte ich darum, den jetzt laufenden 
Tagesordnungspunkt zu unterbrechen, bis die AfD 
wieder im Raum ist, und in der Zwischenzeit An-
träge zu beraten. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei 
den GRÜNEN) 



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/5 - 02.06.2016 

 

26 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Es gibt eine Wortmeldung des Abg. Herrn Knö-
chel. 

 

 

Swen Knöchel (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! 
Parlamentarische Arbeit sollte nach den üblichen 
Gepflogenheiten passieren und nicht von einer 
Fraktion und deren Verhalten diktiert werden. Aus 
diesem Grunde plädiere ich für die Fortsetzung 
der Tagesordnung, so wie vorgesehen. 

 

(Zuruf von der CDU: Nee!) 

 

Das Verhalten der AfD ist selbstreferenziell. Aber 
es Ihnen jetzt sozusagen in die Hand zu geben, 
wie wir uns hier verhalten, halte ich für grund-
falsch, und bitte daher um die Fortsetzung der 
Tagesordnung wie vorgesehen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann 
von hier oben die Fraktionsvorsitzenden sehen. 
Ich unterbreche die Sitzung für drei Minuten, da-
mit sie die Gelegenheit haben, sich kurz zusam-
menzusetzen und zu einigen. Bitte, eine Unter-
brechung. 

 

Unterbrechung: 10:46 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 10:51 Uhr. 

 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
setzen die Sitzung fort. Ich sehe eine Wortmel-
dung von Frau Dr. Pähle. 

 

 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Nach Rücksprache 
mit den sich noch im Landtag befindlichen Frak-
tionen ziehe ich meinen Antrag zurück. Wir kön-
nen weiter fortfahren mit der Aussprache zur Re-
gierungserklärung. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Pähle. - Wir sind 
beim Tagesordnungspunkt 2 - Regierungserklä-
rung des Ministerpräsidenten - und befinden uns 
in der Aussprache dazu. Für die SPD-Fraktion 
spricht die Abg. Frau Dr. Pähle.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und von 
der Regierungsbank) 

 

Sie haben das Wort. 

Dr. Katja Pähle (SPD): 

 

Herr Präsident! Hohes Haus! Nach dem, was 
hier gerade passiert ist, fällt mir ein Zitat ein, das 
dem deutschen Maler - das würde der AfD sicher-
lich gefallen - Max Liebermann zugeschrieben 
wird:  

 

„Ich kann gar nicht so viel fressen, wie ich 
kotzen möchte.“ 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN) 

 

Das betrifft nicht nur das Verhalten der AfD jetzt 
eben, sondern es betrifft insbesondere den Rede-
beitrag von Herrn Poggenburg. Das, was wir hier 
gehört haben, ist eine Aneinanderreihung von 
Beleidigungen, Diffamierungen und Unterstellun-
gen gegenüber demokratischen Parteien. 

 

Das Bild, das er von unserem Sachsen-Anhalt 
gezeichnet hat, von einem Land, das wie ein Kar-
ren in den Dreck gefahren worden sei, führt dazu, 
dass Leute verunsichert sind, es führt dazu, dass 
Leute Angst haben, dass sie Sorge haben. Das ist 
doch keine Politik! Das ist einfach „Angst essen 
Seele auf“! Genau das macht diese Partei. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN) 

 

Und von Grundwerten, egal ob es die Meinungs-
freiheit ist, ob es das Recht auf die freie Ent-
faltung der Kunst ist - das haben wir gestern er-
lebt -, davon hält diese Partei nichts und sie 
schmückt sich auch noch damit. Ich glaube an 
dieser Stelle, es kommt auf alle zivilgesellschaft-
lichen Partner an, dem ganz entschieden ent-
gegenzutreten. 

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN - Hendrik Lange, DIE 
LINKE: Auch auf die Konservativen!) 

 

- Auf die Zivilgesellschaft. - Wer denkt, dass Ver-
änderung immer verunsichert oder dass man 
Sachen zurückdrehen kann, der hat - ehrlich ge-
sagt - aus dem, wie sich unser Land entwickelt 
hat, nichts gelernt. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Wir haben viel dazugewonnen, indem Ideen von 
außen zu uns gekommen sind, indem Menschen 
zu uns gekommen sind, die mit Innovationen hier 
angefangen haben. Dabei ziehe ich den Rahmen 
nicht nur um die letzten 26 Jahre, sondern auch 
um viele Jahrzehnte und Jahrhunderte vorher. Ich 
glaube, auf solche Veränderungen können wir 
nicht nur nicht, sondern dürfen wir nicht verzich-
ten. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 
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Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, ob 
Sachsen-Anhalt verlässlich, gerecht und nach-
haltig regiert wird, das entscheidet sich natürlich 
nicht hier im Parlamentssaal, das entscheidet sich 
nicht durch unsere Debatten im Landtag. 

 

Ob die Menschen unsere Politik als verlässlich 
empfinden, ob sie das Handeln von Regierung 
und Parlament als gerecht erleben, ob sie in 
ihrem Alltag erfahren, dass wir gemeinsam für 
einen sozialen Ausgleich sorgen, und ob unsere 
Entscheidungen nachhaltige Wirkungen entfalten, 
das alles macht es aus, dass Sachsen-Anhalt 
zukunftsfähig bleibt. All das wird sich nur in kon-
kreten Vorhaben ausdrücken, die wir umsetzen 
wollen. 

 

Deshalb fangen wir bereits in dieser Landtagssit-
zung an, kommunal- und bürgerfreundliche So-
fortmaßnahmen anzugehen, beispielsweise beim 
Kinderförderungsgesetz, über das wir gleich im 
Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt ver-
handeln werden. 

 

Aber natürlich ist es gut und richtig, dass die Re-
gierung zu Beginn einer Wahlperiode die General-
linien ihres Handelns darlegt und im Landtag zur 
Diskussion stellt. Ministerpräsident Haseloff hat in 
seiner Regierungserklärung die gesamte Band-
breite der Politikansätze und Projekte dargelegt, 
mit denen unsere Koalition das Land gestalten 
und voranbringen will. 

 

Ich will nicht auf die Breite dieser Themen ein-
gehen, sondern ich will mit Ihnen darüber debat-
tieren, was unser sozialdemokratischer Beitrag zu 
dieser Koalition ist und warum es gut ist, dass 
meine Partei den Weg in diese neue, ungewöhn-
liche und für viele ungewohnte Konstellation ge-
gangen ist. 

 

Ich kenne die Meinung und wir haben sie vorhin 
auch wieder von Herrn Poggenburg gehört. Par-
teien, die allesamt Stimmenanteile verloren ha-
ben, haben nicht das Mandat, sich zusammen-
zuschließen, um gemeinsam eine Regierung zu 
bilden. Das ist aber meiner Meinung nach ein 
Irrtum. 

 

Denn Menschen gehen nicht mit einer festen 
Vorstellung darüber zur Wahl, wie hinterher der 
Landtag zusammengesetzt sein wird. Sie wählen 
vielmehr Parteien und Personen, denen sie die 
Vertretung ihrer Interessen zutrauen. Unsere Auf-
gabe ist es, dieses Vertrauen durch unsere täg-
liche Arbeit immer wieder zu erneuern und zu 
festigen. 

 

(Zustimmung von Frank Scheurell, CDU) 

 

Weil das so ist, haben die Parteien, die eine ge-
meinsame inhaltliche Basis haben, das Mandat 
und den Auftrag, eine stabile Regierung zu bilden 
und damit genau diese Interessen der Wählerin-

nen und Wähler in praktische Politik, in erfahrbare 
Ergebnisse umzusetzen. 

 

(Zustimmung von Ministerin Petra Grimm-
Benne) 

 

Wir alle haben auch die Aufgabe, aus Fehlern zu 
lernen, Politik besser, gerechter, verständlicher, 
bürgernäher zu machen. Auch dafür braucht es 
eine Regierung, die in der Lage ist, Fehlentwick-
lungen zu erkennen, zu korrigieren und neue 
Weichenstellungen vorzunehmen. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
SPD steht in dieser Konstellation für eine Politik, 
die es ernst meint mit guter Arbeit. Denn das ist 
seit 153 Jahren eine sozialdemokratische Idee. 
Nur die Rahmenbedingungen und die Ansprüche 
an gute Arbeit haben sich in den Jahren immer 
wieder verändert. Darauf haben wir reagiert. 

 

In der Regierungserklärung wurde deutlich, dass 
das heute eine Aufgabe ist, die man nur durch 
das Verstellen verschiedenster Stellschrauben er-
reichen kann, erstens durch die Neujustierung der 
Wirtschaftsförderung. 

 

Wir müssen Mitnahmeeffekte vermeiden und da-
von wegkommen, immer nur nach Neuansiedlun-
gen zu schauen. Vielmehr müssen wir die hier 
ansässigen kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen unterstützen, 

 

(Zustimmung von Katrin Budde, SPD, und 
von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

die Arbeitsplätze schaffen und sie sichern.  

 

Ich begrüße es ausdrücklich, dass Minister Felg-
ner umgehend die Debatte zu den Konsequenzen 
aus dem Bankrott bzw. der Schließung von Frico-
pan angestoßen hat. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

Wir brauchen eine Stärkung der Tarifbindung 
auch über die Vergabe- und Fördermittelpraxis. 
Willkommen in Sachsen-Anhalt sind all jene, die 
gute Löhne zahlen, in die Qualifikation ihrer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter investieren und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen.  

 

Wir wollen einen öffentlich geförderten Arbeits-
markt, auf dem auch diejenigen wieder Chancen 
bekommen, die aus dem ersten Arbeitsmarkt seit 
Langem herausgefallen sind. Jeder und jede soll 
und muss die Möglichkeit haben, sich sinnvoll in 
das Gemeinwesen einzubringen, um von der ei-
genen Arbeit leben zu können. 

 

Durch dauerhaft gesicherte Investitionen in die 
Hochschulen und die verstärkte Förderung von 
Forschung in der Industrie wollen wir die Zu-
kunftsfähigkeit, die Innovationskraft unseres Lan-
des sichern. Und wir wollen durch gezielte Förde-
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rung einer qualifizierten Zuwanderung und die 
Integration von Flüchtlingen in Ausbildung und 
Arbeit den Fachkräftebedarf sichern und Men-
schen, die zu uns kommen, eine Perspektive bie-
ten.  

 

Nicht jeder kann einen schwarzen Nationalspieler 
zum Nachbarn haben, aber jeder freut sich, wenn 
ein neuer Arzt in der Nachbarschaft die Gesund-
heitsversorgung absichert, völlig egal, woher er 
kommt. 

 

(Beifall bei der SPD - Nadine Hampel, SPD: 
Genau! Richtig!) 

 

Diese Politik für gute Arbeit geht Hand in Hand 
mit einer guten Sozialpolitik, die jene Menschen 
unterstützt, die unsere Solidarität brauchen, die es 
den Menschen ermöglicht, Lebensrisiken abzu-
sichern und abzufedern, die Menschen aber auch 
befähigt, Benachteiligungen auszugleichen und 
sie zu überwinden, um damit eine aktive Rolle in 
Gesellschaft und Arbeitswelt spielen zu können. 

 

Die Grundlage dafür legen wir mit frühkindlicher 
Bildung; denn hier beginnt der Einsatz für gleiche 
Chancen, und das ist gut so. 

 

Sachsen-Anhalter und Sachsen-Anhalterinnen 
sind stolz darauf, dass wir so einen Vorsprung im 
Bereich der frühkindlichen Bildung und Kinder-
betreuung haben. Wir werden gemeinsam dafür 
Sorge tragen, dass dieser Vorsprung erhalten 
bleibt, indem wir Erzieherinnen und Erziehern 
auch gute Arbeit bieten, indem ihre Bezahlung 
angemessen ist, ohne dass die Kommunen dabei 
überstrapaziert werden.  

 

Wir wollen die Qualität in der frühkindlichen Bil-
dung steigern und in diesen Bereich investieren 
und gleichzeitig die Angebote für alle Eltern be-
zahlbar halten. Das Gesetz zur Änderung des 
KiFöG, den die Koalitionsfraktionen in enger Zu-
sammenarbeit mit Ministerin Grimm-Benne erar-
beitet haben, weist den Einstieg in diese Politik.  

 

Die SPD steht dafür, dass aus einem sehr engen 
Zusammenwirken der Ressorts Arbeit und Sozia-
les einerseits und Wirtschaft und Wissenschaft 
andererseits eine Politik für starke Wirtschaft und 
gute Arbeit aus einem Guss entstehen kann. Das 
heißt für uns sowohl Unterstützung für jene, die 
Hilfe brauchen, um ihre eigenen Chancen entfal-
ten zu können, als auch die Unterstützung von 
Wirtschaftswachstum und Innovation. Beides zielt 
gleichermaßen darauf ab, dass Menschen Arbeit 
finden und für sich selbst sorgen können.  

 

Zu beiden Häusern sind aber zusätzliche Auf-
gabenfelder hinzugekommen: erstens die Digitali-
sierung, weil auch dieser Bereich eine Aufgabe 
der Zukunftssicherung ist. Wir können und dürfen 
keine Region in unserem Land von Existenzgrün-
dungschancen und netzbasierter Daseinsvorsorge 
abhängen. Die Auseinandersetzung mit der vor-

anschreitenden Digitalisierung von Industriepro-
dukten und allen anderen Wirtschaftsbereichen ist 
eine notwendige Aufgabe. 

 

Zweites Aufgabenfeld, das im Bereich der Ministe-
rin Grimm-Benne hinzugekommen ist, ist der Be-
reich Integration. Integration ist Grundlage für den 
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Sie ist 
dafür unerlässlich. 

 

Ich bin dem Ministerpräsidenten sehr dankbar 
dafür, dass er diese Herausforderung ausführlich 
beschrieben hat. Auf dieser Grundlage sollten wir 
gemeinsam für ein gelingendes Zusammenleben 
Mut machen und die verabredeten Maßnahmen 
konsequent umsetzen und damit auch ein deut-
liches Signal gegen die Hetze der AfD setzen. 

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der LINKEN 
und von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
werden jedem entgegentreten, der auf weitere 
Spaltung, Verunglimpfung und Ausgrenzung setzt. 
Unser Land wird seine Entwicklungspotenziale 
nur entfalten können, wenn jeder und jede daran 
mitwirken kann und sich mitgenommen fühlt. 

 

Wer hier lebt, braucht Zukunftschancen. Für die 
Rahmenbedingungen, für den Abbau von Benach-
teiligungen und dafür, dass es gerecht zugeht, 
dafür ist Politik da, dafür stehen die Fraktionen, 
die sich hier in dieser neuen Konstellation in Ver-
antwortung begeben haben. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie mich am Ende meiner Rede noch einmal kurz 
auf die Ausführungen des Herrn Poggenburg 
eingehen, auch wenn er immer noch nicht wieder 
im Raum ist. 

 

(Zuruf von der CDU: Wo ist er denn jetzt?)  

 

- Draußen. - Inhaltliche Impulse werden wir wohl 
von der AfD auch in Zukunft nicht erwarten kön-
nen. Was wir offensichtlich laufend stattdessen 
erwarten müssen, sind immer neue Eskalationen 
und Provokationen gegen das friedliche Zusam-
menleben in unserer Gesellschaft und gegen die 
demokratische Arbeit hier im Parlament. 

 

Ein Paradebeispiel dafür ist die Verunglimpfung 
von Jérôme Boateng durch den stellvertretenden 
Parteivorsitzenden Gauland. Ein Beispiel ist ins-
besondere auch die Erklärung von Herrn Abg. 
Tillschneider zur Haltung der katholischen Kirche 
zum Thema Einwanderung. 

 

(Zuruf von der LINKEN: Unglaublich!) 

 

Herr Poggenburg hat diese Äußerungen gerecht-
fertigt und sie klar und deutlich als die Haltung der 
AfD gekennzeichnet. Damit wird deutlich, dass die 
AfD sich zwar gern als Verteidigerin des christli-
chen Abendlandes definiert, aber eigentlich selbst 
das vorantreibt, was sie dem Islam zuschreibt, 
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das Hervorbringen von Hasspredigern und das 
Hervorbringen von sogenannten Gotteskriegern. 
Ich denke, all das nützt nichts für eine Alternative 
für unser Land. 

 

Die Diskussion hat aber auch einen Vorteil: Auf-
grund der kruden Ideen zu der Aufmachung von 
Schokoladenprodukten scheint es so, dass mitt-
lerweile Fußballschauen und der Verzehr von 
Kinderschokolade gewissermaßen zum Bekennt-
nis gegen Rassismus und Menschenfeindlichkeit 
geworden sind. Beiden Aktionsformen sage ich für 
diesen Sommer eine hohe Beteiligung voraus und 
wünsche allen dabei viel Vergnügen. - Vielen 
Dank. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
- Zustimmung bei der CDU) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Herzlichen Dank, Frau Fraktionsvorsitzende 
Dr. Pähle. - Wir kommen jetzt zum Redebei-
trag der Fraktion DIE LINKE. Sehr geehrter 
Herr Fraktionsvorsitzender Abg. Knöchel, Sie 
haben das Wort. 

 
 

Swen Knöchel (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen, 
meine Herren! Was durften wir eben erleben? 
- Nachdem sich eine Fraktion in unserem Hause 
hier 40 Minuten lang in Selbstmitleid geübt, ras-
sistische Parolen verbreitet hat, war sie der Auf-
fassung, dem Volk eine Audienz gewähren zu 
müssen, und wollte das, nachdem sie in diesem 
Hause gesprochen hat, mit uns allen tun. Immer 
der AfD nach und immer schön jammern. 

 

Nein, wir haben von Herrn Poggenburg gehört, 
wie alle gegen die AfD sind, wie schlecht es ihr 
geht, keine Selbstreflektion und schon gar nichts 
zum Thema Sachsen-Anhalt. Bitte entschuldigen 
Sie, dass ich in diesem Punkt nicht mitmache, 
sondern mich jetzt den Problemen unseres Lan-
des zuwende, Positives feststelle, Kritisches nicht 
unterlasse. 

 

(Marco Tullner, CDU: Aber mehr Positives!) 

 

Herr Ministerpräsident Haseloff, Ihre Regierungs-
erklärung heute erfolgte in der Tat in einer neuen 
Tonalität, die auch in unserer Fraktion Zuspruch 
fand. Nein, das ist nicht mehr allein die Sach-
zwanglogik, die wir in den vergangenen Jahren 
hier in diesem Hause allzu oft hören mussten. 
Hier war Nachdenklichkeit, hier war Reflektion, 
hier war aber auch viel hätte, könnte, sollte. Das 
mag daran liegen, dass diese Koalition aus drei 
Partnern besteht, die unterschiedlicher nicht sein 
können, die sich auf Kompromisse geeinigt ha-
ben. Das kann daran liegen, dass zwei dieser drei 
Koalitionspartner seit zehn Jahren das Land re-
gieren und einer sogar seit 15 Jahren. 

Um Sachsen-Anhalt ist es eben nicht bestens be-
stellt. Seit Jahren vermeldet Deutschland Wachs-
tum. Seit Jahren geht dieses Wachstum an der 
unteren Bevölkerungsschicht vorbei. Der Unter-
schied zwischen Arm und Reich nimmt in 
Deutschland immer deutlicher zu. Um wie viel 
schwieriger ist die Situation in Sachsen-Anhalt, 
wenn hier nicht einmal das Wachstum in dem 
Maße angekommen ist, wie es in Deutschland 
angekommen ist. 

 

Wir liegen in Sachsen-Anhalt um zehn Prozent-
punkte gegenüber der Entwicklung in den ande-
ren neuen Bundesländern zurück. Hier ist Hand-
lungsbedarf; hier, Herr Ministerpräsident, meine 
Damen, meine Herren, muss der Schwerpunkt der 
Arbeit liegen.  

 

Falsche Weichenstellungen sind die Ursachen. 
Vor allen Dingen bei der Vorgängerregierung war 
mangelnder Gestaltungsanspruch zu diagnostizie-
ren. Sie wollte einen Haushalt mit einer schwar-
zen Null verwalten, statt das Land zu regieren. 
Die Folgen sind bekannt und spätestens seit dem 
13. März auch in diesem Haus sichtbar. Die Mi-
schung aus kleinem Geist und roher Sprache 
konnten wir vorhin erleben.  

 

Unsicherheit ist das, was das Denken in unserem 
Land bestimmt. Die Unsicherheit von Arbeit in 
Zeiten von Leiharbeit und dauerbefristeten Ar-
beitsverhältnissen bestimmt ganz Deutschland. 
Aufgrund der falsch verstandenen Förderstrategie 
in den Niedriglohnsektor trifft es Sachsen-Anhalt 
dabei noch einmal verstärkt.  

 

Die Antwort ist immer noch eine Abstimmung mit 
den Füßen. Der positive Wanderungssaldo des 
vergangenen Jahres hat seine Ursache vor allen 
Dingen im Zuzug der Flüchtlinge.  

 

Doch auch diese Chance wurde bisher nicht aus-
reichend genutzt. Rechte Parteien und Rassisten, 
im Vergleich zur überwiegenden Mehrheit der Be-
völkerung eine laute, verrohte Minderheit, konnten 
die Dominanz in der öffentlichen Wahrnehmung 
erlangen, weil die vormalige Landesregierung 
eben nicht für ein Willkommen an die Schutz-
bedürftigen stand, sondern eine Mindestlohn- und 
Obergrenzendebatte anzettelte. 

 

Umso mehr möchte ich positiv hervorheben, Herr 
Ministerpräsident, dass Sie in Ihrer heutigen Re-
gierungserklärung einen klaren Paradigmenwech-
sel angekündigt haben. Er muss jetzt auch in 
unserem Land vollzogen werden.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Die Beispiele der Unsicherheiten ließen sich fort-
setzen. Die Unsicherheiten an den Hochschulen, 
von denen tatsächliche Entwicklungsimpulse für 
unser Land ausgehen können, sind hervorgerufen 
worden, weil sie von der damaligen Landesregie-
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rung in ihrer Aufgabe allein auf die Rolle des 
Kostgängers reduziert wurden.  

 

Die neue Tonalität in der Regierungserklärung tat 
gut. Wir werden einfordern, dass die Themen 
ernsthaft angegangen werden. Dazu muss mehr 
getan werden. 

 

Die Überschrift „Kontinuität und neue Perspekti-
ven“ ließ das zunächst nicht erwarten. Kontinuität 
dem Wort nach steht für einen ununterbrochenen 
Zusammenhang für die Fortsetzung des Alten. 
Genau das brauchen wir aber nicht. Perspektive 
steht für Sichtweise, also dem Blickwinkel auf 
unser Land. Es braucht keinen neuen Blickwinkel 
auf unser Land, sondern ein Durchgreifen, eine 
neue Herangehensweise bei seiner Gestaltung. 

 

Wir haben den Koalitionsvertrag mit großem 
Wohlwollen gelesen. Er greift Themen auf, die 
auch unsere Fraktion in der Vergangenheit immer 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt hat.  

 

Aber es bleibt eben auch ein Katalog des Sollens 
und Wollens mit Finanzierungsvorbehalten. Die 
Fragen des Wann und Wie sind allerdings die 
entscheidenden. Darauf haben wir heute eine 
Antwort erwartet, und darauf haben wir heute 
leider noch keine Antwort bekommen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Die Finanzausstattung der Kommunen, die Perso-
nalausstattung der Landesverwaltung, insbeson-
dere die von Polizei und Lehrern, ein Paradig-
menwechsel in der Förderpolitik, weg von der 
Niedriglohnpolitik, die deutlich stärkere Unterstüt-
zung und Förderung von Demokratieprojekten, die 
verbesserte Finanzierung der Hochschulen und 
die Hinwendung zu einem zweiten Arbeitsmarkt 
für Langzeitarbeitslose - all dies waren die Pro-
bleme der letzten Legislaturperioden. Diese Pro-
bleme wollen Sie angehen. Dabei sage ich Ihnen 
unsere kritische Begleitung und Unterstützung zu. 

 

Aber es sind die Probleme der vergangenen Le-
gislaturperioden, reparieren sozusagen, was un-
terblieb, was falsch angegangen wurde. Die Koali-
tion etabliert sich damit als Reparaturbrigade von 
Sachsen-Anhalt. Darüber hinaus findet sich we-
nig. Wie gesagt, es mag der Struktur der Koalition 
geschuldet sein, befriedigen kann es nicht. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Wir reichen Ihnen die Hand, Herr Ministerpräsi-
dent, wenn es um die Fragen der Zukunft unseres 
Landes geht. Die Vorhaben in der Koalitionsver-
einbarung, in der Personalpolitik umzusteuern, 
haben wir mit Interesse und Respekt zur Kenntnis 
genommen. Diese Kursänderung ist überfällig und 
muss die Folgen einer über Jahre dauernden 
Fehlentwicklung beseitigen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Die Richtung stimmt, Blinken allein hilft aber nicht. 
Die für das Schuljahr 2016/2017 vorgesehenen 
Neueinstellungen werden angesichts der Lage 
nicht genügen, um 103 % Unterrichtsversorgung 
in den Schulen in allen Regionen des Landes zu 
gewährleisten. Die Mangelsituation hat in der 
letzten Zeit Lücken gerissen, die geschlossen 
werden müssen. Die Schülerzahl wächst, über 
das ganze Land gerechnet. Die Neubesetzung 
jetzt freiwerdender Stellen ist also lange noch 
nicht genug. 

 

Außerdem zeichnet sich ein zweites Problem ab: 
Neueinstellungen zu realisieren. Die Schulbehör-
den werden auch im Herangehen den Schalter 
umlegen müssen. Nicht nur sichten, begutachten, 
auswählen, gegebenenfalls Neuausschreibung 
können den Arbeitsstil prägen. Es geht um die 
Gewinnung von Lehrkräften, um eine Willkom-
menskultur für alle, die für den Schuldienst in 
Sachsen-Anhalt Interesse zeigen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Die Mitglie-
der der Fraktion der AfD betreten den Ple-
narsaal) 

 

Das werden auch Quereinsteigerinnen und Quer-
einsteiger sein, die nach einem gut durchdachten 
Programm die Chance erhalten müssen, noch 
ausstehende Professionalität zu erwerben und 
einen vollständig anerkannten Abschluss zu er-
langen, damit sie nicht Lehrkräfte zweiter Klasse 
bleiben. Zu diesen Themen haben wir für diese 
Sitzung Anträge gestellt. Dieses Thema wollen wir 
gemeinsam mit Ihnen beraten. 

 

Viele Ziele dieser Personalpolitik sind Teil der 
Wahlauseinandersetzungen gewesen. Jetzt ha-
ben Sie eine Verschiebung vorgenommen: Statt 
18,5 Vollbeschäftigteneinheiten je 1 000 Einwoh-
ner in 2019 wollen Sie nun 18,7 Vollbeschäftig-
teneinheiten je 1 000 Einwohner in 2020. Diese 
zusätzlichen 0,2 brauchen Sie aber schon voll-
ständig, um die Neueinstellungen bei Lehrern und 
Polizisten zu realisieren. 

 

Relativ wenig gesagt wurde zum übrigen Umbau 
in der Landesverwaltung. Wir hatten hier die Fra-
ge der Straßenbauverwaltung, die Frage: Wie 
geht es beim Hochwasserschutz und bei den 
übrigen Teilen der Landesverwaltung weiter? 
- Das heißt, die Frage des Landespersonals be-
darf auch in dieser Legislaturperiode einer sorg-
fältigen Betrachtung. Wir müssen von den Kom-
mazahlen und dem Begriff „Vollbeschäftigtenein-
heiten“ wegkommen und über die Aufgaben, die 
in diesem Land anstehen, diskutieren. 

 

Für uns ist klar, dass der begonnene Pfad des 
gemeinsamen Unterrichts erfolgreich sein kann 
und dass er für die Schülerinnen und Schüler, 
die jetzt in dieser Form lernen, gelingen muss. 
Diese Frage wird vor allem in den Schulen 
und in den Klassenzimmern entschieden. Die 
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Aufgabe braucht Qualifikation und Erfahrungsaus-
tausch genauso wie persönliches Engagement. 
Sie braucht auch ein Mindestmaß an Personal-
ausstattung, die in der Gesamtbilanz sowohl bei 
den Lehrkräften als auch bei den pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern berücksichtigt 
werden muss.  

 

Auch in Zukunft muss es allen freigestellt sein, 
gemeinsam zu lernen: Kinder mit mehr oder we-
niger pädagogischen Förderbedarfen, Kinder mit 
und ohne Migrationshintergrund, schnell und 
langsam Lernende. Eine administrative Delegie-
rung in Förderschulen gegen den Willen von 
Schülern und Eltern darf es nicht geben. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Inklusion und gemeinsames Lernen kann gelingen 
und erfolgreich sein; das belegen Studien ein-
drucksvoll. Wir haben nicht das Recht, Kinder in 
ihren Perspektiven zu beschneiden. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

 

Wir halten es für wichtig, dass alle Schulen, die 
sich in den vergangenen Jahren auf dem Weg 
zur Gemeinschaftsschule begeben haben, diesen 
Weg fortsetzen können. Das Patt in der Schulpoli-
tik, das im Koalitionsvertrag - zumindest zwischen 
den Zeilen - gut zu lesen ist, sollte diese erfolg-
versprechenden Wege nicht verbauen.  

 

Insbesondere das praxisverbundene Profil Poly-
technik, das die Gemeinschaftsschulen, aber 
auch andere entwickeln, halten wir für einen zu-
kunftsfähigen Weg, damit Lernen besser gelingt, 
alle anspricht und zugleich einen systematischen 
und nachhaltigen Beitrag zur Berufs- und Stu-
dienorientierung an allen Schulen zu leisten ver-
mag. 

 

Herr Ministerpräsident, Sie haben heute auch 
noch einmal die Bedeutung der frühkindlichen Bil-
dung sowie die Bedeutung von Kindertagesstätten 
betont. Wir sind - dabei setzen wir auf das kom-
mende Jahr - nicht der Auffassung, dass es nur 
ein finanzielles Problem ist. Wir haben ein Pro-
blem bei der Gesamtfinanzierung von Kommunen, 
aber wir haben keine überdurchschnittlichen Kos-
ten für die Betreuung einzelner Kinder in den Kin-
dertagesstätten. Wir haben ein Strukturproblem. 
Deshalb müssen wir den Evaluierungsprozess im 
Kinderfördergesetz zügig angehen und überlegen, 
wo die Unterschiede liegen.  

 

Ich denke, sie liegen gar nicht so sehr zwischen 
den Einrichtungen einer Gemeinde, sondern der 
Unterschied besteht zwischen großen und kleinen 
Einrichtungen, Einrichtungen in Verdichtungsräu-
men, Einrichtungen in eher weitläufigen Räumen. 
Darauf müssen wir spezifische Antworten finden. 
Wir dürfen nicht versuchen, für die Probleme aller 
eine allgemeine Lösung zu finden. Das führt nur 

dazu, dass das System immer teurer und die Un-
zufriedenheit immer größer wird.  

 

Für bedenklich halte ich allerdings, liebe Frau 
Grimm-Benne, dass Sie heute schon wieder die 
Axt an den Ganztagsanspruch anlegen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Denn das zeugt davon, dass Sie frühkindliche 
Bildung nicht als frühkindliche Bildung, sondern 
als stundenweise Aufbewahrung verstehen und 
dann überlegen: Wie viele Stunden braucht es 
denn? 

 

(Dr. Katja Pähle, SPD: Nein, nein, Quatsch! 
Keine Sorge! - Cornelia Lüddemann, GRÜ-
NE: Sie wissen, dass wir auch zuvor immer 
den Ganztagsanspruch von acht Stunden 
gehabt haben! - Birke Bull, DIE LINKE: 
Dann solltet Ihr Euch starkmachen, damit 
es nicht passiert! - Zuruf von Siegfried 
Borgwardt, CDU) 

 

- Schon allein die vielen Zwischenrufe, meine 
Damen, meine Herren, die ich jetzt bekommen 
habe, zeugen davon, dass die Debatte an der 
Sache vorbeigeht. Hier geht es um die Frage: Wie 
können wir frühkindliche Bildung in unserem Land 
voranbringen? Denn nur Bildung ist der Schlüssel 
für weitere wirtschaftliche Entwicklung, 

 

(Zustimmung bei der LINKEN - Siegfried 
Borgwardt, CDU: Die Gesamtheit!) 

 

und nicht Investitionen und Straßen und Beton. 
Dann können wir uns hier irgendetwas von Kosten 
zurufen und was Sie wollten. Betrachten Sie die 
Probleme in unserem Land, dann werden Sie 
erkennen, dass Bildung ein Schlüssel zur Lösung 
dieser Probleme ist. 

 

(Minister Marco Tullner: Aber Schulbau ist 
besser, Herr Abgeordneter!) 

 

- Lieber Herr Tullner, Schulbau ist nicht falsch, 

 

(Minister Marco Tullner: Das ist gut!) 

 

aber es kommt bei dieser ganzen Diskussion 
darauf an, was in den Schulen passiert. Das ist 
die viel wichtigere Frage. 

 

(Minister Thomas Webel: Also wollen wir 
keine A 143 bauen?) 

 

- Wollen Sie mir jetzt schon wieder ein Bundes-
projekt, das aus dem Bundeshaushalt finanziert 
wird, unterjubeln? Lieber Herr Webel, weil Sie 
sich immer für die A 143 einsetzen: Sie hätten in 
den letzten Jahren doch ein bisschen mehr tun 
können, dann wäre vielleicht auch schon mehr 
passiert. Sie haben es aber bevorzugt, Ihren jetzi-
gen Koalitionspartner zu beschimpfen und sich 
verbal dafür einzusetzen, faktisch aber nicht. 

 

(Minister Thomas Webel: Beschleunigt ha-
be ich es nun nicht gerade!) 
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Ich wollte eigentlich etwas über Hochschulen und 
Bildung sagen. 

 

(Unruhe bei der CDU) 

 

Ich wollte über Bildung sprechen, Sie wollen über 
Straßen sprechen. Daran merken wir die unter-
schiedlichen Schwerpunkte, lieber Herr Schröder. 

 

(Minister André Schröder: DIE LINKE als 
Anwalt für Autobahnen!) 

 

Die Koalition hat sich, was die Finanzierung der 
Hochschulen betrifft, bewegt. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Das wurde 
aber auch Zeit!) 

 

Das finden wir gut und richtig, denn genau wie die 
Kindertagesstätten sind auch die Hochschulen 
Schlüssel für künftigen Erfolg in diesem Land, und 
Herr Schröder, ich bin übrigens ausdrücklich bei 
Ihnen, als Sie die Debatte angestoßen haben zu 
schauen: Wie schichten wir möglicherweise um, 
um Bildung, Hochschulen, Wissenschaft und 
Technologie stärker zu fördern? - Sie haben eine 
richtige Debatte angestoßen. Jetzt müssen wir sie 
führen, damit wir wissen, was wir mit den uns zur 
Verfügung stehenden 10 Milliarden € tun. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Sie 
haben eine richtig gute Rhetorik!) 

 

Lassen Sie uns diese Diskussion führen! Wir den-
ken, es macht keinen Sinn, über Jahrzehnte För-
dermittel im Wirtschaftsbereich zu veranschlagen, 
die nicht abgerufen werden, und auf der anderen 
Seite einen wichtigen Punkt in der Wirtschafts-
entwicklung, nämlich das Hochschulumfeld, zu 
vernachlässigen. Ich finde diese Diskussion rich-
tig. Wir ermutigen Sie, Herr Finanzminister, und 
stehen an Ihrer Seite. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU, eine kurze 
Spanne zwischen Daumen und Zeigefinger 
zeigend: So viel stehen Sie an unserer Sei-
te, so viel!) 

 

Im Bereich der Hochschuldemokratie haben wir 
allerdings weitergehende Vorstellungen. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Ihr müsst das 
Ganze sehen! - Zustimmung und Heiterkeit 
bei der LINKEN) 

 

- Ja, wir sind auch das Ganze, und das Ganze 
sehen heißt, lieber Herr Borgwardt: 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Alles klar!) 

 

mit gegebenen Mitteln einen hohen Erfolg erzie-
len. Dabei ist die Frage: Erzielen wir Erfolge mit 
zurückgegebenen Wirtschaftsfördermitteln, oder 
erzielen wir Erfolge mit gelungener Schul- und 
Hochschulbildung? Das ist die Frage, Herr Borg-
wardt. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

Ich weiß, Schecks werden an Hochschulen nicht 
so viele verteilt. Wir legen auch besonderen Wert 
darauf, die Bewertung sozialer und ökologischer 
Risiken von Technologie und Fortschritt kritisch zu 
begleiten. Wir fordern - dabei gehen wir über das, 
was Sie wollen, hinaus - die Aufnahme einer Zivil-
klausel in das Landeshochschulgesetz, um die 
Forschung zu militärischen Zwecken an den 
Hochschulen des Landes zu verhindern. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Das 
machen wir doch eh nicht!) 

 

Wohlwollend, weil im Koalitionsvertrag so explizit 
nicht aufgeschrieben, haben wir zur Kenntnis 
genommen, dass Sie heute gesagt haben: Um-
steuern in der Wirtschaftsförderung, weg von 
vielen Arbeitsplätzen im Niedriglohnsektor, hin zur 
Qualität. Dabei werden Sie uns an Ihrer Seite 
haben. Darüber werden wir in den kommenden 
Tagen sprechen, morgen ganz konkret. 

 

Fassen wir zusammen: Wir haben einen Koali-
tionsvertrag, eine Regierungserklärung, die sich 
zunächst wie ein Wunschkatalog liest: 6 Milliar-
den € kostet es, 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das sind 
Visionen!) 

 

6 Milliarden € über fünf Jahre selbstverständlich, 
Frau Lüddemann. 6 Milliarden € über fünf Jahre 
haben wir nicht. Das heißt, ein Stück weit unge-
deckter Scheck, ein Stück weit „könnte“, „hätte“, 
„sollte“; und so ist dann auch die Regierungserklä-
rung wie folgt zu bewerten: Die ganze Rede ist 
durchzogen von einem sehr bemüht wirkenden 
Optimismus, für den eine echte Begründung aber 
oftmals ausbleibt. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Sie 
haben doch gute Laune verbreitet!) 

 

Von Stolz ist viel die Rede, aber Wahlbeteiligung 
und Abwendung von demokratischen Institutionen 
im weiten Sinne sprechen leider eine andere 
Sprache, die letzten Sachsen-Anhalt-Monitore 
übrigens auch. Kritisch zu Bewertendes im Lande 
wird häufig ausgeblendet.  

 

Zum Beispiel haben Sie, Herr Haseloff, die Be-
deutung der Land- und Ernährungswirtschaft auf 
das Schild gehoben. Von der Milchkrise, die Exis-
tenzen weit über die Landwirtschaft hinaus be-
droht, kein Wort. Das ist exemplarisch für die Re-
gierungserklärung. Die Aussagen des Zukunfts-
atlasses etwa werden völlig ausgeblendet wie 
viele andere Untersuchungen, die Sachsen-Anhalt 
am traurigen Ende von Vergleichen und Entwick-
lungen sehen.  

 

Das greifbare Wie fehlt gar zu oft bei der Erläute-
rung von Zielen, die an sich nicht verkehrt und 
durchaus ehrenwert, oft sogar erstrebenswert 
sind. Dort bleibt der Ministerpräsident aber eben 
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sehr philosophisch. „Wir wollen…“, zieht sich 
durch die ganze Rede und dabei bleibt es dann, 
von wenigen Ausnahmen abgesehen.  

 

Das Ganze wirkt ausgesprochen schwammig. 
Eine Auseinandersetzung mit dieser Regierungs-
erklärung ist gar nicht so einfach.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Weil 
sie gut ist!) 

 

Sie lebt von der Proklamation. - Alles kann gut 
werden, das mag dem Grundcharakter dieser in 
sich höchst widersprüchlichen Koalition gerecht 
werden; mehr ist halt nicht drin. Niemand kann, 
wie er will oder wie er wollen würde. Wünschens-
wert wäre gewesen, klar zu sagen: Hier stehen 
wir und da wollen wir hin, und zwar auf diesem 
Weg.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das geht aber eben nicht; denn die Ursachen für 
die heutige Situation liegen eben bei zwei der jetzt 
drei Koalitionspartner. Die jetzige Situation ist von 
diesen verursacht und zu verantworten.  

 

All das Proklamatorische wird durch den Verweis 
auf die Kassenlage und die Frage, was man sich 
leisten könne und was nicht, weiter relativiert. Hier 
und fast nur hier schimmerte in der Erklärung die 
harte Realität durch.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Das 
geht dem Kollegen Ramelow genauso!) 

 

Ansonsten ist vieles in rosaroter Watte verborgen 
- wohlklingend, aber unverbindlich.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das macht ihr 
völlig anders!) 

 

Die vielleicht gewollte öffentliche Ermutigung 
bleibt dadurch aus. Wer soll und kann sich daran 
orientieren, eine Motivation für eigene Anstren-
gungen finden. Vor uns liegen fünf Jahre, die wir 
miteinander gestalten. Lassen Sie uns gemein-
sam, unsere Ideen für Sachsen-Anhalt zusam-
menfassen. DIE LINKE ist bereit, diese Regierung 
in kritischer Opposition zu begleiten.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Und 
sie zu unterstützen!) 

 

- Ja, sie auch zu unterstützen. Wie Sie an unse-
ren Anträgen zu dieser Sitzungsperiode sehen, 
auch manchmal voranzutreiben. - Vielen Dank, 
meine Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke. Es gibt eine Nachfrage, nämlich von dem 
sehr geehrten Abg. Herr Mrosek von der AfD. 
Herr Abg. Knöchel, möchten Sie eine Frage be-
antworten?  

Swen Knöchel (DIE LINKE):  

 

Selbstverständlich.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Dann kommen Sie bitte wieder an das Pult. - Herr 
Abg. Mrosek, Sie haben das Wort.  

 

 

Andreas Mrosek (AfD): 

 

Sie sprachen das Thema Bildung an. Dies ist ein 
wichtiges Thema, bei dem wir mitgehen können. 
Was halten Sie von einem einheitlichen Bildungs-
system in ganz Deutschland?  

 

 

Swen Knöchel (DIE LINKE):  

 

Kennen Sie unser deutsches Bildungssystem? 
Kennen Sie die Schulverwaltung in Sachsen-An-
halt?  

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Welches Problem 
soll damit gelöst werden?) 

 

Was wollen Sie damit erreichen? - DIE LINKE 
steht für Standards, die bundesweit gelten sollen. 
Ja, es soll bundesweit formuliert werden, welche 
Ziele es in der jeweiligen Klassenstufe gibt. Wir 
stehen für Autonomie bei ihrer Umsetzung. Des-
wegen geht diese Diskussion über bundeseinheit-
liche Standards eigentlich an der ganzen Frage 
vorbei.  

 

Wir müssen über Bildungsinhalte sprechen. Wir 
müssen über die Frage sprechen, wo Kinder hin 
sollen. Übrigens stellt sich immer die Frage, ob 
wir die Kinder zu einem marktfähigen, erwerbs-
fähigen Wesen machen. Ist das besonders inno-
vativ? - Ich sage: Nein.  

 

Wenn wir sie alle auf die Bedürfnisse des heuti-
gen Arbeitsmarktes vorbereiten, dann müssen wir 
konstatieren, dass wir vergessen haben, sie auf 
das, was morgen passiert, vorzubereiten. An die-
ser Stelle müssen wir mehr tun.  

 

Bildung ist mehr als einheitliche Lehrpläne. Bil-
dung ist die Betrachtung von Kindern. Sie beinhal-
tet die Frage: Wie soll sich Zukunft gestalten? 
- Die Antworten darauf können Sie nicht von 
Bayern bis an die Nordsee einheitlich geben. Wir 
müssen einen gemeinsamen Bildungskanon be-
stimmen. Wir müssen Stufen bestimmen. Aber 
ein bundeseinheitliches Bildungssystem ist nicht 
Sache meiner Partei. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Herr Abg. Knöchel. Es gibt keine weiteren 
Nachfragen.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Be-
grüßen Sie auf der Zuschauertribüne recht herz-

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt


 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/5 - 02.06.2016 

 

34 

lich Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums 
Stephaneum in Aschersleben.  

 

(Beifall im ganzen Hause)  

 

Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Frak-
tionsvorsitzende Frau Abg. Lüddemann. Frau 
Lüddemann, Sie haben das Wort. Bitte.  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! „Kenia liegt in 
Sachsen-Anhalt und seine Hauptstadt ist Magde-
burg“, so titelte eine für Kinder ausgerichtete Sen-
dung zum Abschluss der Koalitionsverhandlun-
gen.  

 

Sie werden von mir ganz selten den Begriff „Ke-
nia“ hören, weil ich finde, er verniedlicht etwas zu 
Unrecht. Was wir hier tun - Schwarz-Rot-Grün -, 
ist echte, ernsthafte Politik in der Ausrichtung, in 
der Neuausrichtung der Zukunft unseres Landes. 
Das sind nicht nur Phrasen, wie wir sie von der 
AfD gehört haben, sondern es sind ganz konkrete 
Projekte, die auch ganz konkret im Koalitionsver-
trag stehen, liebe Kollegen von der Fraktion DIE 
LINKE.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD und 
von der Regierungsbank) 

 

Diese Politik ist verlässlich, gerecht und nach-
haltig. Wir GRÜNE finden uns unter all diesen 
Stichworten wieder, auch wenn wir zugegebener-
maßen ein besonderes Augenmerk auf den As-
pekt der Nachhaltigkeit gelegt haben.  

 

Für uns ist ein Leitmotiv, warum wir diese Koali-
tion eingegangen sind, dass wir es für notwendig 
erachten, an dieser Stelle ein Zeichen dahin-
gehend zu setzen, dass demokratische Parteien 
zusammenarbeiten können und dass wir durch-
aus die Demokratie in Sachsen-Anhalt verteidigen 
wollen und müssen.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU, bei 
der LINKEN, bei der SPD und von der Re-
gierungsbank - Mario Lehmann, AfD: Und 
gegen wen verteidigen?) 

 

Der Weg dorthin - das will ich nicht verhehlen - 
war anstrengend, arbeitsintensiv und ein Prozess 
fortwährender Aushandlungen. Dieser Prozess 
des fortwährenden Aushandelns wird sich fort-
setzen. Das ist für uns kein Zeichen von Un-
vermögen. Es ist auch nicht schlimm, wenn 
davon etwas an die Öffentlichkeit dringt. Dies 
ist eine lebendige Arbeitsbeziehung. Vermutlich 
kennt das die AfD nicht, weil sie es so herausge-
hoben hat. Es wird eben nichts durchdekliniert, 
sondern es wird gemeinsam zwischen drei unter-
schiedlichen Partnern diskutiert und dann ent-
schieden.  

(Beifall bei den GRÜNEN und von der Re-
gierungsbank) 

 

Wir haben uns - das habe ich eben schon er-
wähnt - den Weg in Richtung Kenia - jetzt ver-
wende ich das Wort einmal - nicht leicht gemacht. 
Deswegen haben wir als GRÜNE darauf gedrun-
gen - so ist es dann auch gekommen -, längere 
fachliche Sondierungen durchzuführen, um wirk-
lich - das ist das, was grüne Politik auszeichnet - 
anhand von belastbaren Fakten zu entscheiden, 
ob wir diesen Weg weitergehen wollen.  

 

(Zuruf von Mario Lehmann, AfD)  

 

Wir haben tatsächlich das eingebracht, Herr Pog-
genburg, was Sie uns als Vorwurf gemacht ha-
ben. Natürlich sind wir links im Herzen und wir 
sind radikal in den Positionen, die wir uns erarbei-
tet haben, wenn wir sie durchsetzen wollen. Dazu 
stehe ich an der Stelle.  

 

(Lachen und lebhafter Beifall bei der AfD 
- André Poggenburg, AfD: Linksradikal!) 

 

Dieser lange, fachliche Sondierungsprozess war 
zum einen nötig, um nach innen klar zu machen: 
Ja, wir haben die große Koalition, die zehn Jah-
rein Sachsen-Anhalt gewirkt hat, kritisiert. Aber 
wir haben jetzt entschieden, nachdem wir lange 
sondiert haben, dass es zwischen diesen drei 
unterschiedlichen Partnern - das ist Ausfluss des 
Koalitionsvertrages, den der Herr Ministerpräsi-
dent heute sehr genau dargestellt hat - große 
fachliche Überschneidungen gibt. Das ist genau 
das, was das Arbeitsprogramm für die nächsten 
fünf Jahre in diesem Hohen Hause sein wird.  

 

Ich finde es richtig, dass wir mit Schwarz-Rot-
Grün Koalitionen wieder auf das zurückgeführt 
haben, was sie eigentlich sind. Koalitionen sind 
Zweckbündnisse - das ist nichts Schlechtes, wenn 
der Zweck gut ist -, Koalitionen sind Arbeitsbezie-
hungen auf Zeit.  

 

Wir haben uns Projekte vorgenommen, die kon-
kret im Koalitionsvertrag stehen. Wir haben in 
allen Arbeitsfeldern - das hat Kollege Knöchel 
richtig beschrieben - Visionen aufgeschrieben. Wir 
haben in jedem Fachbereich ganz genau gesagt: 
Wo soll die Politik hingehen? Wie soll sich das 
Land entwickeln? - Dass das durch Arbeitspro-
gramme zu untersetzen ist und dass das mit 
dem Haushalt in Einklang zu bringen ist, ist doch 
völlig klar. Aber wir wollten in diesem bundes-
weit neuen, einmaligen Projekt zeigen, wofür wir 
stehen und welche Inhalte wir uns vorstellen kön-
nen.  

 

Ich finde, das Ergebnis kann sich wirklich sehen 
lassen. Nichts umsonst wurde dem Koalitionsver-
trag auf unserem Parteitag mit 98,4 % zuge-
stimmt. Wer grüne Parteitage kennt, der weiß, 
dies ist etwas außerordentlich Bemerkenswertes. 
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Ich habe mich mehrfach selbst als Landesvorsit-
zende zur Wahl gestellt. Wenn ich dabei eine so 
hohe Zustimmung erreicht hätte, hätte ich mich 
vielleicht gefragt, was passiert ist.  

 

Ich will aber an dieser Stelle neben der ganzen 
Fachlichkeit, die ich eben herausgestellt habe, 
ganz deutlich sagen, dass ein wichtiger Beweg-
grund für uns als GRÜNE war, in diese Koalition 
einzutreten und sie auch nachhaltig zu unterstüt-
zen, den Dammbruch nach rechts in diesem Land 
zu verhindern.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
LINKEN und von der Regierungsbank) 

 

Alles, was ich bisher in diesem Hohen Hause von 
Vertretern der AfD gehört habe, bestärkt mich 
darin, dass dieser Schritt richtig und nötig war; 
denn unser Demokratieverständnis gilt allen Men-
schen, und es ist nötig, das in Sachsen-Anhalt 
neu zu beschreiben, so wie es der Koalitionsver-
trag vorsieht und wie es der Ministerpräsident 
ausgeführt hat, und nach außen zu tragen.  

 

Jetzt - ich habe leider nicht so viel Zeit wie die 
Kollegen - will ich noch ein wenig zu dem grünen 
Anteil im Koalitionsvertrag sagen. Darin steht 
ganz oben und zuallererst: Die neue Art Politik zu 
machen, so wie wir als GRÜNE intern arbeiten 
- das haben wir in den Koalitionsverhandlungen 
bewiesen und das werden wir im weiteren Regie-
rungshandeln nach außen tragen -, nämlich Politik 
mit den Menschen, mit den Betroffenen, mit Fach-
leuten.  

 

Sie finden im Koalitionsvertrag, wie ich finde, sehr 
häufig - das ist neu in Sachsen-Anhalt - die Worte 
„diskursiv“, „im dialoghaften Verfahren“, „unter 
Einbeziehung von“, und dann werden die Fach-
leute aus dem jeweiligen Feld genannt.  

 

Wir wollen evaluieren. Wir wollen überprüfen. Wir 
wollen zeigen, Politik muss korrekturfähig sein. 
Ein Beispiel dafür haben wir mit dem KAG auf den 
Weg gebracht.  

 

Es ist uns wichtig zu sagen. Wir haben verstan-
den. Es kommt nicht darauf an, bei allem guten 
Willen, was die Politik in Gesetze schreibt, son-
dern es kommt immer darauf an, welche Wirkung 
für die Menschen vor Ort spürbar ist. An dieser 
Stelle werden Sie jetzt deutliche Veränderungen 
erleben.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Wir haben in der Opposition kritisiert. Dies ist die 
Aufgabe der Opposition, wenn sie konstruktiv ist 
und wenn sie eigene inhaltliche Vorstellungen 
gegen das Regierungshandeln setzen kann. Wir 
haben den Koalitionsvertrag neu geschrieben, 
und wir werden in den nächsten fünf Jahren den 
Beweis antreten, dass das auch umsetzbar ist.  

 

(Zuruf von Hannes Loth, AfD) 

Dieser Koalitionsvertrag und diese Koalition sind 
vom gemeinsamen Wollen getragen. Ich glaube, 
das sieht man auch daran, dass es wahrschein-
lich noch vor fünf Jahren relativ unvorstellbar ge-
wesen wäre, dass die CDU sagt, ein Sofortpro-
gramm Umweltschutz ist unbedingt notwendig, 
das ziehen wir vor die Klammer, das machen wir, 
und dass die GRÜNEN sagen, wir sehen im Inte-
resse der Bürger im Land die Notwendigkeit, mehr 
Polizei vorzuhalten.  

 

All diese Dinge stehen im Koalitionsvertrag, und 
sie zeigen, dass sich die politische Landschaft 
verändert hat. Sie zeigen, dass demokratische 
Parteien in der Gemeinsamkeit diese Verände-
rungen aufnehmen können. Ich glaube, dass es 
ein Zeichen ist, das in die bundespolitische Rich-
tung ausstrahlen kann. Wir können in Sachsen-
Anhalt den Beweis antreten, dass man umsteuern 
kann, dass man tatsächlich im Interesse der Men-
schen etwas bewegen kann.  

 

(Zuruf von Mario Lehmann, AfD)  

 

Die tatsächlichen grünen Projekte - damit könnte 
ich noch einmal die doppelte Redezeit füllen - 
können Sie im Koalitionsvertrag nachlesen, bei-
spielsweise die Polizeikennzeichnung, das Kom-
petenzzentrum Kinder- und Jugendbeteiligung, 
der Landesaktionsplan „Pflege im Quartier“, Infor-
mationsfreiheitsgesetz, keine Gentechnik auf dem 
Acker, ein konkretes Klimaschutzziel etc.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Frau Lüddemann.  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

All diese Dinge werden Sie im Handeln der Regie-
rung bemerken.  

 

Wichtig ist mir, zum Abschluss zu sagen: Schwarz-

Rot-Grün ist eine Chance für Sachsen-Anhalt. Ich 
bin stolz, dass sich meine Partei dafür entschie-
den hat, diese Chance zu ergreifen.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung 
von Ministerin Prof. Dr. Claudia Dalbert) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, sehr geehrte Frau Kollegin Lüddemann. 
Sie haben fast eine Punktlandung hinbekommen. 
- Für die CDU spricht der Fraktionsvorsitzende 
Herr Abg. Borgwardt. Herr Borgwardt, Sie haben 
das Wort.  

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, dass in diesem Hohen Hause 
eine Debattenkultur oder gelegentlich -unkultur 
auszuhalten ist. Trotzdem wäre es, glaube ich, 
ganz gut, wenn wir allgemein, und zwar alle, die 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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Würde dieses Hohen Hauses im Blick hätten, 
meine Damen und Herren.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Ich beginne mit einer Reise in die Internetwelt und 
mache mit Ihnen Station auf einer sehr beliebten 
Seite: Wikipedia. Frau Lüddemann ist zum 
Schluss Ihrer Rede auch darauf eingegangen. Ich 
glaube, es wichtig, das zu erwähnen, weil auf 
dieser Seite sehr viele Menschen nachsehen.  

 

Wenn man bei Wikipedia das Suchwort „Kenia“ 
eingibt, gibt es bislang nur einen Eintrag, der sich 
ausführlich mit einem Land im Osten Afrikas be-
schäftigt. Einen Artikel über eine Koalition glei-
chen Namens gibt es nicht. Dabei geht bei „Kenia“ 
inzwischen um die Bezeichnung für die Regie-
rungskoalition in Sachsen-Anhalt, die bekannter-
maßen aus CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN besteht.  

 

Gut. Ob am Ende tatsächlich aller guten Dinge 
drei sind, ist erst in der Nachbetrachtung in fünf 
Jahren zu sagen. Aber dass wir in Sachsen-
Anhalt Geschichte schreiben, ist wohl kein unbe-
kanntes Phänomen mehr, meine Damen und Her-
ren.  

 

(Zustimmung von Cornelia Lüddemann, 
GRÜNE) 

 

So haben wir das auch mit der neuen Koalition 
„Kenia“ gemacht, die von vielen Keniakoalition 
genannt wird. Ich mache nochmals mit Nachdruck 
deutlich: Kenia in Sachsen-Anhalt ist kein exoti-
sches Experiment. Unser Dreierbündnis ist ange-
sichts des Wahlergebnisses eine Koalition der 
Vernunft.  

 

Wir wünschen uns und unseren Koalitionspart-
nern, dass eine gute Zusammenarbeit über unse-
re Landesgrenzen hinaus bekannt wird und nach 
der kommenden Bundestagswahl - das sehe nicht 
nur überregionale Gazetten so, sondern auch 
viele, die mit uns sprechen - möglicherweise auch 
eine für Berlin darstellbare Option ist.  

 

Aber jetzt dürfen wir erst einmal diese Koalition 
erproben. Viele haben geglaubt, dass wir nach 
der Wahl nicht über eine Sondierungsgesprächs-
situation hinauskommen. Die CDU-Fraktion hat 
von Beginn an für ihre Ziele und für das Zustan-
dekommen der Koalition gekämpft. Annähernd 
120 Stunden in der Woche haben wir miteinander 
verhandelt, gestritten und Kompromisse gefun-
den. Das Wagnis einer Dreierkoalition haben wir 
als Chance verstanden und stets versucht, die 
Gespräche ergebnisorientiert zu führen.  

 

Den Hadernden sei versichert, dass wir einen 
farbigen Koalitionsvertrag haben, der - darauf dür-
fen wir als CDU-Fraktion stolz sein - mit sehr viel 
schwarzer Tinte geschrieben bzw. gedruckt wur-
de. Dafür bildet der Koalitionsvertrag eine solide, 

erstmals dreifarbige Grundlage, auch wenn ich 
deutlich vernehmen konnte, dass einige - manche 
sagen, viele - Nuancen vonseiten der Opposi-
tionsfraktionen heute noch nicht die angemessene 
Würdigung erfahren konnten.  

 

Aus der Regierungserklärung des Ministerpräsi-
denten und aus Ihren Reden, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, hat man sehr deutlich 
herausgehört, dass unser Land weiterhin Konti-
nuität und Weiterentwicklung in der Politik 
braucht. Deshalb sehe ich der Arbeit in der neu 
geschaffenen Koalition mit Spannung entgegen.  

 

Meine Damen und Herren! Die CDU-Fraktion 
steht für ein weltoffenes und tolerantes Sachsen-
Anhalt, das allen hier lebenden Menschen eine 
Chance eröffnet. Wir werden Rassismus ebenso 
entgegentreten wie der Intoleranz und wir wollen 
die Abwanderung aus unserem Land nachhaltig 
stoppen.  

 

Integration und Teilhabe sind selbstverständlich 
verbunden mit dem klaren Bekenntnis zu uns 
sowie zu unserer Geschichte und zu unserer Kul-
tur. Integration erfordert von den zu uns Kom-
menden zumindest ausreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache, egal ob sie als Studierende, 
als Gäste, als Fachkräfte oder als Flüchtlinge 
kommen.  

 

Wir nehmen mit Blick auf die Zuwanderung auch 
die bestehenden Sorgen und Ängste von Teilen 
unserer Bevölkerung sehr ernst und wollen einen 
kontinuierlichen öffentlichen Diskussionsprozess, 
wie es der Ministerpräsident auch schon betonte, 
der fördern und fordern heißt und unsere gemein-
same Integrationsformel ist und bleibt.  

 

Unsere Grundüberzeugung ist, dass die demokra-
tische Staatsform am besten der Würde aller 
Menschen entspricht. Sie zu erhalten und, wie wir 
gelegentlich auch merken, auszuhalten, bedarf 
fortwährender Anstrengungen und weiterhin guter 
politischer Bildung als gesamtgesellschaftliche 
Daueraufgabe.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU) 

 

Für die Darstellung des politischen Geschehens in 
der Öffentlichkeit sind die Vertreterinnen und Ver-
treter der Medien wichtige Akteure, mit denen wir 
auch in Zukunft gemeinsam an der Verbesserung 
der medialen und interkulturellen Kompetenz der 
Menschen in unserem Land aktiv arbeiten wer-
den.  

 

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Regierungs-
erklärung unseres Ministerpräsidenten ist die 
nachhaltig positive Gestaltung der Zukunft des 
Landes Sachsen-Anhalt. Deshalb haben wir im 
Koalitionsvertrag auch verankert, dass wir ge-
meinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern den 
wirtschaftlichen Aufholprozess in unserem Land 
weiter vorantreiben wollen.  
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Wir werden Zukunftschancen schaffen, die Si-
cherheit und den sozialen Zusammenhalt stärken, 
den Herausforderungen des Klimawandels be-
gegnen, um den demografischen, den digitalen 
sowie den energetischen Wandel unserer Gesell-
schaft verantwortlich mitzugestalten.  

 

Wir orientieren unser Regierungsprogramm an 
beiden Eckpunkten Nachhaltigkeit und Generatio-
nengerechtigkeit. Wir wollen die Schöpfung be-
wahren und deshalb unsere Naturlandschaften 
und biologische Vielfalt erhalten. Entlang dieser 
Richtschnur werden wir in den kommenden Jah-
ren wirtschaftliche Stärke, soziale Gerechtigkeit 
und ökologische Verantwortung zum Wohle der 
Menschen in unserem Land miteinander verbin-
den müssen.  

 

Wir sichern die Fortführung der soliden und nach-
haltigen Finanzpolitik unter Berücksichtigung der 
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen, des Auslaufens des Solidarpaktes II, des 
Endes der EU-Strukturförderperiode sowie des 
Abschmelzens der Regionalisierungsmittel.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Die CDU-Fraktion stützt die Landesregierung 
selbstverständlich auch bei der Einhaltung der 
Maßgabe, die Konsolidierungshilfen des Bundes 
nicht zu gefährden.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Wir arbeiten akribisch an der im Koalitionsvertrag 
festgehaltenen Verbesserung der Finanzausstat-
tung der Kommunen. Das wird heute Nachmittag 
noch Thema sein. So sollen noch in diesem Jahr 
- die Vorredner gingen schon darauf ein - 44 Mil-
lionen € in deren allgemeine Finanzausstattung 
fließen. Weitere Spielräume, die sich im Haus-
haltsvollzug auftun werden, sollen ebenfalls den 
Kommunen zugutekommen.  

 

Unsere Kommunen sollen zudem in einem weite-
ren Schritt noch mehr Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit bei ihrer Finanzierung durch das 
Land erhalten, übrigens - für diejenigen, denen es 
nicht aufgefallen ist - das erste Mal so konkret in 
Zahlen in einem Koalitionsvertrag verankert, wo-
bei die Finanzausgleichsmasse für die Jahre 2017 
bis 2021 weiterhin auf 1,6 Milliarden € festschrie-
ben wird. Dies umfasst ebenfalls die Verstetigung 
der Investitionspauschale auf 150 Millionen €. 
Dies ist deshalb der Fall, weil wir uns einig sind, 
dass die Kommunen nicht nur besser planen, 
sondern auch weiterhin in ihre Infrastruktur inves-
tieren sollten.  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Unsere 
Finanzexperten bereiten derzeit die Aufstellung 
des Doppelhaushaltes 2017/2018 vor. Für das 
laufende Jahr können wir feststellen, dass der 
Etat ausgeglichen ist. Aber was erwartet uns mit 

dem kommenden Doppelhaushalt? Kann auch in 
den kommenden beiden Jahren die Schulden-
tilgung noch ein Thema sein? - Wir meinen: Ja. 
Sie muss sogar weiterhin ein Thema bleiben. Die 
Schuldenbremse, die die Neuverschuldung unter-
sagt, ist im Grundgesetz verankert.  

 

Unser Ministerpräsident hat bereits ausgeführt, 
dass es zusätzliche Neueinstellungen von Lehre-
rinnen und Lehrern sowie von Polizistinnen und 
Polizisten geben wird. Daneben wird die Polizei 
auch in ihrer Ausstattung besser gestellt werden.  

 

Schon im kommenden Jahr ist vorgesehen, die 
Erhöhung der Grundfinanzierung im Hochschul-
bereich - Frau Dr. Pähle und Frau Lüddemann 
gingen bereits darauf ein - um 15 Millionen € zu 
realisieren und in die Infrastrukturmaßnahmen 
umsetzen.  

 

Die Eltern unserer Kinder wollen wir per Sofort-
programm vor stark steigenden Kita-Beiträgen be-
wahren.  

 

Im Koalitionsvertrag ist festgehalten, dass wir 
kleine und mittlere Unternehmen durch den über-
legten Einsatz passgenauer Förderinstrumente 
unterstützen und damit den Gründergeist stärken 
werden. Wir wollen nicht mehr nur die verlängerte 
Werkbank von Unternehmen sein, sondern viel-
mehr unsere Hochschulen und Unternehmen als 
Ideengeber aus unserem Land motivieren. Das 
verlangt, dass gute Arbeitsbedingungen geschaf-
fen und eine dynamische Einkommensentwick-
lung angeschoben wird. Ich kann Ihnen ver-
sichern: An den entsprechenden Initiativen wird 
bereits aktiv gearbeitet.  

 

Ich möchte an dieser Stelle unseren Ministerprä-
sidenten zitieren. Er sagte: Was man sich leisten 
will, muss man erst mal erarbeiten. Darum werden 
wir als Ziel einer weiteren guten wirtschaftlichen 
Entwicklung unseres Landes fortlaufend daran 
festhalten, die Schaffung und den Erhalt von Ar-
beitsplätzen zu fördern und zu fordern.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Der weitere Ausbau der Infrastruktur - das muss 
ich jetzt bringen, weil das eines unserer Kerndin-
ge ist, sehr geehrte Herr Knöchel - und der Breit-
bandnetze mit mindestens 50 Mbit/s ist für die 
Unternehmen im Land zunehmend eine unver-
zichtbare Grundlage ihrer Arbeit und Kommunika-
tion.  

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: In den Städten 
auch!) 

 

- Ja, wir machen das auch. - Gute Arbeit ist ein 
wichtiger Faktor, um die Menschen für den Stand-
ort Sachsen-Anhalt zu interessieren 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE, und Stefan 
Gebhardt, DIE LINKE: Halle auch!) 
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und sie idealerweise an unser Land zu binden.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Dazu gehören neben fairen Löhnen und Gehäl-
tern auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sowie Chancen für Männer und Frauen. Für Men-
schen mit Vermittlungshemmnissen wollen wir 
einen öffentlich geförderten und gemeinwohlorien-
tierten Arbeitsmarkt weiterentwickeln.  

 

(Zustimmung von Angela Gorr, CDU, und 
von Silke Schindler, SPD) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Landwirtschaft, die zum Erhalt und zur Entwick-
lung unserer lebenswerten ländlichen Räume 
beiträgt und eine artgerechte Tierhaltung betreibt, 
erfährt unsere Würdigung; denn wir sehen in der 
Land- und Forstwirtschaft eine tragende Säule 
des ländlichen Raumes.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

 

Bei der Energiewende wollen wir die führende 
Rolle des Landes Sachsen-Anhalt beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien behaupten.  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Wir wollen den Klimaschutz in Sachsen-Anhalt 
voranbringen, um die damit verbundene Investi-
tionspauschale für unser Bundesland wirtschaft-
lich zu nutzen. Dazu gehört auch, dass die 
Deichsanierung und die Schaffung von Reten-
tionsflächen und Poldern als Umsetzung der 
Hochwasserschutzkonvention nachhaltig fortge-
führt werden.  

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU, und von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Der Zugang zu unserer Natur setzt selbstver-
ständlich eine funktionierende Infrastruktur vor-
aus. Sie können sich darauf verlassen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, dass die CDU 
die Vollendung von Verkehrsprojekten wie die 
Nordverlängerung der A 14, die Westumfahrung 
von Halle, A 143, und einige andere wichtige Vor-
haben weiterhin vorantreiben wird. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Uns 
allen ist bewusst, dass gute Bildung grundlegend 
wichtig für die Entfaltung der Persönlichkeit un-
serer Mitbürgerinnen und Mitbürger ist. Gute Bil-
dung ist außerdem eine wichtige Voraussetzung 
für soziale Gerechtigkeit und wirtschaftlichen Er-
folg. Wir wollen niemanden am Rande stehen 
lassen und werden gleichermaßen die frühkind-
liche Bildung ermöglichen sowie die Förderung 
von Hochbegabten fortsetzen. 

 

(Beifall bei der CDU) 

Darum fordert die CDU-Fraktion auch weiterhin 
Bildungsangebote von Anfang an für alle Kinder 
und Jugendlichen möglichst nah am Wohnort. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Für Verlässlichkeit bei den Kinderbetreuungs- und 
Schulstrukturen stehen wir ebenso wie für eine 
bessere Ausstattung unserer Schulen und Hoch-
schulen. Deshalb werden wir Schulen in freier 
Trägerschaft gleichberechtigter Schulformen auch 
weiterhin verlässlich finanzieren. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen 
Sie uns gemeinsam an die Arbeit gehen! “Verläss-
lich, gerecht und nachhaltig“ lautete die Regie-
rungserklärung unseres Ministerpräsidenten und 
auch in unserem Koalitionsvertrag ist es so be-
schrieben. Zum Wohle aller Menschen und zum 
Wohle unseres Landes: Machen wir uns auf den 
Weg! - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Danke, sehr geehrter Herr Abg. Borgwardt. Mit 
Blick auf die Uhr kann man sagen: In der Kürze 
liegt die Würze. Dann gehen wir gemeinsam an 
die Arbeit.  

 

(Zuruf von der AfD: Es gibt Fragen!) 

 

- Es gibt Fragen. - Sehr geehrter Herr Borgwardt, 
möchten Sie eine Frage des Herrn Abg. Lehmann 
beantworten? 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Ja.  

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich habe ei-
ne - -  

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Sehr geehrter Herr Abg. Lehmann - -  

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  

 

Ich mache das jetzt einmal wie der Kollege Pog-
genburg: eine Frage. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Sehr geehrter Herr Lehmann, Sie haben das 
Wort.  

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Vielen Dank, Herr Landtagspräsident. - Ich möch-
te eine Frage stellen zum Bereich der Bildung. Es 
geht um die Ansicht der CDU im Bereich der 
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Frühsexualisierung und der Genderisierung im 
Bereich der Bildung. Das würde mich einmal inte-
ressieren als Abgeordneter. Man hört da so eini-
ges. Es gibt unter anderem einen Beschluss aus 
dem Justizministerium, der Gleichstellungsbeauf-
tragten Frau Kolb vom Januar zur Frühsexualisie-
rung an Kindertagesstätten ab dem dritten Le-
bensjahr. Dazu möchte ich generell einmal Ihre 
Position hören. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Ich empfehle 
einen Blick in den Koffer!) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Danke. - Herr Abg. Borgwardt hat das Wort. 

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  

 

Ich beantworte die Frage gleich, möchte aber 
noch eine kurze Vorbemerkung machen: Es ist 
schön, wenn wir Sekundantenhilfe von Ihnen, 
Frau von Angern, bekommen. Die brauchen wir 
genauso wenig wie vom Kollegen Poggenburg, 
was den Extremismusbegriff betrifft. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Ich möchte, nachdem Sie jetzt wieder hier sind 
und auch zuhören, mit aller Entschiedenheit den 
undifferenzierten und verbalen Angriffen gegen 
unseren Ministerpräsidenten entgegentreten und 
sie als unbegründet zurückweisen. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 

Jetzt komme ich gern zur Beantwortung der Fra-
ge. Wir haben uns im Ausschuss für Recht, Ver-
fassung und Gleichstellung - Sie reden über die-
ses Paket, das die Schulen bekommen, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, und einmal über den 
gesamten grundsätzlichen Komplex LSBTI - aus-
giebig unterhalten. Ich kann Ihnen empfehlen, das 
nachzulesen. Wir haben auch im Koalitionsaus-
schuss dazu konkret etwas gesagt.  

 

Auch bei uns hatte die Skepsis Raum. Das gebe 
ich zu. Ich empfehle jedem, sich dieses Paket 
einmal anzusehen. Ich habe das getan und habe 
das auch meiner Fraktion empfohlen. Wir hatten 
auch Kollegen, die von Skepsis geprägt waren. 
Wir haben uns das angesehen und kann Ihnen 
sagen: Alles das, was irgendwelche erklärten 
Demagogen und Spinner darüber erzählen, wird 
sich in dem Paket nicht befinden. Ich kann Ihnen 
gern einen Termin machen, dass Sie sich so ein 
Paket mit Ihrer Fraktion ansehen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN und 
bei der SPD) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Danke, Herr Abg. Borgwardt. - Beschlüsse, meine 
Damen und Herren, werden in der Sache nicht 

gefasst. Damit ist der Tagesordnungspunkt 2 be-
endet. 

 

Meine Damen und Herren! Wir gehen jetzt in die 
Mittagspause und treffen uns um 13 Uhr wieder 
hier im Plenarsaal. 

 

Unterbrechung: 12:38 Uhr. 

 

Wiederbeginn: 13:02 Uhr. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Werte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete! Ich 
begrüße Sie hier nach der Mittagspause, zumin-
dest die Kolleginnen und Kollegen, die sich eini-
germaßen an den Zeitplan unserer heutigen Sit-
zungsperiode gehalten haben. 

 

Auch ich sitze das erste Mal auf diesem Platz hier 
vorn. Ich bin seit 22 Jahren Mitglied dieses Land-
tags, aber hier habe ich noch nie gesessen. Inso-
fern ist das auch für mich eine Premiere. 

 

Ich will noch drei, vier Sätze am Anfang sagen. 
Die Landesverfassung, der wir alle verpflichtet 
sind, sieht einen hierarchischen Aufbau der 
Staatsorgane vor. Das erste und wichtigste dieser 
Organe ist der Landtag. Das bedeutet, dieser 
Landtag ist diejenige Institution, die am konzen-
triertesten und zuallererst unsere Landesverfas-
sung und unser Land repräsentiert. 

 

Meine Aufgabe und mein Wunsch ist es, dass wir 
dieser Verantwortung nicht nur in der Form der 
Auseinandersetzung, die hier zu führen ist, ge-
recht werden, sondern uns bei allen Debatten 
auch bewusst sind, dass es nicht nur um eine 
Form der Auseinandersetzung geht, sondern dass 
diese Auseinandersetzung auch einem inhalt-
lichen Konsens entsprechen muss, der in unserer 
Landesverfassung festgelegt wurde, und zwar in 
dem Teil 2 - Bindung an Grundrechte, Einrich-
tungsgarantien und Staatsziele. Darin steht zum 
Beispiel:  

 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. 
Sie zu achten und zu schützen ist Verpflich-
tung aller staatlichen Gewalt.“ 

 

In Artikel 7 Abs. 3: 

 

„Niemand darf wegen seines Geschlechtes, 
seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft, sei-
nes Glaubens, seiner religiösen und politi-
schen Anschauungen benachteiligt oder 
bevorzugt werden.“ 

 

Meine inständige Hoffnung ist, dass der Landtag 
der fünften Wahlperiode der Verpflichtung der 
Verfassung gerecht wird. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN - Eva von Angern, DIE LINKE: Siebte 
Wahlperiode!) 
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Liebe Abgeordnete! Wir begrüßen, ich begrüße - - 
Der siebenten Wahlperiode; der Landtag der fünf-
ten ist ihr gerecht geworden; ich kann mich daran 
erinnern. 

 

(Eva von Angern, DIE LINKE: Stimmt!) 

 

Liebe Abgeordnete! Ich begrüße bei unserer Dis-
kussion, die wir jetzt haben werden, eine Gruppe 
auf der Besuchertribüne. Wir begrüßen ganz herz-
lich die Damen und Herren der Stiftung Bildung 
und Handwerk Magdeburg. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 
 

Wir treten nun ein in 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 3 

 

Erste Beratung 

 

a) Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung des Kinderförderungsgesetzes 

 

Gesetzentwurf Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/63 

 

Entschließungsantrag Fraktion DIE LINKE 
- Drs. 7/64 

 
 

b) Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes zur Förderung und 
Betreuung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Tagespflege des Landes 
Sachsen-Anhalt (Kinderförderungsgesetz 
- KiFöG) 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/69 

 
 
 

Ich bitte zur Einbringung zu a) die Abg. Frau 
Hohmann nach vorn. Bitte, Sie haben das Wort. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Wahlen sind vorbei und sehr rasch 
nach den Wahlen kam die Enttäuschung beim 
Wähler zustande. Galt im Vorfeld der Landtags-
wahlen bei der Koalition noch das Motto höher, 
schneller und weiter, so ist man schnell ernüch-
tert. Was wurde alles versprochen? - Ich erinnere 
mich an solche Dinge wie die Deckelung in Höhe 
des Kindergeldes, die Beitragsfreiheit für das 
letzte Kita-Jahr oder die Staffelung nach Einkünf-
ten. 

 

Meine Damen und Herrn! Ich muss Ihnen ganz 
ehrlich sagen, ich habe mich darüber im Januar 
geärgert und noch heute ärgere ich mich darüber, 
dass solche Versprechen gemacht worden sind, 
aus folgendem Grund: Wir wussten es zum dama-
ligen Zeitpunkt und wissen es auch heute, dass 
es nicht finanzierbar ist. Den Leuten und den 
Wählerinnen so etwas vorzutäuschen, ist schlicht-
weg falsch. 

Was ist aus den Wahlversprechen geworden? 
- Konkret zu den Wahlversprechen konnte ich im 
Koalitionsvertrag leider nichts finden. Für meine 
Fraktion sage ich noch einmal, wir haben uns 
bewusst - wirklich bewusst! - nicht an diesem 
Wettbewerb beteiligt. Wir haben sowohl im letzten 
Jahr hier im Parlament - das war sehr häufig; ich 
kann mich daran erinnern, dass ich hier fünfmal 
zu dem Gesetz gesprochen habe und im Januar 
dieses Jahres noch einmal - als auch im Wahl-
kampf unsere Forderungen artikuliert. 

 

Es wird Sie vielleicht verblüffen, aber was wir vor 
der Wahl gesagt haben, wollen wir nach der Wahl 
auch umsetzen. Deshalb darf es keinen verwun-
dern, dass wir heute erneut einen Gesetzentwurf 
einbringen. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist zu be-
grüßen, dass die Koalition dieses Thema nach der 
gescheiterten Beschlussfassung über den Ge-
setzentwurf im Januar jetzt wieder aufgreift. Im 
Gegensatz zum Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen wollen wir das Betreuungsgeld für die 
Jahre 2016 und 2017 zur Entlastung der Eltern 
bei den Kostenbeiträgen im Rahmen der Kinder-
betreuung einsetzen. 

 

Auf Sachsen-Anhalt sollen im Jahr 2016  9 Mil-
lionen € oder 9,1 Millionen € des ehemaligen Be-
treuungsgelds entfallen - es sind verschiedene 
Zahlen unterwegs -, im Jahr 2017  21 Millionen € 
und im Jahr 2018  23 Millionen €. Die Mittel für 
das Jahr 2018 möchten wir per Entschließungs-
antrag gebunden sehen, da wir zunächst die Eva-
luierung des Kinderförderungsgesetzes abwarten 
müssen. 

 

Weiterhin möchten wir, dass sich das Land im 
Jahr 2016 mit einer Zuweisung in Höhe von 
50 Millionen € an den Kosten der Kinderbetreuung 
beteiligt, um den Gemeinden zusätzlich die Mög-
lichkeit einzuräumen, beispielsweise die Tarifstei-
gerungen auszugleichen. Das ist genau die Sum-
me, die wir auch in unserem Wahlprogramm ge-
fordert haben. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir konnten 
dem Gesetzentwurf der Koalition entnehmen, 
dass sie einen anderen Weg geht, um die Kom-
munen zu entlasten. Sie erhöht die Landespau-
schale nach § 12 Abs. 2 und 3. Nun sollte man 
eigentlich wissen, dass der Landkreis nach § 12 
Abs. 2 zu 53 % diese Landespauschalen kofinan-
zieren muss. So ist es auch nachvollziehbar, dass 
sich der Landkreistag dazu kritisch äußerte. In 
seiner Pressemitteilung vom 30. Mai 2016 hieß es 
- ich zitiere -: 

 

„Besonders verärgert sind die Landkreise 
darüber, dass ihnen von der jetzt beschlos-
senen ersten FAG-Anhebung um 44 Millio-
nen € so gut wie nichts übrig bleibt, weil sie 
die zusätzlichen Landeszuweisungen für 
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die Kinderbetreuung mit 53 % gegenfinan-
zieren sollen.“ 

 

Nun dürfen Sie dreimal raten, woher sich die 
Landkreise ihr Geld wiederholen wollen - ich 
glaube, es ist kein Geheimnis: nämlich genau 
über die Kreisumlage der Gemeinden. Dass die-
ser Weg zur erhofften Kostenentlastung bei den 
Eltern führt, kann bezweifelt werden. 

 

Meine Damen und Herren! Mit ihrem Gesetzent-
wurf möchte die Koalition unter anderem auch mit 
dem Betreuungsgeld für 2017 und 2018 die Eltern 
von hohen Kostenbeiträgen entlasten. Wir be-
grüßen das. Leider werden die Gemeinden in 
ihrer Entscheidung aber stark eingeschränkt. War-
um? - Wir wissen aus dem Gesetzentwurf, dass 
die vom Land zugewiesenen Mittel nur für die 
Betreuung von Kindern in einem Alter bis zu drei 
Jahren bestimmt sind.  

 

(Zustimmung von Ministerin Petra Grimm-
Benne) 

 

Wir wissen auch - ja -, die Krippenbeiträge sind 
im Vergleich die höchsten. Trotzdem sind wir der 
Auffassung, dass über den Mitteleinsatz vor Ort 
entschieden werden sollte. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es hat sich 
gezeigt, dass sich mittlerweile in allen Bundes-
ländern verschiedene Systeme zur Kita-Finanzie-
rung herausgebildet haben. In einem sehr inte-
ressanten Gutachten über den Reformbedarf bei 
der Finanzierung der Kindertagesbetreuung vom 
April 2016, also vom vorletzten Monat, das von 
Prof. Dr. Wiesner erstellt wurde, kann man sich 
über diese unterschiedlichen und sehr eigenwil-
ligen Finanzierungsmodelle der Länder kundig 
machen.  

 

Besonders betroffen sind bei allen Modellen die 
Eltern, aber auch die kreisangehörigen Gemein-
den; denn die Risiken dieser Finanzierungsfor-
men, in welcher Ausgestaltung auch immer, tref-
fen diese besonders nachhaltig. 

 

Vor diesem Hintergrund hat sich der paritätische 
Gesamtverband mit den verschiedenen Finanzie-
rungssystemen intensiv auseinandergesetzt. Da-
bei hat der Verband ein Eckpunktepapier für ein 
zeitgemäßes, faires und transparentes System 
der Finanzierung von Kindertageseinrichtungen 
entwickelt. Wir werden uns das in Vorbereitung 
der bevorstehenden großen Novellierung des 
KiFöG genauer anschauen und darüber mit Ex-
pertinnen und Experten diskutieren. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bei all den Fi-
nanzierungsproblemen rund um das KiFöG dürfen 
wir eines nicht aus den Augen verlieren, nämlich 
die Qualität in unseren Einrichtungen. DIE LINKE 
fordert deshalb schon lange ein Kita-Qualitäts-

gesetz auf Bundesebene, in dem verbindliche 
Mindestqualitätsstandards festgeschrieben wer-
den sollten wie zum Beispiel ein bundesweit gel-
tender und der Aufgabe angemessener Betreu-
ungsschlüssel, Qualitätskriterien für die Aus- und 
Weiterbildung der Fachkräfte in den Kitas, eine 
Regelung zur Vor- und Nachbereitungszeit für 
Erzieherinnen und vernünftige und pädagogisch 
sinnvolle Standards sowohl für die räumliche und 
sächliche Ausstattung als auch für die Arbeits-
bedingungen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Was wir brauchen, ist die Verständigung auf 
bundesweit gültige Qualitätsstandards, die in ei-
nem Kita-Qualitätsgesetz festgeschrieben wer-
den. Was wir auf keinen Fall brauchen, das sind 
Äußerungen, die wir heute in den Tageszeitungen 
lesen konnten, dass die CDU von Mindeststan-
dards abweichen, das heißt also, den Ganztags-
anspruch kürzen möchte. 

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Damit wäre also klar, dass sich neben Ländern, 
Kommunen und freien Trägern auch der Bund an 
der finanziellen Sicherstellung beteiligen muss, 
und zwar dauerhaft. Was sich bei uns nicht wie-
derholen darf - das habe ich bereits im letzten 
Jahr gesagt -, sind Erfahrungen aus Mecklenburg-
Vorpommern. Wie wir alle wissen - wir haben ja 
das dort geltende Gesetz kopiert -, wurde die 
damalige Evaluation außen vor gelassen. Deshalb 
konnten wir die Dinge, die dort mehr oder weniger 
falsch gemacht wurden, auch übernehmen. 

 

Ein gravierendes Problem, das sich in Mecklen-
burg-Vorpommern gezeigt hat, war, dass die Ge-
meinden dort bestrebt waren, ihre Kosten und 
auch die Kosten der Eltern nicht in die Höhe 
schießen zu lassen. Deshalb haben sie in den 
Entgeltvereinbarungen immer weniger Leistungen 
verhandelt. Das heißt, die Qualität in den Einrich-
tungen sank. Deshalb, meine Damen und Herren, 
müssen wir auch an dieser Stelle unsere Haus-
aufgaben machen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Es gibt noch genügend Aufgaben, die noch nicht 
in Angriff genommen worden sind. Es fehlt nach 
wie vor der Landesrahmenvertrag. Vor zwei Jah-
ren haben wir diesen eingefordert. Deshalb ist es 
begrüßenswert, Frau Grimm-Benne, dass nun im 
Koalitionsvertrag festgehalten ist, dass dieses 
Problem gegebenenfalls mit einer Verordnung 
repariert werden soll.  

 

Es kann aber nicht sein - ich war mächtig 
schockiert, als ich am Montag im Landesjugend-
hilfeausschuss war -, dass wir momentan in un-
serer Schiedsstelle nicht arbeitsfähig sind. Das 
heißt, es fehlt nach wie vor der Vorsitz. Deshalb 
lauten unsere Forderungen, diese Schiedsstelle 
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schnellstens arbeitsfähig zu machen, den Vorsitz 
zu besetzen, damit die derzeit anhängigen Ver-
fahren - es sind immerhin 37 - auch bearbeitet 
werden können.  

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Sie sehen, es sind noch genügend Baustellen 
vorhanden. Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Fraktion DIE LINKE ging es heute mit ihrem Ge-
setzentwurf in erster Linie nur um die Kostensen-
kung für die Eltern und um die Entlastung der 
Kommunen. Alle anderen Probleme des Kinder-
förderungsgesetzes - es sind einige Probleme 
mehr - werden wir in den nächsten Monaten ge-
nau analysieren und beraten. Unsere Ideen und 
Forderungen werden wir dann in einen weiteren 
Gesetzentwurf einbringen und im Hohen Haus zur 
Abstimmung stellen. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Frau Hohmann, auch für Ihre hervor-
ragende Redezeitdisziplin. - Wir kommen zu Ta-
gesordnungspunkt 3 b). Dazu spricht Frau Lüd-
demann. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Das KiFöG ist dauerpräsent im 
Hohen Haus. In jeder Koalition ist es ein Thema 
gewesen, so auch in der jetzigen. Das ist gut und 
richtig; denn Kinderbetreuung ist eine zentrale 
Säule dieses Landes, und zwar aus bildungs-
politischen, betreuungspolitischen und finanzpoli-
tischen Aspekten.  

 

Die Kollegin Hohmann hat die unterschiedlichen 
Positionen der unterschiedlichen Fraktionen dan-
kenswerterweise bereits referiert. Das sind die 
Fachpositionen der einzelnen Fraktionen, wie wir 
sie auch immer wieder darlegen, wenn wir gefragt 
werden. Das, was wir heute in einem ersten 
Schritt vorlegen, ist ein erster Schritt zur Umset-
zung. Genau darum geht es heute.  

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE, und von Silke Schindler, SPD) 

 

Wir wollen Eltern und Kommunen, die zu Recht 
Zeichen erwarten, deutlich entlasten. Es war ein 
Kraftakt, diesen Gesetzentwurf noch vor der Som-
merpause zu gestalten. Das ist unter Einsatz der 
Ministerin und unter Einsatz aller Fachleute aus 
den Koalitionsfraktionen gut gelungen.  

 

Wir wollen dauerhafte Wirkung entfalten, die nicht 
zulasten anderer Themen und Politikbereiche 
geht und schon gar nicht zulasten des Landes-
haushaltes. Ich denke, das haben wir mit unserem 
vorliegenden Gesetzentwurf erreicht.  

Ich bin froh, dass eine deutliche Einigkeit darüber 
besteht, Zeichen zu setzen und klar die Botschaft 
ins Land zu senden: Wir wollen mit dem KiFöG 
wie auch mit dem KAG und dem FAG belastbare 
Entlastungen auf den Weg bringen. Auch hierbei 
gilt das, was ich vorhin insgesamt zur Koalition 
gesagt habe: Wir wollen verlässlich und nach-
haltig agieren. Wir wollen zeigen, dass wir ver-
standen haben, dass es darum geht, was bei den 
Menschen ankommt.  

 

Nach den Beschlüssen am Ende des letzten Jah-
res zur Verwendung der Mittel des Betreuungs-
geldes - auch das ist schon erwähnt worden -, 
nach den vielen Debatten im Wahlkampf zur Kin-
derbetreuung, nach dem nimmer müde werden-
den Engagement und den Aktionen - es war sehr 
kreativ und vielfältig, was sich die Elternvertretun-
gen haben einfallen lassen - und auch nach dem 
beschlossenen Koalitionsvertrag wäre es auch 
sträflich gewesen, heute in der ersten fachlichen 
Sitzung des Landtages keine Vorlage zum KiFöG 
einzubringen. 

 

In der Tat gibt es vielleicht von der Richtung her 
zwischen dem, was die Koalition vorgelegt hat, 
und dem, was die Fraktion DIE LINKE in ihrem 
Gesetzentwurf vorgelegt hat, Einigkeit dahin ge-
hend, die Eltern und die Kommunen schnellst-
möglich zu entlasten. Ich glaube, wir haben die 
etwas elegantere Variante gewählt, weil wir in 
Umsetzung von Rechtsnormen die Landespau-
schalen anhand der Tarifentwicklung anheben.  

 

Wir haben uns die Abschlüsse aus 2015 und 2016 
hierbei zur Grundlage genommen. Das ist klar, 
das ist nachvollziehbar und das ist kontrollierbar.  

 

Meine Zeit in der Opposition ist noch nicht so 
lange her. Daher weiß ich, dass es aus der Oppo-
sition heraus immer einfacher ist, mit großen Pau-
schalen zu arbeiten.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Das ist in einer Koalition, in der man tatsächlich 
die Gesamtheit im Blick haben muss, etwas an-
ders. 

 

(Zuruf von Birke Bull, DIE LINKE) 

 

Deswegen haben wir auf die Summen kapriziert, 
die klar nachvollziehbar und kontrollierbar sind.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der SPD 
- Siegfried Borgwardt, CDU: Das ist ein 
Lernprozess! - Gabriele Brakebusch, CDU: 
Genau!) 

 

Vorgesehen waren von der Fachebene zu-
nächst - - Man kann das ehrlich sagen. Zuerst 
waren 30 Millionen € im Gespräch. Das ist von 
der Fachebene auch vertretbar. Dagegen hätte 
ich auch nichts. Wir haben uns aber, nachdem 
wir gesagt haben, wir müssen genau schauen, 
was im Gesetz steht und was umzusetzen ist, 
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auf die 21 Millionen €, die nun auch im Gesetz 
festgehalten sind, verständigt. Das wird Frau Mi-
nisterin sicherlich noch genauer ausführen. Das 
ist gut und richtig; denn die Bürger haben auch 
ein Anrecht darauf, dass Gesetze umgesetzt wer-
den. Genau das tun wir mit diesem Gesetzent-
wurf.  

 

Wir wollen mit diesen 21 Millionen € einen ers-
ten Schritt gehen, um - das will ich noch einmal 
deutlich sagen - die Kinderbetreuung auf solide, 
durchgerechnete und finanziell tragfähige Füße zu 
stellen. Hierbei haben wir uns die Tarifverträge, 
die in Rede stehen, als Grundlage genommen. 
Das ist gut und richtig.  

 

Wir haben uns im Koalitionsvertrag auch in ande-
ren Bereichen immer wieder darauf verständigt, 
dass Tarife die Grundlage sind im Sinne von 
guter Arbeit. Das findet sich im Haushaltsplan 
auch an vielen Stellen bei Einzelplan 05 wieder. 
Das haben wir in der letzten Legislaturperiode 
aus der Opposition heraus schon erreichen kön-
nen. Wir haben immer wieder darauf geachtet, 
dass tarifgerechte Bezahlung sinnvoll umgesetzt 
wird.  

 

Wir haben die Tarifabschlüsse vom September 
2015 - so ist es dezidiert im Koalitionsvertrag auf-
geschrieben - zur Grundlage genommen und 
auch den aktuellen Abschluss vom 29. April. Wir 
werden nicht nur teilweise und in Kleckerscheiben 
agieren, sondern vollumfänglich, zu 100 %. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

- Danke. - Und das nicht erst ab heute, sondern 
- das ist auch wichtig - rückwirkend zum 1. Janu-
ar 2016. Auch das sind wir, glaube ich, den Kom-
munen und den Bürgern und vor allem auch den 
Erzieherinnen und Erziehern, die vor Ort Groß-
artiges leisten, schuldig.  

 

Auch das ist erwähnenswert: Wir haben nicht die 
Kinderzahlen aus dem Jahr 2014, sondern die 
vom 1. März 2015, also die aktuellste Erhebung, 
zur Berechnung der Pauschalen herangezogen. 
Damit gehen wir den ersten von drei grundsätz-
lichen Schritten hin zu einer KiFöG-Reform, die 
- diese Ansicht teilen alle regierungstragenden 
Fraktionen - nötig ist. 

 

Lassen Sie mich noch einmal zu den Tarifanpas-
sungen - das ist Grundlage dieses Gestzent-
wurfes - kurz etwas ausführen. Bisher waren Pau-
schalen mit einer Steigerung von 1,5 % vorge-
sehen. Das hat eine Zeit lang auch gut funktio-
niert, aber mit dem erwähnten Abschluss vom 
September war eine solche Steigerung um 1,5 % 
natürlich nicht mehr ausreichend.  

 

Es hat sich eine große Diskrepanz zwischen 
dem, was das Land an Förderungen ausreicht, 
und dem, was tatsächlich an Personalkosten vor 
Ort anfällt, ergeben. Sie alle wissen: Der im 

letzten Jahr erfolgte Tarifabschluss ging weit 
über das, was man an Tarifsteigerungen erwar-
tet hat.  

 

Es wurden zwei neue Entgeltgruppen, und zwar 
S 8 a und S 8 b geschaffen. Die Stufenlaufzeiten 
für die Stufen 4 und 5 wurden verkürzt. Die Ent-
geltgruppen S 2, S 3, S 4 und S 9 wurden erhöht. 
Zu guter Letzt wurden Leiterinnen und Leiter von 
Einrichtungen hochgruppiert. Das ist alles gut und 
richtig. 

 

Ich habe diesen Tarifabschluss auch schon da-
mals begrüßt. Die Erzieherinnen und Erzieher ver-
dienen Wertschätzung auch in monetärer Form. 
Es ist gut und richtig, dass wir das leisten können. 
Das ist nicht nur die Umsetzung geltenden 
Rechts; es ist auch die Umsetzung des Koali-
tionsvertrages.  

 

Die Anpassung an den Abschluss vom 29. April 
- das habe ich bereits angeregt - geht im Grunde 
genommen über diesen Koalitionsvertrag hinaus. 
Wir reagieren quasi in Echtzeit auf die aktuelle 
Tarifentwicklung.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

 

Ich glaube, dass das gut und richtig ist; denn an-
sonsten würde wieder eine neue Finanzierungs-
lücke bei den Gemeinden entstehen. Wir würden 
- die Kollegen mögen mir das verzeihen - Fehler 
der großen Koalition wiederholen. Das ist nicht im 
Sinne der neuen schwarz-rot-grünen Koalition. 
Insofern finde ich es schön, dass wir vollumfäng-
lich tätig werden können.  

 

Ich glaube, in der Gesamtheit kann man sagen 
- darin liegt der Unterschied, Kollegin Hohmann -, 
dass wir keinen Grund mehr haben, dass in den 
Gemeinden die Sätze erhöht werden. Ob das im 
Einzelnen dazu führt - man muss die eingebrach-
ten Gesetzentwürfe in der Gesamtheit sehen -, 
dass Beitragserhöhungen zurückgeführt werden, 
muss man sich vor Ort angucken. Aber wir haben 
für jede einzelne Gemeinde Daten darüber vor-
liegen, welche Summe dort ankommt.  

 

Es ist auch die Aufgabe der Gemeindevertretun-
gen nachzufragen; es ist Aufgabe der örtlichen 
Jugendhilfeausschüsse. Um ein konkretes Bei-
spiel zu nennen, das ich mir herausgesucht 
habe: Bei der Gemeinde Hohe Börde kann man 
schon einmal fragen, was mit den zusätzlichen 
206 000 € passiert. Oder: Wie wirken sich in 
Naumburg die dort ankommenden zusätzlichen 
329 000 € aus?  

 

Das sind Aushandlungsprozesse - auch das ist 
heute schon mehrfach erwähnt worden -, bei de-
nen man seitens des Landes nicht in die kommu-
nale Selbstverwaltung eingreifen sollte. In diese 
wollen wir auch nicht eingreifen.  
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Das war sozusagen der erste Teil, die Anpassung 
der Pauschalen.  

 

Darüber hinaus geht es um die Verwendung der 
Gelder des Betreuungsgeldes. Hierbei stehen wir 
als Landtag im Wort. Diese werden in den Jah-
ren 2017 und 2018 gezielt zur Förderung der 
U3-Betreuung eingesetzt. Alle wissen, dass in 
diesem Bereich die stärksten Anstiege der Eltern-
beiträge zu verzeichnen sind. Das ist auch der 
personalintensivste Bereich der Kindertagesstät-
tenbetreuung. Diese Gelder eins zu eins nach 
unten zu reichen - ich glaube, das ist überhaupt 
keine Frage. Die Fraktion DIE LINKE hat das 
auch so dargestellt.  

 

Die dritte Änderung betrifft die Vereinfachung im 
Bereich der Entlastung der Mehrkindfamilien. Der 
Finanzstrom bleibt in seiner Höhe bestehen, ein-
zig das Verfahren wird vereinfacht. Ich glaube, 
auch das ist im Sinne der Kommunen.  

 

Lassen Sie mich abschließend noch zu den an-
gekündigten zweiten und dritten Schritten der 
KiFöG-Reform kommen. Wir sind noch längst 
nicht am Ziel. Kollegin Hohmann hat hierzu den 
Koalitionsvertrag in Teilen dankenswerterweise 
zitiert und darauf hingewiesen, dass noch andere 
Dinge in Rede stehen.  

 

Der Landesrahmenvertrag ist ohne Zweifel ein 
ganz wichtiges Instrument. Wir brauchen ein ein-
heitliches Kostenblatt; denn wir brauchen - im 
besten Falle haben wir das, wenn der Landes-
rahmenvertrag vorliegt - klare Regelungen zur 
Freistellung von Leitungspersonen, zum Verhält-
nis von mittelbarer und unmittelbarer pädagogi-
scher Arbeit und auch zu Abschreibungsmöglich-
keiten, die einen großen Teil der Schiedsverfah-
ren, die jetzt leider - darin muss ich zustimmen - 
nicht bearbeitet werden können, ausmachen. 

 

Hiernach kann in einem weiteren Schritt eine 
grundsätzlich Umstellung der Finanzierungssys-
tematik vollzogen werden, und zwar flächen-
deckend im Land. 

 

Das aktuell vorliegende Gutachten des bundes-
weit maßgeblichen Experten im Bereich des 
SGB IIX Prof. Dr. Wiesner - so steht es auch 
im Koalitionsvertrag - wird hierbei herangezogen 
werden. Das zeigt eindeutig, dass Leistungs- und 
Entgeltvereinbarungen sinnfällige Finanzierungs-
formen sind für die Kinderbetreuung als Teil der 
Daseinsvorsorge.  

 

Ich habe mich dann ein bisschen gewundert über 
die Pressemitteilung der kommunalen Spitzenver-
bände; denn diese haben explizit gesagt, die Lei-
tungs-, Qualitäts- und Entgeltvereinbarung - LQE; 
es ist immer einfacher mit Abkürzungen - seien 
eine Grundlage für die Erhöhung der Elternbei-
träge. Das ist ein Zusammenhang, den ich nicht 
herstellen kann, den ich auch nicht nachvollziehen 
kann.  

Insofern ist das alles ein bisschen schwierig und 
wir müssen schauen, wie wir jetzt in einem geord-
neten Verfahren mit allen Beteiligten, wie ich es 
vorhin, als wir über die Koalitionsvereinbarung 
gesprochen haben, gesagt habe, zu einer neuen 
KiFöG-Reform kommen.  

 

Dieser dritte und größte Schritt wird wie angekün-
digt im nächsten Jahr vollzogen werden, wenn 
uns dann im Mai auch die Evaluierungsergebnis-
se vorliegen. Wir werden selbstverständlich auch 
das Urteil des Landesverfassungsgerichts einbe-
ziehen und das eben erwähnte Wiesner-Gut-
achten. Und selbstverständlich - das muss in Ein-
heit geschehen - wird auch über Qualitätsstan-
dards zu reden sein.  

 

Für mich stehen dabei die Randzeitenbetreuung 
inklusive der Kinderbetreuung und flexible Be-
treuungsverträge im Blickpunkt. Auch weitere 
Kostendämpfungen für Eltern und Gemeinden 
haben wir natürlich im Blick. Dabei muss man 
sehen, was machbar ist.  

 

Zum Ganztagsanspruch. Ich kann nur wieder-
holen: Wir als GRÜNE haben damals in unserem 
Antrag eine achtstündige Ganztagsbetreuung ge-
fordert.  

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU) 

 

Das wird also auch etwas sein, das in den Pro-
zess einzubringen und zu verhandeln sein wird. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Aber wir müssen 
das nicht gut finden! - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Nein!)  

 

Ich freue mich über den ersten klaren und nach-
haltigen Schritt, den wir heute auf diesem Weg 
machen werden, mit dem wir in der nächsten 
Woche auch sofort in das Verfahren im Aus-
schuss gehen werden. Alles Weitere wird dann 
mit der gebotenen Fachlichkeit im nächsten Jahr 
zu verhandeln sein. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 
SPD)  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Vielen Dank, Frau Lüddemann. Ich kann das 
Kompliment, das ich Ihrer Vorrednerin gemacht 
habe, weitergeben. - Als Nächste spricht in der 
Debatte - ich gehe zumindest davon aus - Frau 
Ministerin Grimm-Benne. Bitte sehr, Sie haben 
das Wort. 

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Kollegen! - Sehen Sie, das ist schon der 
erste Fauxpas. Ich bin so lange Parlamentarie-
rin gewesen, dass ich mich erst einmal daran 
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gewöhnen muss, dass ich nicht mehr dazuge-
höre.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Koali-
tionsfraktionen ist ein Sofortprogramm gelungen, 
das es den Gemeinden und den Verbands-
gemeinden ermöglicht, einen weiteren Anstieg der 
Kosten und der Elternbeiträge zu vermeiden.  

 

(Zustimmung bei der SPD und von Sebas-
tian Striegel, GRÜNE)  

 

Ich möchte mich ausdrücklich bei den Koalitions-
fraktionen dafür bedanken, dass sie meinem 
Tempo dabei gefolgt sind und es ermöglicht ha-
ben, das noch vor der Sommerpause zu tun.  

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Die Koalition 
hat das Tempo gemacht?)  

 

Die Landespauschalen nach § 12 Abs. 2 und 3 
des Kinderförderungsgesetzes sollen - Frau Lüd-
demann hat es schon gesagt - rückwirkend zum 
1. Januar 2016 auf der Basis der Anzahl der am 
1. März 2015 betreuten Kinder angepasst wer-
den. Wir legen dabei die Tarifabschlüsse für die 
Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst 
vom 30. September 2015 und für kommunale 
Beschäftigte vom 29. April 2016 zugrunde.  

 

Was erreichen wir damit? - Damit werden alle 
Erzieherinnen und Erzieher für ihre anspruchsvol-
le und wichtige Arbeit endlich angemessen ent-
lohnt.  

 

Es geht nicht nur um 21 Millionen € Landesgeld. 
Gemäß § 12a Abs. 1 des Kinderförderungsgeset-
zes werden die angepassten Landespauschalen 
nach § 12 Abs. 2 des Kinderförderungsgesetzes 
durch die örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe im Umfang von 53 % der auf diese ent-
fallenden Zuweisungen des Landes aufgestockt.  

 

Natürlich haben die Landräte angesichts dessen 
nicht Hurra geschrien. Man sollte jedoch be-
denken: Das ergibt, wenn man die kreisfreien 
Städte herausrechnet, für die Landkreise insge-
samt Zuweisungen in Höhe von etwa 5,8 Millio-
nen € an die Kommunen.  

 

Ich bin deshalb sehr dankbar dafür, dass heute 
gleichzeitig auch der Gesetzentwurf zum Finanz-
ausgleichsgesetz, bei dem es schon zu Beginn 
um immerhin 44 Millionen € geht, verhandelt wird. 
Es mag also sein, dass man in der kommunalen 
Familie dann doch wieder einen finanziellen Aus-
gleich dafür bekommt.  

 

Im nächsten Jahr geht es dann um einen wei-
teren Schritt: um die ganz konkrete Entlastung im 
Krippenbereich. Frau Lüddemann hat es schon 
gesagt: Die Zahlen haben immer wieder ein biss-
chen geschwankt; es war mal ein bisschen mehr, 
mal ein bisschen weniger. Dabei spielte immer 
eine Rolle, wie viel Umsatzsteueraufkommen tat-

sächlich auf unser Land entfällt; denn danach wird 
das berechnet.  

 

Im Augenblick sieht es so aus, dass unser Land 
20 537 000 € aus dem nicht ausgezahlten Be-
treuungsgeld des Bundes für das Jahr 2017 und 
etwas mehr als 23 Millionen € für das Jahr 2018 
bekommt. Das wollen wir in der Tat für die unter 
Dreijährigen einsetzen.  

 

Wenn man Satzungsentwürfe in den Kommunen 
betrachtet, ist es immer der Krippenbereich, der 
exorbitant die auch von Ihnen, Frau Hohmann, 
angesprochenen 192 € überschreiten. Es gibt 
zunehmend Beträge von 270 € bzw. 280 €. Wir 
wollen versuchen, das damit zu begrenzen.  

 

Die Verteilung wollen wir ganz einfach gestalten. 
Wir wollen das sofort an die Gemeinden und 
Verbandsgemeinden zweckgebunden auszahlen. 
Und wir vereinfachen die Abrechnung bei der 
sogenannten Geschwisterregelung. Auch das ist 
immer ein großer Wunsch gewesen. Wir wäh-
len hierfür ein pauschaliertes Verfahren. Dafür 
reichen wir auch ein bisschen mehr aus, als bis-
her im Landeshaushalt vorgesehen ist. Es sind 
etwas mehr als 11 Millionen €, die wir entspre-
chend der Zahl der betreuten Kinder auf die Ge-
meinden verteilen.  

 

Ich möchte Ihnen jetzt einige Beispiele nennen. 
Wir haben das erstmals heruntergebrochen, damit 
man nicht immer nur eine Summe sieht. Wir ha-
ben uns gefragt: Was kommt denn im Jahr 2016 
auf der kommunalen Ebene an? - Dazu einige 
Beispiele: Gardelegen bekommt 288 000 € mehr, 
Bitterfeld-Wolfen bekommt 419 000 € mehr, 
Staßfurt bekommt 305 000 € mehr.  

 

An dieser Stelle möchte ich sagen: Es war noch in 
dieser Woche, glaube ich, in den Kommunalnach-
richten zu lesen, dass die Stadt Staßfurt be-
absichtigte, ihre Elternbeiträge zu erhöhen. Wir 
haben heute von dem Oberbürgermeister Sven 
Wagner mitgeteilt bekommen, dass er das im 
Hauptausschuss von der Tagesordnung für den 
nächsten Stadtrat heruntergenommen hat. Somit 
wird es auch in Staßfurt nicht zu der angekündig-
ten Erhöhung kommen. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

Weißenfels erhält 489 000 € mehr und Halber-
stadt 457 000 € mehr. Das sind schon Beträge, 
mit denen man rechnen muss. Auf Wunsch 
eines einzelnen Landtagsabgeordneten möchte 
ich auch eine kleinere Stadt nennen, nämlich 
Teuchern mit immerhin 94 000 €. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Dass die Kommunen jetzt reagieren, zeigt nicht 
nur das Beispiel Staßfurt. Auch der Zeitzer Stadt-
rat hat sich in seinem Sozialausschuss in der 
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vergangenen Woche einstimmig gegen eine Er-
höhung der Elternbeiträge ausgesprochen und 
verzichtet auf eine Erhöhung. Auch Zerbst ver-
zichtet auf die geplante Erhöhung. Sie konnten 
das alles nachlesen. Ursprünglich war dort eine 
Erhöhung um bis zu 39 % vorgesehen.  

 

Das ist erst einmal der erste Schritt. Wir haben es 
ein Sofortprogramm genannt, mit dem wir jetzt die 
Kommunen entlasten und damit mittelbar auf 
jeden Fall auch die Eltern, denn wie sich gezeigt 
hat, bleiben die Satzungen, wie wir gehofft haben, 
in der Schublade.  

 

Weitere Schritte - all das ist schon genannt wor-
den - werden im Zusammenhang mit den Er-
gebnissen der Evaluierung des Kinderförderungs-
gesetzes bis Ende 2017 folgen. Wir haben uns 
gegenseitig zugesichert, dass dort all das, was 
wichtig ist, auf den Prüfstand kommt. Wir werden 
eine Vollerhebung durchführen. Wir werden prü-
fen, wie die Betreuungszeiten in den Einrichtun-
gen tatsächlich sind. Lassen Sie uns im Jahr 2017 
auf der Grundlage dieser Ergebnisse wirklich 
konstruktiv beraten.  

 

Mittlerweile muss man tatsächlich sagen: Trans-
parent sind diese Finanzierungen, wie wir sie hier 
im Lande haben, wahrlich nicht. Man kann auch 
das Gutachten zurate ziehen, um zu sehen, wie 
man das einfacher und transparenter und für je-
den durchschaubar machen kann.  

 

Lassen Sie mich noch einige Worte zu dem Ge-
setzentwurf und zu dem Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE sagen. Wir waren uns bei 
allen Streitereien immer im Ziel einig. Aber wir 
müssen uns auch fragen, was wir uns leisten 
können, ohne den Landeshaushalt und die Land-
kreise zu überlasten.  

 

Wir sagen, wir haben es geschafft, dass wir schon 
jetzt signalisieren können: Wir können Mittel in 
Höhe von 21 Millionen € zur Verfügung stellen. 
Ich denke, es kommt darauf an, dass wir zeigen 
können: Wir haben verstanden, dass das in der 
Öffentlichkeit nicht mehr so weiterdiskutiert wer-
den kann. Wir haben diesen Gesetzentwurf ge-
meinsam erarbeitet. Ich hoffe, dass er heute in die 
Ausschüsse überwiesen wird. - Herzlichen Dank.  

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung bei der 
CDU und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Frau Kollegin Ministerin. Ich habe eine 
Wortmeldung, und zwar von dem Abg. Herrn 
Knöchel. - Bitte.  

 
 

Swen Knöchel (DIE LINKE):  

 

Frau Ministerin, eine Nachfrage. Bei der Vorgän-
gerregierung hatte meine Fraktion angefragt, ob 
es möglich ist, die Kosten, die sich auf die ein-

zelnen Einrichtungen, die Gemeinden belaufen, 
die ja über die Landkreise ausgehandelt worden 
sind, zusammenzustellen. Damals war die Ant-
wort: zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht. Wäre Ihr 
Haus jetzt in der Lage, diese Daten zu liefern? 
Lohnt es also für uns, diese Anfrage noch einmal 
zu stellen? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Ministerin.  

 

 

Petra Grimm-Benne (Ministerin für Arbeit, So-
ziales und Integration):  

 

Ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Danke, Frau Ministerin. Sie können dann 
Platz nehmen. - Wir kommen zur Debatte. Im Äl-
testenrat ist eine Debatte mit einer Redezeit von 
zehn Minuten je Fraktion vereinbart worden. Die-
se Debatte wird begonnen von dem Abg. Herrn 
Krull von der CDU-Fraktion. Bitte, Herr Krull, Sie 
haben das Wort. 

 

 

Tobias Krull (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr ge-
schätzte Abgeordnete des Landtags! Hohes 
Haus! Wir beraten heute über den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung und Betreuung von Kindern in Ta-
geseinrichtungen und in Tagespflege des Landes 
Sachsen-Anhalt, besser bekannt als Kinderförde-
rungsgesetz. Das ist ein wichtiger und richtiger 
Schritt. Das sage ich nicht nur als Vater eines 
Kindergartenkindes und eines Hortkindes, die von 
einem der besten Betreuungssysteme in Deutsch-
land profitieren.  

 

(Zustimmung bei der CDU, bei den GRÜ-
NEN und von der Regierungsbank)  

 

Ich sage das auch als Vertreter der CDU-Land-
tagsfraktion, die sich in den vergangenen Jahren 
immer wieder maßgeblich für eine qualitativ hoch-
wertige Kinderbetreuung in unserem Land stark-
gemacht hat.  

 

(Zuruf von Hendrik Lange, DIE LINKE)  

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem 
vorliegenden Vorschlag der Landtagsfraktionen 
der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
CDU setzen wir eines der zentralen Anliegen des 
Koalitionsvertrages um.  

 

In diesem Jahr fließen damit Mittel in Höhe von 
21 Millionen € an die Gemeinden und Verbands-
gemeinden mit dem Ziel, die finanziellen Mehr-
aufwendungen aufgrund der Tarifabschlüsse bei 
den Erzieherinnen und Erziehern sowie der Tarif-
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abschlüsse im öffentlichen Dienst aus diesem 
Jahr auszugleichen.  

 

Wer selbst schon einmal einen ganzen Tag in 
einer Kindertageseinrichtung verbracht hat, wird 
nachvollziehen können, dass diese Anhebung für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mehr als ver-
dient und gerechtfertigt ist.  

 

(Zustimmung von Gabriele Brakebusch, 
CDU, von Swen Knöchel, DIE LINKE, und 
von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch eines klar 
und deutlich sagen: Von den rund 1 800 Kinder-
tageseinrichtungen in unserem im Land befinden 
sich ca. 45 % in freier Trägerschaft. Diese Tat-
sache allein ist hinsichtlich der Trägervielfalt und 
des Wunsch- und Wahlrechts der Eltern sehr 
zu begrüßen. Doch diese 45 % aller Einrichtun-
gen sind nicht unmittelbar an das öffentliche Tarif-
recht gebunden. Wir erwarten daher nachdrück-
lich, dass diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
selbstverständlich von der Tarifentwicklung profi-
tieren und die erhöhten Zuweisungen hierfür Ver-
wendung finden.  

 

(Zustimmung von Silke Schindler, SPD) 

 

Darüber hinaus ist in dem Entwurf geplant, im 
Jahr 2017 mehr als 20 Millionen € aus den frei 
gewordenen Mitteln des Bundeselterngeldes in 
Richtung der Kommunen für die Betreuung der 
Null- bis Dreijährigen fließen zu lassen. Auch im 
Jahr 2018 sollen gemäß dem Entwurf 23 Millio-
nen € eingesetzt werden.  

 

Das entlastet nicht nur die Kommunen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, sondern es 
trägt auch zur Beitragsstabilität bei. Gerade über 
dieses Thema wird vor Ort in den Kommunen, bei 
den Eltern und bei den Trägern sehr intensiv dis-
kutiert. Auch in den Medien haben wir dazu heute 
wieder etwas lesen können.  

 

Aus der Sicht der CDU-Landtagsfraktion sind die 
avisierten Beitragsanpassungen aufgrund von Ta-
rifsteigerungen jetzt erst einmal grundsätzlich vom 
Tisch. Gleichzeitig ist eine Verwaltungsverein-
barung vorgesehen, weil der Ausgleich der Er-
mäßigung bei zwei oder mehr Kindern in den 
Kindertageseinrichtungen, die sogenannte Ge-
schwisterregelung, jetzt pauschaliert an die kom-
munale Ebene ausgereicht werden soll. Das führt 
zu einer erheblichen Reduzierung des Nachweis-
aufwandes und damit zu einem weiteren Ziel des 
Koalitionsvertrages, dem Bürokratieabbau.  

 

Gemeinsam mit der ebenfalls an diesem Tag an-
stehenden Einbringung der Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes werden also Mittel in Höhe 
von 65 Millionen € auf den Weg gebracht, um die 
Kommunen noch in diesem Jahr finanziell zu ent-
lasten. 

Ein weiteres Versprechen des Koalitionsvertrages 
wird umgesetzt.  

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Was ist mit 
den 80?) 

 

- Diese 80 Millionen € werden sich hoffentlich 
während der entsprechenden Verhandlungen 
finden, die jetzt laufen, auch was die Finanzierung 
des Bundes für die Asylunterkünfte bzw. Asyl-
kosten angeht. Es ist das gemeinsame Ziel der 
Koalitionsfraktionen, dass es diese 80 Millionen € 
wieder werden.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

 

Als CDU-Fraktion verstehen wir die Bedenken der 
kommunalen Familie, sprich des Landkreistages, 
an der Stelle. Deshalb werden wir während der 
anstehenden Beratungen prüfen, ob es möglich 
ist, die Regelung des § 12a KiFöG zur 53-pro-
zentigen Aufstockung der Landesmittel durch die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe für 
den Anteil der geplanten Anhebungen der ent-
sprechenden Zuweisungen zu reduzieren oder 
auszusetzen. Wie gesagt, nur für den Anteil der 
Erhöhungen. 

 

Ich will aber auch eines ganz deutlich machen. 
Diese Änderungen können nur der erste Schritt 
sein. Die CDU-Landtagsfraktion erwartet, dass bei 
der anstehenden grundsätzlichen Evaluierung des 
Gesetzes der Koalitionsvertrag entsprechend um-
gesetzt wird. Das heißt, dass ohne irgendwelche 
Einschränkungen oder Scheuklappen nach Mög-
lichkeiten gesucht wird, die Kosten sowohl für das 
Land als auch für die Eltern und für die Kommu-
nen zu reduzieren.  

 

Dabei muss zum Beispiel auch das Thema des 
Umfangs des Betreuungsanspruches mit ange-
sprochen werden.  

 

(Zustimmung bei der CDU und von Minister 
André Schröder) 

 

Die Frage von Standards sollten wir ebenfalls er-
gebnisoffen besprechen. Alles, wie bei dem durch 
den Ministerpräsidenten heute in seiner Erklärung 
ebenfalls formulierten Ziel, für die Verbesserung 
der Betreuungsrelation.  

 

Bei der Evaluierung sind dabei nicht nur exter-
ne Gutachten einzubeziehen, sondern es muss 
vor allem der Dialog mit den Kommunen, den 
Elternvertretern und den Trägern - egal ob staat-
lich oder in freier Trägerschaft - gepflegt wer-
den. 

 

Ein weiteres Ziel des Koalitionsvertrages ist ei-
ne transparente, nachvollziehbare und umfassen-
de Finanzierungssystematik beim Kinderförder-
gesetz. Klare und überprüfbare Kosten- und Fi-
nanzierungsansätze machen das Leben aller Be-
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teiligten leichter und sorgen sicher für gegensei-
tiges Verständnis. 

 

Es geht darum, die gesetzlichen Regelungen des 
Kinderfördergesetzes zukunftsfähig und finanzier-
bar zu gestalten - immer mit dem Blick auf das 
Wohl unserer Kinder.  

 

In Richtung der Fraktion DIE LINKE und ihrer 
vorgebrachten Änderungsentwürfe zum Kinder-
fördergesetz möchte ich nur Folgendes sagen: Im 
Gegensatz zu dem Entwurf der regierungstragen-
den Fraktionen wurden einfach Summen in den 
Raum geworfen, die in der Höhe weder begründet 
sind, geschweige denn finanziell untersetzt.  

 

(Zuruf von Monika Hohmann, DIE LINKE) 

 

Man kann also nur spekulieren, wie Sie an die 
50 Millionen € gekommen sind.  

 

Zu einer generationengerechten Politik, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, gehört es nicht 
nur, für eine gute Kinderbetreuung zu sorgen, 
sondern gleichzeitig auch eine solide Finanzpolitik 
mit in Betracht zu ziehen. Denn wir wollen unsere 
Kinder nicht nur gut betreut wissen, sondern wir 
wollen ihnen mehr hinterlassen als nur Schulden. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Lassen Sie uns die geschilderten ersten Schritte 
machen, weitere werden und müssen folgen. Ich 
plädiere ebenfalls für die geplante Überweisung 
und danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD, 
von Minister Holger Stahlknecht und von 
Minister André Schröder) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Krull, ganz ruhig. Danke erst einmal für Ihre 
Rede. Es gibt eine Wortmeldung von Frau Hoh-
mann. - Frau Hohmann, Sie haben das Wort. 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, ich habe zwei 
Fragen. Sie sprachen eben davon, dass die 7 % 
tariflicher Abschluss auch bei den Erzieherinnen 
der freien Träger ankommen sollen. Sie wollen 
das sicherstellen, so Ihre Worte. Meine Frage ist: 
Wie genau wollen Sie das tun? Zahlen Sie das 
Geld dann nur aus, indem Sie sich das zeigen 
lassen, oder wie wollen Sie das machen?  

 

Die zweite Frage. Sie sprachen davon, dass der 
Anteil der Erhöhungen der Landkreise, diese Ko-
finanzierung von 53 %, gegebenenfalls ausge-
setzt werden kann. Wer soll dann dafür einsprin-
gen? - Denn wenn dafür keiner einspringt, sind 
die Zahlen, die Frau Grimm-Benne eben vorge-
lesen hat, nur Schall und Rauch, weil dann logi-
scherweise die Erhöhungen der Landkreise nicht 
mit eingepreist sind.  

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Krull, wenn Sie wollen, können Sie antwor-
ten. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Das mache ich gerne.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Bitte. 

 

 

Tobias Krull (CDU):  

 

Punkt eins wird sicherlich Aufgabe des örtlichen 
Trägers der Jugendhilfe sein, bei der Überarbei-
tung der Verträge entsprechende Passusregelun-
gen mit hineinzunehmen. Das ist aber kein Pro-
blem. Als mittlerweile seit fast 20 Jahren Mit-
glied des Jugendhilfeausschusses der Landes-
hauptstadt kenne ich solche Verträge; das ist 
möglich. 

 

Der zweite Punkt. Deswegen habe ich gesagt: wir 
prüfen. Es wurde schon mehrfach gesagt, wie 
schnell dieser Gesetzesentwurf jetzt von uns er-
arbeitet worden ist, und dass wir das im Laufe des 
Verfahrens ordentlich prüfen. Dann werden Sie 
einen entsprechenden Finanzierungsvorschlag 
und Deckungsvorschlag erhalten. Aber die Zeit 
sollten wir uns in dem entsprechenden Ausschuss 
auch bitte nehmen. 

 

(Zustimmung bei der CDU - Zuruf von Hen-
drik Lange, DIE LINKE) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herzlichen Dank, Herr Krull. - Dann können wir 
jetzt weiter in der Debatte fortfahren. Das Wort hat 
der Abg. Raue von der AfD-Fraktion. 

 

 

Alexander Raue (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Die Erhöhung 
der Landeszuschüsse für die Finanzierung der 
Tageseinrichtungen zur Förderung und Betreu-
ung von Kindern ist richtig und notwendig zu-
gleich.  

 

Aufgrund der vorangegangenen guten Tarif-
abschlüsse im öffentlichen Dienst, Sozial- und 
Erziehungsdienst sind in der Finanzierung der 
Kinderbetreuung vor Ort erhebliche Deckungs-
defizite entstanden. Diese müssen nun ausge-
glichen werden, um den Erzieherinnen und Er-
ziehern ihre für die Kinder, die Eltern und für un-
sere Gesellschaft so wichtige und verantwor-
tungsvolle Arbeit angemessen zu vergüten.  

 

Aus diesem Grund wird dieses Vorhaben von der 
AfD-Fraktion ebenfalls grundsätzlich unterstützt, 
da wir uns unseren Familien als Keimzelle und 
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unverzichtbarem Bestandteil unserer Gesellschaft 
besonders verpflichtet fühlen.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

In einer Situation, in der sich immer weniger Fami-
lien gründen und Kinder aufziehen bzw. häufig auf 
ein zweites und drittes Kind verzichtet wird, müs-
sen wir uns fragen, welche Rahmenbedingungen 
gegeben sind, die den Familien die Entscheidung 
für weitere Kinder so erschweren. 

 

Welche Signale sendet der Staat aus und wie 
werden diese in der Gesellschaft aufgenommen? 
- Wer die Antworten haben möchte, der erhält sie 
in der Bevölkerung. Kinder zu haben, sei teuer, 
behindere die Karriereplanung, könne stressig 
sein in der Tagesorganisation, machte das Leben 
unflexibel und belaste mit zusätzlicher Verantwor-
tung.  

 

Tatsächlich sind die beruflichen Entwicklungs-
chancen besonders bei Frauen, die früh gebären, 
häufig eingeschränkt und die finanzielle Situation 
der Familien nicht immer auskömmlich. Dass Kin-
der ihren Eltern im Leben auch unzählige Glücks-
momente schenken, tritt leider viel zu oft in den 
Hintergrund.  

 

Wir sehen den Wert von Familien mit Kindern als 
erstrebenswertes Lebensziel. Doch in der öffent-
lichen Publikation, in Produktionen, in Film und 
Fernsehen, besonders bei Erwachsenenprogram-
men, wird eine solche Sicht nicht ausreichend 
vermittelt, manchmal sogar verkehrt. Hier wird 
meist eine modische Lebenswelt dargestellt, häu-
fig Hippie und ein bisschen verrückt.  

 

Der Attraktivitätsverlust der Familienbildung hat 
so bei Weitem nicht nur finanzielle und prak-
tische Gründe, sondern auch ideelle. Der Be-
weis dafür ist die demografische Katastrophe, in 
welcher sich unser Land befindet, die Sie mit 
dem Begriff „demografischer Wandel“ verharm-
losen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Viel zu lange haben Sie untätig zugesehen, wie 
die demografische Falle zuschnappt.  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Die Erhaltung der Zukunftsfähigkeit des deut-
schen Volkes ist auch Staatsverpflichtung. Einen 
ausgeglichenen Bevölkerungssaldo im Land zu 
sichern, ist gute Sozialpolitik und gute Wirtschafts-
politik in einem. Aktuell hat Deutschland die nied-
rigste Geburtenrate der westlichen Welt. Außer 
kosmetischen Änderungen und gelegentlichem öf-
fentlichen Bedauern dieses negativen Zustandes 
haben Sie keine entscheidenden Erleichterungen 
für unsere Familien herbeigeführt. 

 

Dieser Zustand muss beendet werden. Sachsen-
Anhalt im Kleinen und Deutschland im Großen 

müssen ein politisches Zeichen setzen, ein Zei-
chen für eine Willkommenskultur eigener Kinder. 

 

(Beifall bei der AfD - Gabriele Brakebusch, 
CDU: Wie soll dies aussehen?) 

 

Dieses Signal für die Gesellschaft muss ein Be-
kenntnis zu Familien sein. Unsere Familien müs-
sen schnellstmöglich massiv von den hohen Kos-
ten der Kinderbetreuung in öffentlichen Einrich-
tungen entlastet werden. Ich bin der Ansicht, dass 
dies nur mit der vollständigen Abschaffung der 
Kita-Gebühren möglich ist. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Aha!) 

 

Ein so weitgehender Entwurf steht heute natürlich 
nicht zur Verhandlung und würde in diesem Haus 
wohl auch keine Mehrheit finden. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie hatten ja 
keine Zeit, einen Gesetzesentwurf einzu-
reichen!) 

 

Vergleicht man die Gesetzentwürfe der Regie-
rungskoalition und der LINKEN, so ist festzustel-
len, dass der Gesetzentwurf der Landesregierung 
hauptsächlich auf den sogenannten verbleiben-
den Finanzbedarf abstellt. Dies bedeutet für die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, also 
Landkreise und kreisfreie Städte, eine bessere 
Ausfinanzierung, aber geringere Minderungen bei 
den Kostenbeiträgen der Eltern.  

 

Der Gesetzentwurf in der Drs. 7/63 in Verbindung 
mit Drs. 7/64 der LINKEN geht nach unserem 
Verständnis weiter. Hiernach sollen die zusätz-
lichen Mittel hauptsächlich zur Finanzierung der 
Kostenbeiträge nach § 13 Abs. 1 Satz 1 KiFöG, 
also der Elternbeiträge, eingesetzt werden. Diese 
Elternbeiträge zu senken ist unser wichtigstes 
Ziel. Aus diesem Grund hat sich die AfD-Fraktion 
unideologisch und sachorientiert entschieden, den 
Antrag der Linkspartei zu unterstützen. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(André Poggenburg, AfD: Das wollen die ja 
gar nicht! Sie können ihn zurückziehen!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann danke ich dem Kollegen Raue. - Ich habe 
jetzt auch keine weiteren Wortmeldungen gehört. 
Dann können wir fortfahren in der Debatte, und 
das ist der Fall mit der Vorsitzenden der Fraktion 
der GRÜNEN, der Abg. Frau Lüddemann. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Du musst nicht 
noch einmal! Es ist alles gesagt!) 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Ich wollte noch ganz kurz darauf eingehen. In der 
Tat war ich kurz abgelenkt, Entschuldigung. - Ich 
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wollte die Zeit nicht ausnutzen, aber nutzen, um 
noch einmal darauf einzugehen, dass es Anfragen 
gab, was mit den anderen Dingen im Koalitions-
vertrag, die die Kinderbetreuung inhaltlich betref-
fen, passieren soll. 

 

Wir haben versprochen, dass wir diesen Gesetz-
entwurf in der nächsten Ausschusssitzung ein-
bringen werden, aber wir haben ein weites Kapitel 
zum Thema Chancengleichheit im Koalitionsver-
trag.  

 

Sie haben es sicherlich gestern - es war interna-
tionaler Kindertag, der auch von den Zeitungen 
weiträumig aufgegriffen wurde - gelesen, dass wir 
in Sachsen-Anhalt eine überdurchschnittlich hohe 
Zahl an Kindern in Bedarfsgemeinschaften haben, 
die von Kinderarmut ganz persönlich betroffen 
sind. 

 

Was richtig schlimm ist, sind die Kinder, deren 
Eltern arbeiten gehen, die sich einbringen, die 
Steuern zahlen und trotzdem in argen ökono-
misch bedrängten Verhältnissen leben. Das ist 
etwas, was man nur schwer aushalten kann, was 
die Koalition sich auch als Thema auf die Fahnen 
geschrieben hat. Insbesondere die Alleinerzie-
henden im Land - dazu soll es ein eigenständiges 
unterstützendes Programm geben -, die ALG II 
beziehen, sollen vom Land unterstützt werden. 

 

Warum spreche ich das Thema Kinderarmut hier 
im Rahmen der KiFöG-Debatte an? - Kindertages-
stätten sind in hohem Maße armutspräventiv. Die 
Folgen von familiärer Armut werden über Kinder-
tagesstätten kompensiert. Kinder leiden dort oft 
unter einem schlechten Gesundheitszustand. We-
niger Bildungserfolge sind in solchen Familien die 
Folge, und Sprachschwierigkeiten, nicht nur in 
Familien mit Migrationshintergrund, sind zu ver-
zeichnen.  

 

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Koalition 
das sehr wohl zur Kenntnis genommen hat und 
sich deswegen unter anderem ein Sonderförder-
programm für Kitas in Vierteln mit sogenanntem 
besonderem Entwicklungsbedarf vorgenommen 
hat. Ich glaube, das ist gut und richtig, weil im 
System Kita sehr, sehr viel Geld ist, das breit über 
alle Gemeinden für alle Kinder im Land zur Ver-
fügung gestellt wird. 

 

Es gibt aber besondere Situationen, auf die man 
im Einzelfall besonders reagieren muss. Wir stel-
len uns vor, dass in der Kita gezielt mit den Mitteln 
von bedarfsgerechten Projekten am einzelnen Be-
darf orientiert Sprachförderung betrieben werden 
kann, Gesundheitsprävention betrieben werden 
kann, Stärkung von Kinderbeteiligung im Sinne 
von emanzipatorischer Entwicklung auf den Weg 
gebracht werden kann. 

 

Dazu wird es einen extra Antrag geben, der dann 
in den Fachausschüssen insgesamt mit der in Re-

de stehenden und für nächstes Jahr angekündig-
ten großen KiFöG-Reform im Jahr 2017 zu ver-
handeln sein wird. Ich glaube, es ist wichtig, noch 
einmal zu sagen, dass es wirklich und tatsächlich 
ein erster Schritt ist und weitere - fachliche - Er-
gänzungen folgen werden. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
SPD und bei der CDU) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Frau Lüddemann. Ich habe noch eine 
Nachfrage. Kann ich die Erwähnung einer Aus-
schussberatung von Ihnen als Überweisungs-
antrag verstehen?  

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Ja. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Falls das der Fall sein sollte, würden Sie mir ver-
raten, in welche Ausschüsse überwiesen werden 
soll und über welche Drucksachen Sie gerade 
redeten; denn wir haben drei, die zur Debatte 
stehen. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Die Gesetzentwürfe sollen - da kann mir der PGF 
einmal helfen - in den Ausschuss für Arbeit, So-
ziales und Integration - so heißt er jetzt - überwie-
sen werden und in die Ausschüsse für Inneres 
und für Finanzen. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Also, in die Ausschüsse für Soziales, für Inneres 
und für Finanzen. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Zur federführenden Beratung in den Ausschuss 
für Arbeit, Soziales und Integration. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Alles klar. Das bezog sich auf die beiden Ge-
setzentwürfe, aber nicht auf den Entschließungs-
antrag, über den außerdem noch abgestimmt wer-
den muss. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Das ist ja Teil der Debatte. Wir wollen alles zu-
sammen überweisen.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich will an dieser Stelle eine kurze Konsultation 
mit der Verwaltung offenbaren. Mir ist es auch so 
in Erinnerung, dass wir Entschließungsanträge 
immer sozusagen stumm mit überwiesen haben.  
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Die Kollegen von der Verwaltung machten mich 
darauf aufmerksam, dass das vielleicht eine ge-
übte Praxis ist, die aber von der Geschäftsord-
nung nicht gedeckt ist. Ja, manchmal sind Erfah-
rungen aus mehr als 20 Jahren trotzdem falsch. 

 

(Minister Thomas Webel: Das ist interes-
sant! - Heiterkeit bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

Sicherheitshalber würden wir heute extra über die 
Überweisung des Entschließungsantrages abstim-
men.  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Von uns ist angedacht, alle drei Drucksachen ge-
meinsam, so wie eben beschrieben, zu überwei-
sen. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich hoffe, die Information der Verwaltung ist jetzt 
richtig und wir müssen es später nicht korrigieren. 
- Herr Knöchel, Sie haben dazu noch eine Frage? 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Frau Lüdde-
mann hat alles gesagt!) 

 

- Okay, wunderbar. Für die Fraktion DIE LINKE 
spricht ja ohnehin nachher noch Frau Hohmann. 
Sie kann sich dann explizit dazu äußern. - Jetzt 
spricht aber erst einmal für die Fraktion der SPD 
der Abg. Herr Steppuhn.  

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich will zunächst in Richtung des AfD-Kolle-
gen sagen, dass wir zwar heute über einen Ent-
schließungsantrag reden. Aber ansonsten beraten 
wir hier auch über eine Gesetzgebung. Wir sind 
natürlich sehr gespannt, wie die Koalitionsbemü-
hungen beim KiFöG zwischen der AfD und der 
LINKEN dann im Ausschuss inhaltlich aussehen 
werden. In diesem Sinne freue ich mich auf die 
Diskussion.  

 

Meine Damen und Herren! Eine gute Kinder-
betreuung und frühkindliche Bildung sind, so 
glaube ich, für die Zukunft unseres Landes von 
großer Bedeutung. Das ist gut so; denn wir haben 
uns ja gemeinsam in diesem Land Familien-
freundlichkeit auf die Fahnen geschrieben.  

 

Dass die neue Regierungskoalition den Gesetz-
entwurf zur Änderung des KiFöG jetzt zu Beginn 
der neuen Legislaturperiode einbringt, spricht für 
die Wichtigkeit dieses Themas. Wir halten Wort 
und entlasten Eltern und Kommunen.  

 

Unzählige Diskussions- und Gesprächsrunden 
haben wir mit Erzieherinnen und Erziehern, mit 
Kommunalvertretern, mit Trägern, mit Eltern und 
anderen Experten für diesen Bereich geführt; alles 

mit dem Ziel, eine qualifizierte und bezahlbare 
Kinderbetreuung in unserem Land zu organisie-
ren.  

 

Bereits zum Ende der letzten Legislaturperiode 
waren sich alle Fraktionen darüber einig, dass 
Eltern von Kindern in Kitas nicht mit ungebüh-
rend hohen Kostenbeiträgen belastet werden sol-
len. Deshalb haben wir als Regierungskoalition 
gemeinsam mit unserer Sozialministerin Petra 
Grimm-Benne als erste parlamentarische Initiative 
eine Änderung des KiFöG in Angriff genommen. 

 

Mit dem Ihnen vorliegenden Gesetzentwurf setzt 
die Koalition ein Vorhaben nicht nur zeitnah um, 
sondern sie nimmt dabei auch die aktuellen Ent-
wicklungen vor Ort in den Blick. CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben sich im Koali-
tionsvertrag darauf verständigt, dass die Lan-
despauschalen gemäß § 12 KiFöG rückwirkend 
zum 1. Januar 2016 angepasst werden sollen. 
Meine Vorrednerinnen haben schon darauf hin-
gewiesen.  

 

Dies ist auch längst überfällig, damit zum einen 
die wichtige Arbeit der Erzieherinnen und Erzieher 
angemessen entlohnt wird, und zum anderen, um 
die finanziellen Zwänge der Kommunen zu ent-
schärfen. Nicht zuletzt ist es notwendig, weil § 12 
Abs. 4 vorschreibt, dass die Zuweisungen nach 
den beiden vorangegangenen Absätzen für jedes 
betreute Kind regelmäßig insbesondere an die 
Tarifentwicklung anzupassen sind. Genau dies 
machen wir jetzt. 

 

In unserem Gesetzentwurf haben wir sowohl auf 
den Tarifabschluss für Erzieherinnen und Erzieher 
vom September des letzten Jahres verwiesen als 
auch auf die sich nach den Verhandlungen zum 
Koalitionsvertrag ergebenen Abschlüsse. Denn 
wir wollen die Kommunen, die Gemeinden mit den 
zuletzt veränderten Tarifabschlüssen nicht allein 
lassen. Das ist nicht gewollt. Deshalb findet sich 
der aktuelle Abschluss für den Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst auch in den veränderten Pau-
schalen wieder.  

 

Als Berechnungsgrundlage für die neuen Pau-
schalen haben wir die Kinderzahlen vom 1. März 
2015 verwendet. Das ist auch richtig so, weil die-
se Zahlen die Wirklichkeit in den Kindertagesein-
richtungen besser abbilden. Für die Kommunen 
und die Eltern verringert sich damit der verblei-
bende Finanzierungsanteil. Der Druck auf die 
Städte und Gemeinden wird geringer. Diese brau-
chen ihre finanziellen Zwänge nicht mehr an die 
Eltern weiterzugeben.  

 

Bei einer Änderung der Satzung müssen dem-
nach nicht automatisch die Elternbeiträge steigen. 
Deshalb ist es gut, dass die Kommunen auch von 
der Ministerin direkt darauf hingewiesen worden 
sind, wie die Zuweisungen für Kommunen und 
Gemeinden konkret aussehen werden. Die Kom-
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munen haben damit Spielräume, familienfreund-
liche Strukturen zu unterstützen. Das ist es, was 
wir im Land immer deutlich machen, auch im Sin-
ne von Familienfreundlichkeit. 

 

Eine weitere Änderung betrifft den Bereich der 
Entlastung von Mehrkindfamilien. Hierfür haben 
wir in unserem Gesetzentwurf eine Verwaltungs-
vereinfachung für die Erstattung der verminderten 
Einnahmen aus der Entlastung der Mehrkindfami-
lien vorgenommen. Das aufwändige Verfahren zur 
Feststellung der Einnahmeausfälle wird durch ein 
pauschaliertes Verfahren ersetzt. Dies wird für die 
Zukunft auch vieles im Abrechnungsverfahren 
einfacher machen.  

 

Für das Jahr 2016 sollen zusätzlich Mittel in Höhe 
von 21 Millionen € bereitgestellt werden, damit die 
Kinderförderung für die Eltern, die Städte und 
Gemeinden nicht zu einer Überlastung führt. Mit 
diesen Mitteln können die Tarifsteigerungen, die 
von den Kommunen getragen werden müssen, 
auch künftig ausgeglichen werden. Damit entfällt 
auch zukünftig der Druck, Elternbeiträge weiter 
anzuheben.  

 

Es gibt sicherlich niemanden hier im Saal, den 
das nicht freuen würde. Denn Investitionen in 
Kinder sind auch immer Investitionen in die Zu-
kunft. Vor allem im ländlichen Raum ist die Unter-
stützung von Familien eine Möglichkeit, den Weg-
zug junger Menschen in die größeren Städte und 
in andere Länder aufzuhalten.  

 

Dort, wo Familien Unterstützung erfahren, wo 
man sie mit ihren Interessen und Bedürfnissen 
ernst nimmt, dort, wo sie sich verstanden fühlen, 
werden sie sich wohlfühlen und ihren Lebens-
mittelpunkt wählen. Familienfreundlichkeit ist hier-
zu ein wichtiger Baustein.  

 

Deshalb, meine Damen und Herren, haben die 
Koalitionsfraktionen in ihrem Gesetzentwurf die 
Pauschalen als monatliche Zuweisungen für jedes 
betreute Kind ausgewiesen, um der Steigerung 
der Tarife für die Erzieherinnen und Erzieher da-
mit Rechnung zu tragen. Damit entlastet das Land 
die Kommunen, da diese die Tarifsteigerungen zu 
tragen haben.  

 

Kostenbeiträge können und sollen dann eventuell 
sogar noch gesenkt werden. Neue Kostenbei-
tragserhöhungen sind demnach nicht notwendig. 
Eltern von Kindern in Kitas oder im Hort können 
also aufatmen. Sie müssen nicht mit weiter stei-
genden Elternbeiträgen rechnen. Deshalb haben 
wir uns mit dieser Gesetzgebung auch so beeilt, 
damit diese Änderungen so schnell wie möglich 
im Sinne der Entlastung der Eltern greifen kön-
nen. Damit halten wir Wort, meine Damen und 
Herren. 

 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ein Teil der Mittel für den Ausgleich der Tarifstei-
gerungen im Jahr 2016 kommt aus dem Betreu-
ungsgeld. Darauf ist bereits hingewiesen worden. 
Das wirkt in diesem Jahr für die Eltern indirekt.  

 

Mit den Betreuungsgeldmitteln sollen ab dem 
kommenden Jahr zusätzlich explizit die Kosten für 
Krippenplätze gedämpft werden. Dazu werden für 
die Jahre 2017 und 2018 jeweils mehr als 20 Mil-
lionen € bereitgestellt.  

 

Meine Damen und Herren! Das ist ein wichtiges 
Anliegen; denn jede und jeder hat in ihrem oder 
seinem Wahlkreis sicherlich unzählige Gespräche 
geführt. Deshalb tragen wir dieser Diskussion, die 
dort stattgefunden hat, mit diesem neuen KiFöG 
Rechnung. Deshalb ist es auch gut so, dass wir 
dieses KiFöG jetzt auf den Weg bringen.  

 

Meine Damen und Herren! Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, in welche Ausschüsse wir 
die Gesetzentwürfe überweisen wollen. Ich bin 
froh darüber, dass wir uns gemeinsam mit der 
Ministerin und mit den Koalitionsfraktionen darauf 
verständigt haben - aber auch von der LINKEN 
haben wir ein positives Signal bekommen -, dass 
wir in der nächsten Woche in der konstituierenden 
Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Integration das KiFöG schon einbringen können. 

 

Damit verlieren wir keine Zeit. Wir sollten mög-
lichst schnell für die Entlastung der Eltern und der 
Kommunen sorgen. Es wird darauf gewartet. Des-
halb hoffe ich, dass wir dieses Gesetz nach Mög-
lichkeit direkt nach Sommerpause beschließen 
können. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.  

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU 
und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Vielen Dank, Herr Steppuhn. - Zum Abschluss der 
Debatte hören wir noch einmal die Abg. Frau 
Hohmann. 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu Beginn etwas Positives. Wer weiß, wie 
weit wir heute wären, wenn wir im letzten Jahr 
nicht so gedrängelt und im Januar keine Sonder-
sitzung durchgeführt hätten.  

 

Nun zu Frau Ministerin Grimm-Benne. Wir können 
nur das Geld ausgeben, welches wir auch haben. 
Das ist eine schöne Aussage. 

 

(Dr. Falko Grube, SPD: Das merken wir uns 
für die Haushaltsberatungen!) 

 

Aber dann verstehe ich nicht, warum Sie den 
Leuten in unserem Land im Wahlkampf solche 
Versprechen gemacht haben, etwa eine Decke-
lung der Beiträge bei 192 € oder bei 190 € oder 
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Beitragsfreiheit für das letzte Kita-Jahr usw. Das 
hätte bei Weitem viel mehr Geld erfordert als das, 
was Sie nun dafür bereitstellen wollen.  

 

(Zustimmung von Stefan Gebhardt, DIE 
LINKE) 

 

Entweder haben Sie bewusst eine Falschaussage 
getroffen oder Sie haben es vorher nicht durchge-
rechnet.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Was wurde 
links und rechts plakatiert? Null Kosten!) 

 

- Einen Moment, ich komme gleich dazu, Herr 
Borgwardt. Ich komme gleich dazu.  

 

An Herrn Krull: Sie haben sich heute ein bisschen 
um Kopf und Kragen geredet. Das haben Sie 
bestimmt mitbekommen. Und zwar haben Sie 
gesagt, dass die Tarifsteigerung von 7 % auch 
dem Personal der freien Träger zugute kommen 
soll. Sie wollen das dann überprüfen.  

 

Aber wenn Sie sich im KiFöG etwas auskennen, 
dann wissen sie ja, dass die Entgeltvereinbarun-
gen prospektiv getroffen werden. Dann weiß ich 
nicht, wie Sie das überprüfen und dann eventuell 
eine Rückerstattung vornehmen wollen.  

 

Bei solchen Aussagen sollte man immer ein biss-
chen Vorsicht walten lassen. Denn die Erzieherin-
nen bei den freien Trägern hoffen nun, dass sie 
die Tarifsteigerung von 7 % bekommen, und unter 
dem Strich könnte es dann doch nicht so sein. Ich 
würde es begrüßen. Aber mit solchen Aussagen 
sollte man wirklich vorsichtig umgehen.  

 

(Zuruf von Tobias Krull, CDU) 

 

Kommunale Selbstverwaltung wird bei uns groß-
geschrieben. Warum die 50 Millionen €? - Das ist 
keine fiktive Größe gewesen, die wir einfach mal 
so festgelegt haben. Wenn Sie, Herr Borgwardt, 
unser Wahlprogramm vorher genau gelesen ha-
ben, dann wüssten Sie, dass in unserem Finan-
zierungsmodell genau 50 Millionen € für die Kitas 
eingeplant gewesen sind.  

 

Das heißt, wir haben auch noch weitere Projekte. 
Deshalb haben wir den Leuten im Land keine 
Kostenfreiheit insgesamt, kein kostenfreies letztes 
Kita-Jahr und keinen Beitrag von 192 € verspro-
chen. Wir haben uns an diesem Wettbewerb nicht 
beteiligt, weil wir unser Wahlprogramm durchge-
rechnet haben. So sind wir auch zu den 50 Millio-
nen € gekommen. 

 

Wir haben gesagt, wir geben das Geld runter 
nach der Anzahl der Kinder. Die Stadträte und 
Verantwortlichen vor Ort wissen ganz genau, wo 
sie das Geld dann einsetzen können.  

 

Noch ein Wort an die AfD. Wir als LINKE unter-
scheiden die Kinder nicht nach ihrer Herkunft, 
das heißt, nicht danach, ob sie hier geboren 

oder zugezogen sind. Für uns sind alle Kinder 
gleich. 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN - Zustimmung bei der SPD)  

 

Das heißt, für uns haben alle Kinder, die in Sach-
sen-Anhalt oder in Deutschland leben, die glei-
chen Rechte und die gleichen Chancen.  

 

Ein letzter Punkt. Die Überweisung in den Innen-
ausschuss - das können wir machen - erschließt 
sich mir nicht. Mir erschließt sich nicht, warum wir 
extra noch den Innenausschuss damit beauftra-
gen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist der 
Ausschuss, der für die Kommunen zustän-
dig ist! - Zuruf von Silke Schindler, SPD) 

 

Wir wollten das so schnell wie möglich über die 
Runden kriegen, damit die Eltern so schnell wie 
möglich entlastet werden. Wir werden uns dem 
nicht verschließen. Aber wegen der 53 % - - 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sonst halten 
Sie die kommunale Selbstverwaltung hoch!) 

 

- Jetzt geht es erst einmal nur um die Finanzie-
rung und das Gesetz. Es ist wieder ein Ausschuss 
mehr.  

 

(Zuruf von der CDU: Wir beeilen uns!) 

 

- Ich hoffe, dass das dann funktioniert. - Vielen 
Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Hohmann, Herr Borgwardt hat entweder eine 
Frage oder die Möglichkeit einer Zwischeninter-
vention, die dann eine Endintervention wäre. - Ich 
gebe Ihnen das Wort. 

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU):  

 

Danke, Herr Präsident. - Ich wollte zumindest für 
eine Klarstellung sorgen. Der Redner der CDU-
Fraktion hat in seiner Äußerung einen Anspruch 
formuliert, und zwar wenn wir argumentieren, 
dass wir jetzt die tariflichen Steigerungen als 
Grund für die Zahlungen nehmen, dann ist es für 
uns immanent, dass es auch die bekommen, die 
tatsächlich Tarifsteigerungen zahlen. Das ist für 
uns zwingend. 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE):  

 

Ja. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU):  

 

Das ist für uns wichtig. Nach dem jetzigen Prinzip 
wissen Sie, dass es alle bekommen. Das, was Sie 
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vorhin gesagt haben - ich habe das sehr genau 
gelesen -, stimmt, birgt aber auch ein Problem. 
Übrigens entscheiden nicht die Stadträte, welcher 
Träger das Geld bekommt, jedenfalls nicht in der 
Endkonsequenz, sondern das obliegt der Ver-
tragsgestaltung mit den Trägern. Nichtsdestotrotz 
wollten auch Sie sicherstellen, dass diejenigen, 
die Kosten geltend machen, dann tatsächlich für 
die Standards sorgen. Dazu gehört auch, dass sie 
nach Tarif bezahlen. Nur das hat der Kollege Krull 
mit dem Anspruch deutlich zu machen versucht; 
nichts anderes. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE):  

 

Das ist sehr schön, Herr Borgwardt. Dabei befin-
den wir uns auf einer Linie, und wir werden das 
kritisch begleiten, dass die 7 % auch wirklich bei 
dem Personal der freien Träger ankommen. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herzlichen Dank, Frau Hohmann. - Wir kommen 
jetzt zum Abstimmungsverfahren. Es liegen drei 
Drucksachen vor, zwei Gesetzesentwürfe und ein 
Entschließungsantrag. Es liegt der Antrag auf 
Überweisung der Beratungsgegenstände zur fe-
derführenden Beratung in den Ausschuss für Ar-
beit, Soziales und Integration sowie zur Mitbera-
tung in den Innen- und den Finanzausschuss vor. 
Im Sinne der Arbeitsökonomie könnten wir dar-
über in einer Abstimmung entscheiden, es sei 
denn, es widerspricht jemand. - Das sehe ich 
nicht. 

 

Dann frage ich nunmehr: Wer dafür ist, alle drei 
zugrunde liegenden Beratungsgegenstände - das 
sind die Drs. 7/63, 7/64 und 7/69 - in die drei ge-
nannten Ausschüsse zu überweisen, den bitte ich 
jetzt um sein Kartenzeichen. - Dies sind alle Frak-
tionen des Hauses. Damit sind die entsprechen-
den Drucksachen überwiesen worden und wir 
können den Tagesordnungspunkt schließen. 

 

 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 4 

 

Beratung 

 

Zustimmung des Landes Sachsen-Anhalt zum 
Asylkompromiss im Bundesrat 

 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/72 

 
 
 

Einbringer ist der Abg. Dr. Tillschneider. Sie ha-
ben das Wort. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Am 13. Mai hat der Deutsche Bundestag 

ein Gesetzesentwurf angenommen, der Algerien, 
Marokko und Tunesien als asylrechtlich sichere 
Herkunftsländer einstuft. Der Gesetzesentwurf be-
darf, um in Kraft zu treten, noch der Zustimmung 
durch den Bundesrat.  

 

Unsere Landesregierung plant, sich bei der Ab-
stimmung der Stimme zu enthalten, obwohl CDU 
und SPD, die beiden Regierungsparteien im Bund 
und die Urheber des Gesetzentwurfes, auch an 
unserer Landesregierung beteiligt sind. 

 

Allem Anschein nach bestimmt eine stark links-
orientierte Splitterpartei, die bei den letzten Wah-
len in Sachsen-Anhalt mit mehr Glück als Ver-
stand die Fünfprozenthürde genommen hat,  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

den Kurs der Landesregierung.  

 

(Unruhe bei der LINKEN) 

 

Das sollten sich dieses Parlament und vor allem 
die Bürger von Sachsen-Anhalt nicht gefallen 
lassen. 

 

(Beifall bei der AfD - André Poggenburg, 
AfD: Werden sie auch nicht!) 

 

Die Lage ist ernst. Im letzten Jahr konnten 1,1 Mil-
lionen Einwanderer illegal nach Deutschland ge-
langen. Das ist eine Völkerwanderung mit unkal-
kulierbaren sozialen, kulturellen und ökonomi-
schen Auswirkungen.  

 

Erika Steinbach, eine der wenigen vernünftigen 
Stimmen in der CDU, 

 

(Unruhe bei der CDU) 

 

hat neulich der Bundesregierung vorgeworfen, mit 
der Grenzöffnung das Parlament übergangen und 
das geltende Aufenthaltsrecht gesprengt zu ha-
ben. Steinbach hat auf die enormen finanziellen 
Belastungen hingewiesen und hat auch, was in 
meinen Augen noch viel wichtiger ist, festgestellt, 
dass Deutschland in Gefahr steht, aufgrund der 
kulturfremden Einwanderer - ich zitiere - „einen 
irreparablen Identitätsverlust“ zu erleiden. Bravo, 
Frau Steinbach! 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Wie schwachsinnig ist denn das?) 

 

Ihre CDU-Parteifreunde im Bund  

 

(Zuruf von Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

und hier in Sachsen-Anhalt sollten sich ein Bei-
spiel an ihr nehmen.  

 

Die Bundesregierung, unter Führung der schlech-
testen Kanzlerin aller Zeiten, hat mahnende Stim-
men wie die von Erika Steinbach lange ignoriert.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist auch 
gut so!) 
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Erst in den letzten Monaten ringt sich die Bundes-
regierung langsam, langsam zu einer Verschär-
fung des Asylrechts durch.  

 

Wir von der AfD-Fraktion finden, in dieser Situa-
tion ist es, unabhängig von der Parteizugehörig-
keit, die Pflicht jedes Politikers, der die Interes-
sen unseres Landes vertritt, solche Bemühun-
gen zu unterstützen und zu ermutigen, wo er nur 
kann.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Wir müssen alle Möglichkeiten nutzen, um diese 
Völkerwanderung einzudämmen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Alle?) 

 

Wir müssen alles tun, um den Schaden zu mini-
mieren, der uns durch die zügellose Massenein-
wanderung bislang entstanden ist und weiter ent-
stehen kann.  

 

Und was tun die GRÜNEN in dieser Krise der 
Nation? - Die GRÜNEN haben nichts Besseres zu 
tun, als jede auch noch so geringe Einschränkung 
des Asylrechts zu blockieren. 

 

Immer, aber auch wirklich immer, wenn es gilt, 
Deutschland zu schaden, stehen die GRÜNEN an 
der Spitze. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD) 

 

Ich würde gern einmal wissen, was in ihnen vor-
geht. 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Und dafür 
schätzen wir sie!) 

 

- Vielen Dank für den entlarvenden Zwischenruf.  

 

Das Einzige, was man gegen diesen Gesetzent-
wurf sagen kann, ist, dass er nicht weit genug 
reicht. Das zeigt allein schon ein Blick auf die 
Zahlen: Im vergangenen Jahr sind 14 000 Alge-
rier, 10 000 Marokkaner und 2 000 Tunesier nach 
Deutschland bekommen - 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Und das ist ei-
ne Völkerwanderung? Oh!) 

 

zusammengenommen gerade einmal 26 000 Per-
sonen oder eben nur knapp 2,4 % aller 1,1 Mil-
lionen Einwanderer. 

 

Werte Damen und Herren! Das ist eine vernach-
lässigbare Größe.  

 

Dass Tunesien, Algerien und Marokko zu siche-
ren Herkunftsstaaten erklärt werden, bedeutet da-
bei nicht einmal, dass Personen aus diesen Län-
dern keine Asylanträge mehr stellen dürften. Es 
bedeutet lediglich, dass die Anträge schneller be-
arbeitet werden. 

 

Für 2,4 % der Einwanderer laufen, wenn das 
Ganze überhaupt durchkommen sollte, die Asyl-

verfahren künftig etwas schneller. An die Adresse 
der Bundesregierung muss ich sagen: Diese kos-
metische Maßnahme als großen politischen Wurf 
zu verkaufen, ist reine Volksverdummung. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Das Gesetz bewirkt für eine winzige Minderheit 
aller Asylanten nicht mehr als eine einfache Be-
weislastumkehr. Der Antragsteller muss nun be-
weisen können, dass er verfolgt wurde. Das aber 
sollte, so will ich meinen, im Grunde für alle An-
träge gelten. 

 

Problematisch ist an dem Gesetz auch die Art und 
Weise, mit der es begründet wurde. Die Bundes-
regierung hat mit einem Aufwand, den ich für 
völlig überzogen halte, geprüft, ob und inwiefern 
die drei Maghreb-Staaten westeuropäischen Stan-
dards entsprechen, also ob Frauen in unserem 
Sinne gleichberechtigt sind, ob die Todesstrafe 
angewandt wird, wie es um die Demokratie und 
die Anerkennung von Menschenrechten steht etc. 
etc. etc. 

 

Ein Land kann nach der Auffassung der Bundes-
regierung allem Anschein nach nur dann zu einem 
sicheren Herkunftsland erklärt werden, wenn es 
westeuropäische Standards erfüllt,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Aber Men-
schenrechte sind nicht verhandelbar!) 

 

was bei den meisten nichteuropäischen Ländern 
naturgemäß wohl eher weniger der Fall sein dürf-
te. 

 

Das Ergebnis dieser Prüfung war dann über-
raschenderweise aber doch, dass in Tunesien, 
Algerien und Marokko annähernd westliche Stan-
dards herrschen und die drei Maghreb-Staaten 
also guten Gewissens zu sicheren Herkunftslän-
dern erklärt werden können.  

 

Dem widersprechen die GRÜNEN. Nach der Auf-
fassung der GRÜNEN steht die Behandlung spe-
ziell von Homosexuellen in Tunesien, Algerien 
und Marokko einer Anerkennung als sichere Her-
kunftsländer entgegen. Homosexualität ist in Tu-
nesien, Algerien und Marokko strafbar, wird aber 
nicht systematisch verfolgt. Nur wer seine Homo-
sexualität offen zur Schau stellt, der kann in die 
Lage kommen, strafrechtlich belangt zu werden. 
Homosexuelles Verhalten wird also, wenn es sich 
nicht allzu aufdringlich präsentiert, in Tunesien, 
Algerien und Marokko geduldet. 

 

Gerade das aber - also eine gewisse Zurückhal-
tung im öffentlichen Raum - soll nach der Auffas-
sung der GRÜNEN unzumutbar sein. Sie berufen 
sich dabei auf den Gerichtshof der Europäischen 
Union, der im Jahr 2013 tatsächlich entschieden 
hat, dass Asylbewerbern schlechterdings nicht zu-
gemutet werden kann, ihre sexuelle Neigung nicht 
öffentlich zu zeigen.  
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Ich persönlich halte es für eine Frage des An-
standes, meine Mitmenschen nicht in aller Öffent-
lichkeit mit meinen sexuellen Neigungen zu be-
helligen,  

 

(Beifall bei der AfD - André Poggenburg, 
AfD: Richtig!) 

 

aber der Gerichtshof der Europäischen Union 
scheint da anders zu ticken.  

 

Worauf will ich hinaus? - Für denjenigen, der den 
Gerichtshof der Europäischen Union als maßgeb-
liche Autorität anerkennt und so an die Sache 
herangeht wie die Bundesregierung, haben die 
GRÜNEN wohl oder übel recht. 

 

Das ist allerdings kein Argument für den Stand-
punkt der GRÜNEN, sondern ein sehr starkes 
Argument dagegen, sich dem Gerichtshof der 
Europäischen Union zu unterwerfen und ein Ar-
gument dagegen, so an die Sache heranzugehen 
wie die Bundesregierung. 

 

Wenn wir jedem Land, das nicht den Vorstellun-
gen von Menschenrechten anhängt, die heute in 
der EU gepflegt werden, eben dies als Asylgrund 
anerkennen, dann genießt bald die halbe Welt 
Asylrecht in Deutschland. 

 

(Beifall bei der AfD - André Poggenburg, 
AfD: Richtig!) 

 

Viel besser fände ich es, wir würden nur das zum 
Maßstab nehmen, was innerhalb des Herkunfts-
landes als Recht und Unrecht gilt. Echte asyl-
relevante Verfolgung würde nur dann vorliegen, 
wenn die in einem Herkunftsland geltenden inter-
nen Standards verletzt werden.  

 

(Zuruf von der LINKEN: Unmenschlich!) 

 

Asylrelevante Verfolgung läge aber nicht vor, 
wenn ein Land von Rechts wegen anders unter 
Strafe stellt, als dies heute in der BRD der Fall ist. 
Wenn etwas in einem Land allgemein anerkann-
tes Recht ist, gehört es zu dessen Kultur und 
kann kein Verfolgungsgrund sein. 

 

(Zuruf von der LINKEN) 

 

Wenn öffentlich exponierte Homosexualität in isla-
mischen Ländern anders als heute bei uns unter 
Strafe steht, eben weil es islamische Länder sind, 
kann darin doch kein Grund liegen, Homosexuel-
len aus diesen Ländern Asylrecht zu gewähren. 

 

(Zurufe von der LINKEN) 

 

Apropos Homosexualität: In der BRD wurden 
von 1949 bis 1969 schätzungsweise 50 000 bis 
100 000 Ermittlungsverfahren wegen homosexu-
eller Handlungen eingeleitet. 

 

(Unruhe bei der LINKEN) 

 

Der § 175 StGB wurde massenhaft und systema-
tisch angewandt. Die rechtliche Verfolgung war 

damit deutlich strenger als heute in den Maghreb-
Ländern. Wenn es aber den Homosexuellen in 
Tunesien, Algerien und Marokko heute bedeutend 
besser geht als in der BRD zwischen 1949 und 
1969, dann kann man doch nicht davon sprechen, 
dass jemand verfolgt wird. Oder wollen Sie ernst-
haft behaupten, dass es sich bei der Bundes-
republik Deutschland unter Adenauer um kein 
sicheres Herkunftsland gehandelt hat? 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Zurufe von 
der LINKEN) 

 

Die GRÜNEN meinen, überall auf der Welt müsse 
das zu 100 % herrschen, was sie hier und heute 
für gut und richtig halten. Das zeugt nicht gerade 
von einem weiten Horizont, den sie sich immer so 
gern zuschreiben. Das ist ignorant, engstirnig und 
totalitär und alles in einem Begriff: grüne Politik. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Wir reden von 
Rechten! Die müssen nicht homosexuell 
werden!)  

 

Auch der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
atmet diesen Ungeist und leidet so gesehen unter 
einem Begründungsdefizit. Er ist widersprüchlich, 
weil er einerseits eine extensive Auslegung von 
Menschenrechten voraussetzt, anderseits aber 
nicht bereit ist, die Konsequenzen daraus zu zie-
hen. Dieser Widerspruch ließe sich jedoch durch 
eine restriktive Auslegung des westlichen Men-
schenrechtsgedankens auflösen. 

 

Wir denken deshalb, dass der Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung trotz aller beschriebenen 
Mängel einen brauchbaren Ansatzpunkt bietet, 
und fordern unsere Landesregierung auf, sich im 
Bundesrat nicht der Stimme zu enthalten, sondern 
bitte für den Gesetzentwurf zu stimmen. 

 

Allerdings sollte die CDU einmal überlegen, ob sie 
künftig einen anderen Ansatz wählt, um Asyl-
rechtsverschärfungen zu begründen. Solange sie 
jedenfalls in einem linksideologischen Rahmen 
argumentiert und dessen Prämissen akzeptiert, 
werden die GRÜNEN immer im Vorteil sein.  

 

Dass leider auch die CDU von ideologischer Ver-
blendung nicht ganz frei ist, zeigt uns auf das 
Schönste ihre erste Reaktion auf unseren Antrag. 
Sie haben uns vorgestern in einer Pressemittei-
lung Rassismus vorgeworfen, weil wir in unserer 
Antragsbegründung festgestellt haben, dass die 
Kriminalität bei Einwanderern aus den Maghreb-
Ländern besonders hoch ist. 

 

Das, werte Kollegen, nennt man nicht Rassismus, 
das nennt man Mut zur Wahrheit. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD) 

 

Die Kriminalstatistiken im ganzen Land belegen 
exorbitante Kriminalitätsraten für Einwanderer aus 
Nordafrika. Ich will stellvertretend für Hundert an-
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dere eine Kölner Kriminalstatistik zitieren, die für 
den internen Gebrauch gedacht war, aber dann 
Anfang 2016 doch veröffentlicht wurde. Danach 
sind von allen in Köln registrierten Marokkanern, 
Algeriern und Tunesiern 40 % straffällig gewor-
den. Das ist Realität. 

 

Wenn aber die Realität in Ihren Augen rassistisch 
ist, sehr geehrte Herren Kollegen von der CDU, 
dann sollten Sie sich fragen, ob nicht auch Ihr 
Denken schon ein wenig unter ideologischer Ver-
zerrung leidet. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD - Gabriele 
Brakebusch, CDU: Wir sind für Sachsen-
Anhalt zuständig und nicht für Köln!) 

 

Wir haben nur festgestellt, was der Fall ist. Diesen 
Befund könnte man rassistisch interpretieren, 
etwa wenn man behaupten wollte, dass Nordafri-
kaner qua Veranlagung zu Kriminalität neigen. 
Aber eine solche Deutung haben wir nicht gelie-
fert. Sie selbst lesen das in unsere Aussagen 
hinein und sagen damit mehr über sich als über 
uns. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

In meinen Augen erklärt sich der kriminalstatisti-
sche Befund dadurch, dass wir aufgrund struktu-
reller Defizite unserer Sozial- und Einwande-
rungspolitik eine Negativauswahl aus diesen Län-
dern anziehen. Schuld ist also nicht irgendeine 
Veranlagung der Nordafrikaner, Schuld ist die 
Politik. 

 

Wir sind keine Rassisten, wir kritisieren Ihre er-
bärmliche Politik, und Sie versuchen, sich diese 
Kritik vom Hals zu schaffen, indem Sie uns Ras-
sismus vorwerfen. Ich bitte Sie: Hören Sie damit 
auf und kehren Sie zu einer sachlichen Debatte 
zurück!  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Wenn wir ein Asylrecht haben, das uns zwingt, 
mehr Menschen aufzunehmen, als wir aufnehmen 
können und wollen, dann sollten wir den Mut ha-
ben, dieses Asylrecht drastisch einzuschränken.  

 

Langfristig werden wir ohnehin nicht um eine 
grundstürzende Reform des Asylrechts - weg von 
einem subjektiv einklagbaren Recht hin zu einem 
staatlicherseits verliehenen Gnadenrecht - umhin-
kommen. Auch heute ist es doch schon so, dass 
die Anwendung des Asylrechts außenpolitischen 
Direktiven folgt. 

 

Denken Sie nur an Edward Snowden, der, anders 
als die meisten derer, die 2015 nach Deutschland 
eingereist sind, in der Tat politisch verfolgt wurde, 
aber kein Asyl erhalten hat, weil man wieder ein-
mal unsere amerikanischen Freunde nicht ver-
ärgern wollte. 

 

(Beifall bei der AfD) 

Wenn aber die Anwendung des Asylrechts, wie 
dieser Fall zeigt, ganz offensichtlich politischen 
Maßgaben folgt, dann kann man sich das Theater 
mit dem subjektiv einklagbaren Recht auch ganz 
sparen. Die Bundesregierung entscheidet dann, 
wem sie Asyl gewährt, ohne dass derjenige einen 
Rechtsanspruch darauf hätte.  

 

Die Asylverfahren, die bis zum Sankt-Nimmer-
leins-Tag dauern, die Abschiebung, gegen die 
dann immer wieder geklagt werden kann, die 
aufschiebende Wirkung der Einsprüche - all das 
würde entfallen. Nicht auszumalen, welche Ent-
lastung damit für die Verwaltung und überhaupt 
für unser Land verbunden wäre. 

 

So weit sind wir leider noch nicht. Es wäre aber 
gut, wenn wir uns in diese Richtung entwickeln 
würden. Das, was die Bundesregierung auf den 
Weg gebracht hat, ist ein winziger Schritt, aber 
doch ein Schritt in die richtige Richtung.  

 

Wir appellieren an die Vernunft und an den Rest-
patriotismus der CDU in Sachsen-Anhalt: Die 
Erklärung der drei Maghreb-Staaten zu sicheren 
Herkunftsländern ist zwar bloße Symbolpolitik, 
aber es ist ein richtiges Symbol. Lassen Sie sich 
nicht von den GRÜNEN am Nasenring durch die 
Manege führen! Stimmen Sie im Bundesrat für 
das Gesetz, aber vor allem: Bleiben Sie nicht bei 
dieser Verschärfung, sondern bringen Sie weitere 
Verschärfungen auf den Weg! Es geht um unser 
Land. 

 

(Lebhafter Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Der Kollege Steppuhn hat eine Frage. - Bitte sehr, 
Herr Steppuhn. 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Her Kollege, Sie haben gerade den Begriff Ras-
sismus bzw. Rassist von sich gewiesen. Ich wür-
de gern von Ihnen hören, was aus Ihrer Sicht 
Rassismus ist, wie man ihn definiert und was für 
Sie ein Rassist wäre. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Sie nehmen den in der Tagesordnung folgenden 
Antrag vorweg. Aber ich will es gern schon jetzt 
sagen: Rassismus ist nach meinem Verständnis 
die Abwertung von Menschen aufgrund ihrer 
Hautfarbe. 

 

(Zuruf von der SPD: Hautfarbe?) 

 

- Hautfarbe. Die Abwertung von Menschen auf-
grund ihrer Hautfarbe. Das ist für mich Rassis-
mus. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Und kulturellen 
Rassismus kennen Sie nicht, nein?) 
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- Darf ich etwas dazu sagen? - Das ist ein Wider-
spruch in sich; denn Kultur und Rasse haben 
nichts miteinander zu tun. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Kultureller Rassismus, das ist wie - - 

 

(Unruhe) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir waren immer noch bei der Beantwortung der 
Frage von Herrn Steppuhn. - Nun gibt es noch 
eine Nachfrage von Herrn Borgwardt. Bitte sehr, 
Herr Borgwardt, Sie haben das Wort. 

 
 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Herr Präsident, keine Nachfrage, sondern der 
Versuch einer Erklärung, bevor sich hier Legen-
den bilden in Bezug auf das, was ich tatsächlich 
gesagt habe. Ich kann keinen Einfluss darauf 
nehmen, dass Journalisten nur Teilbereiche ver-
öffentlichen. Sie werden mir sicherlich zugeste-
hen, dass man darauf keinen Einfluss nehmen 
kann. 

 

Ich habe auf eine Nachfrage hin gesagt, dass in 
der Begründung die undifferenzierte Verallgemei-
nerung Platz hat - Sie wissen selbst, dass das 
so ist - und dass dies teilrassistische Züge in sich 
trägt. - Das ist meine Originalaussage und diese 
nehme ich nicht zurück; denn ich sage einmal 
so: Egal, ob Sie das jetzt mit farbigem oder kul-
turellem Hintergrund sehen. Aber wenn Sie sa-
gen - ich zitiere nur zwei Aspekte -, damit könne 
nur wirksam gegen den Asylmissbrauch der Ein-
wanderer aus diesen Ländern vorgegangen wer-
den, dann unterstellen Sie diesen Einwanderern 
per se einen zentralen Asylmissbrauch. Das ist 
zum Beispiel das, was ich vorhin damit meinte. 

 

(André Poggenburg, AfD: Das ist aber kein 
Rassismus! Es geht um eine Reaktion!) 

 

- Ja, was ist denn das? Das ist doch gegen jede 
geltende Rechtslage; das wissen Sie doch. 

 

(Unruhe) 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Entschuldigung, darf ich antworten? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Warten Sie einmal. - Herr Borgwardt, Sie sind 
fertig? - Okay. Herr Tillschneider, Sie hätten jetzt 
die Chance, darauf zu reagieren. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann un-
terstellen Sie uns Rassismus, weil wir den Nord-
afrikanern unterstellen, Asylmissbrauch zu be-
gehen.  

Die Anerkennungsquote, die im verschwindenden 
Promillebereich liegt, legt ja auch nahe, dass hier 
systematisch Asylmissbrauch begangen wird. In 
der Regel hat ein Nordafrikaner, wenn er hierher 
kommt, keinen Verfolgungsgrund und kommt aus 
anderen Gründen her. Das ist auch wieder Reali-
tät. 

 

(André Poggenburg, AfD: So ist es!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt habe ich noch eine Frage von Herrn Dr. Gru-
be gesehen. - Herr Dr. Grube, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD):  

 

Herr Dr. Tillschneider, ich habe drei Fragen an 
Sie. Die erste Frage: Sie unterstellen den GRÜ-
NEN bzw. der linken Seite des Hauses Ideologie. 
Herr Poggenburg hat dies in seiner Rede vorhin 
auch getan und ausgeführt, dass die AfD nicht 
ideologisch sei. Würden Sie diese Auffassung 
teilen? 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Ja, selbstverständlich. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Die zweite Frage: Würden Sie den linken Studen-
tenführer Rudi Dutschke als Ideologen bezeich-
nen? 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Durchaus. 

 
 

Dr. Falko Grube (SPD): 

 

Zur dritten Frage. Sie sind in der Presse damit 
zitiert worden, Sie sehen sich selbst als „rechter 
Rudi Dutschke“. Warum ist der Linke ein Ideologe 
und Sie nicht? 

 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, bei der 
LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Tillschneider, Sie haben das Wort. 

 
 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Weil sich meine Auffassung, sozusagen die rech-
te Auffassung, dadurch auszeichnet, dass sie die 
Welt wahrnimmt, wie sie ist, und dass sie das 
wahrnimmt, was der Fall ist. 

 

(Lachen bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN) 

 

Das ist das genaue Gegenteil von Ideologie. Wir 
wollen keinen neuen Menschen schaffen. Wir 
sehen den Menschen, wie er ist. Das ist eine 
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Konstante konservativen rechten Denkens. Inso-
fern bin ich eine Art Rudi Dutschke von rechts. 

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Ihre Auffassung ist widerlich!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. 
Damit ist die Einbringung abgeschlossen und wir 
treten in die Debatte ein. Bevor wir dies allerdings 
tun, habe ich das Vergnügen, Damen und Herren 
der Euro-Schulen Magdeburg auf unserer Be-
suchertribüne zu begrüßen. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Ich sehe, einige Damen und Herren sind noch 
relativ jung. Ich hoffe, Sie fühlen sich trotzdem 
angesprochen. 

 

Herr Minister Stahlknecht, Sie haben das Wort. 
Bitte sehr. 

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir reden, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen 
von der AfD, wenn es um Asyl und dessen Aus-
gestaltung sowie um die Menschenrechtskonven-
tionen geht, immer und in erster Linie über Men-
schen.  

 

Deshalb haben schon damals die Väter und Müt-
ter des Grundgesetzes in Artikel 1 Abs. 1 festge-
legt:  

 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar“. 

 

Gelegentlich lohnt es sich auch, den zweiten Ab-
satz zu lesen; denn in Absatz 2 unserer Verfas-
sung, die uns gemeinsam trägt, haben sie ge-
schrieben:  

 

„Das deutsche Volk bekennt sich darum zu 
unverletzlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechten als Grundlage jeder mensch-
lichen Gemeinschaft ...“ 

 

Insoweit haben sich Asyl und die Frage, wie weit 
ich es eingrenze, immer an diesem Artikel 1 unse-
res Grundgesetzes zu orientieren. Insofern tragen 
wir Ihren Antrag nicht mit, weil nicht der Beschluss 
einzig das Entscheidende ist, sondern Ihre Be-
gründung. Aus meiner Sicht ist die Begründung, 
die Sie wählen, dazu geeignet, die Würde und die 
Individualität von Menschen in Pauschalität infra-
ge zu stellen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Sie können noch so sibyllinisch und fein abgewo-
gen vortragen, dass Sie das in Ihren Worten gar 
nicht gemeint hätten. Aber Sie sind sich sehr wohl 

der Wirkung Ihrer Worte in der Bevölkerung be-
wusst, 

 

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRÜ-
NEN - Birke Bull, DIE LINKE: So sieht es 
aus!) 

 

dass Sie suggerieren, indem Sie einer gesamten 
Region unterstellen - Sie haben es vorhin gesagt, 
wir reden nicht über Menschen, über Regionen; 
liebe Kolleginnen und Kollegen, in diesen Regio-
nen wohnen Menschen mit Würde, Individuen -, 
dass von dort nur jene zu uns kämen, die dieses 
Land destabilisieren, die vergewaltigen und ande-
re Kriminalität begehen. 

 

(Alexander Raue, AfD: Das haben Sie aus 
der Statistik!) 

 

- Lassen Sie mich bitte ausreden. - Dann müssen 
Sie sich dessen bewusst sein, dass Sie nicht nur 
die Würde derer verletzen, sondern dass Sie ein 
Klima in der Gesellschaft in Deutschland schaffen, 
das zu einer Polarisierung führt und in dem am 
Ende von einer Partei, die sich so auf diese Werte 
beruft, die eigenen Werte unserer Verfassung, 
nämlich Artikel 1 des Grundgesetzes, infrage ge-
stellt werden. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Wissen Sie, ich habe bewusst gesagt, dass ich zu 
denen gehöre, die mit allen, die hier vertreten 
sind, fair umgehe. Dies gilt für alle Kolleginnen 
und Kollegen. Aber Fairness ist keine Einbahn-
straße. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei der 
LINKEN und bei den GRÜNEN) 

 

Das, was Sie heute Morgen getan haben, auch in 
Ihrem Beitrag zu der Region, könnte - ich sage: 
könnte - bei dem einen oder anderen aus unserer 
eigenen Geschichte ganz andere Erinnerungen 
an Parlamente zu anderen Zeiten hervorrufen. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei der 
LINKEN und bei den GRÜNEN - Gabriele 
Brakebusch, CDU: Genau!) 

 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eines 
hinweisen. Das habe ich an anderer Stelle in einer 
größeren Rede gesagt, als Sie noch nicht hier 
vertreten waren. Ich nehme wieder Ihre Rede zum 
Anlass, in der Sie von demokratiefreien Regierun-
gen - oder so ähnlich - gesprochen haben.  

 

Wissen Sie, bei demokratiefreien Regierungen 
und Diktaturen - das ist der bessere Begriff - war 
es immer so, dass man zunächst schleichend den 
Menschen die Würde nahm und dann am Ende 
denjenigen, die man planlos und würdelos gestellt 
hatte, auch das Leben.  

 

Ich denke, aufgrund der historischen Verantwor-
tung, die wir in Deutschland haben, sollten wir uns 
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mit manchen Begründungstexten und manchen 
Äußerungen auch im Umgang untereinander 
- nicht nur der Fairness der Sache wegen, son-
dern auch wegen der Gesamtverantwortung für 
Sachsen-Anhalt und für Deutschland - zurückhal-
ten und uns dessen bewusst sein, was wir tun - im 
Sinne unserer Verfassung und im Sinne des Arti-
kels 1: 

 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ 

 

Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich habe jetzt mehrere Wortmeldungen von Mit-
gliedern der AfD-Fraktion vorliegen. Ich vermute, 
es geht um Fragen, und ich vermute, Sie würden 
sie beantworten. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Ja, Herr Gallert.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Oder ich vermute, dass Sie sie dann beantworten, 
wenn die Frage gestellt wird. 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Herr Gallert, ich zitiere einmal einen Satz. Ich 
habe mir sagen lassen, dass meine Antwort, 
wenn ich als Minister eine Frage gestellt bekom-
men, alternativlos ist. Ich muss antworten. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Richtig!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay. Dass Sie antworten müssen, ist alternativ-
los, nicht Ihre Antwort. Alles klar. 

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Ja, das stimmt auch. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann beginnen wir einmal. Bei mir kam zumindest 
die Wortmeldung des Herrn Roi an. Bitte sehr. 

 

 

Daniel Roi (AfD): 

 

Ich habe mal wieder eine Anfrage zum Antrag und 
möchte zum Antragsinhalt sowie zu der Begrün-
dung, auf die Sie sich hier bezogen haben, zu-
rückkommen.  

 

Zunächst möchte ich aber feststellen, dass es 
hierbei nicht darum geht, pauschal über Men-

schen aus Nordafrika zu reden, sondern es geht 
hierbei um das Asylpaket II, das im Bundesrat zur 
Debatte steht. Damit geht es also um Asylbewer-
ber aus diesen Ländern, die hier einen Antrag auf 
Asyl stellen. 

 

Ihre Kollegen im Bundestag wollen eine Geset-
zesänderung herbeiführen und die drei genannten 
Staaten zu sicheren Herkunftsländern erklären. 
Das hat auch Gründe; denn oftmals liegen keine 
Asylgründe vor. Herr Tillschneider hat dargelegt, 
welche Vorteile das in Verwaltungen usw. hat.  

 

Nun frage ich: Ihr Kollege Innenminister Jäger von 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
hat Anfang des Jahres folgenden Satz gesagt 
und eine Mitteilung an den Innenausschuss ge-
geben: Von 100 Marokkanern sind 33,6 % und 
von 100 Algeriern 38,6 % straffällig. Das heißt 
also - später kam auch der Polizeibericht dazu -, 
rund 40 % der Asylbewerber aus diesen Ländern 
sind straffällig geworden. Das unterscheidet sie 
zum Beispiel von den Asylbewerbern aus Syrien, 
von denen nur ein ganz geringer Teil kriminell ist. 

 

Jetzt frage ich Sie: Wie bewerten Sie die Aussage 
Ihres Innenminister-Kollegen? Ist das Rassismus 
oder ist das einfach nur die Darlegung von Tat-
sachen?  

 

Er hat auch gesagt bzw. hat er nachgeschoben 
- lassen Sie mich das noch kurz anfügen -, nach-
dem auch in Nordrhein-Westfalen eine große 
Empörung losging, dass er diejenigen meint, die 
in den Erstaufnahmestellen Nordrhein-Westfalens 
als Asylbewerber registriert worden sind und eben 
nicht alle Menschen, die aus diesen Ländern kom-
men. Genau darum geht es in unserem Antrag. 
- Danke. 

 

(Beifall bei der AfD - Nadine Hampel, SPD: 
So haben Sie ihn aber nicht geschrieben!) 

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Die Begründung für sichere Herkunftsstaaten ist 
nicht die Frage, ob ein Teil deren Bevölkerung 
kriminell sein könnte. Vielmehr ist die Frage, ob 
es dort Menschenrechtsverletzungen gibt, die da-
zu geeignet wären zu sagen, es ist ein sicheres 
Herkunftsland oder nicht. Das ist die entschei-
dungstragende Begründung. 

 

(Beifall bei der CDU - André Poggenburg, 
AfD: Das sehen wir genauso!) 

 

Jetzt können wir uns darüber streiten und unter-
halten, ob es dort Menschenrechtsverletzungen 
gibt oder nicht. Es gibt unter den Innenministern 
die einhellige Meinung, dass dies sichere Her-
kunftsstaaten sind. Ich verschließe mich dem 
auch nicht. Aber Sie wissen ganz genau - deshalb 
haben Sie auch diesen Antrag gestellt -, dass es, 
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wenn drei gemeinsam regieren, auch drei unter-
schiedliche Meinungen gibt und man sich inner-
halb dieses Meinungskanons vernünftig zu eini-
gen hat. Das ist der sachliche Befund.  

 

Zu der angehängten Frage: Es fängt es schon 
wieder an. Es mag doch sein, dass von denen, 
die in Köln auffällig gewesen sind, 40 % oder 
38 % - - 

 
 

Daniel Roi (AfD):  

 

Ich habe nicht von Köln, sondern von Nordrhein-
Westfalen gesprochen.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Oder von denen, die in Nordrhein-Westfalen auf-
fällig geworden sind, 38 % oder 40 % möglicher-
weise strafrechtlich in Erscheinung getreten sein 
könnten. Damit können Sie erstens nicht den 
Rückschluss auf Gesamtdeutschland und diejeni-
gen, die hier leben, ziehen, und Sie können schon 
gar nicht den Rückschluss ziehen, dass 38 % bis 
40 % derjenigen, die in Marokko leben, kriminell 
sind.  

 

(André Poggenburg, AfD: Das haben wir 
nie gesagt! Nein, nein, nein!) 

 

Das ist genau das, was Sie versuchen zu organi-
sieren. 

 
 

Daniel Roi (AfD):  

 

Sie haben nicht zugehört.  

 

(Unruhe bei der AfD) 

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport):  

 

Deshalb sage ich Ihnen, dass eine solche Argu-
mentation mit uns nicht zu machen ist. Deshalb 
tragen die Gründe Ihres Antrages nicht die Ent-
scheidung und deshalb stimmen wir ihm nicht zu.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Gut, jetzt gehen wir weiter, und zwar hat der Abg. 
Herr Rausch eine Frage oder eine Zwischen-
bemerkung.  

 

(Ulrich Siegmund, AfD: Mein Name ist Sieg-
mund!) 

 

- Wenn Sie nicht Herr Rausch sind, sondern Herr 
Siegmund, dann sitzen Sie falsch, aber das sei 
einmal dahingestellt.  

 

(Heiterkeit bei der AfD)  

 

Herr Siegmund, bevor ich Ihnen das Wort gebe, 
will ich auf den § 60 Abs. 4 unserer Geschäfts-
ordnung hinweisen, den alle alten Hasen aus-
wendig kennen. Dieser beschränkt die Zeit für 

solche Zwischenbemerkungen oder Endinterven-
tionen auf 120 Sekunden. - Bitte, Sie haben das 
Wort.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Gilt das auch für mich? 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Nein, Sie dürfen so lange reden, wie Sie wollen.  

 
 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Das finde ich schön.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Zumindest in Ihrer Funktion als Minister. Wenn 
Sie als Abgeordneter fragen würden, dann hätten 
Sie auch 120 Sekunden Zeit. - Sie haben das 
Wort.  

 
 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Schönen guten Tag! Eine Frage, die gerade mich 
als ehemaliges Mitglied der CDU und auch viele, 
viele ehemalige CDU-Wähler aus meinem Wahl-
kreis besonders interessiert, ist: Warum stimmen 
Ihre Partei und auch die SPD entgegen einem 
Gesetzesvorschlag Ihrer Parteiführung auf Lan-
desebene komplett anders, obwohl Sie in der 
Endphase Ihres Wahlkampfes wirklich genau 
diese Inhalte propagiert haben, nämlich schnelle-
re und auch konsequentere Abschiebungen, ob-
wohl Sie jetzt aktiv die Chance dazu haben?  

 

Kurz zum Verständnis für die spätere Kommuni-
kation mit den Wählern: Ist es korrekt, dass Sie 
unserem Antrag ausschließlich deshalb nicht zu-
stimmen, weil Ihnen die Begründung nicht passt, 
obwohl Sie mit dem Inhalt d‘accord sind? Ist das 
richtig? - So stand es heute auch in der Presse. 
Das würde mich interessieren. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Minister, Sie haben das Wort.  

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Es wird langweilig, weil ich mich ständig wieder-
holen muss.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Rich-

tig!) 

 

Ich sage es Ihnen noch einmal: Die Begründung, 
die Sie Ihrem Beschlussvorschlag zugrunde le-
gen, teilen wir nicht. Wir stimmen dem Beschluss-
vorschlag - zumindest ein Teil meiner Fraktion - 
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aus dem Grunde nicht zu, weil wir uns mit Ihrer 
Begründung nicht gemein machen. Für die SPD 
wird die SPD selber reden und die GRÜNEN wer-
den auch für sich selbst reden.  

 

Innerhalb einer Regierung - das habe ich Ihnen 
gesagt - gibt es unabhängig davon, welche Be-
gründung Sie wählen und welche Entscheidungs-
vorschläge Sie machen, einen Abstimmungspro-
zess, der in ruhiger kollegialer Atmosphäre statt-
findet.  

 

Ich habe Ihnen auch gesagt, dass die Auffassung 
der Innenminister ist, dass wir ein gutes und effi-
zientes Abschiebungsverfahren für diejenigen 
brauchen, die keine Bleibeperspektive haben. Das 
ist gesetzt. Das ist im Übrigen auch meine Mei-
nung.  

 

Aber ich sage Ihnen, bei aller Konsequenz und 
bei einer konservativen Einstellung und einem 
konservativen Weltbild, welches ich selber habe, 
gilt es gleichwohl zu differenzieren und dem im-
mer voranzustellen, was ich Ihnen vorhin in mei-
ner längeren Rede gesagt habe: Die Würde des 
Menschen ist unantastbar und diese trägt als 
Fundament mein konservatives Weltbild.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD - An-
dré Poggenburg, AfD: Deswegen nennen 
Sie keine Tatsachen?) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Es gibt zudem eine Wortmeldung des Kollegen 
Tillschneider. Sie haben das Wort.  

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Herr Minister Stahlknecht, Sie haben zu Beginn 
Ihrer Rede sehr, sehr allgemein über die Men-
schenwürde gesprochen. Mich würde interessie-
ren, ob Sie einen Unterschied zwischen Men-
schenrechten und Bürgerrechten sehen. Wenn ja, 
worin besteht dieser Unterschied? Finden Sie, 
dass dieser Unterschied reduziert werden muss?  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie haben das Wort.  

 

 

Holger Stahlknecht (Minister für Inneres und 
Sport): 

 

Es gibt einen solchen Unterschied. Menschen-
rechte gelten nach unserer Verfassung für alle 
Menschen auf der Welt und Bürgerrechte gelten 
für die Deutschen. Sie hätten gern eine meiner 
Vorlesungen an der Fachhochschule besuchen 
dürfen. Ich habe Recht gelehrt. Das würde ich im 
Anschluss machen; denn das ist ein eigener Teil. 
Es gibt diese Differenzierung in der Tat.  

 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Das war die Antwort. - Damit können wir in der 
Debatte fortfahren, und zwar spricht jetzt die Vor-
sitzende der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, die Abg. Frau Lüddemann. Frau Lüdde-
mann, Sie haben das Wort. 

 
 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Ich versuche mich 
kurz zu fassen, weil im Grunde alles gesagt wor-
den ist, was man zu diesem unsäglichen Antrag 
sagen muss.  

 

(André Poggenburg, AfD: Jetzt ist er schon 
unsäglich!) 

 

Er strotzt von Vorurteilen und von Ressentiments. 
Auch wenn Sie jetzt die koalitionstragenden Frak-
tionen in unterschiedlicher Art und Weise anspre-
chen und angreifen, werden Sie es insbesondere 
mit dieser Begründung nicht schaffen, die Koali-
tion an dieser Stelle zu spalten. Das darf ich Ihnen 
sagen.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der SPD - André Poggenburg, 
AfD: Das wollen wir gar nicht!) 

 

Es wird in unsäglicher Weise pauschalisiert. Men-
schen, die sich unter Lebensgefahr nach Deutsch-
land retten, werden allgemein als kriminell und 
potenzielle Vergewaltiger dargestellt. Das ist mit 
dem erwähnten Artikel 1 des Grundgesetzes in 
keiner Weise zu vereinbaren.  

 

Freimütiger und offener kann man Rassismus 
- ich gebrauche dieses Wort jetzt ganz bewusst - 
nicht darstellen.  

 

(Zuruf von Alexander Raue, AfD) 

 

Wenn es noch einen Zweifel gegeben hätte, dann 
hätte man sich, glaube ich, in Zukunft immer wie-
der auf diesen Antrag zurückziehen können.  

 

Wir haben aus dem Bundesgebiet einige Fragen 
erhalten. Sie alle versuchen zu verstehen, wie 
diese neue Fraktion tickt. Es wurde gefragt, mei-
nen sie das ernst oder machen sie es nur, um die 
sogenannten Gutmenschen auf die Palme zu 
bringen. Ich glaube, nach dem, was wir bisher im 
Plenum gehört haben, ist klar: Sie meinen das 
mehr als ernst, in erschreckender Weise ernst.  

 

(André Poggenburg, AfD: Genau!) 

 

Das Asylrecht ist ein Individualrecht. Der Herr 
Minister hat ausgeführt, dass es nicht umsonst in 
genau dieser Weise in das Grundgesetz aufge-
nommen worden ist.  

 

Es ist bekannt - insofern haben Sie die GRÜNEN 
zu Recht zuerst angesprochen -, dass unser Lan-
desverband bereits im Jahr 1993 dagegen war. 
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Das sage ich an der Stelle einmal so verknappt. 
Wir haben bereits damals nicht mitgetragen, wie 
das Grundgesetz mit Artikel 16a, der damals ein-
geführt wurde, ausgehöhlt wurde.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Wir können Recht akzeptieren. Insofern ist es 
richtig, aber wir erwarten, dass eine klare Prü-
fung der sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
durchgeführt wird. Wir legen an dieser Stelle sehr 
hohe Hürden an - das ist in diesem Artikel be-
schrieben -, beispielsweise mit Blick auf die 
Rechtslage in den Staaten, die Rechtsanwen-
dung, die allgemeinen politischen Verhältnisse 
und diese Prüfkriterien sind aus unserer Sicht 
nicht vollumfänglich und nicht abschließend ge-
klärt.  

 

Wenn man ein Grundrecht - das sind im Rahmen 
unserer Verfassung ganz besondere Rechte - ein-
schränken will, muss man vollumfänglich und 
tiefergehend prüfen und darf sich nicht nur auf ein 
Bauchgefühl verlassen.  

 

(André Poggenburg, AfD: Statistiken!) 

 

Strafrechtliche Verfolgung von Homosexuellen, 
Anwendung der Todesstrafe, Folterung in Haft, 
Verfolgung der Opposition, Einschränkung der 
Meinungsfreiheit. Wir haben uns diesbezüglich 
nicht nur - in Anführungsstrichen - auf Berichte 
von der EU-Ebene, des Europäischen Parlamen-
tes verlassen. Sie können gern in den Country 
Reports of Human Rights des US-Department 
of State nachlesen. Auch darin wird es in glei-
cher Weise beschrieben. Wir halten ein regulä-
res Einzelverfahren in diesem Falle für unerläss-
lich.  

 

Sie haben es beschrieben: In einer Koalition - das 
ist das Wesen einer Koalition - lebt man auch von 
Kompromissen. Es gibt unterschiedliche Ebenen 
des Staatsaufbaus. Die Bundesländer sind das 
eine, die Bundesregierung und der Bundestag das 
andere. Sachsen-Anhalt wird sich demzufolge der 
Stimme enthalten. - Vielen Dank.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustimmung bei 
der CDU und bei der SPD)  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herzlichen Dank, Frau Lüddemann. Es gibt eine 
Frage oder eine Intervention des Fraktionsvorsit-
zenden Poggenburg. Wollen Sie sie beantworten 
oder darauf reagieren?  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Ja.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Poggenburg, Sie haben das Wort.  

André Poggenburg (AfD):  

 

Frau Lüddemann, Sie sagten generell, pauschal, 
diese Menschen aus Nordafrika retten sich unter 
Lebensgefahr nach Deutschland. Meine Frage an 
Sie: Warum kann es dann aber sein, dass ein so 
großer Anteil dieser Menschen aus dem Bereich 
Nordafrika, die sich unter Lebensgefahr hierher 
retten, laut Statistik, die die AfD nicht erfunden 
hat, hier straffällig und kriminell wird? - Das geht 
mir nicht in den Kopf. Vielleicht haben Sie darauf 
eine Antwort. - Danke.  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE):  

 

Das ist schon das Wesen dieser unterschied-
lichen Betrachtung, dass allein schon die unsiche-
ren Herkunftswege Straftatbestände auslösen. 
Wenn Sie sich angucken, was dahintersteht, also 
warum die Statistik 33 % oder was weiß ich 
wie viel Prozent ausweist, dann stellen Sie fest, 
dass der überwiegende Teil im Rahmen der Asyl-
gesetzgebung straffällig geworden ist.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der LINKEN 
und bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Nun können wir in der Debatte fortfahren. Bevor 
ich Frau Quade das Wort erteile, will ich auf ein 
Verfahren, das sich im Landtag entwickelt hat, 
aber offensichtlich nicht bei allen vollständig an-
gekommen ist, hinweisen: Wenn es wirklich Zwi-
schenfragen gibt, die dazu führen sollen, dass ich 
den Redner oder die Rednerin frage, ob er seine 
bzw. sie ihre Rede unterbricht, dann haben wir die 
Regel, dass dies mit einer Karte angezeigt wird, 
also mit der Stimmkarte.  

 

Wenn es darüber hinaus Wortmeldungen gibt, 
dann werden sie immer an das Ende der Rede 
gestellt. - Frau Quade, Sie haben das Wort. Bitte 
sehr.  

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, vorab möchte ich eine Be-
merkung machen. Wir beide wehren uns nicht so 
sehr dagegen, gelegentlich ideologisch zu han-
deln und ideologisch motiviert zu handeln. Es ist 
bekannt, dass wir von sehr unterschiedlichen 
Ausgangspunkten ausgehen. Daran ändert sich 
nichts; dabei wird es bleiben. Ich will Ihnen sehr 
herzlich für Ihre Rede danken.  

 

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

 

Ich will im Weiteren zunächst auf die Frage 
eingehen, ob Marokko, Tunesien und Algerien 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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als sichere Herkunftsstaaten eingestuft werden 
sollten oder nicht. Ich sage klar: Sie sollten es 
nicht.  

 

Denn erstens ist das Prinzip der Einstufung als 
solches höchst kritikwürdig. Per Festlegung am 
mehr oder weniger grünen Tisch wird entschie-
den, welche Länder sicher sind und welche 
nicht. Nicht selten stehen Reisewarnungen des 
Auswärtigen Amtes dem eklatant entgegen. Was 
für deutsche Staatsbürger als nicht sicher genug 
gilt, soll für andere keinen Fluchtgrund rechtfer-
tigen.  

 

Zudem ist die damit verbundene Praxis der nicht 
mehr stattfindenden gründlichen Prüfung der indi-
viduellen Gründe für ein Asylgesuch eine nichtak-
zeptable Einschränkung des Grundrechtes auf 
Asyl.  

 

Die weitere Ausdehnung der sicheren Herkunfts-
länder höhlt dieses für viele lebenswichtige 
Grundrecht weiter aus. Wir sahen gestern am 
Beispiel von Herrn G., welche Konsequenzen das 
für hier lebende Menschen hat. 

 

Zweitens sind bei konkreter Betrachtung die in 
Rede stehenden Länder eben keineswegs sicher. 
Insbesondere für Homosexuelle ist die Sicher-
heitslage mehr als prekär. Sie ist verboten und in 
höchstem Maße tabuisiert. Wer Homosexualität 
offen auslebt, dem droht dafür eine Gefängnis-
strafe.  

 

(Andreas Gehlmann, AfD: Das sollten wir in 
Deutschland auch machen!) 

 

In Gefängnissen wiederum, insbesondere in ma-
rokkanischen Gefängnissen, sind Fälle von Folter 
durch Amnesty International dokumentiert. Die 
Argumentation, dass nur bedroht sei, wer seine 
Sexualität offen auslebe und daher jeder selbst für 
sein Risiko Verantwortung trage, finde ich beson-
ders perfide.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Doch das ist nicht die einzige Grundrechtsein-
schränkung. Freie Pressearbeit ist für kritische 
Journalistinnen in allen drei Staaten ein erheb-
liches Problem und wird behindert.  

 

Die Rechte oppositioneller Gruppen und Parteien 
sind beschränkt. Ihre Versammlungen werden 
nach übereinstimmenden Berichten von Men-
schenrechtsorganisationen nicht selten willkürlich 
aufgelöst.  

 

All diese Gründe gegen eine Einstufung der drei 
Länder als sicher sind in der Anhörung des Innen-
ausschusses des Bundestages benannt worden. 
Dass das für die Mehrheit der Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages nicht zu einer Abkehr 
von diesem Vorhaben geführt hat, halten wir für 
skandalös und beschämend.  

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Es bleibt aus unserer Sicht nur die Hoffnung, dass 
die Bundesländer die Zustimmung verweigern. 
Das Land Sachsen-Anhalt sollte hierbei mit kon-
sequenter Menschenrechtsorientierung und dem 
Anlegen gleicher Maßstäbe für alle Menschen 
vorangehen. Wer die sexuelle Identität in der Ver-
fassung des eigenen Landes für seine Bürgerin-
nen und Bürger schützen will, der muss dies auch 
für andere als schutzwürdig anerkennen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Aus unserer Sicht ist die Einstufung von Algerien, 
Marokko und Tunesien als sichere Herkunftslän-
der abzulehnen.  

 

Ich will aber noch etwas Grundsätzliches zu dem 
Antrag der AfD-Fraktion anmerken. Wir haben 
einen Antrag, mehr noch: eine Antragsbegrün-
dung vorliegen, die für das, was die AfD unter 
Politik verstehen, typisch ist. Sie diffamieren, Sie 
behaupten Unwahrheiten, Sie befeuern Hetze und 
Sie bedienen sich dabei nahezu aller gängigen 
rassistischen Ressentiments, empören sich aber 
darüber, Rassisten, Hetzer und Populisten ge-
nannt zu werden.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der 
AfD) 

 

Gepaart mit der ewigen Erzählung, ja nicht sagen 
zu dürfen, was Sie denken, genau wie Pegida mo-
natelang Versammlungen abhält, um ihren men-
schenverachtenden Unsinn kundzutun, gleichzei-
tig aber die fehlende Meinungsfreiheit beklagt, 
das ist nicht mal in sich schlüssig. Ich sage Ihnen 
sehr deutlich: Sie können so oft behaupten, wie 
Sie wollen, für das Volk zu sprechen. Für 75 % 
der Menschen in Sachsen-Anhalt sprechen Sie 
nicht.  

 

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN - Zuruf 
von der AfD: Sie auch nicht! - Weitere Zu-
rufe von der AfD) 

 

Für diese 75 % sprechen wir. Ich sage Ihnen: Wir 
werden Sie weiter als das bezeichnen, was Sie 
sind: Rassisten, Hetzer und sich selbst widerspre-
chende Blender. - Herzlichen Dank.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf von der AfD: 
Das ist keine Hetze! - André Poggenburg, 
AfD: Jetzt aber! - Robert Farle, AfD: Ich 
lasse mich doch nicht als Rassisten, Hetzer 
und sich selbst widersprechenden Blender 
beschimpfen! Ordnungsruf! - Swen Knö-
chel, DIE LINKE: Sie sind einer! - Gabriele 
Brakebusch, CDU: Jetzt ist aber gut!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Werte Kolleginnen und Kollegen hier im Haus! 
Werte Abgeordnete der AfD! Werter Abg. Herr 
Farle! 
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(Zuruf: Sie haben vorhin applaudiert, als 
dieser widerliche Rassist geredet hat! - Kat-
rin Budde, SPD: Deswegen ist der Minis-
terpräsident noch lange kein Hetzer! Das 
haben Sie heute Morgen gesagt, Herr Pog-
genburg! - Weitere Zurufe von der SPD und 
von der AfD) 

 

Wenn - Hallo! Wir beruhigen uns jetzt alle mal 
wieder - hier ein Ordnungsruf erteilt wird, Herr 
Kollege Farle, dann tut das der amtierende Präsi-
dent,  

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

und zwar ausschließlich nach seinem Ermessen.  

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Das anzuerkennen ist auch eine der legitimen 
Grundlagen von Parlamentarismus. So weit viel-
leicht erst einmal dazu.  

 

Wir können nunmehr fortfahren in unserer Debat-
te. Ich rufe auf die Abg. Frau Hampel von der 
SPD. Bitte sehr.  

 

 

Nadine Hampel (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen 
und Kollegen! Auch wenn die Stimmung gerade 
aufgeheizt erscheint, so diskutieren wir doch ganz 
wesentliche Dinge, und zwar nicht nur, wie wir 
uns verständigen, zukünftig miteinander umzu-
gehen - das trifft auf alle zu -, sondern auch, wie 
wir mit Anträgen umgehen.  

 

Wenn Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen, in 
Ihrem Antrag schreiben - ich möchte es Ihnen 
noch einmal vorlesen, obwohl es der Fraktions-
vorsitzende der CDU schon getan hat -:  

 

„Damit kann […] wirksam gegen den Asyl-
missbrauch der Einwanderer aus diesen 
Ländern vorgegangen und der Schutz der 
Bevölkerung von deren hoher Kriminali-
tät …“  

 

und eine pauschale Wortwahl bewusst verwen-
den, dann müssen Sie sich gefallen lassen, dass 
wir darin ein rassistisches Menschenbild sehen.  

 

(Beifall bei der SPD und bei der LINKEN) 

 

Dieses werden wir als SPD-Fraktion und wird 
auch der Landtag in Zukunft klar zurückweisen.  

 

(Beifall bei der SPD und bei der LINKEN) 

 

Das ist die Kernbotschaft Ihres Antrages. Herr 
Minister Stahlknecht hat klar darauf hingewiesen, 
dass es diesbezüglich keinerlei Auslegungsvari-
anten gibt. Der Antrag steht, wie er steht, auch 
wenn Sie, Herr Dr. Tillschneider, versucht haben, 
diese Wortwahl zu relativieren.  

Ich kann nur sagen: Ich lese den Antrag genauso 
wie meine Kollegen von den LINKEN, von den 
GRÜNEN und auch von der CDU - der Redebei-
trag folgt ja noch -, und ganz ehrlich: Rassismus 
ist das auf jeden Fall.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

Wenn wir wirklich - da schließe ich Sie ein - ein 
Interesse an der Bewältigung der Flüchtlingskrise 
haben, dann geht das nur mit Sachlichkeit, mit 
Ehrlichkeit und ohne etwaige rassistische Bemer-
kungen in diesem Landtag, weil - wie schon ge-
sagt worden ist - Zusammenarbeit keine Einbahn-
straße ist. Wenn Sie als Neulinge in diesem Haus 
ernstgenommen werden wollen, dann sollten Sie 
auch diese Spielregeln beachten.  

 

Ich möchte jetzt etwas zur Meinung der SPD-
Fraktion  

 

(Zustimmung von Daniel Roi, AfD) 

 

zu dem Gesetzentwurf, um den es geht, sagen. 
Die SPD-Fraktion hat im Bundestag den Gesetz-
entwurf zu den sicheren Herkunftsstaaten Alge-
rien, Marokko und Tunesien mitgetragen. Das ist 
nicht allen Abgeordneten der SPD-Fraktion leicht 
gefallen. Es gab im Bundestag auch Neinstim-
men. Auch die sachsen-anhaltischen SPD-Bun-
destagsabgeordneten haben unterschiedlich ab-
gestimmt, eben aus den Gründen, die Frau Qua-
de ausgeführt hat. Das möchte ich nicht wieder-
holen.  

 

Aber egal, wie man zu dem Konzept der sicheren 
Herkunftsstaaten steht: Unstreitig ist für uns ei-
nes, nämlich dass das individuelle Grundrecht auf 
Asyl unangetastet bleiben muss und auch für 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber aus siche-
ren Herkunftsstaaten die rechtsstaatliche Garantie 
der Einzelfallprüfung gilt. Unstreitig ist für uns 
auch, dass die Verfahrensbeschleunigung durch 
die Aufnahme von Ländern auf die Liste der si-
cheren Herkunftsstaaten gerade dem Zweck die-
nen soll, Menschen den Schutz in unserer Gesell-
schaft zu erleichtern, die vor Krieg und vor Verfol-
gung fliehen.  

 

Die SPD-Fraktion begrüßt die Verschärfung des 
Ausweisungsrechts. Auch das gehört dazu und ist 
heute noch nicht angesprochen worden. Deshalb 
komme ich auf diesen Punkt zu sprechen. Für 
diejenigen Personen, die nach Deutschland kom-
men und den Schutz unseres Asylrechts ausnut-
zen, um hier Straftaten zu begehen, haben wir 
keinen Platz in unserer Mitte.  

 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD - Zuruf 
von der AfD: Sehr richtig! - Zuruf von der 
CDU: Wir auch nicht!) 

 

Deswegen ist es richtig, dass dieses Gesetz ver-
abschiedet werden wird. Das ist auch eine Reak-
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tion auf die Ereignisse in der Silvesternacht in 
Köln.  

 

Zum Abstimmungsverhalten im Bundesrat wurden 
bereits Ausführungen gemacht. Das kann ich mir 
sparen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.  

 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und bei 
den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Hampel, es gibt noch eine Frage oder eine 
Intervention von Herrn Poggenburg. - Herr Pog-
genburg, Sie haben das Wort.  

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Frau Hampel, Sie haben gerade noch einmal auf 
den Rassismus-Begriff abgestellt und gesagt, 
dass dies in unserem Antrag eindeutig rassistisch 
sei. Jetzt noch einmal ganz kurz zum Verständ-
nis, vielleicht reden wir auch aneinander vorbei: 
Rassismus ist ja eine Auswahl nach biologi-
schen Merkmalen und natürlich eine Benachtei-
ligung - nicht nach einer Region.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Ersparen Sie 
uns doch Ihre Rassentheorie!) 

 

Jetzt frage ich Sie: Wo haben wir in der Begrün-
dung zu unserem Antrag eine Auswahl nach bio-
logischen Merkmalen? - Denn nirgendwo auf der 
Welt ist Rassismus eine Auswahl nach einer Re-
gion. Vielleicht habe ich das übersehen und Sie 
können es genauer begründen. - Danke.  

 

 

Nadine Hampel (SPD): 

 

In Ihrer jetzige Frage und in Ihren vorherigen Aus-
führungen sehe ich schon einen absoluten Wider-
spruch. Einmal reden Sie von biologischen Merk-
malen, dann reden Sie von Regionen. Aber sei es 
drum.  

 

 

André Poggenburg (AfD):  

 

Eben nicht.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Dazwischen 
gab es Wikipedia!) 

 

 

Nadine Hampel (SPD):  

 

Genau. Wir sind auch durch Herrn Tillschnei-
der schon lang und breit aufgeklärt worden, 
wie er den Rassismus-Begriff sieht und defi-
niert. Ich denke, das ist auch Ihre Auffassung 
dazu.  

 

 

André Poggenburg (AfD):  

 

Rassismus und Biologie.  

Nadine Hampel (SPD):  

 

Ich vertrete mit meiner Fraktion eine andere. 
Deswegen lasse ich das jetzt offen, denn es wür-
de zu weit führen. Im Übrigen haben wir das, 
glaube ich, schon lang und breit diskutiert. Es 
kommt auch noch der Antrag von Ihnen, über den 
wir heute oder morgen - ich weiß es nicht genau - 
noch mal zum Thema Rassismus debattieren 
werden. Dann gebe ich Ihnen vielleicht noch eine 
Antwort.  

 

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von der 
AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke. - Es gibt noch eine Wortmeldung vom 
Abg. Lehmann. Bitte, Sie haben das Wort.  

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Ich verstehe diese ideologische Diskussion hier 
nicht, sehr geehrte Frau Abgeordnete. Wenn amt-
liche Stellen, Abschiebestellen und das Bundes-
amt für Migration von einer gegenwärtigen Bleibe-
quote von 1,4 %, also 98,6 % Rückführung, spre-
chen und eine Partei aus der Politik sich dieses 
Problems annimmt - 98,6 % Rückführung und 
1,4 % Bleiberecht nach dem gegenwärtigen Arti-
kel 16a des Grundgesetzes -, dann verstehe ich 
die ganze Diskussion nicht, warum man diese 
Partei und diese politische Strömung als Rassis-
ten hinstellt.  

 

 

Nadine Hampel (SPD): 

 

Sie jetzt? 

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Das ist die Frage. Das verstehe ich nicht. Wir 
haben Zahlen und Fakten: 1,4 % Bleiberecht bei 
den gegenwärtigen Regelungen des Asylverfah-
rensgesetzes und 98,6 % Rückführungen. Das 
versteht kein Wähler mehr. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Hätten Sie das mal in 
Ihre Begründung geschrieben!)  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Wir dürfen damit so langsam bei den 120 Sekun-
den angelangt sein. Frau Hampel, Sie haben das 
Wort.  

 

 

Nadine Hampel (SPD): 

 

Ich glaube, ich habe das am Anfang meiner Aus-
führungen schon gesagt: Es geht mir, wie vielen 
anderen meiner Kollegen auch, darum, wie Sie 
Ihren Antrag begründen: sehr pauschal. Sie sa-
gen pauschal, dass die, die aus Nordafrika kom-
men - Tunesier, Marokkaner und Algerier -, für Sie 
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Asylschmarotzer sind. So haben Sie es in Ihrem 
Antrag geschrieben. 

 

(Zurufe von André Poggenburg, AfD, und 
Mario Lehmann, AfD) 

 

- Nein. Sie haben in Ihrem Antrag nicht auf ir-
gendwelche amtlichen Zahlen verwiesen, sondern 
Sie haben ganz pauschal ausgeführt. Das ist das, 
was von uns kritisiert wird.  

 

(Zuruf von André Poggenburg, AfD) 

 

- Nein, nein! Allein - -  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Lass dich 
auf keine Diskussion mehr ein! - Zurufe von 
der AfD) 

 

Das zeigt, wie unterschiedlich wir in unserer Auf-
fassung sind, was die Definition von Rassismus 
anbelangt.  

 

(Beifall bei der SPD) 

 

 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Wer amtliche Zahlen verwendet, ist ein Rassist?  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke. - Dann können wir in der Debatte fortfah-
ren. Es hat nun das Wort für die CDU-Fraktion 
Herr Abg. Borchert.  

 

 

Carsten Borchert (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich versuche einmal, ein wenig Ruhe in 
die Diskussion zu bringen, weil ich die Sache von 
einer anderen Seite betrachten möchte.  

 

Ich weiß, dass die AfD-Fraktion mit großer Span-
nung die Ausführungen der CDU erwartet. Unsere 
Fraktion ist diejenige, wie meine Vorredner es 
schon gesagt haben, die mit der SPD-Fraktion der 
Meinung ist - wir sind nicht nur der Meinung, son-
dern wir wollen das auch -, dass in wenigen 
Tagen im Bundesrat diese drei Länder als sicher 
entschieden werden.  

 

Ich glaube, alle meine Vorredner haben sich zu 
diesem Thema schon sehr intensiv geäußert. Vor 
allem unser Innenminister hat - das kann ich nur 
wiederholen - rechtssicher erläutert, welche recht-
liche Bedeutung Ihr Antrag hat. Das ist, denke ich, 
sehr wichtig.  

 

Marokko, Tunesien, Algerien sind Länder, in de-
nen es zwischenzeitlich sehr unruhig war und 
jetzt - Gott sei Dank - wieder ruhiger zugeht, so 
ruhig, dass viele Menschen wieder dorthin in den 
Urlaub fahren, auch viele Deutsche. Das muss 
einen Grund haben. 

 

(Beifall bei der AfD) 

Schon deshalb ist es positiv, dass der Bundesrat 
in seiner nächsten Sitzung diese drei Länder zu 
sicheren Herkunftsländern zuordnen möchte. - So 
weit, so gut.  

 

Wenn Sie, liebe Kollegen der AfD, das genauso 
formuliert hätten und uns vor die Aufgabe gestellt 
hätten, dem als Land in wenigen Tagen zuzu-
stimmen, ich glaube, dann hätten wir ein kleines 
Problem, weil dagegen erst einmal nichts zu sa-
gen ist.  

 

Sie wissen aber, dass es einen Koalitionsvertrag 
gibt, der denjenigen, die ihn geschlossen haben, 
gewisse Bürden auferlegt und der einiges aus-
sagt, wobei es Dinge gibt, die man nicht so ma-
chen kann, wie man möchte, sondern bei denen 
man, wie es in einer Demokratie üblich ist, mit 
Kompromissen leben muss, und  

 

(Tobias Rausch, AfD: Mit fünf Hanseln, 
oder was?) 

 

- lassen Sie mich ausreden! - dass man dann 
entscheiden muss, was richtig ist. Kompromisse 
sind nicht immer das Schlechteste. Das heißt aber 
nicht, dass sie immer richtig sind.  

 

Sie hätten uns sicherlich in eine Situation ge-
bracht, die hier in diesem Raum nicht gerade 
positiv wäre, wenn wir nur darüber hätten ab-
stimmen müssen: Ja, wir wollen, ohne irgendwel-
che anderen Begründungen. Aber zum Glück 
haben Sie einen Antrag gestellt und zum Glück 
haben Sie diesen Antrag begründet. 

 

Ich habe mir überlegt, wie ich das machen würde, 
wenn ich hier mit Schülern reden würde. Das 
heißt, nicht ich. Ich bin Sozialkundelehrer ge-
wesen, als ich da draußen war. Dort oben sitzen 
Schüler. Das finde ich total super. Zufall! 

 

Ich habe mir die Frage gestellt: Wie würde ich 
diesen Antrag erörtern? Vielleicht machen das die 
Kollegen, die dort oben sitzen, sogar mit ihren 
Schülern. Der Antrag ist nicht lang; er ist begrün-
det. Wie würden die Schüler reagieren? Bezie-
hungsweise ich habe mir die Frage gestellt und 
überlegt, wie ich mit meinen Schülern umgehen 
würde, um sachlich zu erarbeiten, welchen Sinn 
Ihr Antrag macht und mit welchen Argumenten er 
untersetzt ist. Das ist doch erst einmal sehr sach-
lich. 

 

Dann hätte ich erstens versucht zu fragen: Wer 
war schon einmal in einem dieser Länder und hat 
dort Urlaub gemacht? Erzählt mal! - Dann würde 
sie erzählen, wie es dort gewesen ist. Ich denke, 
das wird nicht so negativ sein. 

 

Zweite Frage: Erzählt mir oder erzählen Sie mir 
bitte - es sind ja große Schüler -, wie viele Frauen 
dort während Ihres Aufenthalts sexistisch ange-
griffen oder belästigt wurden. Wie oft wurdet ihr 
bestohlen, körperlich angegriffen oder was auch 
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immer? - Das steht alles so darin. Ich rede von 
dem Antrag, den Sie gestellt haben. Den habe ich 
hier und darin steht nicht mehr. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, bei den 
GRÜNEN und von der Regierungsbank) 

 

Dann hätten wir die Antworten gesammelt. Was 
hätten wir festgestellt? - Wahrscheinlich hätten wir 
festgestellt, dass es eine sogenannte demokra-
tische Partei in Deutschland gibt, die behauptet, 
dass fast alle Menschen dieser Länder kriminell 
oder sexistisch gegen Frauen sind, also men-
schenfeindlich. So haben Sie das hierin geschrie-
ben. Dann würde jeder Jugendliche und auch 
jeder Erwachsene draußen im Land sagen: Hallo? 
Wo leben wir? Was sind das für Menschen, die so 
etwas behaupten? 

 

(André Poggenburg, AfD: Einwanderer!) 

 

Sie haben außerdem das Asylpaket II angespro-
chen. Einer Ihrer Kollegen hat gemeint, das wird 
in wenigen Tagen abgestimmt. - Das ist schon 
längst abgestimmt. Das ist schon geltendes 
Recht. Wenn das so ist, sollte man das vielleicht 
auch so erwähnen.  

 

Von der Warte her sind das Dinge, die ich 
draußen nicht sagen kann, wenn ich sie nicht 
beweisen kann. Aber wer weiß denn das drau-
ßen? Wer beschäftigt sich denn so intensiv da-
mit? 

 

Sie haben vor wenigen Wochen bei der Wahl 
super abgeschnitten. Darin haben Sie recht. Aber 
ich glaube, wenn Sie weiterhin solche Anträge 
stellen und auch so untersetzen, werden wir es 
schaffen, alle, die hier sitzen, dass die Menschen 
da draußen, auch viele intelligente Menschen, die 
Sie gewählt haben, das erkennen. Diese Men-
schen haben Sie aber nicht gewählt, weil sie Sie 
wollen, 

 

(André Poggenburg, AfD: Sie wollten Sie 
nicht!) 

 

sondern weil sie der Meinung waren, irgendetwas 
muss sich verändern, und weil sie uns einen 
Denkzettel geben wollten. Wir haben erkannt, 
dass wir vielleicht nicht immer an der Basis 
waren, aber wieder an die Basis müssen. Diese 
Menschen werden Sie in fünf Jahren definitiv 
nicht mehr wählen, weil sie dann erkennen und 
wissen, wer Sie sind, was Sie sind und vor allem 
was Sie nicht sind. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD, bei den GRÜNEN und von der 
Regierungsbank) 

 

Wissen Sie, ich denke, dass alle Fraktionen die-
ses Hauses mit ruhigem Gewissen Ihren Antrag 
ablehnen können, weil er in seinem Inhalt in kei-
ner Beziehung zu den gefassten Beschlüssen des 

Koalitionsvertrages steht und rechtlich in keiner 
Form untersetzt ist.  

 

Das zum Abschluss: Man lernt schon in der Schu-
le, dass man es, wenn mehrere Menschen ver-
suchen, gemeinsam zu leben, ohne Kompromisse 
nicht schafft - ein Grundpfeiler der Demokratie, 
ohne den Demokratie nicht stehen und bestehen 
kann. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN, bei 
der SPD, bei den GRÜNEN und von der 
Regierungsbank) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Herr Borchert, Sie sind fertig? 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Ich bin fertig. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie wussten es noch nicht, aber ich habe Ihnen 
die üblichen 30 Sekunden zusätzlich schon ge-
geben. 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Es war mehr? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ja. 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Meine Rede gestern war kürzer. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ach so. Okay. Aber es gibt noch Nachfragen. 
Wenn Sie diese beantworten wollen, haben Sie 
ohnehin noch die Chance, all das zu sagen, was 
Sie noch sagen wollen. 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Dann müssen die Fragesteller mich erst fragen. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Ja. Sie haben die Chance. 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Okay. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Da aber eine Nachfrage von jemandem, der sich 
meldet, auch eine Intervention sein kann, die Sie 
ohnehin nicht verhindern können, muss ich den-
jenigen sowieso drannehmen. Dann können Sie 
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entscheiden, was Sie damit machen. Ich sehe 
dort hinten eine Wortmeldung. - Da Sie sich im-
mer umsetzen, sagen Sie lieber selbst Ihren Na-
men.  

 

(Jan Schmidt, AfD: Schmidt!) 

 

- Herr Schmidt, jetzt habe ich es gehört. Bitte, 
Herr Schmidt, Sie haben das Wort. 

 
 

Jan Schmidt (AfD):  

 

Sie haben eben gesagt, dass Sie grundsätzlich 
dem Antrag zustimmen würden, aber nicht auf-
grund der Begründung, und dass Sie es so oder 
so nicht könnten wegen Ihres Koalitionsvertrages, 
aber an sich diese drei Maghreb-Staaten als si-
chere Herkunftsstaaten einstufen würden. Haben 
Sie sich dann nicht den falschen Koalitionspartner 
ausgewählt? 

 

(Beifall bei der AfD - Birke Bull, DIE LINKE: 
Nee, das haben sie nicht! - Zuruf von André 
Poggenburg, AfD - Heiterkeit bei der AfD 
- Zurufe) 

 
 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Wissen Sie, die Koalitionspartner hat das Volk 
bestimmt. Das hat uns nämlich gewählt. 

 

(Lachen bei der AfD - Unruhe im Saal) 

 

- Das ist so. Es ist auch eine Form der Demokra-
tie, dass man das akzeptiert, meine Damen und 
meine Herren. Das tun Sie nicht.  

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Von der Warte her kann ich nicht mehr dazu sa-
gen als: Das ist für mich Demokratie.  

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Wir haben alle Ecken und Kanten und gute und 
schlechte Seiten. Aber es geht hierbei um die 
Sache. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Kollege Borchert hat mich gerade darauf hinge-
wiesen, dass er auch die Chance hat, sich nach 
der Rede sofort hinzusetzen, wenn er das möch-
te. Herr Borchert, Sie sind in einer privilegierteren 
Situation gegenüber dem Minister. 

 
 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Das weiß ich. 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Denn Sie als Abgeordneter können nicht gezwun-
gen werden zu antworten. Wenn Sie das machen 
möchten, können Sie das tun. Das hindert mich 
als Präsident allerdings nicht, dass ich denjeni-
gen, der sich meldet, noch drannehme. Sie sind 
völlig frei in Ihrer Entscheidung. Der frei gewählte 

Abgeordnete kann entscheiden, ob er sich hin-
setzt oder nicht, ob er antwortet oder nicht. Ich 
kann allerdings nicht entscheiden, ob ich jeman-
den drannehme oder nicht.  

 

Deshalb nehme ich jetzt den Kollegen Roi noch 
dran, der sich gemeldet hat. Bitte. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Darf ich? 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie dürfen, ja. Sie dürfen ohnehin etwas sagen. 

 

 

Daniel Roi (AfD):  

 

Gut. - Es geht in die gleiche Richtung wie vorhin 
schon bei Innenminister Stahlknecht. Vorhin habe 
ich das Zitat des Herrn Jäger und die Statistiken 
des sozialdemokratischen Innenministers zur Un-
termauerung der Begründung zu dem Antrag 
vorgebracht. Offensichtlich ist das aber nicht an-
gekommen. Deshalb biete ich Ihnen etwas an. 
Was sagen Sie denn dazu, wenn wir sagen, okay, 
wir ändern den Antrag entsprechend? Das heißt, 
den Antrag ändern wir nicht, sondern die Begrün-
dung. Wir nehmen mit Ausnahme des ersten Sat-
zes alles heraus.  

 

(Rüdiger Erben, SPD: Das geht nicht 
mehr!) 

 

Würden Sie dann dem Antrag zustimmen? Im 
Übrigen: Der Antrag ändert sich nicht. Die Be-
gründung beschließen wir nicht mit.  

 

Aber wenn wir alles herausnehmen würden, quasi 
einen Änderungsantrag zu unserem eigenen An-
trag einbringen würden, in dem wir bis auf den 
ersten Satz die Begründung streichen würden, 
könnten Sie dann dem Antrag zustimmen, da Sie 
das mit den Statistiken offensichtlich nicht ver-
standen haben? 

 

(Zuruf: Gelatscht ist gelatscht!) 

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Ich antworte darauf. Ich antworte einmal zu den 
Schülern dort oben: Sehen Sie, wenn das nicht 
funktioniert, dann nehmen wir das weg und neh-
men etwas anderes, bis es - oh, Entschuldigung, 
ich muss ja hier bleiben - passt, dass alle draußen 
Ja sagen.  

 

(André Poggenburg, AfD: Kompromiss!) 

 

Das ist doch das beste Beispiel gewesen. Ich 
drehe das so lange hin, bis es passt. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN - Zurufe von der 
CDU, von der AfD, von der SPD und von 
den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

In Ordnung.  

 

 

Carsten Borchert (CDU):  

 

Ich bin eigentlich mit meiner Rede durch. Da 
schon sehr viel gesagt wurde, werde ich keine 
weiteren Fragen beantworten. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Zuruf von der AfD: Buh!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Danke, Herr Borchert. - Wenn ich das richtig ge-
sehen habe, Herr Tillschneider, haben Sie sich 
noch einmal gemeldet. Wollen Sie noch eine In-
tervention machen? - Dann hätten Sie jetzt noch 
120 Sekunden Zeit dafür. Bitte. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD):  

 

Ich wollte nur fragen, ob es parlamentarischer 
Brauch ist, in Richtung der Gäste zu antworten. 

 

(Zuruf: Ja!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Na ja, das ist eigentlich ein Privileg, das ich 
habe, weil ich hier vorn sitze. Aber es ist zumin-
dest in der Geschäftsordnung nicht verboten. Wir 
werden aber in der Perspektive gemeinsam dar-
auf achten, dass wir miteinander reden und nicht 
mit unseren Gästen übereinander. Das ist in der 
Perspektive angeraten. 

 

Wir kommen zum Abschluss der Debatte. Für die 
AfD hat nunmehr der Abg. Herr Kirchner das 
Wort. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Abgeordne-
te! Sehr geehrte Gäste auf den Tribünen! Hohes 
Haus! Die Kenia-Koalition möchte sich also auf 
Wunsch eines Wahlverlierers und einer Partei wie 
den GRÜNEN, die es zitternd bis in dieses Par-
lament schafften, bei der Frage, ob Marokko, 
Tunesien oder Algerien als sichere Herkunfts-
staaten eingestuft werden sollten, der Stimme ent-
halten. Das ist eine sehr spannende Entschei-
dung, muss ich sagen, zumal sie sich deutlich 
gegen das Wählervotum dieser Landtagswahl 
stellt. 

 

Uns werfe man Rassismus vor, so musste ich in 
den Medien lesen, weil wir davon sprächen, dass 
Asylbewerber dieser Länder besonders auffällig in 
der Kriminalitätsstatistik auffielen.  

 

Weiterhin wirft man uns vor, dass wir uns bei dem 
Problem schützend vor unsere Frauen in diesem 
Land stellen, auch angesichts der Vorfälle von 

vorgestern in Darmstadt, wo junge Migranten wie-
der einmal durch Antanzen und sexuelle Belästi-
gung auffielen und es bereits 26 Fälle gibt. Das 
hört sich für mich eher nicht wie ein Rassismus-
vorwurf, sondern wie eine Verschwörungstheorie 
an. 

 

Gestern musste ich bei „Zeit online“ lesen - ich 
zitiere -, Innenminister de Maizière kritisiere ge-
ringes Tempo bei Abschiebungen. Dazu muss ich 
sagen: Volltreffer, Herr Innenminister!  

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Weiterhin durfte ich lesen: Der Innenminister er-
klärte den schleppenden Vollzug der Abschiebun-
gen mit dem fehlenden politischen Willen zur 
Durchsetzung des Aufenthaltsrechts.  

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Wo ist Sach-
sen-Anhalt? - Zuruf von der Regierungs-
bank: Sehr weit vorn laut „Bild“-Zeitung!) 

 

Seine Kritik richtet sich gegen die Bundesländer, 
die für die Abschiebung zuständig sind. Die Bun-
desregierung drängt angesichts der gestiegenen 
Flüchtlingszahlen seit Längerem auf eine Verstär-
kung von Abschiebungen. Daher stellt sich mir fol-
gende Frage: Sind der Bundesinnenminister oder 
sogar die gesamte Bundesregierung rassistisch, 
weil sie jetzt auf Forderungen der AfD zurückgrei-
fen, die wir schon seit mehr als eineinhalb Jahren 
fordern? 

 

(André Poggenburg, AfD: So ist es! - Zuruf 
von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

Aber kommen wir zurück zu den Urlaubsländern 
wie Tunesien oder Marokko, bei denen unserer 
Koalition der Willen fehlt, sie als sichere Her-
kunftsländer zu deklarieren. Kommen wir nun zu 
Fakten und Zahlen derjenigen Marokkaner, der 
Tunesier und der Algerier, die es in unserem Land 
betrifft: 

 

Ich zitiere einen Artikel aus der „Welt“ vom 
29. Februar 2016. Darin heißt es: Innenminister 
Ralf Jäger, SPD, gab bekannt, dass in Nordrhein-
Westfalen jeder dritte Marokkaner - das hatten 
wir schon - und jeder zweite Algerier straffällig 
wären. Rechnet man diese Zahl jedoch auf die 
gesamten Straftaten der marokkanischen und 
algerischen Gesamtbevölkerung um, ergebe sich 
ein schockierender Befund. Dann hätte fast jeder 
zweite Marokkaner eine Straftat begangen und 
bei den Algeriern wären es sogar mehr als zwei 
Straftaten pro Kopf. 

 

Demnach lebten in Nordrhein-Westfalen im Jahr 
2015  5 210 Algerier und es wurden dort 13 231 
Straftaten von Algeriern begangen. Es lebten wei-
terhin 36 118 Marokkaner in Nordrhein-Westfalen 
und es wurden dort 14 733 Straftaten von Marok-
kanern begangen. - Ich muss sagen: eine stolze 
Zahl für dieses Bundesland.  
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Ich kann das nun wirklich nicht als Paradebeispiel 
für eine gelungene Integration bezeichnen. Genau 
darum wundert mich immer wieder die geschwun-
gene Rassismuskeule bei diesen Fakten. 

 

„Die Zeit“ titelt in einem Artikel vom 16. Januar 
2016 - ich zitiere - „Kölns schwerer Kampf gegen 
die ‚Nafri‘-Kriminellen“. Im Intranet der Kölner 
Polizei findet man eine Seite mit dem Namen 
„AP Nafri“. Damit ist das Analyseprojekt Nord-
afrikanische Straftäter gemeint. Dort heißt es: 
Diese Klientel verhält sich äußerst aggressiv. Die 
Polizisten werden dort vor Waffen und gefähr-
lichen Gegenständen gewarnt. 1 947 nordafrika-
nische Tatverdächtige ermittelte die Kölner Poli-
zei im Jahr 2015 allein in Köln. Es handele sich 
hierbei keineswegs nur um Antänzer, sondern 
auch um skrupellose Gewalttäter. - So der Wort-
laut. 

 

Allein das sollte den Ausschlag dafür geben, viel-
leicht doch noch einmal über die angekündigte 
Stimmenthaltung zur Einstufung dieser sicheren 
Herkunftsländer nachzudenken, zumal im Intra-
net der Polizei Köln die Rede davon ist, dass 
dieses Milieu sehr groß ist und kontinuierlich 
wächst.  

 

Dabei spreche ich noch nicht einmal vom Magh-
reb-Viertel in Düsseldorf, das bei einer vertrau-
lichen Analyse der Polizei Düsseldorf den Na-
men „Casablanca“ trägt, eine Parallelwelt, in der 
sich nicht einmal mehr die Polizei durchsetzen 
kann.  

 

Wie denn auch, wenn sich Parteien wie DIE 
LINKE oder die GRÜNEN hinter einer falschen 
Toleranz verstecken und sich auf ihren Bundes-
parteitagen nur mit der AfD beschäftigen oder 
durch Tortenwürfe von sogenannten Antifaschis-
ten gegen ihre eigenen Führungspersönlichkeiten 
glänzen? 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Keiner von Ihnen vertritt hier die eigenen Werte 
und Traditionen, und keiner von Ihnen zeigt, wo er 
im Konfliktfall hingehört. Wir brauchen uns dann 
nicht zu wundern, wenn uns diese Straftäter mit 
unseren eigenen Gesetzen auf der Nase herum-
tanzen. So können Sie einer kulturellen Minder-
heit keine Werte wie Demokratie, Rechtstaat-
lichkeit, Menschenrechte oder Gesetzessysteme 
nahe bringen. 

 

Im Sinne Ihrer naiven Antidiskriminierungsausle-
gung, werte LINKE und werte GRÜNE, hat sich 
dann wohl eher die deutsche Bevölkerung anzu-
passen. Das ist mit uns, der AfD, aber nicht zu 
machen. Das sage ich Ihnen hier ganz klar und 
deutlich. 

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Mit Ihnen wollen wir auch gar nichts 
machen!) 

Abschließend möchte ich Ihnen noch ein Zitat aus 
der „Welt“ von Februar 2016 bringen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: So etwas dür-
fen Sie doch gar nicht lesen! Alles Lügen-
presse!) 

 

Darin kann man lesen:  

 

„Nordafrikaner an 43 % der Straftaten von 
Zuwanderern beteiligt. Tunesier auffällig, 
Syrer unauffällig.“ 

 

Herr Ulbig von der CDU, Innenminister aus Sach-
sen, macht deutlich, bei Asylbewerbern sind die 
Straftaten kein regionales Problem. Das BKA 
kommt zusätzlich zu den Zahlen auf Bundes-
ebene zu einem ähnlichen Urteil. Darum spreche 
ich auch gerade Sie, Herr Innenminister, an. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Kirchner. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Ich weiß.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ihre Zeit ist abgelaufen. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Der letzte Satz. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich habe Ihnen schon die üblichen 30 Sekunden 
zusätzlich gegeben. Kommen Sie zum Ende. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Überdenken Sie Ihre Koalitionsentscheidung und 
stimmen Sie in Richtung Bundesrat mit einem Ja 
zu diesen Staaten als sichere Herkunftsländer für 
die Sicherheit in unserem Land. Ich hoffe, dass 
auch die Würde der unzähligen Opfer unantastbar 
ist. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay. Der Kollege Striegel hat eine Nachfrage 
bzw. will intervenieren. - Bitte, Herr Kollege Strie-
gel, Sie haben das Wort. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Kirchner, Sie haben jetzt viel über die Kri-
minalität oder vermeintliche Kriminalität von Men-
schen aus den Maghreb-Staaten gesprochen. 
Meine Frage wäre: Würden Sie sozusagen auch 
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dem Schluss zustimmen, dass die Kriminalitäts-
rate unter AfD-Kandidaten in Magdeburg einen 
Rückschluss auf die gesamte Partei zulässt? 

 

(Heiterkeit und Zustimmung bei den GRÜ-
NEN und bei der LINKEN) 

 
 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Sehen Sie, genau das ist das Problem, Herr Strie-
gel. Ich werde diese Frage natürlich nicht beant-
worten, weil ich mich nicht mit Ihnen gleichsetze 
und hier nicht ideologisch und propagandistisch 
handele, 

 

(Beifall bei der AfD - Widerspruch bei den 
GRÜNEN) 

 

sondern weil ich hier normale Fakten nenne und 
keine „Volksstimme“-Geschichten, die nicht der 
Wahrheit entsprechen. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das ist ei-
ne Unverschämtheit! Das kann doch nicht 
wahr sein!) 

 

- Das ist überhaupt nicht unverschämt! Das hat 
der Vorredner gerade auch gesagt. Er hat gesagt, 
ich bin jetzt fertig mit meiner Rede und das war’s. 
Genau das tue ich jetzt auch, junge Frau. 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Ist doch gut!) 

 

- So ist es. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel, Sie hätten noch einmal das Wort. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Niemand kann Sie zwingen zu antworten, aber 
man kann zumindest die Inkonsistenz in Ihrer 
Argumentation aufzeigen. - Herzlichen Dank. 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Ja, über Substanz kann man sprechen. Diese 
sieht man bei Ihnen leider nicht. 

 

(Beifall bei der AfD - Unruhe) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Heuer, Sie haben das Wort. 

 

 

Guido Heuer (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Kollege von der AfD, ich habe 
eine Frage. Ich bin für die Erklärung der Maghreb-
Staaten zu sicheren Herkunftsstaaten. Ich werde 
mich aber heute gegen Ihren Antrag entscheiden. 
Ich sage Ihnen auch, warum: Sie fordern ein, dass 
wir anerkennen, dass Sie keine Rassisten und 
keine Volksverhetzer sind. Solange ein Mitglied 
Ihrer Fraktion, Herr Dr. Tillschneider, bei Pegida 

redet, bei der ein führendes Mitglied zu einer 
Geldstrafe verurteilt worden ist - 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Nicht nur ei-
ner!) 

 

wenn Sie beweisen wollen, dass Sie keine Volks-
verhetzer sind, dann erklären Sie sich zur Distanz 
zu Pegida. Die Frage ist: Werden Sie das tun und 
das auch öffentlich erklären als AfD Sachsen-
Anhalt? 

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung von Se-
bastian Striegel, GRÜNE) 

 

 

Oliver Kirchner (AfD): 

 

Ich möchte nur ganz kurz darauf antworten. So-
lange hier Bundestagsmitglieder der GRÜNEN 
hinter dem schwarzen Block hinterherrennen, die 
„Deutschland verrecke“ rufen, brauchen wir über 
Volksverhetzung auf dieser Seite nicht zu spre-
chen. 

 

(Beifall bei der AfD - Widerspruch bei den 
GRÜNEN - Cornelia Lüddemann, GRÜNE: 
Wer hat das wann gesagt?) 

 

Propaganda betreiben nicht wir! Das betreiben 
diese Leute auf dieser Seite! 

 

(Oliver Kirchner, AfD, weist auf die linke 
Seite des Plenarsaals - Beifall bei der AfD 
- Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Wer hat 
das gemacht? - Cornelia Lüddemann, GRÜ-

NE, meldet sich zu Wort) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Frau Lüddemann, ist das eine Intervention oder 
sprechen Sie als Fraktionsvorsitzende? 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Als Fraktionsvorsitzende. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Als Fraktionsvorsitzende. Dann würde ich Sie bit-
ten, nach vorn zu kommen, damit wir nicht durch-
einander kommen.  

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Auch das mache ich sehr gern. Es trägt ja zur 
Belebung bei. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Sie haben das Wort. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Es ist eigentlich eine ganz kurze Zwischeninter-
vention. Ich würde Sie öffentlich auffordern, Herr 
Kirchner, dass Sie uns den Namen des Bundes-
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tagsabgeordneten der GRÜNEN nennen, den Sie 
hier angegeben haben, der diese Äußerung an-
geblich getan haben soll, den Ort und die Zeit.  

 

(Oliver Kirchner, AfD: Ich kann Ihnen Frau 
Roths Namen nennen!) 

 

- Ich will darüber nicht diskutieren! 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Na, dann fangen Sie 
doch nicht an, wenn Sie nicht diskutieren 
wollen!) 

 

Wenn Sie Gleichbehandlung einfordern, dann 
fordere ich das auch für uns ein. Das ist dann 
nämlich eine Straftat. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

Ich fordere Sie öffentlich auf und distanziere mich 
von diesen Aktionen. 

 

(Oliver Kirchner, AfD: Diskutieren oder nicht 
diskutieren, das ist Ihre Entscheidung! So 
einfach ist das! - Swen Knöchel, DIE LIN-
KE: Verleumdungen sind nicht zulässig, 
auch in diesem Haus! - Oliver Kirchner, 
AfD: Das habe ich vorhin schon anderes 
gehört, junger Mann!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Jetzt sind wir am Ende der Debatte ange-
langt.  

 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag in der Drs. 7/72. Ich habe keine Überwei-
sungswünsche gehört. Deswegen stimmen wir 
über den Antrag in der Sache ab. Wer dem Antrag 
in der Drs. 7/72 zustimmt, den bitte ich jetzt um 
sein Kartenzeichen. - Wer ist dagegen? - Damit 
stelle ich fest, dass bei Zustimmung der Mitglieder 
der AfD-Fraktion und bei Gegenstimmen aller 
anderen vier Fraktionen, die im Landtag vertreten 
sind, dieser Antrag abgelehnt worden ist. Damit 
beenden wir den Tagesordnungspunkt 4. 

 
 

Wir kommen zu  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 5 

 

Beratung 

 

Rassismus ächten - Solidarität mit allen von 
rechter Hetze und Gewalt Betroffenen 

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/57 

 

Änderungsantrag Fraktionen CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/81 

 
 
 

Frau Quade, bevor ich Ihnen als Einbringerin das 
Wort erteile, möchte ich ganz herzlich die Da-
men und Herren der Hochschule Merseburg be-
grüßen. 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich will Ihnen gegenüber noch kurz einen Hinweis 
auf die Hausordnung geben. Es ist bei uns ver-
boten, von der Tribüne, also als Zuschauer, in 
irgendeiner Art und Weise Meinungen durch Bei-
fall, Buhrufe oder ähnliche Dinge zu bekunden. 
- Danke. 

 

Frau Quade, Sie haben das Wort. 

 

 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Die Zahl rechtsmotivierter Straftaten und 
insbesondere Gewalttaten hat sich im letzten Jahr 
mehr als verdoppelt. Die mobile Beratung für Op-
fer rechter Gewalt registrierte 217 rechte Angriffe. 
Für das Jahr 2016 sind bereits 22 rechtsmotivierte 
und rassistische Angriffe festzustellen. 

 

In besonderem Maße steigt dabei die Zahl der 
Angriffe und Straftaten, die sich gegen Geflüchte-
te und ihre Unterstützer richten, und die Zahl der 
Angriffe auf Unterkünfte von Asylsuchenden oder 
auf Objekte, die eventuell eine solche Unterkunft 
werden könnten. Einrichtungen, die als Orte ge-
lebter Willkommenskultur bekannt geworden sind, 
sind ebenso oft Opfer von Angriffen. 

 

Die Angriffe sollen treffen. Sie sollen Schmerz zu-
fügen. Sie sollen Angst machen. Sie sollen ein-
schüchtern und Macht demonstrieren. Betroffen 
sind dabei immer die Einzelnen, gemeint aber 
sind alle, die in den Augen gewaltbereiter Neo-
nazis keine Existenzberechtigung haben oder als 
politische Gegner identifiziert werden: tatsächliche 
und vermeintliche Migrantinnen; alle, die optisch 
nicht der deutschen Mehrheitsgesellschaft ent-
sprechen; alle, die sich Neonazis und ihrer Ideo-
logie aktiv in den Weg stellen, sei es bei De-
monstrationen in Bündnissen gegen Rechts, sei 
es als engagierte Bürgermeister vor Ort oder sei 
es als Menschen, die in sozialen Netzwerken, 
analog wie digital, widersprechen, wenn gehetzt 
wird. 

 

Die Angriffe werden nicht nur mehr, sie werden 
auch brutaler und sind gekennzeichnet von ent-
hemmter Gewalt. Sie gehen einher mit einer Ver-
rohung und dem bewussten oder unbewussten 
Überschreiten zivilisatorischer Grenzen in Online-
Kommentaren, in eigens geschaffenen Hetz-
Portalen und am Stammtisch. Beides gehört zu-
sammen und verstärkt einander. 

 

Die Zahl derer, die rechte Gewalttäter sind, steigt, 
aber natürlich sind sie gesamtgesellschaftlich 
betrachtet eine Minderheit. Doch Rassismus hat 
viele Gesichter: wenn Menschen, die als Aus-
länder wahrgenommen werden, prinzipiell geduzt 
werden; wenn pauschal Gewissheiten darüber 
verbreitet werden, wie sie so sind, welche Charak-
tereigenschaften, welche Kriminalitätsneigung, 
welchen Wertehorizont sie haben und was eigent-
lich ihr Ziel ist, wenn sie als Geflüchtete nach 
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Deutschland kommen, kurz: wenn Sie als eine 
homogene Gruppe betrachtet werden, die die 
angeblich ebenfalls homogene Gruppe des deut-
schen Volkes bedrohen würde; wenn Menschen, 
die arabisch oder afrikanisch aussehen, nicht in 
Diskos kommen, wenn sie bepöbelt werden und 
niemand eingreift; wenn gegen die Errichtung 
einer Flüchtlingsunterkunft mit der Behauptung 
mobilisiert wird, Kriminalität würde zwangsläufig 
steigen und ein Zusammenleben wäre wegen der 
kulturellen Unterschiede unmöglich. 

 

Um auch das deutlich zu sagen: Es ist ziemlich 
egal, ob sich jemand selbst als Rassist versteht 
oder nicht. Es ist ziemlich egal, ob rassistisches 
Verhalten bewusst oder unbewusst geschieht und 
ob es aus ideologischer Haltung oder aus Un-
wissenheit heraus passiert, entscheidend ist der 
Effekt. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Hetze, Vorurteile und ihre Verbreitung, Diskrimi-
nierungen und Ausgrenzungen bilden den Reso-
nanzrahmen für Gewalt. Sie bestärken diejenigen, 
die Gewalt aktiv ausüben. Sie verstärken die Wir-
kung von Gewalt, indem sie die Betroffenen zu 
den eigentlich Verantwortlichen machen. 

 

Ich will an einige Ereignisse im Land erinnern: 

 

In Halle wurden im April fünf junge Menschen, die 
sich als Punks verstehen, von zehn Männern 
nachts in ihrer eigenen Wohnung, in ihrem ur-
eigensten Schutzraum, überfallen, geschlagen, 
mit brennenden Zigaretten malträtiert, mit einem 
Messer angegriffen und immer wieder als dumme 
Zecken beschimpft.  

 

Ebenfalls in Halle am sogenannten Männertag 
bemerkt eine Gruppe von fünf bis sieben offen-
sichtlich alkoholisierten Männern eine Kopftuch 
tragende Frau an einer Straßenbahnhaltestelle. 
Daraufhin schlägt einer der Unbekannten unver-
mittelt mit einer Bierflasche gegen die Scheibe 
des Wartehäuschens, hinter der die Frau mit ihrer 
Familie steht. Als die Gruppe weiterzieht, wirft 
eine Person aus dieser Gruppe aus ca. 10 m Ent-
fernung einen Bierkrug in Richtung der Familie, 
der unmittelbar vor ihren Füßen zerschellt.  

 

Als die Gruppe dann wenige Minuten später zwei 
Frauen bemerkt, von denen eine ebenfalls ein 
Kopftuch trägt, wirft einer aus der Gruppe gezielt 
einen Stein in Richtung der beiden. Er trifft eine 
Scheibe eines Haltestellenhäuschens direkt ne-
ben den Frauen. Die Scheibe geht zu Bruch. 
Dann kommt der Angreifer auf die verängstigten 
Frauen zu und ruft: „Jetzt machen die Ausländer 
auch noch die Scheiben kaputt!“ 

 

In Bernburg pöbelt ein offenbar angetrunkener 
Mann in der Lindenstraße mehrere Passanten an. 

Als er einen 20-jährigen syrischen Geflüchteten 
entdeckt, läuft er zielgerichtet auf ihn zu und 
schlägt und tritt unter rassistischen Beschimpfun-
gen auf den Betroffenen ein. Erst als sein Opfer 
am Boden liegt, entfernt sich der Angreifer. 

 

Im Januar dieses Jahres werden Journalisten 
während einer Demonstration der AfD auf dem 
Domplatz hier in Magdeburg aus der Menge her-
aus mit Pfefferspray angegriffen. Zwei Redakteure 
erlitten Augen-, Haut- und Atemwegsreizungen. 
Ein Sicherheitsmitarbeiter wurde verletzt. Die 
Polizei nahm einen 19-Jährigen fest, der zudem 
einen sogenannten Totschläger bei sich trug. 

 

Auf dem Nachhauseweg von einem internationa-
len Koch- und Backfest ihrer Schule wird eine 
Gruppe jugendlicher Geflüchteter in Magdeburg 
an einer Bushaltestelle plötzlich rassistisch be-
schimpft. Dann kommen erst einer und kurz dar-
auf drei weitere, mit Schlagstöcken bewaffnete 
Rechte auf die Schüler zu und schlagen auf einen 
16- sowie einen 18-Jährigen ein. 

 

In Gräfenhainichen wird immer wieder eine Unter-
kunft, die in Zukunft als Flüchtlingsunterkunft die-
nen soll, Ziel von Attacken, die sie unbewohnbar 
machen sollen. 

 

Die Neonazi-Partei Der Dritte Weg verschickt 
Postkarten an Leute, die in ihren Augen nicht dem 
deutschen Volk angehören, mit der Aufforderung, 
Deutschland zu verlassen. Zu den Empfängern 
zählen die Synagogengemeinde in Halle, der 
Hallenser Bundestagsabgeordnete Karamba Dia-
by und zahlreiche andere Menschen, die sich in 
den Augen der Rechten durch Hautfarbe, Reli-
gionsbekenntnis oder politische Positionierung zu 
sogenannten Volksfeinden gemacht haben.  

 

In der Nacht zum Pfingstsonntag wurden in Bis-
mark Hakenkreuze auf Hauswände und Gehwege 
gesprüht, ebenso Schmierereien, die sich gezielt 
gegen Menschen richten, die sich in Bismark für 
Flüchtlinge einsetzen, so zum Beispiel Bismarks 
Ortsbürgermeister Eduard Stapel und seine Stell-
vertreterin Ruth Rothe.  

 

Auch das Zumauern eines Wahllokals für die Mi-
grantenwahl in Halle am Tag vor der Wahl, zu 
dem sich die rechte Identitäre Bewegung bekann-
te, gehört zu den Einschüchterungsversuchen, mit 
denen Stimmung gerade auch im Wahlkampf 
gemacht werden sollte.  

 

Warum dieser umfassende und dennoch nicht 
annähernd vollständige Blick auf die einzelnen 
Ereignisse? - Weil die Betroffenen noch immer 
viel zu oft allein bleiben. Gerade angesichts der 
neuen Situation hier im Parlament, gerade ange-
sichts der Debatten, die wir auch am heutigen 
Tage schon erlebt haben, ist es aus der Sicht 
meiner Fraktion umso wichtiger, von dieser ersten 
inhaltlichen Sitzungsperiode des Landtags das 
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Signal der Solidarität mit allen Betroffenen rassis-
tischer Gewalt, Bedrohung und Hetze ausgehen 
zu lassen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Sebastian Striegel, GRÜNE) 

 

Weil die Argumentation oft ist „Nun seht doch, wie 
sehr die Verhältnisse durcheinandergeraten sind, 
so viel Gewalt; seht doch, wohin die Flüchtlings-
politik unser schönes Deutschland gebracht hat!“, 
will ich ganz deutlich sagen: Nein! Die Verantwor-
tung für rechte Gewalt tragen nicht die Opfer. 
Verantwortlich sind die Täter. Mitverantwortlich 
sind diejenigen, die schweigen, die Angst schüren 
und die die Sündenböcke präsentieren, anstatt 
Lösungen zu schaffen.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Nadine Hampel, SPD) 

 

Mitverantwortlich sind diejenigen, die das Wir 
gegen die angeblichen Fremden befeuern. Not-
wendiger denn je ist die Arbeit der mobilen Opfer-
beratung und des Beratungsnetzwerks gegen 
Rechtsextremismus. Ihre Arbeit muss endlich 
- das ist keineswegs eine neue Forderung - lang-
fristig, dauerhaft und verlässlich finanziell abge-
sichert werden.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Notwendiger denn je ist der verlässliche Schutz 
von Unterkünften für Geflüchtete, von Begeg-
nungszentren, von Personen und Institutionen, die 
sich selbst dezidiert antirassistisch und anti-
faschistisch positionieren. Die Arbeit der lokalen 
Bündnisse gegen Rechts, die vielfältige Arbeit von 
Unterstützungsinitiativen für Geflüchtete, die Ar-
beit aller, die aktiv für die Verteidigung demokra-
tischer Werte einstehen und solidarisches Zu-
sammenleben vor Ort organisieren, ist nicht hoch 
genug zu schätzen und sie muss stärker als bis-
her Unterstützung erfahren, und zwar von uns 
allen.  

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Genau darum geht es in unserem Antrag. Genau 
das ist unsere Zielstellung. Am Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen erkenne ich, dass es für 
dieses Ansinnen grundsätzlich eine Mehrheit im 
Haus geben wird. Ich denke, das ist - die bisheri-
gen Debatten haben es gezeigt - ein notwendiges 
und ein wichtiges Signal. Genau darum ging es 
uns. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei 
den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herzlichen Dank, Frau Quade. - Bevor wir in die 
Debatte zu diesem Antrag einsteigen, erteile ich 
Herrn Minister Felgner das Wort. Bitte sehr.  

Jörg Felgner (Minister für Wirtschaft, Wissen-
schaft und Digitalisierung): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Gerade vor dem Hintergrund der Er-
fahrungen der letzten 24 Stunden in diesem Ho-
hen Haus ist der entschiedene Einsatz gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit auch in Zu-
kunft eine zentrale Aufgabe für unser Land.  

 

(Beifall bei der SPD, bei der LINKEN und 
bei den GRÜNEN - Zustimmung von der 
Regierungsbank) 

 

Ganz aktuell haben die Äußerungen des AfD-Vize 
Gauland gezeigt, wie unverblümt heutzutage ras-
sistische Haltungen in der Öffentlichkeit vertreten 
werden. Erfreulich ist, dass die Bundeskanzlerin, 
der Deutsche Fußballbund und viele Bundespoli-
tiker sofort auf diese offen rassistischen Äußerun-
gen reagiert haben. 

 

(Volker Olenicak, AfD: Die er nicht gesagt 
hat!) 

 

Die Proteste und Mobilisierungen gegen Flücht-
linge und Flüchtlingsunterkünfte in Sachsen-An-
halt zeigen, dass rassistische und fremdenfeind-
liche Einstellungen bis weit in die Mitte der Ge-
sellschaft reichen.  

 

Die stark ansteigenden rechten Gewalttaten ge-
genüber Flüchtlingen und Menschen mit Migra-
tionshintergrund sind ein alarmierendes Zeichen. 
Dieser ansteigende Trend bei der Gewalt gegen 
Flüchtlinge hat sich im laufenden Jahr 2016 noch-
mals verstärkt.  

 

Rassistische Einstellungen und Bestrebungen, ob 
gewaltbereit oder nicht, richten sich gegen die 
Grundlagen des demokratischen Staates. Abge-
lehnt werden zentrale Werte wie Menschenwürde, 
Toleranz, Vielfalt und Weltoffenheit. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Rechtsextreme 
schüren mit ihren Parolen und Sprüchen gegen 
Fremde, gegen Muslime und sogenannte Sozial-
schmarotzer Ängste vor Flüchtlingen. Sie ver-
suchen damit an vorhandene Ressentiments an-
zuknüpfen und diese in Mobilisierungen gegen 
Flüchtlingsunterkünfte münden zu lassen.  

 

(Zuruf von Nadine Hampel, SPD) 

 

Mit den Aktivitäten der extremen Rechten haben 
die Proteste gegen Unterkünfte stark zugenom-
men. Auffällig ist aber auch, dass ca. ein Drittel 
der Übergriffe auf Flüchtlinge und Flüchtlings-
unterkünfte von bisher unauffälligen Bürgern ver-
übt wird, die keiner rechtsextremen Organisation 
angehören.  

 

Angriffe auf Flüchtlinge sind entschieden zu ver-
urteilen. Menschen, die aus ihrer Heimat geflohen 
sind und in Deutschland Schutz suchen, können 
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zu Recht erwarten, dass sie sicher untergebracht 
werden.  

 

Mit dem Schutz für Flüchtlinge und der Flüchtlings-

arbeit ehrenamtlich Engagierter greifen die beiden 
vorliegenden Anträge einen wichtigen Punkt auf. 
Mit den rechtsextremen und rassistisch motivier-
ten Angriffen zeigen die Gewalttäter deutlich, dass 
ihnen das Recht auf Leben und die körperliche 
Unversehrtheit gleichgültig sind. Eine konsequen-
te strafrechtliche Verfolgung dieser Taten muss 
eine vordringliche Aufgabe des Landes sein. 

 

Die Gesellschaft ist bei der Flüchtlingsfrage ge-
spalten: Ressentiments und Abwehr bis hin zu 
gewalttätigen Übergriffen einerseits und ein gro-
ßes Engagement von Willkommensinitiativen zur 
Unterstützung der Flüchtlinge andererseits. Die-
ses freiwillige Engagement vor Ort ist nachhaltig 
zu unterstützen und zu fördern.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Einen wesent-
lichen Beitrag hierzu leistet das im Jahr 2012 
gestartete Landesprogramm für Demokratie, Viel-
falt und Weltoffenheit. Das Landesprogramm hat 
zur Aufgabe, die demokratische Kultur und die 
aktive Zivilgesellschaft weiterhin zu stärker, um 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus durch 
ein langfristiges gesamtgesellschaftliches Enga-
gement zurückzudrängen. Diese Aufgabe muss 
gemeinsam von Politik, Zivilgesellschaft, Wirt-
schaft und Verwaltung geleistet werden.  

 

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass das genann-
te Landesprogramm in dieser Legislaturperiode 
fortgesetzt wird. Angelegt als Querschnittsauf-
gabe, zeichnet die gesamte Landesregierung ver-
antwortlich für dieses Vorhaben. Eingebunden in 
die Fortschreibung werden die zivilgesellschaft-
lichen Initiativen und lokalen Bündnisse, um ihre 
Erfahrungen und Anliegen einbringen zu können. 
Dabei soll es ausgerichtet werden auf die be-
stehenden fremdenfeindlichen und demokratie-
kritischen Herausforderungen, die die gesamte 
Landesregierung konsequent umsetzen wird.  

 

Für die Unterstützung seitens des Hohen Hauses 
möchte ich mich bei Ihnen auch im Namen meiner 
Kollegin Grimm-Benne bereits im Vorfeld be-
danken. - Vielen Dank.  

 

(Zustimmung bei der SPD, bei der CDU 
und von der Regierungsbank) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Herr Kollege Felgner für die Landesregie-
rung. - Wir steigen nun in die Debatte zu dem 
Antrag ein. Als Erster hat der Kollege Steppuhn 
von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte sehr.  

 
 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich weiß nicht, wie es der Mehrheit der 

Abgeordneten dieses Landtages geht; zumindest 
geht es mir so, dass ich bei meinem Debattenbei-
trag nicht das ausblenden kann, was ich heute 
hier von AfD-Abgeordneten gehört habe. 

 

Wenn wir in unserem Land und in Deutschland 
insgesamt feststellen, dass die Zahl rechtsextre-
mer Straftaten deutlich ansteigt, dann ist es immer 
richtig, dass man solche Erklärungen als Parla-
ment abgibt, wohl wissend, dass wir vielleicht bei 
den Formulierungen nicht ganz dem folgen kön-
nen, was die LINKEN in ihrem Antrag geschrieben 
haben. Aber ich glaube, es ist grundsätzlich rich-
tig, dass sich dieser Landtag, wie schon des Öfte-
ren geschehen, gegen rechtsextreme Gewalt po-
sitioniert.  

 

Ich glaube - das ist meine tiefste Überzeugung -, 
dass rechte Hetze und rassistische Parolen auch 
etwas damit zu tun haben, dass die Anzahl von 
rechtsextremen Straftaten bei uns steigt. Diese 
Zusammenhänge liegen auf dem Tisch. Daher 
frage ich mich schon, auch aufgrund der heuti-
gen Debattenbeiträge der Vertreter der AfD, wie 
das außerhalb unseres Landes wahrgenommen 
wird, wie es bei den Menschen wahrgenommen 
wird.  

 

Ich glaube, die Debattenbeiträge, die wir heute 
zum Teil von Ihnen gehört haben, schaden unse-
rem Land, schaden dem Ansehen von Sachsen-
Anhalt. Ich hoffe, dass es nicht nur hier im Land-
tag gelingt, zu einer anderen Debattenkultur zu 
kommen, sondern dass wir es auch gemeinsam in 
diesem Parlament schaffen, vielleicht die eine 
oder andere Begrifflichkeit zu klären.  

 

Herr Tillschneider, ich war vorhin mit Ihrer Antwort 
nicht zufrieden, wie Sie den Begriff „Rassismus“ 
für sich definiert haben. Ich glaube, es ist Aufgabe 
eines Parlamentes, diesen Begriff zu klären. Denn 
ich glaube, es gibt eine Mehrheit im Land, die das 
vollkommen anders sieht, als Sie es vorgetragen 
haben. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

Ich möchte es noch einmal erwähnen; dazu 
hatte ich gestern bereits Gelegenheit. Ich kann 
Herrn Keindorf auch als Kronzeugen aufrufen. Wir 
waren am Samstag gemeinsam bei der Hand-
werkskammer. Dort war Herr Holtemöller, ein 
Wissenschaftler aus Halle anwesend. Er hat uns 
sehr deutlich gesagt, dass jede rechtsextreme 
Straftat, die begangen wird, die öffentlich wird und 
die über die Medien verbreitet wird, unserem Land 
Sachsen-Anhalt auch als Wirtschaftsstandort 
schadet. 

 

(Nadine Hampel, SPD: Genau!) 

 

Er, Holtemöller, hat uns zum Beispiel auch vermit-
telt, dass Menschen aus dem Ausland als Wis-
senschaftler oder auch als Arbeitnehmer nicht in 
unser Land kommen, weil wir solche Diskussio-
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nen haben und weil sich rechtsextreme Straftaten 
herumsprechen. 

 

(André Poggenburg, AfD: Richtig!) 

 

Deshalb, glaube ich, tut diese Debatte, die Sie 
anzetteln, um vielleicht auch Ihre vermeintlichen 
Wähler zu befriedigen, unserem Land nicht gut.  

 

Ich habe auch die Hoffnung, da wir noch nicht 
alle AfD-Abgeordneten reden gehört haben, dass 
das vielleicht einen Klärungsprozess auch auf 
Ihrer Seite bedeutet. Denn ich kann mir nicht 
vorstellen, dass mehr als 20 Abgeordnete der AfD 
den Parolen, die wir heute zum Teil gehört 
haben, so folgen können, wie sie hier vorgetragen 
wurden.  

 

(Zustimmung von Olaf Meister, GRÜNE) 

 

Mein Eindruck von heute ist, dass wir es im Par-
lament mit einer AfD zu tun haben, die in weiten 
Teilen Rassismus bedient, die auch Hetze be-
treibt. Deswegen glaube ich, ist es richtig, dass 
wir diese Debatte führen. Doppelt richtig ist es, 
dass wir diese Erklärung heute verabschieden 
und als Parlament im Land deutlich machen, dass 
wir eine gemeinsame Position haben, dass wir 
uns gegen rechtsextreme Straftaten wenden, 
dass wir uns gegen Hetze wenden und dass 
wir solidarisch mit denen sind, die aufgrund 
dieser Hetze Leid ertragen müssen. Es ist Auf-
gabe des Parlaments, sich an dieser Stelle zu 
positionieren. Das werden wir heute auch ge-
meinsam tun. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Abg. Steppuhn, der Abg. Herr Siegmund hat 
offensichtlich Fragebedarf. Wollen Sie eine Frage 
beantworten? 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Gern. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Das ist offensichtlich der Fall. - Dann hat der Kol-
lege Siegmund das Wort. Bitte sehr. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Sehr geehrter Abgeordnetenkollege, ich habe 
eine kurze Frage zu Ihrer wirtschaftspolitischen 
Aussage, dass uns das Ausland, so führten Sie es 
aus, im Moment sehr kritisch sehe. Ich frage mich: 
Haben Sie mal internationale Presse gelesen und 
haben Sie mal mit Unternehmern aus anderen 
Ländern gesprochen?  

 

Ich habe beispielsweise mit Unternehmern aus 
China gesprochen und ich habe internationale 

Presse gelesen. Ich sage Ihnen: Die Welt lacht 
sich gegenwärtig über uns kaputt.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Das glaube 
ich! - Sebastian Striegel, GRÜNE: Weil Sie 
aus dem Parlament rennen! - Zurufe von 
der LINKEN)  

 

Die Welt fragt sich, was im Moment los ist, aber 
nicht wegen uns, sondern weil wir in einen suizi-
dären Untergang wandern.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Die Welt lacht sich über uns kaputt.  

 

Meine Frage: Haben Sie sich selbst darüber in-
formiert? Haben Sie internationale Presse ge-
lesen? Oder haben Sie das nur dem Buschfunk 
entnommen, dass ausländische Unternehmer uns 
deswegen meiden? Wenn ja, bitte ich um Zahlen, 
wie viele konkrete Rückgänge wir im wirtschaft-
lichen Bereich aufgrund der AfD zu verzeichnen 
haben. Da bin ich gespannt. - Danke schön. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert:  

 

Sie haben das Wort, Herr Steppuhn.  

 
 

Andreas Steppuhn (SPD): 

 

Darauf will ich natürlich gern antworten. Ich glau-
be nicht, dass jemand über uns lacht,  

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Doch.  

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

sondern wir werden eher mit Sorge darüber be-
trachtet, was bei uns stattfindet. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD):  

 

Nein, nein, die Presse lacht. Lesen Sie englische 
Medien.  

 
 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Das tue ich auch. Ich habe es gestern schon ge-
sagt: Wenn Herr Poggenburg am Samstag bei der 
Handwerkskammer gewesen wäre, 

 

(Matthias Büttner, AfD: Ach, die alte Leier!) 

 

dann hätte er erfahren können, wie deutsche Un-
ternehmer, die Arbeitskräfte brauchen, wie Wis-
senschaftler darüber denken, wenn es bei uns im 
Land überdurchschnittlich viele rechtsextreme 
Straftaten gibt, und dass aufgrund dessen Unter-
nehmen hier keine Fachkräfte von woanders be-
kommen, dass Wissenschaftler ablehnen, in 
Sachsen-Anhalt zu arbeiten. Dabei habe ich nicht 
von Unternehmen gesprochen, die aus dem Aus-
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land nicht hierher kommen; die gibt es auch. Aber 
ich glaube schon, dass das, was sich hinter 
rechtsextremen Straftaten verbirgt, etwas anderes 
ist als das, was Sie in der Diskussion verstanden 
haben. 

 

Ich kann mir durchaus vorstellen - und darum geht 
es -, dass Menschen, die im Ausland wahrneh-
men, dass ausländische Menschen, die zu uns 
kommen, hier in Angst leben müssen, bedroht 
werden, dann sagen: Ich komme nicht nach 
Sachsen-Anhalt. Ich glaube, das erklärt sich von 
selbst. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Mir liegen jetzt insgesamt vier Wortmeldungen 
aus der AfD-Fraktion dazu vor. 

 

(Jürgen Barth, SPD: Och, nö!)  

 

Sie haben aber darüber hinaus auch noch die 
Möglichkeit, und zwar direkt im Anschluss an den 
Kollegen Herrn Steppuhn, zu reden. Ich werde 
jetzt einmal von meinem Recht Gebrauch ma-
chen, Dinge zuzulassen oder nicht zuzulassen. 
Zwei Wortmeldungen werde ich noch zulassen, 
und zwar zunächst die vom Kollegen Lehmann, 
der sich zuerst gemeldet hat. Ansonsten können 
Sie im Kollektiv sehen, wen ich dann noch dran-
nehmen soll. Ich habe Wortmeldungen von Herrn 
Poggenburg, von Herrn Raue und von Herrn 
Farle. Wenn Sie sich selbst einigen, ist das okay; 
ansonsten sage ich, wer dann noch drankommt. 
- Bitte, Herr Lehmann. 

 

 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Mit der Verurteilung von rassistischen Übergriffen 
sind wir uns, denke ich, alle einig. Das findet kei-
ner von uns gut.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Dann können 
Sie dem Antrag ja zustimmen!) 

 

Warum, Herr Steppuhn, höre ich von Ihrer Seite 
kein Statement zur Betrachtungsweise der straf-
rechtlichen Einteilung von Übergriffen? Das Straf-
gesetzbuch der Bundesrepublik Deutschland ver-
urteilt bzw. stellt unter Repressalien das Schmie-
ren von Hakenkreuzen, die Volksverhetzung nach 
§ 130 und Taten nach § 86a. Warum höre ich 
von Ihnen keine Distanzierung zu linken Schmie-
rereien bei unliebsamen politischen Gegnern? 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Haben Sie 
den Antrag gelesen?) 

 

Das ist einfach eine schlichte Sachbeschädigung 
nach § 303, ein Antragsdelikt, bei dem in der 
Regel das öffentliche Interesse von der Staats-
anwaltschaft nicht so bekundet wird. Hier wird 
doch mit zweierlei Maß gemessen. Hierzu hätte 

ich gern Ihre Meinung gehört. Für mich sind das 
beides - -  

 

Den Opfern ist es egal. Wenn sie früh hinaus-
schauen und sehen, ihre Fassade ist beschmiert, 
ihre Scheibe ist eingeworfen, ihr Auto ist ange-
zündet - - Ob der Täter dabei „Sieg Heil!“ gerufen 
hat oder „Antifaschistische Front!“, das ist dem 
Opfer völlig egal. Hierzu vermisse ich von Ihnen 
ein Statement. Wie stehen Sie dazu? 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Grundsätzlich sind natürlich alle Straftaten zu 
verurteilen. Gesetze sind einzuhalten, das steht 
außer Frage. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Wir haben es heute mit einem Antrag zu tun, der 
den Grund hat, dass die Anzahl der rechtsextre-
men Straftaten in Deutschland, aber auch in 
Sachsen-Anhalt stark ansteigt, und zwar stärker, 
als das in anderen Bereichen der Fall ist. 

 
 

Mario Lehmann (AfD):  

 

Nein. Linke werden nicht erfasst.  

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Wir können ja den Innenminister einmal darüber 
berichten lassen, wie denn das Maß der Straf-
taten in den jeweiligen Bereichen ist.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Hat er schon 
getan!) 

 

Dann führen wir, glaube ich, eine ganz andere 
Debatte. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das hat er 
schon, das hat die AfD nur nicht gelesen! 
- Lydia Funke, AfD: Nee, nee!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Ich habe gesagt, ein Kollege von der AfD kann 
noch nachfragen. Herr Farle ist der Einzige, der 
sich noch meldet. Sie haben das Wort. 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Also, Herr Farle, ich hätte Ihnen gern einmal die 
Frage gestellt: Wie kommt man denn von der DKP 
im Ruhrgebiet zur AfD?  

 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der SPD 
und bei der CDU) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Kollege Steppuhn, Sie dürfen auf die Frage oder 
die Bemerkung von Herrn Farle reagieren, aber 
Sie dürfen nicht vorher reagieren.  
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(Stefan Gebhardt, DIE LINKE: Das war kei-
ne Reaktion, sondern eine Aktion! - Corne-
lia Lüddemann, GRÜNE: Das würde mich 
aber auch interessieren!)  

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Ach so, alles klar. 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Farle, Sie haben jetzt das Wort.  

 

(Zurufe von der LINKEN und von den GRÜ-
NEN) 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Ich kündige Ihnen an, dass ich irgendwann sicher-
lich darauf antworten werde. Aber ich möchte 
mein Fragerecht hier nicht missbrauchen.  

 

Ich möchte Sie eigentlich nur eines fragen. Ich 
gehe einmal davon aus, Sie meinen Ihr Engage-
ment und Ihre Worte ehrlich. Davon gehe ich aus.  

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Ja. 

 

 

Robert Farle (AfD):  

 

Dann bin ich der Meinung, wir sollten im weiteren 
Verlauf der Arbeit dieses Parlaments tatsächlich 
einmal sachlich klären, wie viele Straftaten es auf 
der rechten Seite gibt und wie viele Straftaten es 
auf der linken Seite gibt. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist poli-
tisch motivierte Kriminalität! - Weitere Zu-
rufe von der LINKEN und von den GRÜ-
NEN) 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Das steht fest. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Im Bericht po-
litisch motivierte Kriminalität!) 

 

 

Robert Farle (AfD):  

 

Bitte seien Sie ein bisschen friedlich und hören 
Sie einfach zu. - Wir sollten aufarbeiten, welche 
Straftaten es auf der rechten und welche es auf 
der linken Seite gibt, welche sich lediglich in ver-
balen Entgleisungen bewegen und welche tat-
sächlich Straftaten mit Angriffen auf Leib und 
Leben oder Sachwerte betreffen.  

 

(Zuruf von Swen Knöchel, DIE LINKE) 

 

Ich möchte Sie einfach nur fragen: Sind Ihnen 
diesbezügliche Analysen aus dem Staat Sachsen 
bekannt, die nämlich ergeben haben, dass der 
Anstieg der Straftaten auf der rechtsextremen 

Seite in etwa dem Anstieg der Straftaten auf der 
linksextremen Seite entspricht? 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist nicht 
zutreffend!)  

 

Und ich möchte nicht verschweigen: Wir sind 
Gegner - -  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Farle, 120 Sekunden sind 120 Sekunden. 

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Gut, okay.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 
 

Ich habe jetzt drei Minuten bei Ihnen zugelassen. 
Die Frage ist, glaube ich, angekommen.  

 
 

Robert Farle (AfD):  

 

Gut, die Frage ist angekommen. - Ich bedanke 
mich.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Steppuhn, Sie haben die Möglichkeit zu ant-
worten. 

 
 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Die Zahlen aus Sachsen sind mir nicht bekannt. 
Wir haben aber Zahlen, die in Sachsen-Anhalt 
erhoben worden sind. Das kann man sicherlich 
noch einmal aktualisieren. Ich schlage vor - Sie 
stellen ja demnächst den Vorsitzenden des Innen-
ausschusses -, dass der Innenminister dort einmal 
berichtet. Dann haben Sie aktuelle Zahlen.  

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann würde ich das an dieser Stelle beenden. 
- Der Herr Kollege Tillschneider hat das Wort als 
Vertreter der AfD-Fraktion. Bitte sehr. 

 

 

Dr. Hans-Thomas Tillschneider (AfD): 

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Fraktion der Linkspartei spricht sich 
gegen Rassismus aus. Schön und gut. Das tun 
wir auch.  

 

(Lachen bei der LINKEN) 

 

Rassismus - ich bleibe dabei -, die Abwertung von 
Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, hat in der 
AfD nichts verloren. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

In diesem Grundsatz wären wir sogar mit Ihnen 
einig. Aber das war es dann auch schon mit der 
Einigkeit. Ihnen geht es nämlich gar nicht um die 
Auseinandersetzung mit echtem Rassismus. In 
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Wahrheit nutzen Sie den Kampf gegen Rassis-
mus nur als billigen Vorwand, um legitime patrio-
tische Positionen zu diskreditieren, zu kriminali-
sieren und letztlich auch, um Gewalt gegen patrio-
tische Bürger zu legitimieren.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Nach Ihren Angaben soll es im letzten Jahr in 
Sachsen-Anhalt 217 sogenannte rechtsmotivierte 
Angriffe gegeben haben. Als Beispiel dafür, was 
Sie unter rechtsmotivierten Angriffen verstehen, 
erwähnen Sie unter anderem eine Aktion der 
Identitären Bewegung in Halle,  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Mit der ken-
nen Sie sich ja gut aus!) 

 

bei der im März ein für eine Probewahl für Mi-
granten vorgesehenes Wahllokal angeblich zuge-
mauert wurde.  

 

Wissen Sie, es hat gute Gründe, weshalb Auslän-
der kein Wahlrecht genießen und weshalb nicht 
jeder sofort eingebürgert wird. Die Probewahl 
stellt eben dies infrage und kann damit als Angriff 
auf unsere Staatlichkeit gewertet werden. 

 

(Katrin Budde, SPD: Hört, hört! - Sebastian 
Striegel, GRÜNE: Sie rechtfertigen Gewalt! 
Das ist unglaublich!)  

 

Die Identitäre Bewegung wiederum wollte ein 
Zeichen dagegen setzen und hat deshalb vor 
einem Lokal dieser sogenannten Probewahl eine 
symbolische Mauer errichtet, die sich ohne Sach-
schaden und ohne größeren Aufwand wieder 
abbauen ließ. Das ist weder eine Straftat noch ist 
das Rassismus.  

 

(Zurufe von Sebastian Striegel, GRÜNE, 
und von Birke Bull, DIE LINKE) 

 

Das ist schlimmstenfalls eine Ordnungswidrigkeit, 
aber abgesehen davon: gewaltfreier und fantasie-
voller Protest. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Und eben diesen legitimen Protest gegen Ihre 
linke Politik wollen Sie mundtot machen. Sie schil-
dern in Ihrer Antragsbegründung ferner einen 
Überfall auf eine Wohngemeinschaft, der selbst-
verständlich zu missbilligen ist. In einem Atemzug 
aber sprechen Sie dann davon, dass - ich zitiere 
aus Ihrem Antrag - autoritäre Antworten auf kom-
plexe Fragen geliefert werden und eine Vielzahl 
von Wählerinnen und Wählern diese Antworten 
präferiert.  

 

Sie bringen also die AfD zwischen den Zeilen in 
Verbindung mit einer Schlägertruppe. 

 

(Zustimmung von Swen Knöchel, DIE LIN-
KE - Sebastian Striegel, GRÜNE: Wer trifft 
sich denn mit den Identitären?) 

Sie stellen nebeneinander, was nicht nebenein-
ander gehört, und erwecken so den Eindruck 
einer Gemeinsamkeit, wo keine ist. Das ist eine 
Frechheit!  

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Sie betreiben geistige Brandstif-
tung!) 

 

Wir lehnen Gewalt und Rechtsbruch zur Durch-
setzung politischer Ziele prinzipiell ab - im Gegen-
satz zu Ihnen. Ich möchte jetzt nicht von den un-
zähligen rechtswidrigen Sitzblockaden anfangen, 
an denen sich prominente Vertreter Ihrer Partei 
beteiligt haben. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Gucken Sie 
in die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts!) 

 

Ich möchte nicht die unzähligen Sachbeschädi-
gungen, Pöbeleien und tätlichen Angriffe auf uns 
erwähnen, für die Sie noch nie ein Wort der Miss-
billigung übrig hatten. Ich möchte einfach nur 
auf einen Artikel hinweisen, der am 24. Mai im 
„Neuen Deutschland“ erschienen ist. Unter dem 
Titel „Gewalt gegen Nazis wirkt“ durfte ein ge-
wisser Horst Schöppner dort ein schamloses Plä-
doyer für Gewalt veröffentlichen, Gewalt gegen 
jeden, bei dem es sich aus seiner Sicht um einen 
Nazi handelt. Ich zitiere aus dieser hochgradig 
obszönen Schrift:  

 

(Lachen bei der SPD und bei der LINKEN) 

 

„Was wäre, wenn plötzlich einmal tausend 
Antifas eine Pegida-Demo stürmen wür-
den? […] Würde der Hass speiende Klein-
bürger noch immer große Reden schwin-
gen? Würde er im Angesicht einer antifa-
schistischen Faust noch immer hemmungs-
los gegen Minderheiten hetzen? Oder wür-
de er reflexartig die Fresse halten, den 
Schwanz einziehen und nach Hause krie-
chen?“ 

 

Diese Kostprobe mag genügen, sie bedarf keines 
Kommentars. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ich fordere die Fraktion der Linkspartei im Land-
tag von Sachsen-Anhalt auf, sich einmal un-
missverständlicherweise von der linken realen 
Straßengewalt zu distanzieren. Ich fordere Sie 
auch auf, sich von der Gewaltpornografie Ihrer 
Parteipostille zu distanzieren.  

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Was?) 

 

Nach einer kürzlich veröffentlichten Statistik des 
Bundesministeriums des Innern haben Links-
extremisten im Jahr 2015 bundesweit sieben 
Tötungsdelikte, 1 354 Körperverletzungen sowie 
106 Brandstiftungen begangen. Nehmen Sie das 
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endlich zur Kenntnis! Während Sie jedes linke 
Gewaltverbrechen als Widerstand gegen Rassis-
mus rechtfertigen, sehen Sie in jeder noch so 
friedlichen patriotischen Protestaktion ein Gewalt-
verbrechen. Sie praktizieren einen unerträglichen 
Doppelstandard.  

 

(Beifall bei der AfD - Swen Knöchel, DIE 
LINKE: Sie reden Unfug!)  

 

Was wir brauchen, das ist jedenfalls keine weitere 
Solidaritätserklärung mit linkem Fanatismus unter 
dem Deckmantel der Humanität. Was wir brau-
chen, das ist eine klare Absage an politisch moti-
vierte Gewalt, ganz egal aus welcher Richtung sie 
kommt.  

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Steht übri-
gens in unserem Antrag!) 

 

Wir lehnen den Antrag der Fraktion DIE LINKE 
ab und wir lehnen auch den erst gestern einge-
reichten Änderungsantrag der Afghanistan-Koali-
tion ab.  

 

(Beifall bei der AfD - Lachen bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

 

Dieser Antrag erwähnt im letzten Absatz lobens-
werterweise zwar auch die linke Gewalt, aber 
ansonsten ist es genau die gleiche Litanei wie Ihr 
Antrag. 

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Sie müs-
sen schon richtig abschreiben! Wir sind hier 
nicht in Afghanistan!) 

 

Deshalb lehnen wir ihn ab.  

 

(Beifall bei der AfD - Gabriele Brakebusch, 
CDU: Sie verwechseln was! In Afghanistan 
sind wir noch nicht! Sie hätten langsamer 
reden sollen, Sie haben die Namen ver-
wechselt! - Zuruf von Birke Bull, DIE LINKE) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Gut. Ich habe keine Wortmeldungen gesehen, 
keine Nachfragen. - Dann können wir fortfahren in 
unserer Debatte. Ich rufe als nächsten Redner 
den Abgeordneten der Fraktion GRÜNE Herrn 
Striegel auf. Herr Striegel, Sie haben das Wort.  

 

Bevor Sie allerdings - Entschuldigung - das Wort 
haben, verweise ich anlässlich jüngster Dinge, die 
ich gesehen habe, auf § 17 Abs. 2 unserer Haus-
ordnung. Danach erteilt ausschließlich der Präsi-
dent die Erlaubnis für Ton- und Bildaufnahmen 
aus dem Plenarsaal heraus. Diese habe ich nicht 
erteilt, deswegen möchte ich das auch nicht wie-
der sehen. Danke. - Herr Striegel, Sie haben das 
Wort. 

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Sprechen wir es doch einmal aus: 

Deutschland, diese Bundesrepublik, hat ein Ras-
sismusproblem, und zwar erkennbar nicht erst, 
seitdem ein verwirrter alter weißer Mann in einem 
Interview darüber konfabuliert, ob es nicht besser 
wäre, dürfte man seine Nachbarn irgendwie nach 
Hautfarbe selektieren.  

 

(Zuruf von Mario Lehmann, AfD) 

 

Rassistische Ausgrenzung hat hierzulande Tradi-
tion. Seit Jahren zeigen Einstellungsuntersuchun-
gen ein stabiles Potenzial von ungefähr 30 % ras-
sistisch eingestellten Personen in Ostdeutschland. 
Ähnlich hoch ist der Anteil nur noch in Bayern. 
Zugleich machen diese Untersuchungen deut-
lich: Fremdenfeindliche Einstellungen ziehen sich 
durch alle Milieus und sozialen Schichtungen. Es 
ist also kein Privileg der Dummen.  

 

Wo rassistische Einstellungen vorherrschen, ist 
rechte und rassistische Gewalt nicht weit. Mit den 
verbalen Ausfällen gegen geflüchtete Migrantin-
nen und andere als fremd markierte Personen-
gruppen ging auch im letzten Jahr und im Jahr 
zuvor ein massiver Anstieg der Zahl rechter und 
rassistischer Gewalttaten einher. Kollegin Quade 
hat dazu ausgeführt.  

 

Ich möchte nur sagen: Es gab hier mehr als 1 000 
Angriffe gegen Unterkünfte von Geflüchteten im 
Jahr 2015. Es gab eine mehr als Verdopplung der 
Zahl rechter Gewaltstraftaten in Sachsen-Anhalt 
auf 217. Auch die PMK-Statistik - im Übrigen öf-
fentlich einsehbar, werte Kollegen von der AfD - 
zeigt das und weist das aus, während linke Straf-
taten übrigens zurückgingen.  

 

Es gibt immer mehr Angriffe und Anfeindungen 
gegen Personen und Bündnisse, die sich solida-
risch mit Geflüchteten und ausgegrenzten Perso-
nen wie zum Beispiel Sinti und Roma zeigten. 
Verantwortung dafür tragen die Täter, ohne Zwei-
fel, aber eben auch all die Menschen, die zu sol-
chen Taten ermutigen und motivieren. Wer Res-
sentiments schürt und Hass predigt, der macht 
sich mitschuldig.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LIN-
KEN - Zustimmung bei der SPD) 

 

Ich habe kein Verständnis für Hassprediger, egal 
ob sie in Parlamenten oder an anderen Orten 
unterwegs sind. Ich bin dankbar, dass die Mehr-
zahl der Bürgerinnen und Bürger in diesem Lande 
Position gegen Hass bezieht. Wir haben im ver-
gangenen Jahr die größte Bürgerbewegung des 
Landes seit 1989 erlebt, die sich praktisch solida-
risch mit denjenigen gezeigt hat, die neu in unser 
Land gekommen sind. Ich danke deshalb ganz 
besonders den Willkommensinitiativen und Bünd-
nissen in unserem Land, ich danke den Wohl-
fahrtsorganisationen.  

 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der LIN-
KEN - Zustimmung bei der SPD) 
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Ich danke den Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten,  

 

(Zuruf von Alexander Raue, AfD) 

 

die sich von dem einen oder anderen auch hier 
Hass gefallen lassen müssen. Ich danke den 
Tausenden, den wirklich Tausenden Einzelperso-
nen, die ihre Türen geöffnet und die Menschen 
willkommen geheißen haben. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Und ich danke denjenigen, die in den letzten Mo-
naten den praktischen Schutz von Einrichtungen 
zur Flüchtlingshilfe organisiert und gestemmt ha-
ben. Damit meine ich alle, von der Polizei über 
Sicherheitsunternehmen bis hin zur Antifa.  

 

Die Landesregierung und die Koalitionsfraktionen 
sehen sich in der Verantwortung, Rassismus zu-
rückzudrängen. Wir wollen Sachsen-Anhalt zu 
einem Land machen, in dem nicht der Geburtsort 
oder die Hautfarbe über Zukunftschancen ent-
scheidet. Unser Weg ist nicht die Spaltung der 
Bevölkerung in Deutsche und Fremde, sondern 
das gemeinsame Bauen an einer geteilten Zu-
kunft.  

 

Wir tauschen hier niemanden aus. Aber wir stellen 
uns der Aufgabe, in Sachsen-Anhalt gemeinsam 
an der Zukunft zu bauen mit Jenny, Mandy, Ron-
ny, Robert und Michael, aber auch mit Hanan, 
Marwa, Dragan, Majid oder Mohammed. 

 

(Zuruf von der AfD: Basti!) 

 

Ausgrenzung und Rassismus machen dieses 
gemeinsame Bauen an der Zukunft unmöglich. 
Deshalb werden wir jeden Rassismus entschie-
den bekämpfen. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung bei 
der CDU und bei der SPD)  

 

Wir werden die Arbeit gegen Rechtsextremismus, 
rechte Gewalt und Rassismus weiter ausbauen 
und das Landesprogramm fortentwickeln. Wir 
werden diejenigen personell stärken, die seit Jah-
ren professionell und mit ungeheurem Einsatz 
die Opfer rechter Gewalt betreuen und die heute 
an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit sind. Wir 
werden dafür sorgen, dass alle, die sich gegen 
rechte Gewalt und Rassismus engagieren, gute 
Beratung und Unterstützung angeboten bekom-
men. 

 

Wir wollen einen detaillierteren Blick auf die Her-
ausforderungen für Demokratie erlangen und wer-
den deshalb den Sachsen-Anhalt-Monitor aus-
bauen hin zu einer echten Einstellungsunter-
suchung. Wir tragen Sorge für den Schutz all 
derer, die wegen ihres antirassistischen Engage-
ments bedroht werden. Wir werden konsequent 
gegen diejenigen vorgehen, die ihrem Hass auch 
mit Straftaten Ausdruck verleihen. 

Ich bin deshalb froh, dass in den letzten Wochen 
in Sachsen-Anhalt und darüber hinaus einige 
rechte Hetzplattformen den Betrieb einstellen 
mussten. Dass Sachsen-Anhalts Polizei dem-
nächst auch im Netz auf Streife geht, wird viel-
leicht nicht jeder im Raum gut finden. Ich finde es 
ausdrücklich gut; denn wir müssen auch mit staat-
lichen Mitteln gegen Rassismus vorgehen. Wenn-
gleich ich auch sage: Rassismus ist ein gesell-
schaftliches Problem und deswegen reicht nur 
staatliches Handeln nicht aus. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Wir müssen als Teil der weißen Mehrheitsgesell-
schaft deshalb auch unser eigenes Handeln hin-
terfragen und weiße Privilegien diskutieren. Ich 
wünsche mir, dass es uns in den kommenden fünf 
Jahren gelingt, Sachsen-Anhalts Verwaltung inter-
kulturell zu öffnen und vielfältiger aufzustellen. 
Das wäre dann ebenfalls ein wichtiger Schritt zu 
Bekämpfung von Rassismus auch in unserem 
eigenen Land. 

 

Wir werden dem Antrag der LINKEN mit einer 
Änderung zustimmen. Ich bin froh und dankbar, 
dass er ins Plenum gekommen ist; denn ich den-
ke, es ist ein wichtiges Signal, und ich weiß, dass 
das entsprechend von allen Fraktionen getragen 
wird. Wir haben einen Änderungsantrag, dem 
dann geänderten Antrag stimmen wir zu.  

 

(Gabriele Brakebusch, CDU: Unserem Än-
derungsantrag!) 

 

- Ja. Liebe Kolleginnen und Kollegen, unserem 
Änderungsantrag stimmen wir zu und dem dann 
geänderten Antrag werden wir zustimmen. Ge-
nau. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel, es gibt erwartungsgemäß mehrere 
Wortmeldungen. Dann beginnen wir einmal. Ich 
nenne folgende Reihenfolge - so wurde es mir 
angesagt -: Herr Poggenburg, Herr Schmidt, Herr 
Lehmann, Herr Tillschneider. Ich würde sagen, wir 
nehmen eine Begrenzung auf drei Fragesteller 
vor.  

 

Ich nehme Herrn Poggenburg als Ersten dran und 
dann Herrn Schmidt. Danach überlegen Sie, wer 
dann noch an die Reihe kommen soll. - Herr Pog-
genburg, Sie haben das Wort. 

 

 

André Poggenburg (AfD): 

 

Jawohl. Ich danke sehr. - Ich nehme einmal an, 
dass das Thema dem Abg. Striegel jetzt sehr 
unangenehm sein wird. Aber ja, auch die AfD ist 
tatsächlich gegen Hass - stimmt Ihnen also zu - 
und auch gegen tatsächlichen Rassismus. Es ist 
nur die Frage - wir haben das vorhin im Plenum 
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bemerkt -, es gibt zur Definition dieses Begriffes 
scheinbar - das war mir überhaupt nicht bewusst - 
völlig andere Ansichten.  

 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ-
NEN: Ja! - Unruhe) 

 

Wenn ich jetzt einmal den Duden aufschlage, nur 
beispielsweise, dann habe ich dort zwei Punkte, 
zwei Definitionen. Da steht zweimal drinne: 

 

(Rüdiger Erben, SPD: Drinne!) 

 

biologische Merkmale. Es tut mir leid.  

 

Jetzt ist die Frage, die ich gleich an Sie richte: 
Stimmt diese Definition laut Duden dann nicht? 
- Das ist meine erste Frage.  

 

Dann noch eine Erkenntnis für uns: Wenn wir 
über einen Antrag abstimmen sollen und noch 
nicht einmal die Begriffsdefinition im Plenum ge-
klärt ist, dann können wir natürlich als AfD beim 
besten Willen nicht dafür stimmen.  

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von der SPD: 
Bei Ihnen nicht!) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Jetzt sind schon drei Minuten herum, und Herr 
Striegel hat die Chance, zu antworten. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herr Poggenburg, die Verantwortung für die intel-
lektuellen Fähigkeiten von Mitgliedern des Hau-
ses liegt nun nicht bei anderen Fraktionen. Die 
Begriffsklärung für sich selbst müssen Sie auch 
selbst vornehmen. Aber ich will Ihnen etwas sa-
gen: Es gibt unterschiedliche Rassismus-Defi-
nitionen. Sie können eine biologistische nutzen, 
Sie können aber auch Definitionen nutzen, die 
aus der Soziologie, aus der Politikwissenschaft 
usw. kommen. Dabei kann sich jeder frei ent-
scheiden.  

 

 

André Poggenburg (AfD):  

 

Da ist klar, was dann alles darunter fällt.  

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Ich bin Politikwissenschaftler. Im Übrigen bin ich 
geprägt davon, dass ich mich in meinem Leben 
schon ein Stück mit Konzepten von Critical 
Whiteness auseinandergesetzt habe. Ich emp-
fehle Ihnen diesbezüglich gern das eine oder 
andere Seminar. Vielleicht sorgt das auch bei 
Ihnen für ein Umdenken. - Herzlichen Dank. 

 

(Zuruf von der AfD) 

 

 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Schmidt, Sie haben das Wort. 

Jan Schmidt (AfD): 

 

Herr Striegel, ich habe zwei Fragen, und zwar 
erstens: Wie können Sie gegen Ausgrenzung 
sein, wenn jeder, der nicht Ihre politische Meinung 
vertritt, von Ihnen gleich als Rassist bezeichnet 
wird? - Das ist die erste Frage. 

 

(Zuruf von Cornelia Lüddemann, GRÜNE) 

 

Die zweite Frage. Ich werde mich sicherlich bei 
Ihrer Rede eben verhört haben. Aber haben Sie 
wirklich der Antifa gedankt, die mir meine Auto-
reifen im Wahlkampf zerstochen hat und sicher-
lich einigen anderen unserer Abgeordneten Scha-
den zugefügt hat? Haben Sie denen gerade ge-
dankt? - Das ist linksextreme Gewalt. 

 

(Beifall bei der AfD - André Poggenburg, 
AfD: Die mein Haus verwüstet hat! Meinen 
Hund umgebracht hat!) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herr Striegel, Sie haben das Wort. 

 

 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Fangen wir 
einmal von hinten an. Ja, ich habe der Antifa ge-
dankt. Aber ich weiß nicht, ob die Ihre Autoreifen 
zerstochen hat. Dazu kann ich nichts sagen, son-
dern ich kann nur sagen, ich lehne Gewalt als 
Mittel der politischen Auseinandersetzung ab. 

 

(Zuruf von der AfD: Das tun wir auch!) 

 

Ich glaube aber, dass es wichtig ist, in diesem 
Land klar antifaschistisch Position zu beziehen 
und Pogrome zu verhindern, bevor sie entstehen. 
Ich bin dankbar, dass es antifaschistische Initiati-
ven seit den 90er-Jahren gegeben hat, die dafür 
gesorgt haben und sich zum Beispiel in Quedlin-
burg schützend vor Heime gestellt haben, damit 
diese von Nazis nicht angegriffen werden konn-
ten. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Beifall bei 
der LINKEN) 

 

Zur Frage der politischen Unterschiede. Nein, 
nicht jeder, der mit mir im politischen Unterschied 
lebt, ist ein Rassist. Ich habe vor mir unter ande-
rem die Fraktion der CDU, ich habe vor mir die 
Fraktion der SPD, vor mir die Fraktion der LIN-
KEN. Mit allen weise ich nachhaltige, bisweilen 
heftige politische Unterschiede auf, und es würde 
mir im Regelfall nicht einfallen, sie als Rassisten 
zu bezeichnen.  

 

Im Übrigen würde ich auch sozusagen nicht die 
AfD in ihrer Gesamtheit über alle Mitglieder hin-
weg als solche bezeichnen. Ich kann aber sa-
gen, die Programmatik der AfD ist rassistisch 
und viele ihrer Mitglieder äußern sich rassistisch. 
Ich denke, das ist ohne Zweifel so. Darin bin 
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ich mir auch mit vielen Mitgliedern hier im Hause 
einig. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU und 
bei der SPD - André Poggenburg, AfD: 
Nach welcher Definition?) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

So, jetzt hätte noch einer die Chance. Haben Sie 
sich geeinigt? - Gut, der Kollege Lehmann noch. 
Bitte. 

 
 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Herr Striegel, als verfechtende Lichtgestalt und 
Kämpfer gegen Rassismus und gegen Faschis-
mus möchte ich Sie fragen: Wie ist Ihre Position, 
wenn das Opfer von Rassismus Klaus, Dieter, 
Katrin und Inge heißt und als „deutsche Kartoffel“, 
„dumme deutsche Sau“, „deutsche Schlampe“ 
und weiß der Kuckuck was betitelt wird und dann 
Opfer einer Straftat wird? - Aus dieser Sparte 
möchte ich auch gern einmal eine Position von 
Ihnen hören.  

 
 

Sebastian Striegel (GRÜNE):  

 

Opfer von Straftaten verdienen generell unsere 
Unterstützung, ganz unabhängig davon, welcher 
Hautfarbe, welcher Nation oder wie auch immer 
sie unterwegs sind.  

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Beifall bei 
der SPD) 

 

Insofern hätten die auch Unterstützung verdient. 
Im Übrigen hoffe ich, dass der Rechtsstaat dabei 
keinen Unterschied macht, sondern fragt „Besteht 
ein Straftatbestand?“ und dann entsprechend das 
Verfahren eingehalten wird.  

 

Ich kann sozusagen nicht erkennen, was das mit 
Lichtgestalten und Antifaschismus zu tun hat, 
sondern ich kann nur sagen: Ich hoffe, dass Op-
fern von Straftaten geholfen wird. Aber es ist deut-
lich erkennbar in diesem Land: In Sachsen-Anhalt 
haben wir ein massives Problem mit rechter Ge-
walt, und zwar nicht erst seit gestern, nicht erst 
seit vorgestern, sondern seit den 90er-Jahren.  

 

Hier werden Menschen auf der Straße gejagt, hier 
werden Menschen auf der Straße von Nazis zu-
sammengeschlagen, hier werden Menschen ras-
sistisch beleidigt, und das ist ein Problem. Da-
gegen will diese Koalition ankämpfen. Dafür sind 
wir miteinander auch politisch am Start. - Herz-
lichen Dank. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Beifall bei 
der LINKEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Dann hätten wir nunmehr die Chance, in der De-
batte fortzufahren, und zwar mit der Vertreterin 

der CDU-Fraktion, der Abg. Frau Gorr. Frau Gorr, 
bitte. Sie haben das Wort. 

 

 

Angela Gorr (CDU):  

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Selbstverständnis dieses Parlaments hat sich 
innerhalb kürzester Zeit verändert. Die Begriffe 
Toleranz, Respekt und Demokratieverständnis 
werden hinterfragt und inhaltlich neu definiert. 

 

Dieses stellt uns alle vor neue und möglicher-
weise folgenreiche Herausforderungen für die 
nächsten fünf Jahre. Aus diesem Grund halte ich 
es als langjährige Vorsitzende des Kuratoriums 
der Landeszentrale für politische Bildung für wich-
tig, dass der Landtag von Sachsen-Anhalt noch 
vor der Sommerpause ein klares Bekenntnis ge-
genüber allen von Rassismus, Hetze, Bedrohung 
und Gewalt Betroffenen sowie den Opfern von 
politisch motivierter Kriminalität dazu abgibt, dass 
wir auf ihrer Seite stehen. 

 

(Zustimmung bei der CDU, bei der SPD 
und bei den GRÜNEN) 

 

Natürlich stehen wir auch auf der Seite aller ande-
ren Opfer.  

 

Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen in 
der Drs. 7/57 geht insbesondere in den hinzuge-
fügten Punkten 3 und 6 über den ursprünglichen 
Antrag der LINKEN hinaus. Die Erweiterung des 
Sachsen-Anhalt-Monitors um eine Einstellungs-
untersuchung zu Formen der gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit ist in den Kuratoriumssit-
zungen der Landeszentrale für politische Bildung 
schon mehrfach diskutiert worden und daher sinn-
voll und notwendig. 

 

Punkt 6 bezieht sich auf politisch motivierte Ge-
walt, insbesondere rechts und links motivierte 
Straftaten sowie auf Straftaten gegen den Staat 
und die Polizei. Dieses halten wir für besonders 
wichtig, da letztere nicht zuletzt die freiheitlich-
demokratische Grundordnung infrage stellen.  

 

Die Punkte 1, 2 und 4 halte ich für selbstverständ-
lich und gehe von daher gar nicht näher darauf 
ein.  

 

Ich möchte abschließend eine Bemerkung des 
Ministerpräsidenten aus seiner heutigen Regie-
rungserklärung aufgreifen und etwas abwandeln 
- ich zitiere -: Der Reifegrad der Gesellschaft zeigt 
sich darin, wie wir mit unseren Flüchtlingen um-
gehen.  

 

Ich möchte formulieren: Der Reifegrad unseres 
Parlaments zeigt sich darin, wie wir miteinander 
umgehen.  

 

(Zustimmung von Uwe Harms, CDU) 

 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf den 
Beschluss des Landtages vom 3. März 2005 hin-
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weisen, mit dem ein Netzwerk für Demokratie und 
Toleranz gegen Extremismus und Gewalt gebildet 
werden sollte. Ich würde den Beschlusstext gern 
verlesen: 

 

„Netzwerk für Demokratie und Toleranz 

 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in 
seiner 55. Sitzung folgenden Beschluss ge-
fasst:  

 

Politischer Extremismus jeder Couleur stellt 
eine Gefahr für unsere Gesellschaft dar. 
Dies zeigten zu Beginn dieses Jahres“  

 

- des Jahres 2005 wohlgemerkt - 

 

„vor allem Aktionen rechtsextremer Par-
teien.  

 

Es bedarf einer Bündelung aller maßgeb-
lichen gesellschaftlichen Kräfte unseres 
Landes, um ein möglichst breites zivil-
gesellschaftliches Fundament gegen Extre-
mismus und Gewalt zu schaffen.  

 

Der Landtag hält es für angemessen, dass 
der Ministerpräsident und der Präsident des 
Landtages die notwendigen Schritte zur Bil-
dung eines Netzwerkes für Demokratie und 
Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt 
einleiten. Der Landtag unterstützt dieses 
Engagement nach Kräften.“ 

 

Wie wir alle wissen, hat sich dieses Netzwerk 
inzwischen gegründet und bewährt. Mit Stand 
vom Februar 2016 sind dort ca. 300 Mitglieder 
vereint, darunter alle Landtagsfraktionen der zu-
rückliegenden Wahlperiode.  

 

Ich bitte um Zustimmung zum Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen, möchte aber zuvor noch 
auf die internationale Definition des Rassismus-
begriffs eingehen. Zitat: Diskriminierung aufgrund 
von Rasse, Hautfarbe, Abstammung sowie natio-
naler und ethnischer Herkunft. - Das ist Rassis-
mus. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Danke, Frau Gorr. - Dann können wir in unserer 
Debatte fortfahren. Zum Ende der Debatte hat 
Frau Quade noch einmal das Wort. Frau Quade, 
bitte sehr. 

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich will tatsächlich 
nur auf einige Teilaspekte der Debatte und des-
sen, was hier gesagt bzw. gefragt wurde, ganz 
kurz noch einmal eingehen. Ich glaube tatsäch-
lich, dass zumindest weitgehend bei vier Fraktio-
nen Einigkeit herrscht, worüber man eigentlich 
spricht und was die Problemlage ist.  

Ich meine, ich habe schon freundliche Worte zum 
Änderungsantrag verloren. Das wird sich in der 
Endabstimmung selbstverständlich widerspiegeln.  

 

In der Tat, Frau Gorr, Sie haben recht, die Er-
weiterung um die Einstellungsuntersuchung im 
Sachsen-Anhalt-Monitor ist ein sehr wichtiger 
Punkt und ist eine wichtige Ergänzung für unseren 
Antrag, dem stimme ich auch sehr gern zu.  

 

Es war von Zahlen die Rede, davon, ob diese 
eigentlich bekannt sind, und von rechts und links. 
Vielleicht ist das auch für die Öffentlichkeit von 
Interesse; denn der Einwand ist nicht so richtig 
originell, wenn man auffordert, sich gegen rechte 
Gewalt zu positionieren, dann doch bitte auch die 
linke in den Blick zu nehmen. 

 

Für das Jahr 2015 lässt uns der Innenminister mit 
Stand vom März dieses Jahres wissen, dass es in 
Sachsen-Anhalt 230 linke Straftaten und 1 749 
rechte Straftaten gegeben hat, davon 71 Angriffe 
auf Unterkünfte von Geflüchteten, 564 fremden-
feindliche Straftaten. 

 

Es ist im Übrigen auch ein interessanter Teil-
bereich, wenn man sich die Straftaten sozusagen 
gegen den Staat anschaut. Gegen Polizistinnen 
und Polizisten liegen wir bei 91 links motivierten 
Straftaten und bei 198 rechts motivierten Straf-
taten. - Diese Nennung, weil in der Debatte mehr-
fach die Rede davon war, dass man erstmal die 
Zahlen haben müsse, um überhaupt einschätzen 
zu können, was hier wie ein Problem ist. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN und von Se-
bastian Striegel, GRÜNE) 

 

Zahlen relativieren einander nicht, sie relativieren 
sich nicht gegenseitig. Es ist selbstverständlich 
- so habe ich es auch immer verstanden -, dass 
sich zumindest vier Fraktionen hier im Hause dar-
über einig sind, dass Gewalt kein Mittel politischer 
Auseinandersetzung ist. 

 

Herr Tillschneider, Sie haben tatsächlich diese 
Probewahl in Halle als einen Angriff auf unsere 
Staatlichkeit bezeichnet. Das finde ich bemer-
kenswert. Es ging niemals darum, in irgendeiner 
Weise zu simulieren, dass Menschen, die vom 
Wahlrecht ausgeschlossen sind, dann doch ir-
gendwie ein Wahlrecht haben. 

 

Es war eine Probewahl, die an einem anderen 
Tag als die eigentliche Wahl stattfand, an anderen 
Orten als in den regulären Wahllokalen, mit ande-
ren Stimmzetteln. Sie diente dazu, zu erfassen, 
wie der politische Wille von hier lebenden Migran-
tinnen und Migranten ist.  

 

Sie machte zugleich darauf aufmerksam, dass es 
ein eklatantes Defizit ist, dass Menschen, die 
dauerhaft hier leben, zum großen Teil nicht ab-
stimmen und über die Bedingungen ihres Lebens 
entscheiden können. Aber aus einer solchen Pro-



 Landtag von Sachsen-Anhalt - Stenografischer Bericht 7/5 - 02.06.2016 

 

86 

bewahl ernsthaft einen Angriff auf unsere Staat-
lichkeit zu machen, das kann ich nur als politische 
Paranoia bezeichnen. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Im Übrigen haben Sie uns am heutigen Tag tat-
sächlich ein eindrucksvolles Bild davon gegeben, 
welches Verhältnis Sie zu tragenden Elementen 
des demokratischen Rechtsstaats haben. Das 
wird deutlich, wenn ich einmal auf das Parla-
mentsverständnis, auf das Demokratieverständ-
nis, auf den Bezug zu einer demokratischen 
Debattenkultur, zum Aushalten von Meinungen 
schaue, auch der Meinung, dass Ihr Antrag ein 
rassistischer ist. 

 

Gleichwohl hat Sie niemand daran gehindert, ihn 
hier zu stellen. Es kann Sie niemand daran hin-
dern. Es ist gut so, dass Sie niemand daran hin-
dern kann; Sie sind frei gewählte Abgeordnete. 
Aber Sie müssen es aushalten, dass Sie hier 
kritisiert werden. 

 

(Zurufe von der AfD) 

 

Das ist der Punkt. - Herzlichen Dank. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von der 
AfD) 

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Herzlichen Dank, Frau Quade. - Ich habe einmal 
insgesamt eine Bitte. Wir befinden uns immer auf 
ganz dünnem Eis, wenn wir in irgendeiner Art 
und Weise in einer politischen Debatte biologi-
sche Befunde oder Krankheiten einbauen. Das 
ist immer ein ganz sensibles Thema. Ich bitte 
alle, eine Sensibilität dafür zu entwickeln, bei sol-
chen Dingen doch eher zurückhaltend zu sein. 
- Frau Quade. 

 
 

Henriette Quade (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident, ich möchte darauf hinweisen, 
dass ich ganz bewusst von politischer Paranoia 
gesprochen habe, weil ich es genau wie Sie für 
sehr wichtig halte, nicht mit pathologisierendem 
Sprachgebrauch im politischen Raum unterwegs 
zu sein. 

 

Der Begriff der politischen Paranoia ist sehr wohl 
gesetzt und definiert und eben nicht als ein Krank-
heitsbild, das übertragen wird, sondern auf einen 
Zustand, einen Befund bzw. eine politische Ein-
schätzung.  

 
 

Vizepräsident Wulf Gallert: 

 

Okay, Frau Quade. Sie haben gehört, ich habe 
eine Bitte geäußert. Es war kein Ordnungsruf. So 
möchte ich auch verstanden werden.  

 

Dann fahren wir fort. Ich habe nicht den Wunsch 
auf Überweisung gehört. - Das scheint so zu sein. 

Dann würde ich jetzt über die entsprechenden 
Anträge abstimmen lassen. Es liegen zwei Druck-
sachen vor. Die eine ist der Ursprungsantrag der 
Fraktion DIE LINKE mit dem Titel „Rassismus 
ächten - Solidarität mit allen von rechter Hetze 
und Gewalt Betroffenen“. Die andere ist der Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU, der SPD 
und des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.  

 

Wir werden zuerst über den Änderungsantrag 
abstimmen. Wer diesem Änderungsantrag zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Kartenzeichen. 
- Das sind die drei Koalitionsfraktionen und die 
Fraktion DIE LINKE. Wer ist dagegen? - Das ist 
die Fraktion der AfD. Damit ist der Änderungs-
antrag angenommen worden.  

 

Jetzt lasse ich über die Ursprungsdrucksache in 
der nunmehr geänderten Fassung abstimmen. 
Wer dem zustimmt, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Wer ist dagegen? - Das ist das gleiche 
Abstimmungsverhältnis wie bei der vorhergehen-
den Abstimmung. Somit ist dieser Antrag in ge-
änderter Fassung angenommen worden. Wir ha-
ben damit den Tagesordnungspunkt 5 beendet.  

 

Es wird jetzt einen Wechsel bei der Sitzungslei-
tung geben und dann können wir weitermachen. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bevor 
ich den Tagesordnungspunkt 6 aufrufe, möchte 
ich Sie über Folgendes informieren: Mir liegt ein 
Schreiben mit Datum vom heutigen Tage vor, mit 
dem Herr Landtagsvizepräsident Rausch mit so-
fortiger Wirkung seinen Rücktritt vom Amt des 
Vizepräsidenten erklärt. Im persönlichen Ge-
spräch hat Herr Kollege Rausch mir gegenüber 
persönliche Gründe für den Rücktritt angegeben. 

 

 

Ich rufe hiermit auf den  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 6 

 

Erste Beratung 

 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Finanzausgleichsgesetzes 

 

Gesetzentwurf Fraktionen CDU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/68 

 

 

 

Einbringer des Gesetzentwurfs ist der Vorsitzende 
der Fraktion der CDU Abg. Herr Borgwardt. Herr 
Borgwardt, Sie haben das Wort. Bitte. 

 

 

Siegfried Borgwardt (CDU): 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Kommunen, Städte, Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie Landkreise erfüllen eine 
Vielzahl von Aufgaben für die Bürger in Sachsen-
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Anhalt. Damit sie die an sie gestellten Anforde-
rungen auch bewältigen können, gewährt das 
Land Finanzzuweisungen über den kommunalen 
Finanzausgleich.  

 

Gemäß Artikel 88 der Verfassung unseres Landes 
Sachsen-Anhalt hat das Land dafür Sorge zu 
tragen, die Kommunen mit den für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzmitteln aus-
zustatten. Die erste Koalition aus CDU, SPD und 
GRÜNEN in Deutschland hat sich viel vorgenom-
men, meine Damen und Herren.  

 

Zu den wesentlichen Schwerpunkten unserer 
neuen einzigartigen Konstellation gehört die Ver-
besserung der Finanzausstattung der Kommunen. 
Daher bringen wir heute den Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes als einen ersten Schritt zur Stärkung 
unserer Kommunen auf den Weg.  

 

Wir erreichen jetzt eine zusätzliche Zuweisung an 
die Kommunen in Höhe von 44 Millionen €. Dafür 
schaffen wir die sogenannten Benchmarks, also 
die Ländervergleiche ab. Außerdem stocken wir 
die für Tilgung vorgesehenen Beiträge bei der Be-
darfsrechnung auf. Dadurch werden die kommu-
nalen Konsolidierungsbemühungen besser gewür-
digt werden, meine Damen und Herren.  

 

Unser Ziel bleibt es, wie heute schon mehrfach 
erklärt worden ist, die kommunale Finanzkraft, wie 
vorgesehen, um 80 Millionen € zu stärken. Wir 
sind zuversichtlich, dass wir bzw. das zuständige 
Finanzministerium dies im Jahresverlauf, also im 
Haushaltsvollzug bewerkstelligen wird. 

 

Eine zügige Beratung in den Fachausschüssen 
vorausgesetzt, kann das Gesetz nach der zweiten 
Lesung schnell verabschiedet werden. Die Än-
derung des FAG ist demnach ein echtes Sofort-
programm für die Kommunen, meine Damen und 
Herren.  

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei der 
SPD) 

 

Es bleibt nur der erste Schritt; denn wir wollen das 
FAG grundlegend novellieren. 

 

(Zustimmung von Rüdiger Erben, SPD - Swen 
Knöchel, DIE LINKE: Nötig ist es!)  

 

- Sie wissen aber auch, dass sich bisher schon 
viele daran versucht haben, Kollege Knöchel. 
- Dazu gehört es, die kommunale Aufgabenerfül-
lung nicht durch zusätzliche Standards zu belas-
ten. Dazu gehört auch, die Förderung interkom-
munaler Kooperation und die Fortführung und 
Stärkung der Regionalisierungsmethoden beider 
EU-Strukturfonds zu beachten  

 

Um auf das FAG selbst zurückzukommen: Wir 
müssen den seit dem Jahr 2010 in Sachsen-
Anhalt eingeführten aufgabenbezogenen Finanz-
ausgleich als eine verlässliche Grundlage für die 

kommunale Finanzplanung weiterentwickeln. Wir 
wollen aber jetzt insbesondere auf eine neue 
Qualität von Planungssicherheit und Stabilität 
hinwirken.  

 

Das FAG muss einfacher, verständlicher, anreiz-
freundlicher und insgesamt auskömmlicher wer-
den. Daher wollen wir in einem weiteren Schritt 
unter anderem für die Jahre 2017 bis 2021 erst-
mals die Finanzausgleichsmasse festschreiben, 
und zwar auf einen Betrag von 1 628 000 000 €. 
Das heißt, die Zuweisungen an die Kommunen 
werden wiederum um 100 Millionen € angehoben.  

 

Diese mehr als 1,6 Milliarden € für die kommen-
den Jahre sollen wie folgt aufgeteilt werden: 
40 Millionen € für den Ausgleichsstock, 150 Mil-
lionen € für die Investitionskostenpauschale, für 
die Auftragspauschale, also für den übertragenen 
Wirkungskreis 23 % der Finanzausgleichsmasse 
sowie für Schlüsselzuweisungen und besondere 
Ergänzungszuweisungen, also für den eigenen 
Wirkungskreis, Mittel in Höhe des Restbetrags. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Ver-
teilung der Teilmassen auf die einzelnen kommu-
nalen Gruppen soll auf der Grundlage der nach 
den jeweiligen proportionalen Anteilen des gel-
tenden Finanzausgleichsgesetzes 2016 erfolgen.  

 

Um den Weg freizumachen für die Stärkung der 
Kommunen, bitte ich Sie, meine Damen und Her-
ren, um die Überweisung des Gesetzentwurfes 
zur federführenden Beratung in den Ausschuss 
für Finanzen und zur Mitberatung in den Innen-
ausschuss. - Herzlichen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU)  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke schön, Herr Abg. Borgwardt. - Für die Lan-
desregierung spricht Minister Herr Schröder. Bitte, 
Herr Minister, Sie haben das Wort.  

 

 

André Schröder (Minister der Finanzen):  

 

Danke, Herr Präsident. - Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Nur fünf Wo-
chen nach meinem Amtsantritt habe ich die 
Freude, heute vor Ihnen reden zu dürfen zu 
einer Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, 
die von den Koalitionsfraktionen eingebracht wor-
den ist.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei den 
GRÜNEN) 

 

Wer diese kurze Zeit würdigt und wer nur halb-
wegs weiß, wie herausfordernd manchmal ge-
meinsame Gesetzentwürfe sein können, zumal 
sie nun auch zwischen drei Partnern zu verhan-
deln sind, der wird bestätigen, dass die Stärkung 
der Finanzkraft der Kommunen wirklich ein enorm 
wichtiges Anliegen dieser Koalition ist. 
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Der Ihnen heute vorliegende Gesetzentwurf ist 
der von uns versprochene sofortige Einstieg in 
die finanzielle Entlastung der Kommunen. Vor-
behaltlich der Zustimmung durch das Hohe Haus 
sollen bereits im Herbst 44 Millionen € in das FAG 
fließen.  

 

Das bedeutet eine Soforthilfe für unsere Kom-
munen noch vor der Verabschiedung der komplet-
ten Novelle zum Finanzausgleichsgesetz, die im 
nächsten Jahr wirksam werden soll. Darauf hat 
der Vorsitzende der CDU-Fraktion gerade hinge-
wiesen. 

 

Diese Sonderzuweisung in Höhe von 44 Millio-
nen €, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ist nicht aus der Luft gegriffen. Sie ergibt sich aus 
zwei Änderungen, die wir im Finanzministerium 
durchgerechnet haben und die beide bereits im 
Koalitionsvertrag Nennung finden.  

 

Zum einen wollen wir die Ländervergleiche - die 
Kämmerer in den Kommunen kennen das unter 
dem Begriff Benchmark - nicht mehr einrechnen.  

 

Zum anderen werden wir die Sparbemühungen 
der Kommunen besser würdigen. Deshalb sollen 
die sogenannten Tilgungskostenzuschüsse bei 
der Berechnung der FAG-Mittel stärker berück-
sichtigt werden. Im Ergebnis dieser beiden Punkte 
kommen wir auf ein Plus von 44 Millionen €, die in 
den nächsten Monaten zur Auszahlung kommen 
sollen.  

 

Jetzt kommt ein ungewöhnlicher Satz für einen 
Finanzminister, aber er ist ganz bewusst gewählt: 
Geld ist nicht alles.  

 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

 

Genauso wichtig ist mir auch eine deutlich besse-
re Kommunikation zwischen der Landesregierung 
und den Kommunen dieses Landes, 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei den 
GRÜNEN)  

 

speziell auch zwischen dem Finanzministerium 
und den Kommunen. Deswegen sage ich heute 
auch noch einmal: Wir haben während der Koali-
tionsverhandlungen von einem Mehr für die Kom-
munen in Höhe von 80 Millionen € gesprochen. 
Wir haben dies in den Koalitionsvertrag hineinge-
schrieben. Deswegen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, halten wir also an dem Ziel fest, 
die Kommunen um 80 Millionen € zu entlasten. 
Die 44 Millionen € sind der Einstieg in diese Ent-
lastung. 

 

Aber geben Sie mir, geben Sie uns als Koalition 
Zeit für eine seriöse Finanzplanung. Sie wissen, 
die Bund-Länder-Gespräche über die künftigen 
Finanzströme dauern noch an. Sollte der Bund 
auf die Forderung der Ministerpräsidenten ein-
gehen und 50 % der Flüchtlingskosten überneh-

men, wie es der Ministerpräsident in seiner Regie-
rungserklärung erneut gefordert hat, dann würde 
das den Landeshaushalt allein um 120 Millionen € 
entlasten. 

 

(Zustimmung von Frank Scheurell, CDU) 

 

Ich weiß, der Durchbruch lässt noch auf sich war-
ten. Natürlich wären das Spielräume, die wir zu-
gunsten unserer Kommunen gut gebrauchen 
könnten. Aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ungedeckte Schecks nützen weder den 
Kommunen noch dem Land und sie werden mit 
mir nicht zu machen sein.  

 

(Zustimmung von Ulrich Thomas, CDU) 

 

Lassen Sie mich auf einen, wie ich finde, sehr 
wichtigen Aspekt im Zusammenhang mit einer 
Steuernachzahlung eingehen, den sie vielleicht in 
den Medien als „Lützen-Effekt“ kennengelernt 
haben. Da zahlt ein Unternehmen 150 Millionen € 
Gewerbesteuer nach. Das sollte eigentlich wie ein 
Lottogewinn klingen. Allerdings sind die Konse-
quenzen für die Kommunen und das Land höchst 
unterschiedlich. Die Stadt Lützen darf nach Ab-
gaben über die Gewerbesteuer-, Finanzkraft- und 
die Kreisumlage etwa 37 Millionen € behalten. 
Das ist gut, das ist schön, vielleicht hilft es sogar, 
das geplante Museum zur Schlacht von Lützen 
noch schneller zu verwirklichen. 

 

(Zustimmung von Staatsminister Rainer Ro-
bra) 

 

Aber es sind 37 Millionen €. 

 

Der Burgenlandkreis freut sich über eine Kreis-
umlage von etwa 67 Millionen €. Und alle anderen 
Landkreise freuen sich darüber, dass nun der 
Burgenlandkreis wegen der Kreisumlage keine 
Zuwendungen mehr über das Finanzausgleichs-
gesetz erhält und deswegen die anderen Land-
kreise 17 Millionen € mehr aus dem Topf erhalten. 
Alle kreisangehörigen Kommunen freuen sich dar-
über, dass die vermögende Stadt Lützen etwa 
19 Millionen € in den entsprechenden FAG-Topf 
einzahlt, denn das kommt allen zugute. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren: eine Kommu-
nalentlastung von 36 Millionen €.  

 

Nur einer freut sich nicht: das Land bzw. der Fi-
nanzminister. Denn während die kommunale Fa-
milie insgesamt durch den Lützen-Effekt im kom-
menden Jahr über Umlagen die besagten 36 Mil-
lionen € mehr bekommt - das ist eine stattliche 
Summe, über die bisher noch keiner geredet hat -, 
kehrt sich der Effekt für den Landeshaushalt um. 

 

Aus den 150 Millionen € mehr für Lützen werden 
plötzlich 200 Millionen € weniger für das Land 
Sachsen-Anhalt. Und das kommt so: Der Bundes-
finanzminister rechnet mit einem Hebesatz von 
395. Das ist exakt der Durchschnitt der deutschen 
Hebesätze. In Lützen, zumindest in dem Ortsteil, 
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gilt ein Hebesatz von 200. Damit wird aus den 
150 Millionen € Gewerbesteuern eine rein virtuelle 
Landeseinnahme von etwa 300 Millionen €. 

 

Diese unterstellte Gewerbesteuereinnahme wird 
zu 64 % in den Länderfinanzausgleich hineinge-
rechnet. Das heißt, am Ende der virtuellen Rech-
nung: Das Land nimmt vermeintlich 200 Millio-
nen € mehr ein und diese werden uns im Länder-
finanzausgleich einfach abgezogen. 

 

Fazit: Sachsen-Anhalt verliert wegen des Lützen-
Effekts im Jahr 2017 erhebliche Einnahmen. Wäh-
rend die Steuerschätzung für Mai für das kom-
mende Jahr noch von 54 Millionen € plus ausging, 
werden es durch die Einrechnung des oben be-
schriebenen Sondereffekts 140 Millionen € minus 
sein. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie 
haben, wie ich, die Forderungen des Landkreis-
tages vom Montag wahrgenommen. Die Vertreter 
der Kommunen kennen dieses Plus von 36 Mil-
lionen €, diesen Lützen-Effekt. Deswegen werbe 
ich an dieser Stelle noch einmal dafür, mehr mit-
einander als gegeneinander. Miteinander haben 
wir schon geredet, auch in dieser Woche. Mit „wir“ 
meine ich die Präsidenten und die Geschäfts-
führer von Landkreistag sowie Städte- und Ge-
meindebund. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir werden das fortsetzen. 

 

Ich kündige an - das haben wir gemeinsam mit 
dem Minister für Inneres und Sport des Landes 
besprochen -, dass wir die Finanzstrukturkommis-
sion des Landes Sachsen-Anhalt aufleben las-
sen. Diese Idee kommt aus einer Konsultations-
vereinbarung des Ministerpräsidenten a. D. Prof. 
Dr. Wolfang Böhmer mit den Kommunen. Wir 
werden diese Finanzstrukturkommission wieder 
aufleben lassen. Das letzte gemeinsame Treffen 
dieser Art hat vor gut einem Jahr stattgefunden. 
Ich denke, es ist Zeit, dass wir die Kommission 
wieder revitalisieren und aufleben lassen. 

 

(Marco Tullner, CDU: Das wird ja Zeit! 
- Beifall bei der CDU)  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Den 
Finanzbedarf des Landes mit dem Finanzbedarf 
der Kommunen neu auszubalancieren wird weit 
über diese Sonderzuweisung, über die wir heute 
reden, hinaus unsere Aufgabe sein. 

 

Lassen Sie mich abschließend darauf verweisen, 
dass der Koalitionsvertrag neben den Soforthilfen 
für Kommunen weitere wichtige Ziele enthält, die 
gleichberechtigt gelten: die Schuldenbremse ein-
halten, die Obergrenze für das strukturelle Defizit 
einhalten, ausgeglichene Haushalte sicherstellen 
und dabei, wenn es geht, noch so viel wie möglich 
investieren, zum Beispiel in Infrastruktur, in die 
Hochschulen und in den Umweltschutz.  

 

(Marco Tullner, CDU: Prima!) 

Damit ist klar: Schaffen wir neue Rechtsverpflich-
tungen, müssen sie im Haushalt erwirtschaftet 
werden. 

 

(Marco Tullner, CDU: Lehrer einstellen!) 

 

Darin sind sich die Koalitionäre einig. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ha-
be einmal gesagt, Worte zahlen keine Schulden. 
Dieses Shakespeare-Zitat kommt aus meiner 
Haushaltsrede aus dem Jahr 2014. Damals war 
ich noch Fraktionsvorsitzender. Ich denke aber, 
auch heute als Finanzminister sagen zu können, 
dass dieses Zitat nichts an Wahrheit eingebüßt 
hat. In diesem Sinne möchte ich Sie, möchte uns 
als Koalition darum bitten, achten wir auf das 
richtige Schrittmaß, und zwar sowohl für das Land 
als auch für die Kommunen. - Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei den 
GRÜNEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Herzlichen Dank, Herr Minister Schröder. - Es ist 
eine Zehnminutendebatte verabredet worden. Für 
die Fraktion DIE LINKE spricht der Fraktionsvor-
sitzende Herr Knöchel. Herr Abgeordneter, Sie 
haben das Wort. 

 

 

Swen Knöchel (DIE LINKE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen, 
meine Herren! Die Koalitionsfraktionen beantra-
gen heute die einmalige Erhöhung der Finanz-
ausgleichsmasse um 44 Millionen € und die Ver-
teilung innerhalb einer Sonderzuweisung im Ver-
hältnis der Schlüsselzuweisung auf die kommuna-
len Gruppen. Ausgezahlt werden soll das Ganze 
am 10. Oktober.  

 

Das ist in dem Finanzausgleichsgesetz dieses 
Jahres schon die zweite Sonderzuweisung, die 
Sie im Verhältnis zu den Schlüsselzuweisungen 
verteilen. 

 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD) 

 

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wird es 
noch eine dritte Sonderzuweisung geben, die Sie 
im Verhältnis für Schlüsselzuweisungen verteilen 
wollen.  

 

(Zuruf von Rüdiger Erben, SPD) 

 

Nun würde ich meine Äußerungen der letzten 
Jahre Lügen strafen, wenn ich sage, unsere Frak-
tion sagt dazu: Nein. Nein, wir sagen dazu nicht 
Nein. Trotz alledem möchte ich ein paar Dinge 
ansprechen. Der Finanzminister hat es ähnlich 
getan.  

 

Gestern wurde die kommunale Kassenstatistik 
veröffentlicht. Sie ist Ihnen zugegangen und Sie 
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haben gesehen, dass es über alle kommunalen 
Gruppen das vierte Mal in Folge mehr Einnahmen 
als Ausgaben im kommunalen Bereich gab - über 
alle Gruppen. Im Durchschnitt war der Dorfteich 
einen halben Meter tief und trotzdem ist die Kuh 
ersoffen. Deshalb wird es Zeit, dass wir nicht nur 
darüber reden, mehr Geld in die Kommunen zu 
geben, sondern die Frage stellen, wo wir das Geld 
brauchen. 

 

Es ist Zeit für Binnendifferenzierung. Der der-
zeitige kommunale Finanzausgleich ist struktur-
blind, seine Hauptangaben sind Steuerkraft und 
Einwohner. Ich habe sehr wohl Ihren Koalitions-
vertrag gelesen. Ihm entnehme ich, dass Sie 
aus diesem Grundsatz der Verteilung zunächst 
nichts ändern wollen und eine Evaluierung auf 
das Ende der Legislaturperiode schieben, was 
ich für falsch halte; denn es ist offensichtlich, 
dass Kommune in Sachsen-Anhalt nicht Kom-
mune ist, Stadt ist nicht Stadt, Region ist nicht 
Region. 

 

Wir haben sehr unterschiedliche Regionen mit 
sehr unterschiedlichen Problemen. Wenn wir die-
se alle über die Einwohner scheren, kommen 
wir möglicherweise zu keinem zutreffenden Er-
gebnis.  

 

Der Herr Finanzminister sprach an, dass er die 
Finanzstrukturkommission wieder ins Leben rufen 
möchte. Ich möchte daran erinnern, dass unsere 
Fraktion seit mehreren Jahren vorschlägt, nicht 
nur diese Form der Strukturkommission, sondern 
eine Gemeindefinanzkommission unter Einbezie-
hung kommunaler Spitzenverbände, der kommu-
nalen Gruppen, der entsprechenden Ministerien 
und Landesämter zu berufen und dort über kom-
munale Bedarfe, kommunale Unterschiede und 
Verteilmechanismen zu sprechen, damit wir am 
Ende zu einem einvernehmlichen Gesetz kom-
men können, das die Probleme unserer Kommu-
nen aufnimmt. 

 

Wie gesagt, die Verteilungsgießkanne „Einwoh-
ner“ wird dem nicht gerecht und ist auch nicht der 
Verfassungsauftrag des kommunalen Finanzaus-
gleichs. 

 

Ich möchte dafür noch einmal werben. Wir wer-
den das in der Debatte zu dem Gesetzentwurf 
mit einbringen, der sicher in den Ausschüssen 
beraten wird. Wir werden noch in diesem Jahr 
über das Finanzausgleichsgesetz für die kom-
menden Jahre sprechen, wobei wir auch darüber 
diskutieren müssen, wie wir zu dem Bedarf kom-
men. 

 

44 Millionen € wollen Sie jetzt über die Schlüssel-
zuweisung, 21 Millionen € wollten Sie heute über 
das KiFöG verteilen. Sie, Herr Finanzminister, sa-
gen, wir machen das über nicht getätigte Aus-
gaben. Das halten wir für falsch. Ich denke, wir 

müssen den Landeshaushalt in seiner Gesamtheit 
betrachten. Wir haben für den kommunalen Be-
reich Zuweisungen von 3 Milliarden €. Die stehen 
darin. 

 

(Minister André Schröder: Ja!)  

 

Schauen Sie in den Vorbericht. Damit liegen wir 
sogar ganz gut im Schnitt der fünf neuen Bun-
desländer. Das Problem ist hierbei wiederum die 
Binnendifferenzierung und die Strukturblindheit 
der Verteilung. Die Verteilmechanismen dieser 
3 Milliarden € führen nicht zu dem Ergebnis, zu 
einer ausgewogenen Finanzverteilung zu kom-
men. 

 

Aus diesem Grunde halte ich es für sinnvoll, dass 
wir, wenn wir über den kommunalen Finanzaus-
gleich reden, das komplette Paket betrachten und 
dass wir - ich habe es heute Morgen am Beispiel 
der Hochschulfinanzierung und der nicht abgeru-
fenen Wirtschaftsförderungsmittel gemacht - uns 
den Haushalt in seiner Gesamtstruktur anschauen 
und nicht darauf warten, was wird nicht oder was 
wird vielleicht nicht ausgegeben - das Prinzip 
Hoffnung. 

 

Dazu wäre das geeignete Mittel, um das Par-
lament einzubeziehen, einen Nachtragshaushalt 
einzubringen. Dann wäre es uns gelungen, über 
diese Strukturen noch einmal zu sprechen. Das 
tun Sie leider nicht. Das bedauern wir. 

 

Wie gesagt, wir werden dieses Gesetz sicher 
nicht ablehnen, weil es am Ende bedeutet: mehr 
Geld für die Kommunen. Aber ohne eine wirkliche 
differenzierte Betrachtung kommunaler Finanz-
bedarfe, fürchte ich, werden wir im nächsten Jahr, 
wenn die kommunale Kassenstatistik veröffent-
licht wird, noch einen höheren Überschuss über 
alle Kommunen sehen, ohne dass wir die Proble-
me der Kommunen, die wirkliche finanzielle Pro-
bleme haben, gelöst haben. Deswegen brauchen 
wir eine differenzierte Sicht. 

 

Lassen Sie uns bitte darüber gemeinsam reden, 
wie wir dabei vorgehen können, was uns dazu 
einfällt, und lassen Sie uns nicht nur ein einzel-
nes Gesetz, sondern den gesamten Haushalt 
betrachten. Denn es geht letztlich darum, den 
Kommunen - gestern haben Sie sich alle zur 
kommunalen Selbstverwaltung bekannt - das zu 
ermöglichen. Dazu brauchen Sie die notwendigen 
Mittel. Das FAG ist nur ein Teil dieses kommu-
nalen Gesamtfinanzpaketes. - Vielen Dank, meine 
Damen, meine Herren. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Vielen Dank, Herr Abg. Knöchel. - Für die SPD-
Fraktion spricht Frau Abg. Schindler. Sehr geehrte 
Frau Schindler, Sie haben das Wort. 
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Silke Schindler (SPD):  

 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ja, das Finanzausgleichsgesetz 
und die Vorlage hier im Parlament ist auch ein 
Teil des Sofortprogramms, was sich diese neue 
Landesregierung vorgenommen hat. 

 

Wir haben im Jahr 2010 eine Veränderung des 
Finanzausgleichsgesetzes vorgenommen, näm-
lich hin zur Einführung eines aufgabenbezogenen 
kommunalen Finanzausgleichs. Aufgabenbezo-
gen war etwas anderes, etwas Neues, weg von 
der sogenannten Verbundquote, die wir vorher 
hatten, sodass wir die Abhängigkeit von den 
Steuerschwankungen etwas verändern können. 

 

In einer Konferenz der finanzpolitischen Sprecher 
und der kommunalpolitischen Sprecher der SPD 
im letzten Herbst wurde ich gefragt, welche Er-
fahrungen wir damit gemacht haben und ob denn 
das alles so gut sei, auch im Vergleich zu dem 
vorherigen System. 

 

Insgesamt - auch das hat die kommunale Familie 
oft gesagt - ist der Blick auf den aufgabenbezoge-
nen Finanzausgleich besser, nur die Probleme 
haben sich verlagert. Wir diskutieren nicht mehr, 
ob die Verbundquote reicht, sondern wir diskutie-
ren jetzt, ob der berechnete Bedarf richtig berech-
net ist und ob er reicht. 

 

Die Krux liegt in der Bedarfsermittlung, und es war 
auch immer in der Diskussion mit den Kommu-
nen, ob diese Bedarfsermittlung richtig ist. Nun 
gehen wir damit auch den ersten Schritt in der 
Hinsicht, dass wir uns dies noch einmal anschau-
en und korrigieren. 

 

(Andreas Schumann, SPD: Genau!) 

 

Im letzten Jahr - darauf sind meine Vorredner 
ebenfalls bereits eingegangen - war die kommu-
nale Finanzausstattung sehr unterschiedlich. Wir 
haben Kommunen, die überdurchschnittlich viele 
Steuereinnahmen haben - der Minister nannte das 
Beispiel Lützen -, und wir haben natürlich auch 
Kommunen, die nie dahin kommen werden, dass 
sie genügend Steuereinnahmen haben, um zu 
einem Haushaltsausgleich zu kommen. 

 

Die Abfrage des Städte- und Gemeindebundes 
zur Kassenstatistik 2015 zeigte wieder, dass im 
Durchschnitt 62 % unserer Städte und Gemein-
den entweder keinen ausgeglichenen, keinen ver-
abschiedeten oder auch keinen genehmigungs-
fähigen Haushalt hatten. Das ist eine Zahl, die 
uns zu denken gibt, und deshalb ist es richtig 
und gut, dass wir uns als Koalitionsfraktionen vor-
genommen haben, den Finanzausgleich zu ver-
ändern.  

 

Den ersten Schritt gehen wir mit der heutigen Ge-
setzesvorlage, natürlich wieder - das war ein ein-
facher Schritt - mit einer Zuweisung im Verhältnis 

der Schlüsselzuweisungen, und ich sage an die-
ser Stelle auch: Die Schlüsselzuweisungen sind 
es, womit die Kommunen am ehesten vor Ort 
arbeiten können, bei denen sie selbst entscheiden 
und Defizite ausgleichen können. Nicht die Be-
darfs- oder Ergänzungszuweisungen, sondern ich 
verteidige den Schritt in die Schlüsselzuweisun-
gen. 

 

Wir sind mit dieser Sonderzuweisung von 44 Mil-
lionen € zwei Schwerpunkte angegangen: einmal 
die Frage der Bedarfsermittlung, die ich vorhin 
schon nannte. Streitig war immer die Frage der 
Tilgungsanteile, ob diese mitgetragen werden und 
als Bedarf angerechnet werden. Über Bench-
marks haben wir uns in der Diskussion immer 
gestritten. 

 

Einen Punkt möchte ich ebenfalls noch nennen: 
die Weiterleitung der kommunalen Entlastungen 
von 31 Millionen € an die Kommunen, die durch 
die Bundesregierung beschlossen worden ist. Das 
war auch meinerseits immer ein Wunsch, denn es 
wird immer gesagt, dass das Land von den Fi-
nanzierungen abhängig ist. Wir haben uns lange 
darüber gestritten, ob das richtig ist oder nicht. Ich 
hoffe, dass auch die nächsten Entlastungen, die 
von der Bundesseite geplant sind - Sie wissen, 
dass für 2018 bundesweit eine weitere Entlastung 
in Höhe von 5 Milliarden € geplant ist -, an die 
Kommunen weitergegeben werden, unabhängig 
davon, ob wir einen Festbetrag festlegen oder 
nicht. Dort müssen wir uns so weit ehrlich ma-
chen.  

 

Bei der Festschreibung des Betrages für die 
nächsten fünf Jahre müssen wir genau hin-
schauen, dass dies nicht wieder infrage gestellt 
wird; denn eine langfristige stabile Finanzierung 
ist vor allem den Kommunen wichtig. Deshalb 
haben sie diese Maßgabe im Koalitionsvertrag 
begrüßt, auch wenn dies ein Abweichen von un-
serem Prinzip der aufgabenbezogenen Bedarfs-
ermittlung ist. 

 

Wir sind bereits darauf eingegangen, dass es in 
einem ersten Schritt 44 Millionen € sind und dass 
im Koalitionsvertrag die 80 Millionen € stehen. An 
dieser Stelle mein Appell, auch seitens der SPD-
Fraktion, dass nach Abschluss der Beratungen zu 
diesem Gesetzentwurf auch wirklich die 80 Millio-
nen € drinstehen. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN) 

 

Denn wie wir heute in der Beratung des KiFöG 
gehört haben, haben wir zum Beispiel bei den 
Landkreisen die Besonderheit, dass sie nach der 
Systematik noch einmal 53 % der Pauschale 
drauflegen müssen. Wir haben gehört, es macht 
5,8 Millionen € Neubelastung der Landkreise aus 
dem KiFöG aus. Über die jetzige Vorlage bekom-
men die Landkreise aber 10,5 Millionen €. Das 
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heißt also, so viel Spielraum für die Landkreise 
besteht nicht mehr. Deshalb die Bitte, dass wir bei 
den 80 Millionen € bleiben und dies auf eine wirk-
liche Entlastung der Landkreise hinwirkt. 

 

Viele Punkte, die Herr Knöchel angesprochen hat, 
werden wir in einer weiteren Novelle des Finanz-
ausgleichsgesetzes betrachten und beraten. Ich 
bitte darum, dass wir die jetzige Beratung zu die-
sem Gesetzentwurf damit nicht überfrachten, weil 
wir eine schnelle Entscheidung zu diesem FAG 
haben möchten, das noch in diesem Jahr kas-
senwirksam wird, damit das Geld bei den Kom-
munen ankommt. Deshalb bitte ich um Zustim-
mung zur Überweisung an den Finanzausschuss 
zur federführenden Beratung und zur Mitberatung 
an den Innenausschuss und wünsche uns dort 
gute Beratungen. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der SPD - Zustimmung von Olaf 
Meister, GRÜNE) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Frau Abg. Schindler. - Für die Frak-
tion der AfD spricht der Abg. Herr Schmidt. Herr 
Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

 

 

Jan Schmidt (AfD): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! 
Mehr Geld für die Kommunen klingt erst einmal 
gut. Dafür ist auch die AfD, ganz klar. Herr Minis-
ter Schröder, Sie sagten vorhin, das Geld solle für 
alle sein. Wir haben bei unserem Antrag vorhin 
gemerkt, dass die Begründung der Anträge bzw. 
des Gesetzentwurfes entscheidend ist. Ich habe 
zur Begründung einige Fragen und einige Unklar-
heiten. 

 

Ich möchte einmal eine Stelle zitieren:  

 

„Die zusätzlichen Mittel sollen auch dazu 
dienen, dass die Kommunen ihre Aufgaben 
im Bereich der Flüchtlingsintegration erfül-
len können.“ 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist ihr 
Job!) 

 

Ich zitiere weiter hinten:  

 

„... insbesondere für die Integration von 
Flüchtlingen vorliegen.“ 

 

Zwei Mal die Integration von Flüchtlingen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Sie sehen, das 
ist ein wichtiges Anliegen der Koalition!) 

 

- Herr Striegel, haben Sie irgendwelche Aufmerk-
samkeitsdefizite, oder sind Sie einfach so lästig? 
Bitte einmal ruhig sein! 

 

(Beifall bei der AfD - Zuruf: Bitte vollständig 
lesen! - Hendrik Lange, DIE LINKE: Herr 
Schmidt, Sie müssen einfach mit Zwischen-

rufen leben! Das ist ein lebendiges Parla-
ment!) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Wir sind ein lebendiges Parlament, und ein Zwi-
schenruf, Herr Abg. Schmidt, ist auch ein Aus-
druck im Parlament; er ist per se keine Beleidi-
gung. Das wird auch im Plenarprotokoll vermerkt, 
damit man sehen kann, zum Beispiel im Wahl-
kreis, wie man hier reagiert. Das ist ein politisches 
Mittel. Nehmen Sie das immer nicht gleich so doll 
persönlich. 

 

(Zustimmung von der CDU) 

 
 

Jan Schmidt (AfD): 

 

Okay, ich nehme den Hinweis an. Ich bin kein 
Berufspolitiker, erst seit Kurzem. Ich habe vorher 
schon etwas Anständiges gemacht, davon abge-
sehen. 

 

(Oh! bei der LINKEN und bei der SPD) 

 

Gehen wir weiter im Text. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Das ist un-
glaublich! Was treiben Sie hier eigentlich?) 

 

Asyl ist auf Zeit, das ist ganz klar. Eine Integration 
von Asylbewerbern macht keinen Sinn, weil das 
Asyl zeitlich erlischt. Das bedeutet, dass diese 
Menschen letztlich wieder in ihre Heimat zurück-
kehren. Somit sind das ganz einfach verschwen-
dete Gelder. Das muss ganz klar sein. 

 

(Beifall bei der AfD - Sebastian Striegel, 
GRÜNE: Gestern haben Sie gefordert, die 
Leute sollen sich integrieren, und dann wol-
len Sie die Gelder nicht bereitstellen! Das 
ist doch völlig unschlüssig!) 

 

- Sie verstehen das nicht. Auch die AfD ist für eine 
Willkommenskultur. 

 

(Lachen bei der LINKEN) 

 

- Doch, ganz klar, eine Willkommenskultur für Kin-
der, und dieses Geld kann man ganz einfach für 
Kinder verwenden, für die Kommunen, weil ver-
nünftige Kommunen, die finanziell stark ausgestat-
tet sind, eine bessere Lebensqualität bieten kön-
nen. Dadurch gründen sich Familien, und wenn 
wir mehr Familien haben, haben wir mehr Kinder. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Uns sind Kin-
der allesamt wichtig, egal, wo sie geboren 
sind!) 

 

Das erledigt dann auch das demografische Pro-
blem. Aber wenn wir jedes Mal Gelder für irgend-
welche Personen verschwenden, die ohnehin nur 
zeitlich befristet und teilweise illegal hier sind, 
dann macht das alles keinen Sinn. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Asylbewerber 
sind nicht illegal hier!) 
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Deshalb lehnt die AfD-Fraktion diesen Antrag ab 
und ist für eine Überweisung in den entsprechen-
den Ausschuss. - Danke. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Schmidt. - Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht der sehr ge-
ehrte Herr Abg. Meister. Herr Meister, Sie haben 
das Wort. 

 

 

Olaf Meister (GRÜNE): 

 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herr Schmidt, Sie haben das Thema verfehlt. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU, bei 
der LINKEN und bei der SPD) 

 

Es geht um den kommunalen Finanzausgleich, 
eine relativ komplexe und sehr wichtige Materie. 
Insofern habe ich Ihre Ansage, so etwas abzu-
lehnen, überhaupt nicht verstanden. Noch dazu 
geht es darum, dass wir heute auf jeden Fall 
überweisen - das muss sein -, und wir werden das 
im Finanzausschuss unter anderem beraten. Da-
bei kann man sich noch mit den einzelnen Inhal-
ten auseinandersetzen. 

 

(Sebastian Striegel, GRÜNE: Und vor allem 
kann man sich sachkundig machen, das 
hilft auch!) 

 

- Ja, das werden wir dann natürlich versuchen. 

 

Das Finanzausgleichsgesetz ist eine der bestän-
digen gesetzlichen Großbaustellen in unserem 
Land und häufiger Debattengegenstand im Land-
tag. Das ist angesichts der Bedeutung des Geset-
zes für die Finanzierung unserer Kommunen und 
damit der Vielzahl von Aufgaben, die von den 
Kommunen wahrgenommen werden, nicht ver-
wunderlich. 

 

Wir hatten in der Vergangenheit engagierte De-
batten darüber, ob die von uns als Land gewährte 
finanzielle Ausstattung für die kommunale Auf-
gabenwahrnehmung ausreichend ist. Regelmäßig 
hatte ich hier die Gelegenheit, aus der Opposition 
heraus die mangelhafte Finanzierung zu kritisie-
ren.  

 

Besonderer Kritikpunkt war der Umstand, dass 
das Land zwar einerseits ausgeglichene Haus-
halte vorgelegt hat und sogar - an sich erfreulich - 
in die Schuldentilgung einsteigen konnte, aber 
andererseits die kommunalen Kassenkredite an-
gestiegen sind. Damit wurde deutlich, dass wir 
die Gesundung des Landeshaushaltes zumindest 
zum Teil auf dem Rücken der Kommunen aus-
trugen. 

 

Da war es nicht sonderlich überraschend, dass 
sich die Kommunen unseres Landes unfair be-

handelt fühlten. Das Klima zwischen Landesregie-
rung und kommunalen Spitzenverbänden wirkte 
ausgesprochen frostig. Der Minister ist heute 
teilweise darauf eingegangen sowie auf den 
Wunsch, dies zu ändern.  

 

An der kommunalen Basis wurde und wird be-
klagt, dass vielerorts die Gestaltungsmöglichkei-
ten auf ein Minimum eingeschränkt sind oder 
ganz fehlen. Ohne finanzielle Spielräume bleibt 
nur die schlichte Abarbeitung der auf das Not-
wendigste reduzierten Pflichtaufgaben. Das hat 
mit kommunaler Selbstverwaltung nichts mehr zu 
tun. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der 
CDU) 

 

Ein weiterer zentraler Kritikpunkt war die Tat-
sache, dass sich eigene Konsolidierungsbemü-
hungen der Kommunen nicht lohnen. Wenn sich 
erreichte Einsparungen oder erzielte Mehrein-
nahmen nicht positiv auf den jeweiligen kommu-
nalen Haushalt auswirken, sondern letztlich kom-
plett für den Landeshaushalt abgeschöpft werden, 
sind Konsolidierungsbemühungen nicht eben at-
traktiv. Obwohl es Kommunen mit Konsolidie-
rungsbedarf und auch -möglichkeiten gibt, unter-
blieben diese Konsolidierungen mangels entspre-
chenden Anreizes. Den Schaden haben unsere 
öffentlichen Haushalte insgesamt. 

 

Vor diesem Hintergrund gehört es im Finanz-
bereich zu einer wichtigen GRÜNEN-Priorität, dort 
etwas zu tun. Erfreulicherweise war in den ent-
sprechenden Verhandlungsgruppen zum Koali-
tionsvertrag festzustellen, dass das Problem-
bewusstsein bei allen drei Koalitionspartnern vor-
handen war und alle drei auf deutliche Änderun-
gen im Bereich der kommunalen Finanzausstat-
tung drängten. Dieser Situation ist es zu verdan-
ken, dass es gelang, im Koalitionsvertrag dann 
auch tatsächlich einen beachtlichen Kurswechsel 
zu vereinbaren. 

 

Der Vertrag enthält nicht nur ein Bekenntnis zu 
den Kommunen als Keimzelle der Demokratie, 
sondern - für Koalitionsverträge eher ungewöhn-
lich - handfeste konkrete Zahlen. Herr Borgwardt 
ist vorhin darauf eingegangen, dass es in Koaliti-
onsverträgen sonst immer nur die große Richtung 
gab. Hier haben wir uns entschieden, weil wir uns 
auch daran messen lassen wollen und müssen, 
konkrete Zahlen hineinzuschreiben. 

 

(Zustimmung bei der CDU) 

 

Im Kern bleibt es bei der Aufgabenbezogenheit 
des FAG, aber eben mit deutlich verbesserter 
finanzieller Ausstattung.  

 

Ab 2017 will „Kenia“ den Kommunen jährlich 
182 Millionen € mehr zur Verfügung stellen und 
die Finanzausgleichsmasse verlässlich für die ge-
samte Legislaturperiode auf die neue Höhe fest-
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schreiben. Das ist ambitioniert und eine drasti-
sche Abkehr von der bisherigen Situation.  

 

Allerdings ist es auch so - das muss man fairer-
weise sagen -, dass die kommunalen Spitzen-
verbände noch höhere Werte gefordert haben, 
300 Millionen € standen im Raum. Ich habe aber 
noch in Oppositionszeiten gesagt: 300 Millionen 
- ich kann mir nicht vorstellen, wie man das finan-
zieren kann; und dabei sind wir am Ende auch 
nicht gelandet. Aber ich meine, wir gehen einen 
richtigen Schritt. 

 

(Siegfried Borgwardt, CDU: Das geht schon 
so lange, Herr Kollege Meister, wie es Fi-
nanzen von Bund und Ländern gibt! Das ist 
so!)  

 

- Ja, Wünsche darf man ja haben. 

 

Die 182 Millionen € mehr werden den Haushalts-
gesetzgeber stark fordern. Der Konsolidierungs-
rahmen des Landes ist schließlich gesetzt. Weder 
neue Schulden noch eine Gefährdung der an die 
Einhaltung des Konsolidierungspfades geknüpften 
Konsolidierungshilfe des Bundes sind akzeptable 
Optionen. Der jetzt eingeschlagene, für den Lan-
deshaushalt schwierige Weg ermöglicht nun aber 
eine wirkliche gemeinsame Betrachtung der ver-
schiedenen öffentlichen Haushalte, nämlich von 
Land und Kommunen, die wir nun zusammen 
denken wollen. Das sichert das partnerschaftliche 
Miteinander von Land und Kommunen und vor 
allem zum Wohle aller die Wahrnahme der öf-
fentlichen Aufgaben der Kommunen. Es gibt wie-
der Spielräume für die kommunale Selbstverwal-
tung. 

 

Der heute zur ersten Lesung vorliegende Gesetz-
entwurf enthält nur einen kleinen ersten, aber 
eben sehr schnellen Schritt. Im Prinzip ändern wir 
zunächst nur eine Zahl im Gesetz mit dem Ergeb-
nis, dass noch in diesem Jahr 44 Millionen € mehr 
an die Kommunen ausgezahlt werden. Wir kassie-
ren damit praktisch unmittelbar nach Amtsantritt 
der Kenia-Koalition die vielfach kritisierten Ansät-
ze des sogenannten Benchmarks im Finanzaus-
gleichsgesetz und die Kürzung des Tilgungs-
anteils; meine Vorredner sind bereits darauf ein-
gegangen. 

 

Das macht insgesamt diese 44 Millionen € aus. 
Den noch anstehenden Punkt Anrechnung der 
Bundesentlastung haben wir noch nicht berück-
sichtigt; denn das Verhandlungsergebnis bezüg-
lich der Bundesentlastung steht noch aus.  

 

Klar ist, dass wir damit nur   e i n e n   Schritt zur 
Umsetzung des Koalitionsvertrages und zur Ver-
besserung gegangen sind. Der größere Teil der 
Wegstrecke liegt noch vor uns. Wir müssen noch 
in diesem Jahr eine größere Novelle des FAG 
vorlegen. Der Ministerpräsident hat es vorhin in 
seiner Regierungserklärung dargelegt. Dort sind 

nicht nur die finanziellen Angelegenheiten zu re-
geln, sondern auch die vereinbarten systemati-
schen Veränderungen vorzunehmen. Vor allem 
müssen wir eine Situation herbeiführen, in der 
die Kommunen von den eigenen Konsolidierungs-
erfolgen profitieren können.  

 

Vereinbart haben wir aber auch weitere Verände-
rungen bis hin zu einer Änderung in der Binnen-
verteilung der Schlüsselzuweisungen. Herr Knö-
chel war auf spezielle Probleme eingegangen, die 
es dabei tatsächlich gibt und über die wir reden 
müssen. Lassen Sie uns heute den ersten not-
wendigen Schritt gehen. Ich bitte um die Über-
weisung des Gesetzentwurfes an die Ausschüsse. 
- Danke schön. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU, bei 
der SPD und von der Regierungsbank) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Meister. - Für die CDU-
Fraktion spricht die sehr geehrte Abg. Frau Feuß-
ner. Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort.  

 

 

Eva Feußner (CDU):  

 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
In den vergangenen 25 Jahren haben wir als 
Land Sachsen-Anhalt - im Übrigen auch alle an-
deren ostdeutschen Bundesländer - intensive 
Anstrengungen unternommen, um teilungsbeding-
te Standortnachteile abzubauen, Unternehmen 
anzusiedeln und ihre bzw. unsere Wirtschaftskraft 
zu stärken.  

 

Die wirtschaftlichen Erfolge schlagen sich bislang 
nicht ausreichend in der Steuerkraft unseres Lan-
des und unserer Gemeinden nieder. Insbeson-
dere aufgrund geringer Bemessungsgrundlagen 
- ich nenne nur Einkommen, Gewinne und Ver-
mögen - und der Systematik der primären Steuer-
zuordnung bleibt die Finanzkraft weit hinter der 
Wirtschaftskraft zurück.  

 

Unser Steueraufkommen je Einwohner liegt bei 
ca. 54 % des bundesdeutschen Durchschnitts. Bei 
den Gemeindesteuern ergibt sich ein ähnliches 
Bild. Charakteristisch für die ostdeutschen Länder 
ist also weiterhin eine flächendeckende Finanz-
schwäche.  

 

Um dennoch bundesweit und auch landesweit 
annährend gleiche Lebensverhältnisse zu ge-
währleisten, müssen wir als Land über den Län-
derfinanzausgleich des Bundes und in unserem 
Land über unser Finanzausgleichsgesetz für die 
Gemeinden eine finanzielle Ausstattung gewähr-
leisten, die sie dazu befähigt, die ihnen obliegen-
den Aufgaben zu erfüllen.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Warum trage ich 
Ihnen jetzt diesen Ihnen allen sicherlich bekann-
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ten Sachverhalt vor? - Ich möchte darauf auf-
merksam machen, dass eine ausreichende Fi-
nanzausstattung unseres Landes, und hier vor 
allem unserer Kommunen, der Schlüssel für eine 
positive Entwicklung unseres Landes ist.  

 

Eine auskömmliche Finanzierung unserer Kom-
munen ist die Voraussetzung dafür, dass unsere 
Kommunen ihre Aufgaben erfüllen können und 
weiter an ihrer Haushaltskonsolidierung arbeiten 
können. Deshalb bringen wir heute diesen Ge-
setzentwurf ein, wohl wissend, dass wir damit 
unserem eigenen Anspruch noch nicht vollständig 
gerecht werden. Das hat unser Finanzminister 
bereits erläutert.  

 

Wir werden aber gemeinsam daran arbeiten, die-
sem Anspruch gerecht zu werden. Deshalb haben 
wir der Finanzausstattung der Kommunen in un-
serem Koalitionsvertrag die Priorität eingeräumt. 
Unsere Kommunen sind die Keimzelle unser De-
mokratie. Wenn unsere Kommunen aufgrund 
finanzieller Probleme nicht mehr bzw. kaum noch 
handlungsfähig sind, wird dies erhebliche Folgen 
haben und auch radikalen Gruppierungen Tür und 
Tor öffnen.  

 

In diesem Sinne haben wir alle eine sehr hohe 
Verantwortung, welche auch in unserer Verfas-
sung festgeschrieben ist. Das Parlament bzw. die 
Koalitionsfraktionen und unsere Landesregierung 
ebenso werden demzufolge die nötigen Voraus-
setzungen dafür schaffen, obwohl die finanziel-
len Voraussetzungen des Landes, wie ich sie 
bereits beschrieben habe, nicht viel Spielraum 
lassen.  

 

Die Konsolidierungshilfevereinbarung mit dem 
Bund - auch darauf ist der Finanzminister einge-
gangen - wollen wir weiterhin einhalten - so haben 
wir es im Koalitionsvertrag festgehalten -, um den 
Anspruch auf eine jährliche Konsolidierungshilfe 
des Bundes in Höhe von 80 Millionen € in keiner 
Weise zu gefährden.  

 

Lassen Sie mich nun am Ende noch eines bemer-
ken: Für uns, das heißt für uns alle, für das Land 
und für die Kommunen, gilt der Grundsatz einer 
sparsamen und sehr umsichtigen Haushaltspolitik, 
und diese wollen wir betreiben, nicht nur im Sinne 
des Steuerzahlers, sondern auch im Sinne un-
serer nachfolgenden Generationen. Deshalb bitte 
ich um Zustimmung zu einer Überweisung die-
ses Gesetzentwurfes in den Ausschuss. - Vielen 
Dank.  

 

(Beifall bei der CDU) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Frau Abg. Feußner. - Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir kommen zum 
Abstimmungsverfahren zur Drs. 7/68. Ich habe 
von allen Fraktionen gehört, dass eine Über-

weisung gewünscht ist, deshalb gehe ich von 
einer Überweisung aus. - Ich sehe keine Wider-
rede.  

 

Es wurde beantragt, den Gesetzentwurf zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuss für Finan-
zen und zu Mitberatung an den Ausschuss für 
Inneres und Sport zu überweisen. Gibt es da-
gegen Widerspruch? - Ich sehe, das ist nicht 
der Fall. Wer der Überweisung des Gesetzent-
wurfes in der Drs. 7/68 zur federführenden Be-
ratung an den Ausschuss für Finanzen und zur 
Mitberatung an den Ausschuss für Inneres und 
Sport zustimmt, den bitte ich um das Kartenzei-
chen. - Gegenprobe! - Gibt es Stimmenthaltun-
gen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ge-
setzentwurf in die genannten Ausschüsse über-
wiesen worden und der Tagesordnungspunkt 6 ist 
erledigt.  

 
 

Wir kommen zum 

 
 
 

Tagesordnungspunkt 15  

 

Beratung 

 

Bestätigung der Benennung eines stellvertre-
tenden Mitglieds im Ausschuss der Regionen 
der Europäischen Union (AdR) 

 

Antrag Landesregierung - Drs. 7/59 

 
 
 

Einbringer ist der sehr geehrte Staatsminister Herr 
Robra. Herr Staatsminister, Sie haben das Wort. 
Es ist verabredet worden, keine Debatte zu füh-
ren.  

 

 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Den 
Antrag, der Ihnen in der Drs. 7/59 vorliegt, be-
gründe ich wie folgt: Im Ergebnis der Landtags-
wahl im April dieses Jahres sind zwei der vier 
Vertreter des Landes Sachsen-Anhalt im Aus-
schuss der Regionen neu zu benennen. Staats-
sekretär Herr Dr. Schneider und der Abg. Ralf 
Geisthardt üben die Funktion, auf deren Grundla-
ge sie seinerzeit in den Ausschuss der Regionen 
entsandt worden sind, weiter aus und behalten 
daher gemäß Artikel 300 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auch ihr 
AdR-Mandat.  

 

Der Abg. Tögel gehört dem Landtag nicht mehr 
an, wie alle wissen, und der Kollege Felgner hat 
eine neue Funktion übernommen, die einer Fort-
dauer seines Amtes im AdR entgegensteht, so-
dass diese beiden AdR-Mandate für die restliche 
Dauer der sechsten Mandatsperiode neu besetzt 
werden müssen.  

 

Die Koalitionspartner haben dazu vereinbart, dass 
das Benennungsrecht für das ordentliche Mitglied 

http://www.arl-net.de/content/behoerden-und-institutionen-deutschland-und-europa#Sachsen-Anhalt
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bei der SPD und das für das stellvertretende Mit-
glied bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN liegt. Auf 
deren Vorschlag hin hat die Landesregierung am 
24. Mai 2016 Frau Abg. Katrin Budde als Mitglied 
und den früheren Landtagsabgeordneten Sören 
Herbst als stellvertretendes Mitglied für den AdR 
benannt.  

 

Frau Budde übt ein Wahlmandat aus und erfüllt 
damit die Voraussetzungen nach Artikel 300 
Abs. 3 des genannten Vertrages. Das gilt für den 
früheren Abg. Herbst nicht mehr. Deswegen be-
darf er, so wie im Übrigen auch die Vertreter der 
Landesregierung, einer Bestätigung durch den 
Landtag.  

 

Infolge dieser Bestätigung wird er dann gehalten 
sein, so wie das auch für Dr. Schneider gilt, im 
Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten sowie Medien regelmäßig über seine Tä-
tigkeit im Ausschuss der Regionen zu berich-
ten. Ich bitte darum, dem Antrag zuzustimmen. 
Ich möchte nicht versäumen, den früheren Mit-
gliedern Herrn Tögel und Jörg Felgner für ihre 
Arbeit im Ausschuss der Regionen herzlich zu 
danken.  

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD)  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Staatsminister. Es gibt eine 
Nachfrage des Abg. Gallert. - Herr Vizepräsident, 
bitte.  

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Diesmal spreche ich aber als Abgeordneter. - Herr 
Robra, Folgendes: Wenn ich es richtig verstanden 
habe, dann ist es mit Blick auf die bisherige Be-
setzung so, dass Herr Felgner diese Funktion 
verlässt, weil er Minister geworden ist, dass Herr 
Tögel diese Funktion verlässt, weil er nicht mehr 
Mitglied des Landtages ist und Frau Budde von 
der Landesregierung benannt worden ist. Und 
heute stimmen wir darüber ab, ob Herr Herbst ein 
entsprechendes Mandat erhält.  

 

 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Nein. Es ist differenzierter. Herr Herbst ist auch 
von der Landesregierung benannt worden. Wir 
haben seit jeher die Praxis, wenn die Landes-
regierung jemanden benennt, der nicht per se die 
Voraussetzungen dieses Vertrages über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union mitbringt, der 
also MdL ist, dann bedarf er, um im Verhältnis 
zum AdR legitimiert zu sein, einer Zustimmung, 
einer Legitimation durch den Landtag, die wir in 
diesem Verfahren schon seit vielen Jahren herbei-
führen.  

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Ich wollte genau auf dieses Verfahren eingehen. 
Ich habe die Drucksachen vom 10. September 
2014, als wir das letzte Mal diese Besetzung rea-
lisiert haben, vor mir. Diese Besetzungen sind 
damals eigentlich bis zum Jahr 2020 realisiert 
worden, also für die gesamte Legislaturperiode 
des ADr. Dies hat bei mir tatsächlich den offen-
sichtlichen Irrtum aufkommen lassen, dass zum 
Beispiel Herr Tögel auch bis zum Jahr 2020 Mit-
glied des AdR ist.  

 

Interessant ist, Herr Robra, dass wir damals, im 
Jahr 2014, auch die Mitglieder des Landtages, 
nämlich den Kollegen Tögel und den Kollegen 
Geisthardt, hier im Haus gewählt haben.  

 
 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Richtig.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Beziehungsweise haben wir einem Antrag auf 
Benennung zugestimmt. Das verstehe ich, ehrlich 
gesagt, nicht.  

 
 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Das kann ich Ihnen relativ leicht erklären.  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Sie wissen doch noch gar nicht, was ich nicht 
verstehe.  

 
 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Doch! 

 

(Heiterkeit bei der LINKEN)  

 
 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Okay. Dann versuchen Sie es.  

 
 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Ich vermute es. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Warten Sie, Herr Robra, gleich kommt es.  

 
 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Wir, die Landesregierung, haben in früherer Pra-
xis, ohne dazu gezwungen zu sein, sozusagen 
kraft eigener Machtvollkommenheit gesagt, wir 
besetzen nur ein Mandat und das andere Man-
dat - damals hatten wir nur ein Mitglied und einen 
Stellvertreter - geben wir dem Landtag zur freien 
Verfügung.  

 

Vorübergehend haben wir - das ändert sich im 
Ausschuss der Regionen immer wieder - zwei Mit-
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glieder und zwei Stellvertreter. Deswegen hatten 
wir damals gesagt: Die Landesregierung besetzt 
zwei Mandate und überträgt das Besetzungsrecht 
für zwei Mandate an den Landtag. 

 

In dieser Legislaturperiode haben sich die Koali-
tionspartner dazu entschieden, die gesamte Be-
nennung durch die Landesregierung vornehmen 
zu lassen. Deswegen hat die Landesregierung in 
diesem Falle die Abg. Katrin Budde mit der Legi-
timation, die sie schon hat, benannt und bittet um 
Zustimmung für die Benennung des Abg. Herbst. 
Wir haben, das haben Sie richtig erkannt, das 
Verfahren insofern verändert.  

 

 

Wulf Gallert (DIE LINKE):  

 

Danke.  

 

(Zuruf von Minister Marco Tullner)  

 

 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Bitte schön.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Staatsminister. Natürlich ist das 
Mitglied des Landtages a. D. Herr Sören Herbst 
gemeint, um es korrekt zu sagen.  

 

Es gibt eine weitere Nachfrage. Herr Staatsminis-
ter, Sie können noch einmal zum Pult zurück. Der 
Abg. Herr Hövelmann hat noch eine kurze Nach-
frage.  

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Die Betonung liegt auf „kurz“. - Herr Präsident, Sie 
haben mich gerade mit der Zitierung der Vorlage 
zu dieser Nachfrage provoziert. Meines Wissens 
gibt es keine Bezeichnung MdL a. D. Ich bitte 
darum, dass wir diese dann auch nicht erfinden. 
Wir benennen Herrn Sören Herbst.  

 

(Zustimmung von Oliver Kirchner, AfD) 

 

 

Rainer Robra (Staatsminister):  

 

Das ist richtig. Aber es ist auch nicht verboten, die 
Bezeichnung MdL a. D. zu führen - wer es möch-
te.  

 

(Heiterkeit bei der CDU und bei der SPD 
- Wulf Gallert, DIE LINKE: Wirf einem Juris-
ten einen falschen Begriff vor!) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Herr Staatsminister. - Jetzt wird es lusti-
ger. Manche freuen sich auch über die Bezeich-
nung Minister a. D. 

 

 

Holger Hövelmann (SPD):  

 

Die gibt es wirklich.  

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
kommen zur Abstimmung über die Drs. 7/59. Wer 
der Benennung der Mitglieder im Ausschuss der 
Regionen zustimmt, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Das sind die Koalitionsfraktionen und 
die Linksfraktion. Gegenstimmen? - Viele von der 
AfD-Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? - Dann 
war es eben wohl die komplette AfD-Fraktion. Sie 
müssen schon richtig abstimmen; ich habe das 
genau gesehen. - Danke schön. Damit ist diese 
Abstimmung vollzogen worden; der Benennung ist 
somit zugestimmt worden. Der Tagesordnungs-
punkt 15 ist erledigt.  

 

 

Ich rufe auf den  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 16 

 

Erste Beratung  

 

Unterrichtsversorgung im kommenden Schul-
jahr gewährleisten und Ausstattung der Schu-
len mit pädagogischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern verbessern  

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/60 

 
 
 

Einbringer ist der sehr geehrte Herr Abg. Lipp-
mann. Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Es ist für mich in dieser Funktion das 
erste Mal, dass ich in diesem Haus spreche, und 
das - wie überraschend - zum Thema Unterrichts-
versorgung.  

 

Die Versorgung der Schulen mit ausreichend und 
gut qualifizierten Lehrkräften wie mit pädagogi-
schen Mitarbeiterinnen ist eine der wichtigen 
Pflichtaufgaben der Landesregierung. Es ist ein 
Thema mit vielen Zahlen, das gelegentlich eine 
erhebliche Detailkenntnis erfordert und schon 
deshalb für parlamentarische Debatten eigentlich 
wenig geeignet und wenig interessant ist.  

 

Nun hat sich das mit dem parlamentarischen Inte-
resse allerdings schon in der letzten Legislatur-
periode grundlegend geändert; denn die Vorgän-
gerregierung hat sich dieser Aufgabe über die 
gesamte letzte Wahlperiode hinweg mit bemer-
kenswerter Konsequenz und Durchhaltevermögen 
entzogen.  

 

(Eva Feußner, CDU: Das ist mir neu!) 

 

Statt über ein Jahrzehnt lang an einer extremen 
Begrenzung von Neueinstellungen festzuhalten, 
hätten schon vor fünf Jahren, zum Beginn der 
letzten Legislaturperiode, in diesem Hause Dis-
kussionen geführt und Entscheidungen getroffen 
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werden müssen, die wir jetzt zwar endlich und 
hoffentlich auf den Tisch bekommen, denen wir 
aber nun fast hoffnungslos hinterherlaufen müs-
sen. Andere, benachbarte Bundesländer haben 
diese Situation drei, vier Jahre früher erkannt und 
darauf reagiert. Diese hatten aber auch keinen 
Oberaufseher über ein PEK und über einen NEK, 
wie wir es bei uns hatten.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Immerhin ist nun aus dem Koalitionsvertrag der 
neuen Landesregierung herauszulesen, dass der 
Schaden, der entstanden ist, zumindest dem 
Grunde nach nicht mehr bestritten wird. Das ist an 
sich aber noch keine große Leistung; denn schon 
seit mindestens zwei Jahren pfeifen es die Spat-
zen von den Dächern, dass es mehr und mehr 
Schulen gibt, die nicht einmal mehr in der Lage 
sind, das geforderte schulische Grundangebot 
sicherzustellen, von Reserven für den Vertre-
tungsunterricht beim Ausfall von Lehrkräften ganz 
zu schweigen.  

 

Im jetzt bald zu Ende gehenden Schuljahr hat 
schon fast jede dritte Schule keine hundertprozen-
tige Unterrichtsversorgung mehr. Die Hilferufe aus 
den Schulen, von Eltern, von Lehrern und von 
Personalräten stapeln sich inzwischen auf unse-
ren Tischen. Das jüngste Beispiel kommt von der 
Förderschule für geistig Behinderte aus Groß-
kayna. Das ist nur ein Beispiel von vielen.  

 

Wenn es noch eines letzten Nachweises für den 
über Jahre aufgelaufenen Lehrermangel bedurft 
hätte, dann ist dieser mit der Meldung über die 
Geschäftsaufgabe der freien Sekundarschule in 
Hedersleben passend zu unserer heutigen Debat-
te geliefert worden. Diese Entwicklung, Kollegin-
nen und Kollegen, war voraussehbar, aber - ich 
gebe es zu - es hat auch mich überrascht; denn 
ich habe erst im nächsten oder übernächsten 
Schuljahr damit gerecht. Es kommt früher als 
erwartet.  

 

Zurückgeblieben aus der letzten Legislaturperiode 
ist also ein Scherbenhaufen bei der Personalaus-
stattung in unseren Schulen, über dessen Größe 
wir hier im Hohen Haus allerdings bis heute im 
Unklaren sind. Deshalb besteht auch eine erheb-
liche Unklarheit darüber, welcher Instrumente es 
jetzt bedarf, um diesen Scherbenhaufen schnellst-
möglich und vollständig zu beseitigen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Wir alle sind es den Schülerinnen und Schülern, 
den Eltern und diesem Land schuldig, dass wir 
jetzt alles in die Waagschale werfen, um den 
Schaden zumindest zu begrenzen und den Kar-
ren, der tief im Sumpf steckt, mit aller Kraft wieder 
flott zu bekommen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

Insofern habe Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Regierungsfraktionen, mit dem Koali-
tionsvertrag zwar schon einmal geblinkt und damit 
einen beabsichtigten Richtungswechsel angedeu-
tet, aber umgesteuert haben Sie noch längst 
nicht. Wir sind sehr skeptisch und haben die Sor-
ge, dass die Dimension des Problems weiterhin 
verkannt und kleingeredet wird, dass die Schritte 
zwar prinzipiell in die richtige Richtung gehen, 
aber weiterhin zu klein und verzagt sind und vor 
allem zu spät kommen. Wir befürchten, dass Sie 
weiterhin mit Zahlenspielereien und Taschenspiel-
tricks die wirklichen Verhältnisse in unseren Schu-
len verschleiern und das Parlament in Unkenntnis 
halten werden. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das zeigt sich im Koalitionsvertrag, und das zeigt 
sich auch in der aktuellen Ankündigung, jetzt un-
verzüglich weitere 270 Lehrkräfte einzustellen. Es 
weiß wieder niemand, was die verschiedenen 
Zahlen bedeuten und was sie miteinander zu tun 
haben. Noch einigermaßen erkennbar und ver-
ständlich ist das Ziel, landesweit im Durchschnitt 
eine Unterrichtsversorgung von 103 % zu errei-
chen. Das ist im Übrigen eine eher bescheidene 
Zielmarke; denn erst ab 105 % kann von einer 
ausreichenden Versorgung der Schulen mit Lehr-
kräften gesprochen werden. In alten Koalitionsver-
trägen mit standen auch schon 108 %.  

 

Diese Klarheit endet aber schlagartig, wenn es 
um die Frage geht, welche Schritte und Maßnah-
men erforderlich sind, um diesem Ziel zumindest 
nahezukommen. Woher kommt die Zahl 270 im 
Koalitionsvertrag und was ist sie wert? Was wer-
den diese zusätzlichen Einstellungen für die tat-
sächliche Unterrichtsversorgung im neuen Schul-
jahr bringen, vorausgesetzt die Lehrkräfte können 
so kurzfristig noch gefunden werden?  

 

Wenn wir in das laufende Schuljahr schauen, 
dann stellen wir fest: Es ist gekennzeichnet durch 
die schlechteste Unterrichtsversorgung, so weit 
wir überhaupt zurückdenken können.  

 

(Beifall bei der LINKEN und bei der AfD) 

 

Gestartet wurde es im September des letzten 
Jahres mit wiederholten Kürzungen des Unter-
richtsangebotes durch die sogenannten bedarfs-
mindernden Maßnahmen und zusätzlich durch ein 
Abschmelzen der Vertretungsreserve auf inzwi-
schen weniger als 1 % - 100,9 % sollte die Unter-
richtsversorgung gewesen sein.  

 

Im Laufe des Schuljahres hat sich die Situation 
aufgrund steigender Schülerzahlen und erheb-
licher Personalabgänge aber weiter zugespitzt. 
Würde die Unterrichtsversorgung jetzt zum En-
de des Schuljahres ermittelt, müsste wahrschein-
lich erstmals in der Geschichte dieses Landes 
eine Lehrkräfteversorgung festgestellt werden, die 
landesweit unter der 100-Prozent-Marke liegt.  
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Wird sich gegenüber dem laufenden Schuljahr 
überhaupt etwas verbessern? Oder werden sich 
die Verhältnisse lediglich nicht noch weiter ver-
schlechtern? Welche Unterrichtsversorgung kann 
bei dieser Ausgangssituation im besten Fall er-
reicht werden? Wie groß bleibt das Defizit, die 
Lücke, zu den 103 %?  

 

All das alles wissen wir derzeit nicht. Ich vermute, 
dass auch der Herr Minister das im Anschluss 
nicht sagen will oder es möglicherweise nicht 
sagen kann. Denn derzeit befinden wir uns in 
einer permanenten Abwärtsbewegung bei der 
Bedarfsabdeckung in den Schulen: so etwas wie 
mittlere Schuljahre, nicht mehr so gut wie das 
vorangegangene, aber noch nicht so schlecht wie 
das folgende.  

 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, darf sich 
nicht fortsetzen. Wir brauchen endlich Klarheit 
und Wahrheit in diesem Hause dazu, was diese 
Zahlen bedeuten. Wir müssen verlässlich wissen, 
wie viele Lehrkräfte tatsächlich vor den Schülern 
stehen und wie viel ordentlicher Unterricht damit 
angeboten werden kann.  

 

(Beifall bei der LINKEN und bei der AfD) 

 

Deshalb wollen wir von der neuen Landesregie-
rung einen - wir haben es so genannt, auch wenn 
das ein Begriff ist, den man gern im Finanzminis-
terium verwendet - aktuellen Kassensturz beim 
Personal. Die Karten müssen auf den Tisch. Ehr-
liche Zahlen, vollständige Zahlen, die man ein-
schätzen kann, sind die Voraussetzung, um das 
Versteckspiel um die Unterrichtsversorgung hier 
im Parlament und in der Öffentlichkeit beenden zu 
können. Wir brauchen auch mehr Daten aus dem 
Ministerium, als sie die bisherige Berichterstattung 
enthält. 

 

Wir wollen vor allem, dass nach diesem Kas-
sensturz das Ziel der Unterrichtsversorgung von 
103 % ernsthaft und konsequent angegangen 
wird. Das heißt schlichtweg, dass so viele Stel-
len ausgeschrieben werden müssen, wie für 
die 103 % unter realistischen Annahmen tat-
sächlich erforderlich sind, und nicht dass Fanta-
siezahlen wie die 270, die aus irgendwelchen 
anderen Kontexten gewonnen werden, genannt 
werden. Wir wissen selbstverständlich, dass bei 
der Ausbildung der Lehrkräfte im Lande keine 
Vorsorge getroffen wurde, um für einen schnellen 
Aufwuchs bei den Neueinstellungen gerüstet zu 
sein.  

 

Es ist auch unklar, in welchem Umfang Lehrkräfte 
außerhalb des Landes für unseren Schuldienst 
gewonnen werden können. Aber all das ist kein 
Grund, es nicht mit allen Kräften, mit aller Ener-
gie, mit Fantasie und mit hoher Flexibilität zu ver-
suchen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

Hier kann ich den Schulbehörden und dem neuen 
Bildungsminister, der vor einiger Zeit seinen Eid 
„mit Gottes Hilfe“ geschworen hat, unter Bezug-
nahme auf eine bekannte christliche Botschaft nur 
den Rat geben: Herr Tullner, machen Sie die Tore 
weit und die Türen im Lande hoch.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Schicken Sie niemanden mehr weg, der bei uns 
als Lehrkraft arbeiten möchte und dazu in der 
Lage ist. Das werden, weil der Bedarf so groß ist, 
auch Lehrkräfte ohne zweites Staatsexamen oder 
ohne Lehrbefähigung sein. Diese müssen jedoch 
von Beginn an und systematisch für die Arbeit als 
Lehrkraft befähigt werden; denn sonst sind sie 
nach kurzer Zeit wieder aus dem Schuldienst 
verschwunden. Das besagen die Erfahrungen. 
Wir erwarten deshalb vom Bildungsministerium 
ein Qualifizierungsangebot, mit dem allen Be-
schäftigten ohne vollständige Lehrerausbildung 
die Möglichkeit eröffnet wird, berufsbegleitend die 
volle Qualifikation zu erreichen und damit letztlich 
auch die gleiche Bezahlung zu erhalten. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Last, but not least weisen wir darauf hin, dass in 
unseren Schulen nicht nur Lehrkräfte eine unver-
zichtbare Arbeit leisten, sondern auch pädago-
gische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In diesem 
Bereich ist die Versorgungssituation jedoch noch 
viel dramatischer als bei den Lehrkräften; denn 
diese Beschäftigtengruppe war für alle Vorgänger-
regierungen seit der Kommunalisierung der ehe-
maligen Schulhorte nichts als ein Steinbruch in 
der Personalentwicklung.  

 

Aber auch hierzu hat sich die neue Landesregie-
rung im Koalitionsvertrag endlich etwas vorge-
nommen, nämlich einen Personalbestand von 
1 800 Stellen zu sichern, was zwar auch nur ein 
bescheidenes Ziel ist, aber es ist immerhin end-
lich überhaupt eines.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Auch dafür müssen unverzüglich und in erheb-
lichem Umfang Neueinstellungen erfolgen; denn 
der aktuelle Personalbestand ist schon jetzt klei-
ner und er sinkt weiter. Dazu hört man bisher aus 
den Schulbehörden aber nichts. Ich hoffe sehr, 
dass wir gleich in dem Beitrag von dem Herrn 
Minister auch etwas dazu hören werden, was sich 
diesbezüglich ändern wird.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Schuljahr 
2015/2016 ist in drei Wochen zu Ende. Normaler-
weise sollte das neue Schuljahr bereits so weit 
vorbereitet sein, dass spätestens am letzten 
Schultag des alten Schuljahres alle Lehrkräfte, die 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie die Schülerinnen und Schüler wissen, wer 
im nächsten Schuljahr mit wem zu tun haben wird.  
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So weit wie in diesem Jahr waren wir von diesem 
Ziel schon lange nicht mehr entfernt. Erst in der 
kommenden Woche sollen die 270 zusätzlichen 
Stellen ausgeschrieben werden, was natürlich viel 
zu spät ist und alle Beteiligten vor große Proble-
me stellen wird. Wie wir uns die neue Ausschrei-
bungspraxis und Einstellungspolitik vorstellen, um 
so weit wie nur irgendwie möglich Lehrkräfte ge-
winnen und einsetzen zu können, versuchen wir 
in unserem Antrag inhaltlich zu fassen.  

 

Herr Minister, Sie haben jetzt die Chance, vieles 
richtig zu machen und die gravierenden Fehler 
der letzten beiden Wahlperioden zu korrigieren, 
und zwar genauso radikal, wie sie zuvor und nicht 
zuletzt auch unter Mitverantwortung der CDU 
begangen wurden. Zögern Sie nicht, sich für diese 
wichtigste Ihrer Aufgaben auch die Unterstützung 
der LINKEN zu sichern. Ich kann nur an Sie ap-
pellieren: Selbst wenn sich das Hohe Haus nicht 
in Gänze hinter die Inhalte unseres Antrages stel-
len sollte - tun Sie es trotzdem! Es wird sich aus-
zahlen. - Danke. 

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Danke, sehr geehrter Herr Abg. Lippmann. - Es ist 
eine Fünfminutendebatte verabredet worden. Für 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht 
der sehr geehrte Herr Abg. Aldag.  

 

(Zuruf von der LINKEN: Darf denn nicht erst 
der Minister?) 

 

- Entschuldigung! - Herr Aldag - wo ist er denn? - 
Herr Aldag ist übrigens gar nicht da.  

 

(Wolfgang Aldag, GRÜNE: Ich bin da!) 

 

- Herr Aldag, machen Sie sich bereit. Sie sind 
noch nicht dran.  

 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

 

Das ist wie im Unterricht, wenn man schwatzt und 
nicht zuhört. - Herr Minister, Entschuldigung!  

 

(Minister Marco Tullner: Kein Problem!) 

 

Es spricht für die Landesregierung Herr Minister 
Tullner. Bitte, Herr Minister, Sie haben das Wort.  

 

 

Marco Tullner (Minister für Bildung):  

 

Herr Präsident, ganz herzlichen Dank für diese 
freundliche Begrüßung.- Lieber Herr Lippmann, 
ich war sehr beeindruckt von Ihrem Redebeitrag 
und dachte, ob dieses unwetterartige Szenario 
draußen vor den Fenstern irgendwie passend und 
verabredet war. Ich weiß es nicht. Aber es hat 
zumindest eine gewisse Wirkung erzielt, dass ich 
kurz ein wenig depressiv wurde und gefragt habe: 
Was habe ich mir da angetan? - Mittlerweile ist 
die Sonne schon wieder fast im Kommen, sodass 

ich glaube, dass wir gemeinsam bei aller Pro-
blemlage,  

 

(Zuruf von Swen Knöchel, DIE LINKE) 

 

die Sie zu Recht betont haben, dann doch auch 
das rechte Maß in dem Wissen und Sehen und 
die Probleme im Blick behalten sollten.  

 

Bevor ich zu meinem inhaltlichen Beitrag komme, 
gestatten Sie mir zunächst eine persönliche Be-
merkung. Ich bin sehr froh, nach nahezu fünf Jah-
ren wieder hier am Rednerpult stehen zu dürfen. 
Wenn man als ehemaliger Abgeordneter auf die 
dunkle Seite der Regierung  

 

(Heiterkeit) 

 

gerufen wird, dann ist man als Staatssekretär  

 

(Frank Scheurell; CDU: Das kann man wie-
der ändern! - Heiterkeit) 

 

mit ganz vielen positiven Konnotationen verbun-
den. Aber reden darf man hier nicht. Das habe ich 
immer als große Belastung empfunden, dort hin-
ten als stummer Fisch sitzen zu müssen. Jetzt 
darf ich wieder reden, und darüber freue ich mich. 
Das wollte ich hier wenigstens einmal kundtun. 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Aber jetzt se-
riös!) 

 

- Seriös und staatstragend. Das sind Sie von mir 
gewohnt, Herr Knöchel, hoffe ich zumindest. An-
sonsten versuche ich immer, mich zu bessern. 

 

Meine Damen und Herren! Herr Lippmann, ich bin 
Ihnen sehr dankbar dafür, dass Sie dieses Thema 
aufgerufen haben, weil es uns gleich wieder in die 
Mitte der Arbeit rückt und die Anfänge, die manch-
mal einen gewissen Zauber ausüben - manchmal 
aus Ihrer Sicht vermutlich eher eine Problem-
wahrnehmung darstellen -, hier gleich zu einer 
gewissen Fokussierung kommen.  

 

Ich habe gelesen, dass heute auf den Tag genau 
vor elf Monaten sich das Hohe Haus mit einer 
Großen Anfrage der CDU-Fraktion zum Thema 
Lehrkräfte, Personal und zur Personalentwicklung 
an den allgemeinbildenden, berufsbildenden und 
öffentlichen Schulen im Land Sachsen-Anhalt 
beschäftigt hat. Ich habe mir das Protokoll ange-
schaut und festgestellt, all die Probleme, die Sie 
in Ihrem Redebeitrag ein wenig benannt haben, 
gab es schon damals. Sie wurden genannt: Lehr-
kräftepersonalgewinnung, Unterrichtsausfall, Per-
sonalentwicklung im Lehrkräftebereich unter Be-
achtung der demografischen Entwicklung usw. 
usf., Einstellungskorridor, alles, was wir haben. 

 

Der damalige Landtagsabgeordnete und heutige 
Präsident, der hoch verehrte Kollege Herr Güs-
sau, hat damals in seinem Redebeitrag gesagt, 
der damalige Kultusminister, mein Vorgänger, 
fahre in dem Thema auf Sicht, und bemängelte 
dadurch ein wenig die Praxis, dass immer erst 
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kurz vorher, wie Sie es jetzt auch beschrieben 
haben, die Dinge sich entwickeln.  

 

Nun komme ich ins Amt und stelle fest: Was hat 
sich in den letzten elf Monaten getan? - Ich muss 
feststellen: Natürlich haben wir ein paar Probleme 
vor uns. Ich könnte mich jetzt kühn zurückziehen 
und sagen, die Landesregierung hat gehandelt, 
270 Stellen, im Kabinett beschlossen, ab nächste 
Woche geht es los. Wenn man dann aber die 
Beschlusslagen ein wenig mit der Wirklichkeit in 
Übereinstimmung bringt, will ich auf eine Erfah-
rung zurückgreifen, die ich letzte Woche im Lan-
desschulamt gemacht habe, als ich Herrn Klieme 
besucht habe. 

 

Er führte mich in einen Raum, in dem die Unter-
lagen der letzten Bewerbungen waren. Das waren 
schöne Postkästen, in die die alle einsortiert wa-
ren. Ich stellte fest, Sachsen-Anhalt ist das einzi-
ge Bundesland, in dem man sich nicht virtuell 
oder digital bewerben kann. Wenn man bei Face-
book ist, kann man sich auf der Hamburg-Seite 
geradezu bewerben. Hier muss man die Be-
mühungen auf die Post oder andere Briefdienste 
fokussieren. Sie sehen also, dass wir hier noch 
einige Probleme vor uns haben, die Sie zu Recht 
benannt haben.  

 

Wir müssen sehr schnell unsere neuen Lehrerin-
nen und Lehrer gewinnen. Dabei müssen wir 
neue Methoden anwenden. Die Digitalisierung 
darf hierbei nicht außen vor bleiben. Es kommt 
aber auch darauf an, die von Ihnen genannte 
Flexibilisierung - Quereinsteiger-, Seiteneinstei-
gerthemen - sehr viel stärker in den Blick zu neh-
men. Ich sage Ihnen fest zu, dass wir das so tun 
werden.  

 

Die von Ihnen avisierte - Frau Gorr hat mich auch 
darauf hingewiesen - traditionelle Berichterstat-
tung im Ausschuss sage ich Ihnen natürlich zu. 
Wir werden Ihnen so viele Zahlen liefern, dass Sie 
über die Menge an Zahlen zumindest nicht klagen 
können, Herr Lippmann. Das verspreche ich 
Ihnen an der Stelle auf jeden Fall.  

 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass wir beim 
Thema Schule nicht nur über Mengen reden kön-
nen, sondern auch die inhaltlichen Parameter in 
den Blick nehmen müssen. Sie wissen, dass wir 
da die eine oder andere Stellschraube haben, die 
wir noch miteinander diskutieren müssen, die 
nicht jedem gefallen wird. Aber auch hierbei soll-
ten wir gemeinsam in dem von Ihnen beschriebe-
nen offenen und ehrlichen Sinne diese Themen 
angehen.  

 

Deshalb will ich mich heute mit dem Satz verab-
schieden: Ich freue mich auf die Debatten im Aus-
schuss. Herr Lippmann, Sie haben schon ange-
kündigt und gezeigt, dass Sie ein tatkräftiger Be-
gleiter unserer Politik sein werden. Die drei Regie-
rungsfraktionen sind das mit Sicherheit auch. Ich 

denke, dass wir gemeinsam daran arbeiten müs-
sen, dass die Politik des Auf-Sicht-Fahrens an 
dieser Stelle ein Stück weit zu Ende kommt und 
wir die mittel- und langfristigen Perspektiven stär-
ker in den Blick nehmen sollten.  

 

Da jetzt hier eine rote 05, 06, 07 läuft, höre ich an 
der Stelle auf und bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit. - Danke. 

 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Vielen Dank, Herr Minister Tullner. - Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Begrüßen Sie mit 
mir ganz herzlich Damen und Herren der städti-
schen Volkshochschule aus Magdeburg auf der 
Besuchertribüne. Herzlich willkommen! 

 

(Beifall im ganzen Hause) 

 

Sehr geehrter Herr Aldag, Sie sprechen für die 
Fraktion DIE GRÜNEN - mein zweiter Versuch. 
Sie haben das Wort. Bitte schön. 

 

 

Wolfgang Aldag (GRÜNE):  

 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In den letzten Jahren ist 
in der Schulpolitik in unserem Bundesland nicht 
immer alles gut gelaufen. Entsprechend hat die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der letz-
ten Legislaturperiode die Personalpolitik der Lan-
desregierung stark kritisiert. Ehrlich und offen sind 
nun die Äußerungen - wo ist er denn? Er ist weg - 
des Bildungsministers. 

 

(Zurufe: Dort ist er doch!) 

 

- Ah, dort versteckt er sich, hinter Herrn Felgner. 
- Ehrlich und offen sind nun die Äußerungen des 
Bildungsministers, und ich freue mich ehrlich, 
dass hier ein Umdenken stattfindet und wohl ein 
neuer Schwung ins Haus kommt.  

 

Herausforderungen, vor denen wir heute stehen, 
sind das Resultat einer Politik mit wenig Weitblick. 
Umso wichtiger ist es, dass wir uns in dieser Le-
gislaturperiode im Sinne einer nachhaltigen Ver-
besserung der Bildungslandschaft in Sachsen-
Anhalt nun die notwendige Zeit nehmen, aber 
auch zusehen, dass wir im Interesse der Schüle-
rinnen und Schüler, der Eltern sowie der Lehr-
kräfte zu einer möglichst baldigen gemeinsamen 
Lösung kommen.  

 

Die im Koalitionsvertrag definierten Ziele zur Ver-
besserung der Unterrichtsversorgung sind ambi-
tioniert. Die Landesregierung ist jedoch motiviert, 
die gesteckten Ziele schnellstmöglich zu errei-
chen. Das zeigt sich am schnellen Handeln des 
Kabinetts zur Neueinstellung von 270 Lehrkräften 
für das Schuljahr 2016/2017 und in dem Verzicht 
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auf den im Haushaltsgesetz 2016 fixierten Stel-
lenabbau.  

 

Darüber hinaus - das haben Sie in Ihrem Antrag 
zur Kenntnis genommen - sind im Koalitionsver-
trag zahlreiche Maßnahmen genannt, die die Un-
terrichtsversorgung gewährleisten und verbessern 
werden. Ich will hier einige wenige Eckdaten nen-
nen: 

 

Der Koalitionsvertrag sieht eine durchschnittliche 
aktive Unterrichtsversorgung an den öffentlichen 
Schulen von 103 % vor. Nach den derzeit bekann-
ten Zahlen bedeutet dies ein Arbeitsvermögen 
von 14 500 Vollzeitlehrereinheiten an den allge-
meinbildenden und 1 900 Vollzeitlehrereinheiten 
an den berufsbildenden Schulen.  

 

Dem Koalitionsvertrag können Sie ebenfalls ent-
nehmen, dass eine Neueinstellung von ca. 3 500 
bis 4 000 Lehrkräften für allgemein- und berufsbil-
dende Schulen bis zum Ende der siebenten Le-
gislaturperiode vorgenommen werden soll. Diese 
Zahl ist entsprechend einer positiven Entwicklung 
der Zahl der Schülerinnen und Schüler im Land 
jeweils anzupassen.  

 

Für pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter wollen wir dauerhaft ein Arbeitsvermögen von 
1 800 Vollbeschäftigteneinheiten erreichen.  

 

Auch die Flexibilisierung haben wir im Koalitions-
vertrag festgeschrieben, die nach Aussagen des 
Ministers seit einiger Zeit bereits umgesetzt wird. 
Sie können sicher sein, dass dies auch zukünftig 
bei den Ausschreibungen eine gängige Praxis 
sein wird. So sollen zum Beispiel die bürokra-
tischen Hindernisse beim Prozess zur Gewinnung 
von Vertretungslehrkräften abgeschafft werden, 
um so längere Abwesenheit jeder Art durch be-
fristete Vertretungen zu kompensieren.  

 

Seiten- und Quereinsteigern sollen attraktive Mög-
lichkeiten zur Qualifizierung angeboten werden. 
Dazu hat der Bildungsminister bereits ausgesagt, 
dass sein Haus sich in der Lage sieht, bis zum 
Jahresende 2016 einen Bericht zur Beratung vor-
zulegen. Ich denke, dieser wird dann im Aus-
schuss ausführlich behandelt und die Grundlage 
für eine konkrete politische Handlung sein. 

 

Ich kann die Fraktion DIE LINKE verstehen, dass 
sie Zweifel an der Umsetzung der wirklich hoch-
gesteckten Ziele hat. Der Antrag resultiert vermut-
lich auch aus dem Ergebnis der Kleinen Anfrage 
aus dem Mai, und die darin geschilderten Aus-
sichten sind alles andere als rosig. Wir sind uns 
aber als Koalitionsparteien sicher, dass die zu-
ständigen Stellen daran arbeiten - der Minister hat 
das bestätigt -, die Unterrichtsversorgung insge-
samt für das kommende Jahr und darüber hinaus 
in den Griff zu bekommen.  

 

Langfristig sieht der Koalitionsvertrag die Bildung 
einer Arbeitsgruppe „Personalbedarf für Schule 

2025“ unter der Federführung des Bildungsminis-
teriums vor, deren Aufgabe darin besteht - ich zi-
tiere -, „die Lehrkräftebedarfe über die Legislatur-
periode hinaus insgesamt und regional schulform- 
und fachbezogen zu beschreiben.“ - Ich denke, 
damit ist die Zielrichtung klar formuliert. 

 

Meine Damen und Herren! Sie sehen, dass auch 
im Bereich der schulischen Bildung gemäß dem 
Koalitionsvertrag mittel- bis langfristig - ich gebe 
zu, nicht kurzfristig - eine Verbesserung zu erwar-
ten ist. Ich habe es anfangs erwähnt: Die Koalition 
ist motiviert, die Herausforderungen in der Unter-
richtsversorgung anzunehmen und die Situation 
deutlich zu verbessern.  

 

Wir wollen diesen Antrag federführend in den zu-
ständigen Ausschuss für Bildung und Kultur und 
aufgrund seiner finanziellen Auswirkungen in den 
Finanzausschuss überweisen und dort im Einzel-
nen ausführlich im Dialog miteinander behandeln. 
Somit geben wir uns und dem zuständigen Res-
sort in der Landesregierung die Möglichkeit und 
die nötige Zeit, inhaltlich und konzeptionell über 
die Aufforderungen in diesem Antrag bzw. aus 
dem Koalitionsvertrag zu diskutieren. - Ich danke 
für die Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der CDU, bei 
der SPD und von der Regierungsbank) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Vielen Dank, Herr Abg. Aldag. - Für die Fraktion 
der AfD spricht Frau Abg. Funke. Frau Abgeord-
nete, Sie haben das Wort. 

 

 

Lydia Funke (AfD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Ab-
geordnete! Hohes Haus! Es wird der LINKEN viel-
leicht nicht ganz gefallen, dass wir im Bildungs-
bereich doch einige Schnittmengen haben. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Nee, ganz sicher 
nicht!) 

 

Doch, hin und wieder schon. 

 

(André Poggenburg, AfD: Ideologische 
Scheuklappen! - Beifall bei der AfD) 

 

Ich bin beispielsweise bei Herrn Knöchel voll da-
bei, wenn er sagt, dass die Bildung der Schlüssel 
zur Lösung ist; denn Wissenschaft und Wirtschaft 
korrelieren natürlich unweigerlich mit Bildungspoli-
tik. 

 

Es werden oft genug Bilder der Resignation statt 
Motivation unter den Pädagogen spürbar sichtbar. 
Die Altersstruktur unserer Lehrerschaft und die 
Unterrichtsversorgung sind in diesem Land deso-
lat. Hinzu kommt die allmähliche Absenkung des 
Bildungsniveaus in den einzelnen Schulformen. 
Da muss man, glaube ich, nicht mehr fragen, ob 
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der Beruf Lehrer in Sachsen-Anhalt überhaupt 
noch Spaß macht.  

 

Die Lehrer kommen an ihre Grenzen, gehen folg-
lich in Rente oder in den Vorruhestand, sind häu-
fig krank oder gar langzeitkrank und blockieren 
damit die Neubesetzung der Stellen. Und warum? 
- Sie sind schlichtweg überlastet und stöhnen und 
ächzen unter dem Druck verschiedenster Anfor-
derungen, die heute auf einen Pädagogen ein-
prasseln, die mit der eigentlichen pädagogischen 
Tätigkeit nicht mehr viel zu tun haben. Die klas-
sische pädagogische Arbeit ist scheinbar obsolet 
geworden.  

 

Sie müssen wissen, ein Klassenverband setzt 
sich heutzutage nicht mehr wie vor 25 Jahren 
zusammen. Wir haben heute hochkomplexe Klas-
senstrukturen. In Großklassenverbänden von bis 
zu 30 Schülern, die ebenfalls ein Resultat des 
Lehrermangels sind, haben bis zu drei Viertel der 
Kinder, gleich welcher Schulform, in der Regel 
einen erhöhten Förderbedarf.  

 

Wir haben Schulverweigerer, mit denen sich der 
Lehrer auseinandersetzen muss. Wir haben über-
forderte Eltern, mit denen sich der Lehrer ausein-
andersetzen muss. Es besteht ein erhöhter psy-
chischer Förderbedarf. Die Lehrer haben mittler-
weile mehrheitlich in allen Bildungseinrichtungen 
mit verhaltensgestörten Kindern und Jugendlichen 
zu tun.  

 

In einigen Schulen ist die Situation innerhalb der 
Klasse so gravierend, dass man meinen könnte, 
man befände sich bereits an einer Sonderschule. 
In den Klassen befinden sich Kinder mit Lern-
schwächen wie Legasthenie und Dyskalkulie, mit 
Lernunwilligen, man hat mit Mobbing zu tun. Eine 
hohe Frequenz psychisch Auffälliger kommt noch 
hinzu, die sich beispielsweise im Suchtverhalten 
äußern.  

 

Es zeigen sich also eine Menge Nebenkriegs-
schauplätze, die mittlerweile klassenbeherrschend 
sind und stetig weiter zunehmen. Zu guter Letzt 
kommen Sie dann leider noch mit Ihren Gesell-
schaftsexperimenten wie Inklusion und Gendering 
daher.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Ich komme zum Antrag der LINKEN. In Punkt 1 
stellt die Fraktion DIE LINKE hauptsächlich auf 
eine Sicherstellung der Unterrichtsversorgung ab. 
Wenn Sie bei einem derzeitigen Lehrerbestand 
von 100 % ausgehen, sollen 103 % diese Förder-
bedarfe, Krankheit und Rente absichern? - Ich 
sage Ihnen, 105 % wären hier vielleicht noch bes-
ser, wenn nicht sogar mehr nach den Zahlen, die 
wir vom Finanzminister gehört haben. 

 

Dann muss man sich die Frage des Nachteilsaus-
gleichs stellen, meine Damen und Herren. Kinder 
und Jugendliche mit Migrationshintergrund sind 

hier nicht das entsprechende Problem. Die Lan-
desregierung muss sich fragen, was an Leistun-
gen zu erbringen ist, um diese Nachteile auszu-
gleichen und mit welchem Personal - ich empfehle 
Ihnen, mit qualifiziertem Personal.  

 

Der Aufforderung der LINKEN an die Landes-
regierung, den konkreten Personalbedarf beizu-
bringen, stimme ich zu, stimmt auch die Fraktion 
der AfD zu. Ich frage mich allerdings, wie man im 
Koalitionsvertrag überhaupt auf die Zahlen bzw. 
die Zahl der Neueinstellung von 270 gekommen 
ist. 

 

Ich lese den Koalitionsvertrag so, dass es eigent-
lich die Stellen sind, die gestrichen werden soll-
ten, frei nach dem Motto. Wir schreiben einfach 
eine Zahl hinein. 270 Neueinstellungen, das hört 
sich prima an. Das Ganze geht für mich gegen 
null. Wie man dann von Spielräumen frei werden-
der Stellen sprechen kann, das frage ich mich, 
das frage ich die Koalition und das frage ich auch 
die LINKE.  

 

Damit komme ich zum nächsten Punkt des Antra-
ges. Die Ausschreibungspraxis des Landes ist seit 
Jahren scheinbar eine Antiausschreibungspraxis 
oder Antieinstellungspraxis. In diesem Sinne wür-
de die AfD-Fraktion Punkt 3 des Antrags sogar 
befürworten. Aber auch das ist von Ihnen nur 
einmal geblinkt, werte LINKE, und nicht die Lö-
sung; denn - womit ich schon zum nächsten Punkt 
Ihres Antrags komme - die Ausschreibungskrite-
rien sind auf keinen Fall aufzuweichen.  

 

Die Flexibilisierung hinsichtlich der Online-Bewer-
bung ist allerdings zu begrüßen; denn auch in 
anderen Branchen ist es bereits gängige Praxis. 
Warum sollte das nicht auch hierbei so sein? 

 

Den Bewerberkreis auf Lehramtsabsolventen zu 
erweitern, obwohl das Referendariat noch nicht 
begonnen oder abgeschlossen wurde, ist ein 
Schritt in die richtige Richtung unter der Bedin-
gung, dass das Staatsexamen erfolgreich abge-
schlossen wurde. Das Referendariat ist sehr an-
spruchsvoll, ja, und bisweilen in einigen Teilen 
auch übertrieben.  

 

Um eine Änderung herbeiführen zu können und 
um auf alle Fälle die Motivation der jungen Lehrer, 
aber auch die Attraktivität des Lehrerberufes zu 
erhöhen, ist der Vorbereitungsdienst, wenn über-
haupt, dann zu verkürzen. Des Weiteren sollte 
man endlich von Zeitverträgen abrücken und den 
Junglehrern auch eine Perspektive geben oder 
auch über eine Verbeamtung nachdenken. 

 

Als weiterer Anhaltspunkt, werte Koalition und 
werte LINKE: Sie wollen immer so vielen Men-
schen eine Chance geben. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Sehr geehrte Frau Funke! 
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Lydia Funke (AfD): 

 

Ja. Ich bin sofort dabei. - Dann geben Sie bitte 
auch den jungen Pädagogen eine Berufschance 
und -perspektive, die ihre Lehrerausbildung viel-
leicht nur mit der Note 3 absolviert haben. - Gut. 

 

Dann beziehen wir uns noch auf den Akademiker-
kreis. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Nein! - Birke 
Bull, DIE LINKE: Die Zeit ist zu Ende!) 

 

- Die Zeit ist vorbei. Gut. Dann ist das halt so. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Frau Funke! 

 

 

Lydia Funke (AfD): 

 

Ja. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Da oben links - darauf haben Sie jetzt Ihr Papier 
gelegt - ist diese Anzeige. Diese haben Sie jetzt 
leider verdeckt. 

 

 

Lydia Funke (AfD): 

 

Ja. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Manchmal ist es aber so charmant, dann kann 
man es überspielen. Es gibt eine Anfrage der 
Abg. Frau Hohmann. Wenn Sie diese beantwor-
ten würden, dann hätten Sie vielleicht auch die 
Möglichkeit, einige Dinge noch zu erläutern. 

 

 

Lydia Funke (AfD): 

 

Bitte schön. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Wollen Sie die Frage beantworten? 

 

 

Lydia Funke (AfD): 

 

Ich versuche es, ja.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Bitte, Frau Hohmann. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, ich habe eine 
Nachfrage, eine Verständnisfrage. Sie sprachen 
davon, dass viele Lehrerinnen und Lehrer krank, 
langzeiterkrankt seien und der Unterricht deshalb 
ausfalle. Sie sprachen davon, dass sie den Platz 

nicht freimachten für Neueinstellungen. Gehe ich 
recht in der Annahme, dass Sie Langzeiterkrank-
te entlassen wollen, damit Neueinstellungen voll-
zogen werden können, oder wie haben Sie es 
gemeint? 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

Nein, so habe ich es nicht gemeint. Ich möchte 
natürlich nicht die Langzeiterkrankten entlassen, 
um Gottes willen. Es geht aber um das eigentliche 
Problem, warum sie langzeiterkrankt sind. Das ist 
die Überlastung, die ich genannt habe. Wenn man 
diese Überlastung aufheben kann, dann würde es 
mit den Langzeiterkrankungen sicherlich auch 
passé sein. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Frau Funke. Es gibt noch eine weitere 
Nachfrage von Frau Hohmann. - Frau Hohmann, 
bitte. 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Das mit der Überlastung ist alles okay. Sie haben 
aber in Ihren Eingangsworten - Sie müssen ein-
mal nachgucken - wirklich gesagt, dass Neuein-
stellungen dadurch verhindert würden. Ich ver-
stehe den Zusammenhang zwischen den Neuein-
stellungen und den Langzeiterkrankten nicht. Viel-
leicht können Sie das noch einmal aufschlüsseln. 

 
 

Lydia Funke (AfD): 

 

Es ist letzten Endes so, dass die Stellen trotzdem 
nicht besetzt werden können. Es ist einfach so. 
Wenn die Belastung, die Überlastung nicht da 
wäre, dann hätten wir diese Langzeiterkrankten 
und quasi auch die Blockierung der Stelle nicht. 

 

(Beifall bei der AfD - Hendrik Lange, DIE 
LINKE: Es ist okay! Erschließt sich nicht 
wirklich!) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herzlichen Dank, Frau Abg. Funke. - Für die SPD-
Fraktion spricht die Abg. Frau Prof. Dr. Kolb-
Janssen. Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

 

 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Ich glaube, es gibt kein 
schwierigeres Thema als die Unterrichtsversor-
gung, nicht nur in unserem Bundesland, sondern 
auch in anderen Bundesländern. Deswegen ha-
ben wir uns in der letzten Legislaturperiode auch 
sehr oft mit diesem Thema beschäftigt.  

 

Man könnte jetzt lange Ausführungen darüber 
machen, woran es gelegen hat, dass man auf 
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Sicht gefahren ist und den tatsächlichen Bedarf 
nicht realistisch eingeschätzt hat. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Den Bedarf haben 
wir schon realistisch eingeschätzt!) 

 

Ich kenne es auch aus anderen Verwaltungs-
bereichen: Das, was man an Zahlen auf dem 
Papier hat, ist noch lange nicht das Personal, das 
tatsächlich vor Ort zur Verfügung steht, sprich: 
das vor den Klassen steht und dort Unterricht hält.  

 

Ein Problem, das sich in den letzten Jahren immer 
weiter verschärft hat, ist der hohe Krankenstand. 
Darauf haben wir nicht rechtzeitig reagiert, um 
tatsächlich die ungünstige Alterspyramide zu ver-
ändern. Das ist ein riesengroßes Problem, vor 
dem wir stehen. Wir haben einen Altersdurch-
schnitt jenseits von 55 Jahren. Wenn ich in Schu-
len komme, dann sehe ich dort kaum Kollegen, 
die jünger als 50 Jahre sind. Wir haben es in den 
letzten Jahren leider versäumt, ausreichend junge 
Leute einzustellen. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Das ist doch der 
Punkt!) 

 

Wir haben nicht gesagt, wir stellen gar keine ein. 
Ich möchte an dieser Stelle fairerweise noch ein-
mal daran erinnern, dass im letzten Jahr ein Pool 
von 100 Lehrern zusätzlich zur Verfügung gestellt 
worden ist und dass diese Lehrer auch eingestellt 
worden sind. Aber klar, angesichts der Probleme 
ist das erst einmal ein Tropfen auf dem heißen 
Stein. 

 

Die LINKE sagt nun, eine ausreichende Unter-
richtsversorgung, das heißt 103 %, werden wir 
wahrscheinlich nicht erreichen. Gut, das ist eine 
These. Wahrscheinlich wird es auch so sein, dass 
wir diese Zahl im kommenden Schuljahr noch 
nicht erreichen werden. Aber was sind denn Ihre 
Lösungsvorschläge?  

 

Neues habe ich nicht gelesen. Das sind Dinge, 
die schon geprüft worden sind bzw. schon ge-
macht werden: Hinweise zur Ausschreibungs-
praxis und Flexibilisierung des Einsatzes von 
ausgebildeten Lehrern - das wird heute schon so 
gemacht. So findet beispielsweise bei der Aus-
schreibung von Grundschullehrerstellen schon 
heute für den Fall, dass es keine Bewerber mit 
zwei Staatsexamina gibt, die Einstellung von Kol-
legen mit anderen Abschlüssen statt. 

 

Im Hinblick auf die Frage, welche Ausschreibung 
im Hinblick auf die Fächerkombination erfolgt, ist 
es heute schon so, dass in der Regel nur ein Fach 
angegeben wird. Das zweite Fach richtet sich 
dann danach, was der konkrete Bewerber mit-
bringt. 

 

„Poolausschreibung“ klingt zunächst einmal nett. 
Man schreibt für eine bestimmte Region aus, 
ohne dass man schulscharf sagt, welchen Fach-

lehrer man eigentlich braucht und an welcher 
konkreten Schule er eingesetzt werden soll. Das 
hat sich leider nicht bewährt, weil die Kandida-
ten nämlich immer dann abgesprungen sind, 
wenn sie ihren konkreten Einsatzort genannt be-
kommen haben. Dann haben sie gesagt, nein, 
das ist eigentlich nicht die Schule, an die ich gern 
möchte. 

 

Bei einem Vorschlag bin ich skeptisch, nämlich 
hinsichtlich der Frage, inwieweit wir angesichts 
der Tatsache, dass wir uns alle eine gute Bildung 
wünschen, angesichts der Tatsache, dass die 
Herausforderungen für die Lehrer im Schulalltag 
immer größer werden, Lehrer ohne ein zweites 
Staatsexamen, das heißt ohne die entsprechende 
pädagogisch-didaktische Ausbildung in die schu-
lische Praxis gehen lassen sollten. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Ich finde, wir sollten die Möglichkeit eines berufs-
begleitenden Referendariats schaffen. Das ist im 
Moment im Schulgesetz noch nicht vorgesehen. 
Vielleicht ist der Minister aber offen dafür, über 
eine solche Lösung zu diskutieren. Dann können 
wir diese Möglichkeit bei der nächsten Novellie-
rung des Schulgesetzes schaffen - im Übrigen 
auch eine Möglichkeit gerade im Hinblick auf die 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie für 
diejenigen, die Kinder haben, weil sie schon arbei-
ten und nebenbei das Referendariat machen kön-
nen. 

 

In diesem Jahr werden so viele Stellen ausge-
schrieben und sollen so viele Stellen wie noch nie 
besetzt werden, mehr als 900 Stellen, nicht nur für 
Lehrerinnen und Lehrer, sondern auch für päda-
gogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ich 
glaube, wir sind gut, wenn wir es schaffen, dass 
jede einzelne Stelle tatsächlich besetzt wird; denn 
sind wir einmal ehrlich: Das größte Problem, das 
wir haben, ist, für jede einzelne Schule, das heißt 
auch in den ländlichen Regionen, die jungen Leu-
te zu finden, die dort, an dieser Schule, unterrich-
ten wollen. Deshalb, denke ich, müssen wir das 
Problem noch etwas genereller und grundsätz-
licher angehen. Wir konkurrieren auch mit den 
anderen Bundesländern.  

 

Wir müssen feststellen, dass das Image des Leh-
rerberufes in den letzten Jahren nicht besser ge-
worden ist. Wer möchte denn heute noch Lehrer 
an einer Sekundarschule werden, was völlig un-
berechtigt ist. Deshalb, denke ich, brauchen wir 
auch eine Imagekampagne für den Lehrerberuf. 

 

Abschließend stellt sich die Frage, ob es noch 
andere Möglichkeiten gibt, um eine ausreichende 
Unterrichtsversorgung zu gewährleisten. Ich über-
lasse es unserem Bildungsminister Herrn Tullner 
zu prüfen, inwieweit die Probleme bei der Er-
reichung der Unterrichtsversorgung auch im Hin-
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blick auf die im Bundesvergleich niedrige Stun-
denverpflichtung lösbar sind. Ich glaube, wir müs-
sen alle Instrumente in Betracht ziehen. Auch 
darüber werden wir sicherlich im Ausschuss dis-
kutieren. - Danke. 

 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
- Zustimmung bei der CDU und von Minis-
ter Marco Tullner) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen. Es gibt eine 
Nachfrage des Abgeordneten - wer hat sich ge-
rade gemeldet? 

 

(Minister Marco Tullner: Herr Raue!) 

 

- Herrn Raue. - Sind Sie bereit, die Frage zu be-
antworten? 

 

 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Ja. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Ja. - Herr Abgeordneter, bitte. 

 

 

Alexander Raue (AfD): 

 

Liebe Kollegin Abgeordnete, können Sie mir viel-
leicht sagen, was aus Ihrer Sicht zu den Proble-
men geführt hat, die Sie jetzt beschreiben und die 
wir alle verwalten und lösen müssen? 

 
 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Wissen Sie, wir verwalten hier keine Probleme, 
sondern wir suchen Lösungen für die Zukunft. 

 

(Zustimmung von Sebastian Striegel, GRÜ-
NE) 

 

Wir haben jetzt einige Dinge aufgezählt. Deshalb 
ist meine Intention, nicht in die Vergangenheit zu 
blicken - das hilft uns bei der Lösung der Proble-
me nicht weiter -, sondern die Probleme jetzt an-
zupacken. Das bedeutet jetzt insbesondere, dazu 
beizutragen, dass die Stellen, die ausgeschrieben 
werden, auch wirklich besetzt werden können. 

 

(Zustimmung bei der SPD, von Gabriele 
Brakebusch, CDU, und von Markus Kurze, 
CDU) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Würden Sie noch eine Nachfrage zulassen? 

 

 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Ja. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Bitte, gern, Herr Abgeordneter. 

Alexander Raue (AfD): 

 

Aber ein Blick in die Vergangenheit kann doch 
kein Fehler sein. Sie müssen doch überlegen, 
was zu diesen Problemen geführt hat, um ähnlich 
gelagerte Probleme in der Zukunft frühzeitig zu 
erkennen und um bereits jetzt vorausschauend zu 
handeln, um diese Probleme gar nicht erst ent-
stehen zu lassen. 

 

(Zuruf von Andreas Schumann, CDU) 

 

- Ihr Kollege! 

 

 

Prof. Dr. Angela Kolb-Janssen (SPD): 

 

Ich glaube, ich habe in meiner Rede dargestellt, 
woraus die Probleme resultieren. - Danke. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Ich bin gespannt darauf, was Sie abstimmen. 
Sie können sich eventuell auch im Ausschuss 
darüber unterhalten. - Herzlichen Dank, Frau Prof. 
Dr. Kolb-Janssen. - Für die Fraktion der CDU 
spricht die Abg. Frau Gorr. Sie haben das Wort. 

 

 

Angela Gorr (CDU): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Über kaum ein Thema wurde 
im Bereich der Bildungspolitik so eingehend und 
ausführlich debattiert wie über das Thema der 
Unterrichtsversorgung. Deshalb hätte es bei mir 
größte Verwunderung ausgelöst, wenn sich 
nicht einer der ersten Anträge in dieser sieben-
ten Wahlperiode dieses Themas angenommen 
hätte. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE, lacht) 

 

Um denjenigen, die als Abgeordnete in diesem 
Hohen Haus neu sind, einen Eindruck zu vermit-
teln, ein kurzer Rückblick: Der Landtag hat ange-
sichts der Brisanz des Themas im Jahr 2014 eine 
regelmäßige Berichterstattung über den aktuellen 
Stand der Unterrichtsversorgung an unseren 
Schulen im Ausschuss für Bildung und Kultur 
beschlossen. Diese Berichterstattung ist nun in 
die Praxis umgesetzt worden. Ich gehe davon 
aus, dass sie weitergeführt wird. Der Minister 
erwähnte schon, dass ich ihn bereits darum ge-
beten habe. 

 

Darüber hinaus hat die CDU-Fraktion im letzten 
Jahr eine Große Anfrage zur Unterrichtsversor-
gung und Personalbedarfsplanung gestellt, die im 
Ergebnis notwendige Erklärungen und Schluss-
folgerungen geliefert hat. Ich will diese Debatten 
nicht wieder im Einzelnen aufwärmen. Sie alle 
können sie in den Protokollen und Drucksachen 
nachlesen, auch die AfD-Fraktion. 

 

Verwunderung wird bei mir aber dennoch ausge-
löst, nimmt doch der Antrag der Fraktion DIE LIN-
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KE in der Begründung auf die im Koalitionsver-
trag verankerte Zielstellung einer Unterrichtsver-
sorgung von 103 % Bezug. Das freut die Koali-
tion. 

 

Weiterhin gibt die Fraktion DIE LINKE der Lan-
desregierung Tipps, wie sie diese Zielstellung von 
mindestens 103 % erreichen kann. 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Ist gut, was?) 

 

Damit hat die Fraktion DIE LINKE das Hauptpro-
blem erkannt und benannt, 

 

(Minister Marco Tullner: Oh!) 

 

vor dem wir im Land stehen, 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Nicht erst seit 
heute!) 

 

nämlich - Frau Prof. Dr. Kolb-Janssen sagte es 
auch schon -: Wie schaffen wir es überhaupt, 
den Bedarf für die aus Altersgründen ausschei-
denden bzw. infolge von Langzeiterkrankungen 
nicht mehr zur Verfügung stehenden Lehrkräfte 
durch Neueinstellungen zu decken, um so die 
Unterrichtsversorgung sicherzustellen? 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der LINKEN! 
Sie werfen mit Ihrem Antrag durchaus wichtige 
Fragen auf, aber Sie geben nicht unbedingt ak-
tuelle Antworten. So hat die Landesregierung - wir 
hörten es schon - in den zurückliegenden Mona-
ten daran gearbeitet, sowohl die Wege für Seiten-
einsteiger als auch die Möglichkeiten der Flexibili-
sierung des Lehramtsstudiums hinsichtlich der 
Einstellungsmodalitäten zu ebnen. Die Landes-
regierung hat damit erste wichtige Schritte unter-
nommen.  

 

Sie, meine lieben Kolleginnen und Kollegen der 
LINKEN, haben es als Opposition natürlich leicht, 
locker mehr als die von uns im Koalitionsvertrag 
vereinbarten zusätzlichen 270 Neueinstellungen 
für dieses Jahr zu fordern. Wir als regierungstra-
gende Fraktionen müssen hingegen auf die Ge-
samtlage verweisen, unter der Politik und insbe-
sondere Personal- und Finanzpolitik in diesem 
Land geleistet werden kann. 

 

(Birke Bull, DIE LINKE: Das wird jetzt zur 
Staatsaktion!) 

 

Diese Gesamtlage lässt die Wunschträume leider 
nicht in den Himmel wachsen. 

 

Die Landesregierung ist bemüht, die Unterrichts-
versorgung künftig bei 103 % zu halten. So, wie 
ich es bereits erwähnt habe, ist es zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und CDU vereinbart 
worden. Zur Ehrlichkeit gehört jedoch dazu, dass 
wir vielleicht Probleme haben werden, überhaupt 
angehende Lehrkräfte lehramts- und fachspezi-
fisch in der notwendigen Zahl für den Schuldienst 

in Sachsen-Anhalt zu gewinnen - wir hörten es 
schon. 

 

(Swen Knöchel, DIE LINKE: Sagen wir seit 
Jahren!) 

 

Auf regionale Probleme, die durchaus vielschich-
tig sein können, will ich gar nicht erst eingehen. 
Dieser Aspekt kommt zu den Überlegungen hinzu 
sowie zusätzlich die Belastungen der Lehrerinnen 
und Lehrer durch neue Anforderungen, wie zum 
Beispiel die Inklusion. 

 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Bür-
gerinnen und Bürger richten an die neue Landes-
regierung hohe Erwartungen, insbesondere an 
das Ministerium für Bildung, von dem sie sich 
umgehende Verbesserungen in der Unterrichts-
versorgung versprechen. Dieser Wunsch nach 
Verbesserungen umfasst natürlich auch die päda-
gogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.  

 

Da es um wichtige Weichenstellungen für das 
Land Sachsen-Anhalt geht, möchten wir um 
Überweisung des Antrages zur federführenden 
Beratung an den Ausschuss für Bildung und Kul-
tur sowie zur Mitberatung an den Ausschuss für 
Finanzen bitten, damit wir diese Probleme intensiv 
miteinander besprechen können. Ich denke, Herr 
Lippmann wird dort ein breites Spektrum an Be-
rufserfahrung und Ideen einbringen können, von 
denen ich hoffe, dass sie in gewisser Weise auch 
umsetzbar sind. - Danke für die Aufmerksamkeit. 

 

(Beifall bei der CDU) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Abg. Frau Gorr. - Für die Fraktion 
DIE LINKE spricht der Abg. Herr Lippmann. Sie 
haben die Möglichkeit zu erwidern. Sie haben das 
Wort. 

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Gern nehme ich diese Gelegenheit 
wahr. Zunächst Respekt für den Redebeitrag von 
Herrn Minister Tullner. Ich denke, das war eine 
gute Grundlage für eine konstruktive und vor al-
lem fachlich ausgerichtete Diskussion. Denn es 
geht um das Wohl und Wehe des Schulsystems. 
Es geht um elementare, teilweise auch technische 
Fragen. Es geht also nicht um schulideologische 
Fragen, sondern um Dinge, die jeder machen 
muss, wie Hausaufgaben, die in der Tat schlecht 
erfüllt wurden. Daran muss man erinnern. Aber 
das muss man auch nicht ewig als Banner vor 
sich hertragen. Jeder andere an Ihrer Stelle würde 
vor dem gleichen Problem zumindest in dieser 
Frage stehen. Es ist klar, dass man sich darauf 
konzentrieren muss.  

 

Ich will aber schon noch verdeutlichen, was ich 
versucht habe mit meinem Redebeitrag zur Ein-
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bringung des Antrags und mit dem Antrag selbst 
zum Ausdruck zu bringen. Dabei will ich darauf 
hinweisen, dass es ein bisschen zu eng geschaut 
ist, wenn man sagt, ihr macht gar keine Vorschlä-
ge. Das ist ein bisschen der alte Duktus. Den 
wollte ich gern überwunden sehen. Wir machen 
doch schon das Menschenmögliche. Nein, nein, 
menschenmöglich geht mehr. Das genau ist das 
Thema.  

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

Wir brauchen die Reflexion im Parlament, ob wirk-
lich das Menschenmögliche gemacht wird. Das 
fängt bei der Ausschreibung an. Ich nenne Ihnen 
meine Erwartungen, und wir schauen hinterher, 
was eingetreten ist. Die 270 zusätzlichen Ein-
stellungen werden möglicherweise knapp oder 
nicht. 

 

(Minister André Schröder stürzt beim Betre-
ten des Plenarsaals zu Boden - Gabriele 
Brakebusch, CDU: Die Finanzen werden zu 
Fall gebracht!) 

 

- Gestolpert. Wir wollen die Finanzen nicht am 
Boden sehen, auf keinen Fall. Das meine ich ganz 
aufrecht. - Können wir die Uhr anhalten? Das 
bekomme ich draufgerechnet. 

 

Ich will meinen Beitrag dazu leisten, damit wir im 
Parlament wissen, worüber wir reden. Ich war 
zwar an den früheren Parlamentsdebatten selbst 
nicht beteiligt, ich habe aber die Protokolle ge-
lesen und weiß, wie sich das Erstaunen und die 
Überraschung im Parlament dargestellt haben, als 
immer etwas beschlossen wurde, um hinterher 
festzustellen, dass nicht das eingetreten ist, was 
man glaubte zu beschließen. Damit, dass man nur 
glaubt, etwas zu beschließen und nicht weiß, was 
es bringen wird, muss Schluss sein. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Ich sage: Die 270 Einstellungen werden möglich-
erweise nicht einmal ausreichen, um das Er-
gebnis dieses Schuljahres, nämlich die 100,9 %, 
zu erreichen. Möglicherweise verschlechtert sich 
die Situation, wenn man die Personalabgänge 
und die Entwicklung der Schülerzahlen hinzu-
rechnet.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Wo-
chenstunden!) 

 

Deswegen muss man sagen, dass auch mehr 
ausgeschrieben werden kann. Wir müssen ge-
meinsam darauf schauen. Wir können es doch 
draußen nicht erklären.  

 

Erst einmal ausschreiben und sagen, was wir 
brauchen. Sie wissen, dass ich gern mit Zahlen 
operiere. Ich könnte auch Zahlen nennen, aber 
das verkneife ich mir, um das Erschrecken nicht 
zu verbreitern. Aber es sind nicht die 270, auf gar 
keinen Fall. Darin bin ich mir völlig sicher.  

Der zweite Teil ist, dass natürlich klar ist, dass die 
Versäumnisse der Vergangenheit in der Ausbil-
dung ein großes Problem eröffnet haben. Es war 
klar: Irgendwann ist es egal, ob man 300, 600, 
800 oder 1 000 Stellen ausschreibt, da man nur 
300 oder 400 Stellen besetzen kann. Aber das 
weiß man erst, wenn man zumindest ausge-
schrieben hat.  

 

Darüber hinaus sagt unser Antrag eine ganze 
Menge aus. Wir glauben natürlich, dass alles das, 
was aufgeschrieben wurde, auch umsetzbar ist. 
Man muss die bisherige Doktrin der Verwaltung 
komplett über den Haufen werfen, weil das Pro-
blem so groß ist. Man muss bei der Ausschrei-
bung anfangen, bei der Kraft, die man in der Ver-
waltung dafür einsetzt, bis hin zu Seiteneinstei-
gern - - 

 

Bevor man gar keine Leute vor der Klasse hat, 
kann man natürlich auch Leute aus der ersten 
Phase nehmen. Natürlich muss man berufsbeglei-
tend tätig sein. Das muss man bei allen machen. 
Man muss dafür sorgen, dass es ein berufsbeglei-
tendes Referendariat gibt. Wir wollen, dass alle, 
die als Seiteneinsteiger kommen, zu vollwertigen 
Lehrern werden, dass sie das zweite Staatsexa-
men absolvieren. An dieser Stelle muss man sich 
eine Menge einfallen lassen. Dabei sind wir kon-
struktive Begleiter. 

 

Es gibt Ideen, die allerdings erheblich anders sind 
als das, was wir bisher gemacht haben. Ich weiß, 
wie träge ein Apparat ist. Deswegen werbe ich 
dafür, sich auf den Hosenboden zu setzen und 
diese Dinge anzupacken.  

 

(Beifall bei der LINKEN - Ministerpräsident 
Dr. Reiner Haseloff: Einschließlich Tarifver-
träge!)  

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Sehr geehrter Herr Lippmann, es gibt eine Nach-
frage des Abg. Lehmann. Möchten Sie die Nach-
frage zulassen? 

 

 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Ja. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Lehmann, bitte.  

 

 

Mario Lehmann (AfD): 

 

Vielen Dank für das Wort. - Ihre Rede hat mir 
ganz gut gefallen. Ich hätte gern gewusst, wie Sie 
zu der Vergütung bzw. Besoldung der Lehrer im 
Rahmen der stattfindenden Einstellungsdebatte 
stehen.  

 

Aus der Vergangenheit kann ich für den Be-
reich der Lehrer, Pädagogik, öffentlicher Dienst in 
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Sachsen-Anhalt sagen, es gibt drei Lehrer: Die 
Lehrer A, B und C. Der erste ist Beamter, der 
zweite ist Angestellter und der dritte ist als päda-
gogischer Mitarbeiter beschäftigt und macht auf-
grund von Ausfällen genauso viel Unterricht wie 
die Lehrer A und B. Es gibt drei unterschiedliche 
Besoldungen. Beide machen eine Stunde Mathe-
unterricht, der eine hat die Besoldung X, der an-
dere die Besoldung Y und der Dritte hat die Be-
soldung Z.  

 

Ich kenne auch Fälle, dass in der Pädagogik, wie 
auch generell im öffentlichen Dienst Sachsen-
Anhalts, Leute eingestellt und bezahlt werden, bei 
denen seit zehn Jahren der Begriff „Wahrnahme 
der Amtsgeschäfte“ auf ihren Zuweisungszettel 
vermerkt ist. Das betrifft Schulleiter, die die Amts-
geschäfte als Schulleiter wahrnehmen und seit 
zehn Jahren ohne Aussicht darauf zum Beispiel, 
den Dienstposten zu bekommen, als Physiklehrer 
laufen. Wird dieses Unrecht im Bereich der Be-
soldung bei dieser Initiative auch angegriffen? 
Oder wie würden Sie das sehen? 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Bitte.  

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Grundsätzlich bestehen all diese Probleme. Es 
sind aber zwei Seiten der gleichen Medaille. Es 
geht um die gleichen Beschäftigten. Auch diese 
Probleme hängen zum Teil miteinander zusam-
men, aber nicht in jedem Fall. 

 

Die Frage, dass pädagogische Mitarbeiterinnen 
vielfach für Unterrichtsaufgaben eingesetzt wer-
den, ist ein Missstand, der aus zweierlei Gründen 
beendet werden muss, und zwar nicht in erster 
Linie aufgrund der von Ihnen angesprochenen 
Vergütungsproblematik, sondern in erster Linie, 
weil die Arbeit der pädagogischen Mitarbeiterin-
nen als eine ganz spezielle Profession, die nicht 
die Profession von Lehrkräften ist, in den Schulen 
gebraucht wird. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Das heißt, wir dürfen auch keine Entwertung die-
ser Arbeit betreiben, indem wir sagen, wenn sie 
da sind, dann ist es gut, und wenn sie für den 
Unterricht gebraucht werden, dann setze ich sie 
dafür ein; denn sie sind ja vorhanden.  

 

In der Not passiert das immer einmal. In der Not 
passieren immer alle Geschichten in der Schule. 
Aber die Dimensionen, die inzwischen erreicht 
sind, die wir auch statistisch nachweisen können, 
sind viel zu groß; sie unterscheiden sich auch 
zwischen den Schulformen. Sie sind in den 
Grundschulen und in den Förderschulen sehr 
groß und nehmen in den weiterführenden Schulen 
bis hin zum Gymnasium ab.  

Zu der unterschiedlichen Bezahlung der Lehrkräf-
te. Vielleicht ist es eine gute Gelegenheit, auch in 
diesem Zusammenhang noch einmal darauf hin-
zuweisen: Die Gewinnungsprobleme, die wir ha-
ben werden - daran haben wir keinen Zweifel -, 
sind Probleme der Ausbildung, weil Lehrkräfte in 
einem hohen Masse eine regionale Verortung 
haben. Wir sind davon überzeugt, dass ich das, 
was ich im Lande nicht ausbilde, auch am Ende 
nicht einstellen kann.  

 

Insbesondere in den Außenregionen, wie Gräfen-
hainichen, Harzgerode, Stendal oder dem Bur-
genlandkreis, haben wir große Probleme, Lehr-
kräfte zu gewinnen. Diese muss man aus den 
Regionen gewinnen und auch in der Region aus-
bilden. All diese Dinge stehen auf der Tagesord-
nung und haben mit der Frage der Ausbildung zu 
tun.  

 

Besoldungsmäßig haben wir keine Standortnach-
teile. Im Gegenteil: Wir haben eher Standortvor-
teile.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Wir 
haben gute Arbeitszeiten!)  

 

- Das wurde auch etwas von uns angetrieben 
oder von uns verhindert, was die Verschlechte-
rung betrifft. In meiner alten Funktion als Mitglied 
der GEW darf ich das einmal sagen. 

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Dar-
über können wir mal reden!) 

 

Wir haben weder bei der Frage der Arbeitszeit 
noch bei der Frage der Vergütungsbedingungen 
Standortnachteile. Wir haben noch ein paar Bau-
stellen im Besoldungsgesetz, die wir auch noch 
ansprechen werden.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Rich-

tig!) 

 

Aber diese sind nicht so groß.  

 

(Ministerpräsident Dr. Reiner Haseloff: Die 
gehen wir auch an!) 

 

Im Grunde haben wir in diesem Bereich kein 
Problem, insbesondere nicht bei der Frage der 
Verbeamtungen, wobei ich davon überzeugt bin, 
dass die Frage, ob verbeamtet wird oder nicht, 
zwar in dem Fall, in dem die Konkurrenz groß 
ist, eine Rolle spielt, aber andere Fragen, wie 
die Arbeitszeit und die Einsatzperspektiven eher 
eine größere Rolle spielen.  

 

Die angesprochenen Statusunterschiede gibt es. 
Sie stellen auch ein Problem dar. Wir können sie 
aber von der Stelle aus nicht lösen. Wir müssen 
über die Ausbildung sprechen. Das werden wir 
übrigens auch im September machen. Ich kann 
bereits ankündigen, dass wir auch in dieser Frage 
viel größere Schritte gehen müssen, als wir es 
bisher gemacht haben. 
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Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Lippmann, noch einen Augenblick. Herr 
Raue hat sich noch eine Frage überlegt. Möchten 
Sie die Frage beantworten?  

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Ja. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Raue, bitte. 

 
 

Alexander Raue (AfD):  

 

Sehr geehrter Kollege, haben Sie auch das Ge-
fühl, dass der aktuelle Integrationsdruck an den 
Schulen dazu führt, dass unsere eigenen Kinder 
ihre Bildungschancen reduziert sehen müssen? 

 

(Zuruf von Swen Knöchel, DIE LINKE) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Lippmann, bitte.  

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE): 

 

Ich beantworte das einmal anders. Schule ist in 
dem Moment, in dem die Schultür aufgeht, mit der 
gesamten Bandbreite von Problemen in der Ge-
sellschaft konfrontiert. Denn die Kinder, die Ju-
gendlichen und die Heranwachsenden sortieren 
nicht, ob sie ihre Probleme draußen lassen oder 
in die Schule hineinbringen.  

 

Die Schule muss mit diesen Problemlagen klar-
kommen. In aller Regel kommt sie damit auch 
klar, wenn sie ausreichend und entsprechend 
qualifiziertes pädagogisches Personal hat, und 
zwar nicht nur Lehrkräfte, sondern auch pädago-
gische Mitarbeiterinnen. 

 

Es gibt in der Schule natürlich immer Probleme, 
auch erhebliche Probleme, auch Probleme der 
Überlastung und des Verschleißes, wenn dieses 
Verhältnis zwischen Schüler und Personal unter 
die Räder kommt, weil dann ein Arbeitsaufwand 
verlangt wird, der nicht zu leisten ist. 

 

In diesem Kontext ist natürlich auch die Aufnahme 
von derzeit 6 000 Schülern mit einem speziellen 
Sprachförderbedarf zu sehen, was im Übrigen 
nicht nur Flüchtlings- und Asylbewerber betrifft, 
sondern auch EU-Migranten aus Rumänien, Bul-
garien usw. Damit müssen Schulen klarkommen. 
Das Land stellt - zwar zu wenige, aber in nicht 
unerheblichem Umfang - derzeit 224 Kräfte ein; 
es müssten doppelt so viele sein. Es wird aber 
etwas getan. Wo diese Leute sind, läuft es gut 
und sogar sehr gut.  

 

Die Probleme, die die Schulen mit diesen Integra-
tionsfragen haben, sind jedenfalls kleiner als die 
Probleme, die sie mit anderen Fragestellungen 
haben, angefangen bei flexiblen Schuleingangs-

phasen bis hin zur Inklusion, sofern sie keine 
Leute haben. Wenn sie Leute haben, kommen sie 
mit den Problemen auch klar. Wenn sie keine 
Leute haben, kommen sie damit nicht klar. Diese 
Investitionen müssen getätigt werden. Aber es 
gibt kein spezielles Problem in Bezug auf die In-
tegration von Migranten, jedenfalls nicht aus mei-
ner Kenntnis.  

 

(Beifall bei der LINKEN)  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Abg. Lippmann, es gibt noch eine weitere 
Nachfrage von Herrn Raue. - Herr Raue, bitte.  

 

(Katrin Budde, SPD: Wir sollten die Fragen 
mal begrenzen!) 

 

 

Alexander Raue (AfD):  

 

Ist es denn nicht tatsächlich so, dass dadurch, 
dass wir das Personal nicht haben und das Pro-
blem aktuell nicht lösen können, die Bildungs-
sicherheit unserer eigenen Kinder gefährdet wird, 

 

(Katrin Budde, SPD: Was? Bildungssicher-
heit? - Sebastian Striegel, GRÜNE: Alle 
Kinder brauchen Bildung!) 

 

nicht nur durch die zurückliegende Flutung des 
Bildungssystems, sondern auch durch die an-
stehende? - Denn das Problem wird nicht geringer 
werden, sondern es wird eher an Schärfe zuneh-
men.  

 

(Katrin Budde, SPD: Einfach Nein sagen!)  

 
 

Thomas Lippmann (DIE LINKE):  

 

Ich kann Ihnen nur empfehlen, Schulen, vorzugs-
weise Grundschulen, zu besuchen; denn dort sind 
die meisten Kinder mit Migrationshintergrund zu 
finden, dort finden Sie die größten Konzentratio-
nen.  

 

Wir haben Grundschulen, die nicht besonders 
groß sind, in denen 20, 30, 40, 60 Kinder mit Mi-
grationshintergrund beschult werden. Gehen Sie 
in die Schulen, gehen Sie in Kindertageseinrich-
tungen und erleben Sie, wie das die Schulen vor-
anbringt, wie es die Kreativität, die Auseinander-
setzungsbereitschaft sowohl der Lehrerinnen und 
Lehrer, der pädagogischen Mitarbeiter als auch 
der Kinder fördert, und wie es sie bewegt und 
begeistert. An dieser Stelle gibt es Entwicklungen 
- das kann ich Ihnen sagen -, die herzergreifend 
sind.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Abg. Lippmann. - Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir treten nun in 
das Abstimmungsverfahren zur Drs. 7/60 ein.  
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Wir haben zur Kenntnis genommen, dass es ei-
nen Antrag auf Überweisung in den Ausschuss für 
Bildung und Kultur sowie in den Ausschuss für 
Finanzen gibt. Mit der Federführung soll der Aus-
schuss für Bildung und Kultur beauftragt werden. 
Habe ich das so richtig verstanden?  

 

(Zurufe: Ja!) 

 

Dann bitte ich Sie, darüber abzustimmen, den 
Antrag in der Drs. 7/60 zur federführenden Be-
ratung in den Ausschuss für Bildung und Kultur 
und zur Mitberatung in den Ausschuss für Finan-
zen zu überweisen. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Kartenzeichen. - Ich glaube, das ist 
einstimmig. Gegenprobe! - Gibt es Stimmenthal-
tungen? - Nein. Dann war das einstimmig. Der 
Antrag ist überwiesen worden. Damit ist der Ta-
gesordnungspunkt 16 erledigt. 

 
 

Wir kommen zu dem letzten Tagesordnungspunkt 
für heute:  

 
 
 

Tagesordnungspunkt 17  

 

Beratung 

 

Weitere Rechtsverschärfungen im SGB II ver-
hindern - Grundsicherung menschenwürdig 
reformieren  

 

Antrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 7/61 

 

Alternativantrag Fraktionen CDU, SPD und BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 7/86  

 
 
 

Einbringerin ist Frau Hohmann. Frau Hohmann, 
bitte, Sie haben das Wort. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestern war der Internationale Kindertag. 
Er ist zugleich ein politischer Kampftag, welcher 
die Bedürfnisse von Kindern in das öffentliche 
Bewusstsein rücken soll. Meines Erachtens sollte 
dies nicht nur einmal im Jahr passieren, sondern 
365 Tage lang.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

In Sachsen-Anhalt lebt jedes vierte Kind in einem 
Hartz-IV-Haushalt.  

 

(Unruhe) 

 

- Würden Sie netterweise? 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Entschuldigung, sehr geehrte Abgeordnete. - Es 
ist der letzte Tagesordnungspunkt. Ich bitte Sie, 
der Einbringerin zuzuhören. Ich weiß, dass Sie 
auf das Sommerfest gespannt sind, aber gedul-
den Sie sich noch etwas.  

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Danke schön. - In Sachsen-Anhalt lebt jedes vier-
te Kind in einem Hartz-IV-Haushalt. Im Juni 2015 
waren das 65 000 Kinder unter 15 Jahren. Dass 
Sachsen-Anhalt im bundesweiten Vergleich von 
Kinderarmut besonders betroffen ist, zeigt eine 
Datenauswertung meiner Kollegin Sabine Zim-
mermann aus der Bundestagsfraktion anlässlich 
des Internationalen Kindertages.  

 

Im vergangenen Jahr erhielten bundesweit 
1,54 Millionen unter 15-Jährige Hartz-IV-Leistun-
gen, also jedes siebente Kind. In Sachsen-Anhalt 
war es mit 21,8 % jedes fünfte Kind unter 15 Jah-
ren. Das ist deshalb so alarmierend, weil in kei-
nem anderen Land die Bildungschancen so sehr 
von der sozialen Herkunft abhängig sind wie in 
Deutschland, speziell auch in Sachsen-Anhalt.  

 

Nun soll das Ganze mit dem sogenannten 
Rechtsvereinfachungsgesetz der Bundesregie-
rung noch getoppt werden. Mehr als 40 000 Un-
terschriften hat eine Online-Petition gegen die 
Kürzungen bei den Alleinerziehenden in kürzester 
Zeit erbracht. Auch Sachverständige äußerten 
sich kritisch zu der geplanten Kürzung von Leis-
tungen des Kinderregelbedarfs bei Alleinerzie-
henden, wenn sich das Kind vorübergehend bei 
dem umgangsberechtigten Elternteil befindet. Ihr 
Fazit: Das ist eine deutliche Verschlechterung 
gegenüber der aktuellen Praxis. Diese Petition 
wurde übrigens am Montag im Rahmen der An-
hörung zu dem Gesetz im Bundestag übergeben.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Sachver-
ständigen haben sich ebenfalls am Montag im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales insgesamt 
kritisch zu dem Gesetz geäußert und diesem ein 
miserables Zeugnis ausgestellt. Verschlechterun-
gen für Leistungsberechtigte und Mehraufwand 
für die Behörden statt Vereinfachung - so ihr Fa-
zit.  

 

Prof. Stefan Sell, Sozialwissenschaftler und Direk-
tor des Instituts für Bildungs- und Sozialpolitik der 
Hochschule Koblenz, führt an: Das Gesetz macht 
viele Dinge komplizierter, belastet Leistungs-
berechtigte zusätzlich, verschärft die heute schon 
vorhandene Unwucht zuungunsten der Leistungs-
berechtigten und führt vor allem nicht nur zu einer 
erkennbaren Belastung der Jobcentermitarbeiter, 
sondern wird deren Belastung in der Summe wei-
ter erhöhen.  

 

Auch die Bundesagentur für Arbeit kommt bezüg-
lich der ursprünglichen Gesetzesintention zu dem 
Ergebnis, dass keine Entlastung für die Jobcenter 
und ihre Beschäftigten zu erwarten ist. Nach 
all diesem Wissen und den Informationen über 
diese vielen Baustellen im Gesetz ist es doch nur 
folgerichtig, dieses vermeintliche Rechtsverein-
fachungsgesetz im Bundesrat abzulehnen. Des-
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halb kann ich nicht nachvollziehen, warum die 
Koalition dieses in ihrem Alternativantrag nicht 
fordert.  

 

(Zustimmung von Stefan Gebhardt, DIE 
LINKE) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Unter Punkt 2 
unseres Antrages fordern wir die Landesregierung 
auf, sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative für 
eine umfassende Reform des SGB II mit folgen-
den Prämissen einzusetzen: 

 

Erstens. Die Sanktionen in der Grundsicherung 
sowie Ersatzansprüche aufgrund sozialwidrigen 
Verhaltens gehören abgeschafft. Eine Sanktion 
entspricht einer Kürzung von Grundrechten. Im 
Übrigen bin ich davon überzeugt: Grundrechte 
kürzt man nicht.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 

Jede Sanktion wirkt kontraproduktiv, weil sie die 
Betroffenen entmutigt und in die Resignation führt. 
Im Übrigen gab es auch zu dieser Kürzungs-
praxis, sprich zu den Sanktionen, eine Petition, 
die von 90 000 Menschen unterstützt wurde.  

 

Zweitens. Die Konstruktionen der Bedarfsgemein-
schaften werden zugunsten von Individualansprü-
chen beendet und sämtliche Sonderregelungen 
für unter 25-jährige Erwachsene aufgehoben. Es 
ist positiv zu bewerten, dass die Koalition in ihrem 
Alternativantrag zumindest in Ansätzen unsere 
Forderungen unterstützt. Auch die Forderung 
nach einem Passiv-aktiv-Transfer läuft bei uns 
bekanntlich offene Tore ein. Alle Bundesländer 
außer Bayern und Sachsen haben diese überfäl-
lige Reform auf der Bundesebene angemahnt.  

 

Drittens. Die Regelsätze von Kindern und Jugend-
lichen müssen sich am tatsächlichen Bedarf orien-
tieren und sollen unter dieser Maßgabe zu einer 
Kindergrundsicherung ausgebaut werden. Hierbei 
sind eigenständige Regelsätze in der Problematik 
der Mehrbedarfe von Trennungskindern dem um-
gangsberechtigten Elternteil zuzuordnen, ohne die 
Regelsätze des Elternteils zu kürzen, bei dem das 
Kind seinen Lebensmittelpunkt hat.  

 

Kinder getrennt lebender Eltern brauchen viel 
mehr, sogar doppelt so viel, gerade weil sie in 
zwei Haushalten leben. Denn das heißt, das Bett 
muss zweimal da sein, Kleidung, Spielzeug und 
andere Alltagsutensilien. Deshalb kann man das 
nicht kürzen.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Das neue Gesetz sollte eigentlich Bürokratie ab-
bauen. Wir befürchten jedoch, dass das Gegenteil 
der Fall sein wird; denn die jeweiligen Jobcenter 
wären mit dem Abzug und der Zahlung der Beträ-
ge beschäftigt. Die Alleinerziehenden müssten im 
Voraus angeben und später dokumentieren, wann 
und wie lange sich das Kind bei dem anderen 

Elternteil aufgehalten hat. Das ist ein groteskes 
Verfahren, das die Alltagspraxis für alle Beteilig-
ten erschweren wird.  

 

Schon jetzt mussten Alleinerziehende mit Ein-
bußen rechnen, wenn ihr Kind Zeit mit dem ande-
ren Elternteil verbringt. Doch das wurde von den 
Kommunen unterschiedlich gehandhabt und meist 
nicht umgesetzt; und das war auch gut so. Wäh-
rend meiner Tätigkeit im Petitionsausschuss hat-
ten wir lediglich eine Petition zu diesem Thema. 
Ich sage deshalb noch einmal sehr deutlich: Es 
gibt kein Einsparpotenzial bei alleinerziehenden 
Hartz-IV-Familien.  

 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Deshalb werden wir als Fraktion auch die Forde-
rungen des Vorsitzenden der Bundestagsfraktion 
Dietmar Bartsch nach einem Fünfjahresplan ge-
gen Kinderarmut mit aller Kraft unterstützen.  

 

Viertens. Die Praxis der Zwangsverrentung wird 
beendet. Ebenso ist auch der Verweis darauf, 
dass Hartz-IV-Leistungsberechtigte vorzeitig mit 
Abschlägen in Rente gehen müssen, gleicher-
maßen eine massive Einschränkung des Selbst-
bestimmungsrechts der Betroffenen und ein ad-
ministrativ aufwendiges Verfahren.  

 

Wir alle wissen, dass die Zwangsverrentung 
nichts anderes ist als ein gigantisches Rentenkür-
zungsprogramm. Eine erzwungene Frühverren-
tung bedeutet Abschläge in Höhe von 0,3 Pro-
zentpunkten pro Monat auf die Rentenleistungen 
bis zum Lebensende. Die Renten werden auf 
Dauer um bis zu 14,4 % gekürzt, wenn die Rente 
erst ab 67 voll greift. Das ist völlig unannehmbar.  

 

Mit der Rente ab 63 bzw. 65 will die große Koali-
tion den Zugang für Menschen, die 45 Jahre 
lang versichert waren, abschlagsfrei ermöglichen. 
Gleichzeitig werden Hartz-IV-Beziehende mit hor-
renden Abschlägen in die vorzeitige Rente ge-
zwungen.  

 

Die Mehrzahl der Sachverständigen ist sich darin 
einig, dass die Zwangsverrentung abgeschafft 
werden muss. Der DGB lehnt diesen Verschiebe-
bahnhof als gravierenden Eingriff in die Persön-
lichkeitsrechte ab. Die Caritas wirft den Job-
centern vor, sich ihrer gesetzlichen Pflicht zur 
besonderen Förderung und Eingliederung älterer 
Arbeitnehmer zu entziehen.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! Natürlich hätten 
wir in unseren Antrag noch weitere Punkte auf-
nehmen können. Ich bin froh, dass unsere Bun-
destagsfraktion schon seit Jahren unermüdlich mit 
parlamentarischen Initiativen gegen dieses Un-
rechtssystem ankämpft.  

 

Zusammenfassend kann ich sagen: Wir haben 
heute einen Antrag zum SGB II eingebracht, weil 
wir als LINKE weiterhin hartnäckig gegen das 
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Hartz-IV-Santkionssystem kämpfen. So wie wir 
beim Mindestlohn konsequent waren, so werden 
wir auch in diesem Fall keine Ruhe geben, bis das 
Hartz-IV-Sanktionssystem abgeschafft und durch 
öffentlich geförderte Arbeit und eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung ersetzt worden ist.  

 

Zum Schluss zu unserem Abstimmungsverhalten. 
Wir werden eine Direktabstimmung fordern, und 
zwar aus dem einfachen Grund: Das Gesetz soll 
noch vor der Sommerpause vom Bundestag ver-
abschiedet werden. Daher macht eine Über-
weisung in den Ausschuss keinen Sinn. Sollte 
unser Antrag abgelehnt werden, werden wir uns 
bei der Abstimmung über den Alternativantrag der 
Koalition der Stimme enthalten. - Danke. 

 

(Beifall bei der LINKEN - Zustimmung von 
Katrin Budde, SPD) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Vielen Dank, Frau Abg. Hohmann. Für die CDU-
Fraktion spricht - - Entschuldigung, ich habe das 
wieder nicht - - Ich will immer gleich die Abgeord-
neten sprechen lassen, dabei haben wir auch 
noch unsere Landesregierung.  

 

Heute spricht für die Landesregierung in Vertre-
tung der Ministerin Frau Grimm-Benne der Minis-
ter für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisie-
rung Herr Felgner als Experte zu diesem Thema. 

 

(Heiterkeit bei der LINKEN und bei den 
GRÜNEN) 

 

Bitte, Herr Minister. 

 
 

Jörg Felgner (Minister für Wirtschaft, Wissen-
schaft und Digitalisierung):  

 

Herr Präsident, vielen herzlichen Dank. - Verehrte 
Abgeordnete! Um es gleich vorweg zu sagen: Ja, 
auch Ministerin Grimm-Benne hatte sich vom 
Reformwerk mehr versprochen, als die Bundes-
regierung nun vorgelegt hat.  

 

Mit Blick auf den Umfang meiner Vorbereitung 
und mit Blick auf die Uhr rücke ich gleich zur Ge-
samtbetrachtung vor. In der Gesamtbetrachtung 
komme ich zu dem Schluss: Die Reformen in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sind dringend 
notwendig und auch in vielerlei Hinsicht richtig, da 
sie sowohl den Betroffenen als auch den Job-
centern helfen. Dies betrifft vor allem die Schnitt-
stelle zur Ausbildungsförderung, die Nachbetreu-
ung nach der Arbeitsaufnahme sowie den ersten 
Schritt in Richtung eines sozialen Arbeitsmarkts, 
aber auch Neuerungen wie die Förderung schwer 
zu erreichender junger Menschen und den Weg-
fall von Schadensersatzforderungen beim Ab-
bruch von Bildungsmaßnahmen.  

 

Diese Chancen dürfen wir nicht leichtfertig aufs 
Spiel setzen. Für eine Ablehnung des gesamten 

Gesetzentwurfs gibt es keine Veranlassung. Im 
Hinblick auf den weiteren Reformbedarf ist ein 
passender Zeitpunkt abzuwarten. Jetzt Aktionis-
mus zu entfalten, würde die erreichten Zwischen-
ziele unnötig gefährden. - Vielen Dank.  

 

(Zustimmung bei der SPD, bei den GRÜ-
NEN und von Gabriele Brakebusch, CDU) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau:  

 

Vielen Dank, Herr Minister. - Es ist eine Fünfminu-
tendebatte verabredet worden. Für die CDU-Frak-
tion beginnt Herr Abg. Bönisch. Herr Abgeordne-
ter, Sie haben das Wort. 

 

 

Bernhard Bönisch (CDU):  

 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Felgner, es ist löblich, dass Sie uns 
jetzt schneller zum Sommerfest bringen wollten, 
indem Sie die Rede gekürzt haben.  

 

Ich habe mich, ehrlich gesagt, darauf verlassen, 
dass Sie etwas ausführlicher auf einzelne In-
halte eingehen. Aber gut, ich werde es jetzt trotz-
dem nicht nachholen und ich werde trotzdem 
mein Konzept jetzt nicht verändern, in dem ich 
eigentlich auch beim Grundsätzlichen bleiben und 
nicht so sehr auf die Einzelheiten eingehen wollte. 
Zumal das auch wenig fruchtbar erscheint mit 
dem ganzen Duktus, den Sie eingeschlagen ha-
ben. 

 

Frau Hohmann, ich habe mich beim Lesen des 
Antrags schon ein wenig geärgert, und Ihre Ein-
bringung hat meinen Eindruck verschärft, dass 
es Ihnen letztendlich nicht unbedingt nur um die 
Sache alleine geht, dass nämlich einzelne Ver-
änderungen herbeigeführt werden, die auch in 
Ihrem Sinne begrüßenswert wären.  

 

Das ist im gegebenen Gesetzentwurf bzw. im 
aktuellen Stand in vielen Fällen der Fall, da hat 
Herr Felgner noch einiges aufgeführt. Das wol-
len Sie ignorieren und sagen: Wir sollen den gan-
zen Gesetzentwurf ablehnen und uns darauf kon-
zentrieren, nach in Ihrem Duktus aufgestellten 
Grundsätzen noch einmal etwas Neues auf den 
Weg zu bringen.  

 

Ich halte das weder in der Sache für förderlich 
noch für besonders redlich. Denn immerhin sind 
die Verbesserungen, die, denke ich, jetzt unstrittig 
im Gesetzentwurf enthalten sind, dann auch wie-
der auf die lange Bank geschoben. Denn Sie kön-
nen nicht erwarten, dass ein Gesetzentwurf, der 
jetzt abgelehnt würde, in einer Neuerarbeitung 
relativ schnell wieder fertig würde.  

 

Natürlich ist es so, dass wir auch nicht mit jeder 
Regelung zufrieden sind. Das ist aber wahr-
scheinlich nicht nur auf Partei- und Fraktions-
ebene gleich, sondern das wird auch nach jeder-
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manns persönlichem Geschmack sicher ein biss-
chen mehr in diese und ein bisschen mehr in jene 
Richtung tendieren.  

 

Aber vor diesem Hintergrund hätte ich es im Prin-
zip für akzeptabel gehalten, wenn Sie noch ein-
zelne Punkte aufgeführt hätten und gesagt hät-
ten: Es sind zwar schon viele Änderungsanträge 
diskutiert worden, auch eingeflossen in den Ge-
setzentwurf, aber wir haben noch etwas zu er-
gänzen, nämlich dieses und jenes. Aber nein, die 
Ablehnung des gesamten Gesetzentwurfs lässt 
eher den Eindruck entstehen, dass Ihr Ziel nicht 
wirklich wünschenswert und nicht wirklich redlich 
ist. 

 

Denn es entsteht der Eindruck, dass es weniger 
darum geht, in der Sache Verbesserungen her-
beizuführen, als vielmehr darum, Stimmung zu 
machen. Dieses Stimmungmachen kommt schon 
in der Formulierung der Überschrift zum Aus-
druck, wo Sie schreiben: „Grundsicherung men-
schenwürdig reformieren.“ Was in meinen Augen 
ganz klar impliziert, dass die jetzigen Regelungen 
im SGB II menschenunwürdig seien oder vielleicht 
die Regelungen, die herbeigeführt werden, die 
Veränderungen menschenunwürdig seien. Das ist 
schon starker Tobak. 

 

Klar, das SGB II ist ein so komplexes Thema, 
dass seine Regelungen nicht allen Vorstellungen 
und Wünschen in gleicher Weise gerecht werden 
können, und es wird auch immer wieder Hand-
lungsbedarf geben, weil neue Erkenntnisse reifen. 
Deshalb - ich glaube, nur deshalb - werden wir 
Ihren Antrag nicht einfach ablehnen, sondern wir 
haben den Alternativantrag formuliert, für den ich 
um Zustimmung bitte. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
SPD) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Herr Abg. Bönisch. - Frau Hohmann, ha-
ben Sie sich gemeldet? Das war jetzt etwas un-
übersichtlich. Sie wollen eine Frage stellen? 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Ich wollte eine Frage stellen. 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Herr Bönisch, sind Sie bereit, eine Frage zu be-
antworten? 

 
 

Bernhard Bönisch (CDU):  

 

Nein, es macht wenig Sinn, hier auf Einzelheiten 
einzugehen! 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Das macht wenig Sinn, Frau Hohmann. 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Dann mache ich das in meiner Erwiderung. 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Machen Sie es in Ihrer Erwiderung. Bitte, gerne.  

 

Danke, Herr Abg. Bönisch. - Für die Fraktion der 
AfD spricht der Abg. Herr Siegmund. Herr Abge-
ordneter, Sie haben das Wort. 

 

 

Ulrich Siegmund (AfD): 

 

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Vorab et-
was Positives. Wir von der AfD, wir sind sehr po-
sitiv überrascht, dass DIE LINKE neben allen For-
derungen heute gegen Rechtsextremismus, für 
höhere Asylbewerberleistungen auch noch Kraft 
und Ressourcen hat, sich für die Belange der 
eigenen und bedürftigen Bevölkerung einzuset-
zen. Das ist schon einmal ein Schritt in die richtige 
Richtung. 

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Das freut uns natürlich. Inhaltlich spricht der An-
trag vorbehaltlich einer später aufgeführten spe-
ziellen Differenzierung der AfD sozialpolitisch 
ebenfalls aus dem Herzen. Dass die Konstruktion 
von Bedarfsgemeinschaften zugunsten von Indi-
vidualansprüchen beendet wird, das ist definitiv 
gut und richtig. Denn gerade in sozialen Härte-
fällen führt an einer Einzelfallentscheidung unse-
rer Meinung nach kein Weg vorbei. 

 

Wie sinnvoll ist es denn bitte schön, dass bei-
spielsweise für einen Ehepartner, der jahrelang in 
die Arbeitslosenversicherung eingezahlt hat, dann 
aber arbeitslos wird, sein arbeitender Ehepartner 
haften muss? Das ist nicht im Sinne einer sozial-
verträglichen Politik. Wir stimmen hier vollkom-
men überein, dass die Individualentscheidung ein 
Weg zu einem faireren und entsprechend würde-
volleren Umgang miteinander ist.  

 

(Beifall bei der AfD) 

 

Auch die Anpassung der Regelsätze von Kindern 
und Jugendlichen an den tatsächlichen Bedarf ist 
rein sachlogisch und entsprechend zu unterstüt-
zen. Die fehlende Kindergrundsicherung führt ge-
rade in strukturschwachen Regionen - natürlich 
auch insbesondere hier bei uns in Sachsen-An-
halt - nicht selten zu einer unverschuldeten Kin-
derarmut. Kinder sind die Zukunft dieses Landes 
und daher sollte ihnen unabhängig vom Einkom-
men der Eltern ein lebenswürdiger Betrag zuge-
sichert sein. 

 

Der Punkt der Zwangsverrentung bedarf unse-
rer Meinung nach keiner weiteren Debatte. Es 
ist eigentlich nur traurig, das beispielsweise nur 
eine Unbilligkeit vor der Zwangsinanspruchnahme 
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eines vorzeitigen Renteneintritts schützt. 2014 
waren bereits 65 000 Menschen von der Zwangs-
verrentung bedroht, und alleine aus demogra-
fischen Gründen ist es absehbar, dass dies erst 
der Anfang war.  

 

(Ein Abgeordneter niest) 

 

- Gesundheit! - Wenn die Rente erst ab 67 greift, 
bedeutet dies eine Kürzung von bis zu 14,4 % des 
Rentenanspruchs infolge einer Zwangsverren-
tung. Diese ist entsprechend unstrittig und, wie 
von den LINKEN korrekt gefordert, zu beenden.  

 

Völlig unklar für uns - das geht jetzt auch an den 
Alternativantrag der CDU - ist allerdings die Posi-
tionierung gegenüber der Sanktionsabmilderung 
bzw. der vollständigen Abschaffung von Sanktio-
nen bei sozialwidrigem Verhalten. 

 

Wie, bitte, wollen Sie eine derartige Respektlosig-
keit gegenüber der Gebergesellschaft argumenta-
tiv fundieren? - Die Erfüllung der Ersatzpflichten 
nach § 34 SGB II, insbesondere aber die Sanktio-
nierungen in Absatz 3 desselbigen, sind zwar in 
ihrem Ausmaß von bis zu drei Jahren, was defini-
tiv zu viel ist, diskussionsfähig, niemals jedoch die 
komplette Aussetzung dieser Sanktionierungen.  

 

Es kann nicht im Sinne unserer Sozialpolitik sein, 
dass die generelle Ablehnung eines vermittelten 
Jobs, beispielsweise weil die Arbeit einfach kei-
nen Spaß gemacht hat, vollkommen sanktionsfrei 
bleibt.  

 

Denn wer erwirtschaftet denn die Mittel, die genau 
für solche Fälle bereitgestellt werden? - Das ist 
die wertschöpfende Gesellschaft und allem voran 
unser Mittelstand. 

 

(Zustimmung bei der AfD) 

 

Das wollen wir denen gegenüber einfach nicht 
verantworten. Eine solche Forderung ist diesen 
gegenüber entsprechend nicht erklärbar und ab-
zulehnen.  

 

(Zustimmung von Lydia Funke, AfD) 

 

Wir bitten um eine Differenzierung, was die Be-
lange dieser Umstände angeht. Beispielsweise 
gibt es auch Menschen, die das nicht machen 
konnten aufgrund von Mobbing oder einer Krank-
heit; das ist natürlich vollkommen außer Frage. 

 

Abschließend ist der Antrag in drei von vier Punk-
ten nahezu unstrittig, da würden wir vollkommen 
mitgehen. Ein Mehrwert für eine gerechtere So-
zialpolitik aufgrund der unverhältnismäßigen For-
derungen allerdings nach der nahezu kompletten 
Sanktionsfreiheit bei sozialwidrigem Verhalten ist 
für uns nicht erkennbar und diese daher nicht 
akzeptierbar. Wir werden uns bei beiden Anträgen 
entsprechend der Stimme enthalten. - Vielen Dank. 

 

(Beifall bei der AfD) 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Herr Abg. Siegmund. - Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht die Frau Abg. 
Lüddemann. Frau Abgeordnete, Sie haben das 
Wort. 

 

 

Cornelia Lüddemann (GRÜNE): 

 

Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordnete! Über allen einfachgesetz-
lichen Regelungen und Verordnungen einer 
Grundsicherung muss meines Erachtens der Leit-
wert stehen: Das Existenzminimum ist unantast-
bar. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und von 
Ministerin Prof. Dr. Claudia Dalbert) 

 

So verstehe ich das Sozialstaatsgebot in Verbin-
dung mit dem viel zitierten Artikel 1 des Grund-
gesetzes.  

 

Dass ich so meine Schwierigkeiten mit dem Ent-
wurf des SGB-II-Vereinfachungsgesetzes habe, 
habe ich gestern schon zur Kenntnis gegeben. 
Aber - das ist die gute Nachricht - es ist noch 
Bewegung in der Sache.  

 

Als reichlich skurrilen Vorgang in diesem Zusam-
menhang darf ich auf das offizielle Bundestags-
dokument mit Drucksachennummer verweisen, 
das gleichzeitig Formulierungshilfen für Ände-
rungsanträge enthält, erstellt vom Bundesministe-
rium für Soziales, gesandt an die Bundestagsfrak-
tionen.  

 

Das ist vor dem Hintergrund der Gewaltenteilung 
ein interessanter Vorgang, aber Formulierungs-
hilfen sind auch manchmal sehr hilfreich und wur-
den auch von den Rednerinnen und Rednern im 
Deutschen Bundestag entsprechend aufgegriffen. 
Insofern kann man sich auch ernsthaft und mit 
Zielstellung noch bemühen, an dem Gesetzent-
wurf Änderungen vorzunehmen. Insofern bin ich 
dankbar, dass DIE LINKE dieses Thema aufge-
worfen hat.  

 

Beim Einsatz der Landesregierung ist es das 
Mindeste - so steht es auch in dem Änderungs-
antrag -, die Sonderregelung für Sanktionen für 
die unter 25-Jährigen, die Sanktionsmöglichkeiten 
im Leistungsbereich Unterkunft und Heizung und 
eine maximale Sanktionierungsquote von 30 % zu 
prüfen. 

 

Sicher, meine Fraktion und ich persönlich hätten 
uns da noch mehr gewünscht, aber auch das 
zählt zu Aushandlungsprozessen, zu Ergebnissen 
von Aushandlungsprozessen, und wir können an 
der Stelle mit der gefundenen Lösung gut leben. 
Es zeigt, dass wir eine hohe Diskussionsbereit-
schaft, eine hohe Einigungsbereitschaft in der 
Koalition haben. Unter anderen Umständen wäre 
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die Positionierung vielleicht auch anders ausge-
fallen. 

 

Gerade die Abschaffung der Sonderregelungen 
für unter 25-Jährige wird mittlerweile fast unisono 
gefordert. Das ist im Bundesrat so diskutiert wor-
den; auf Ebene der Verbände und Vereine im 
fachlichen Feld sowieso. Es hat sich schlicht und 
ergreifend in der Praxis gezeigt: Ein besonders 
unnachgiebiger Umgang mit jungen Menschen 
fördert eher den Kontaktabbruch zum Jobcenter 
und fördert nicht die Integration. 

 

Einzig die CSU ist im Bundesrat noch ein biss-
chen unentschlossen, aber da können wir viel-
leicht auch noch wirken. 

 

Auch Leistungen zur Unterkunft und Heizung 
sollten im Sinne meiner Fraktion von Sanktionen 
ausgeklammert werden. Es darf doch schlicht und 
ergreifend nicht sein, dass Obdachlosigkeit durch 
staatlich verordnete Sanktionen herbeigeführt 
wird. 

 

Das halte ich in der Tat eines Sozialstaates für 
unwürdig, genauso wie Menschen den Regelsatz 
zu kürzen und auf die Beantragung von Essens-
gutscheinen zu verweisen. Deswegen begrüßen 
wir die vorgeschlagene Prüfung der maximalen 
Sanktionierung.  

 

Auch was die Alleinerziehenden betrifft - dazu 
durfte ich im Hohen Hause schon ausführen -, 
halten wir die Vorschläge für schwierig. Wenn 
Alleinerziehende den Regelsatz gekürzt bekom-
men, weil das Kind beispielsweise am Wochen-
ende in der Regel beim Vater ist, dann ist das 
fachlich falsch, da es viele laufende Kosten gibt 
- Frau Hohmann hat es ausgeführt -, die über-
haupt nicht tageweise anfallen. Es ist familienpoli-
tisch schwierig, weil es negative ökonomische 
Anreize für Elternbesuche setzt, und es ist verwal-
tungstechnisch kontraproduktiv, weil es einen 
enormen Berechnungsaufwand produziert. 

 

Wir glauben, dass es für diese Gruppe, die ge-
rade in Sachsen-Anhalt sehr stark vertreten ist, 
ein falsches Zeichen ist, und würden uns gerne im 
Bundesrat noch einmal für die Gruppe der Allein-
erziehenden einsetzen.  

 

Ansonsten ist zum sozialen Arbeitsmarkt und zum 
Aktiv-passiv-Transfer, der dezidiert Einfluss in den 
Koalitionsvertrag gefunden hat, schon einiges 
gesagt worden, was meine Fraktion für gut und 
richtig ansieht. - In diesem Sinne: vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

 

(Zustimmung bei den GRÜNEN, bei der 
CDU und bei der SPD) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Frau Abg. Lüddemann. - Ich bin 
etwas erkältet, ich bin etwas verschnupft heute. 

- Für die SPD-Fraktion spricht der Abg. Herr 
Steppuhn. Bitte, Sie haben das Wort. 

 

 

Andreas Steppuhn (SPD):  

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Verehrte Kollegin Hohmann! Ich denke, 
dass das neunte SGB-II-Änderungsgesetz nicht 
dazu geeignet ist, eine grundsätzliche Diskussion 
über das Thema Hartz IV erneut anzufangen.  

 

(Zuruf von Swen Knöchel, DIE LINKE) 

 

Aber ich gebe Ihnen recht, dass wir als Land, aber 
auch die Bundesländer insgesamt, von dieser 
Gesetzgebung etwas mehr erwartet hätten, als 
sich dort jetzt wiederfindet. 

 

Frau Lüddemann hat die Punkte genannt. Es ist in 
der Tat ein Vorgang, der nicht alle Tage vor-
kommt, dass es dort Formulierungshilfen gibt, die 
im Prinzip noch weiteren Veränderungsbedarf in 
Aussicht stellen. Von daher gehe ich davon aus, 
dass es dort noch Bewegung geben wird, sodass 
die Interessen der Länder auch mehr Berücksich-
tigung finden werden.  

 

Allerdings - das ist auch der Grund, warum wir 
den Alternativantrag gemacht haben - glaube ich, 
wäre es der falsche Weg, diese Gesetzgebung 
jetzt aufzuhalten, indem wir sagen, wir lehnen 
alles ab, zumal auch schon Punkte dort enthalten 
sind, zum Beispiel eine verbesserte Ausbildungs-
förderung festgelegt worden ist, aber auch die 
Frage der Verlängerung des Bewilligungszeit-
raums und Rechtsvereinfachungen, die auch 
Langzeitarbeitslosen zugute kommen, auch die 
nachsorgende Betreuung, wenn Langzeitarbeits-
lose eine Tätigkeit aufgenommen haben, in die 
Tätigkeit gehen und für den Arbeitsplatz erst ge-
festigt werden müssen.  

 

Ich glaube, das sind Errungenschaften, bei denen 
sich die Länder durchgesetzt haben. Von daher 
glaube ich, wäre es in der Tat der falsche Weg, zu 
sagen, wir lehnen jetzt alles ab. Deshalb unser 
Alternativantrag.  

 

Ich werbe auch dafür, diesen Alternativantrag 
anzunehmen, und würde gleichzeitig den Vor-
schlag machen - das schadet, glaube ich, Kollegin 
Hohmann, auch in der Sache nicht -, dass wir uns 
von der Sozialministerin zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode aktuell den Sachstand berichten 
lassen, wie der Stand der Verhandlungen zwi-
schen Bund und Ländern ist, sodass wir auf ei-
nem aktuellen Stand sind. Das könnte das spätes-
tens in der Augustsitzung passieren.  

 

Ansonsten hoffen wir, dass sich die Länder ge-
genüber der Bundesregierung und gegenüber 
dem Bundestag noch durchsetzen können. Ich bin 
davon überzeugt, da geht noch ein bisschen was. 
Diesen Weg würden wir gehen, deshalb meine 
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Werbung dafür, diesen Alternativantrag anzuneh-
men. - Danke schön. 

 

(Zustimmung bei der SPD) 

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Für die Frak-
tion DIE LINKE hat die Abg. Frau Hohmann das 
Wort, wenn sie erwidern möchte. Sie haben das 
Wort.  

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bönisch, da Sie meine Frage nicht 
beantworten wollten, möchte ich es jetzt in eine 
Stellungnahme umformulieren.  

 

Ich vermute einmal oder ich gehe davon aus, 
dass Sie die Stellungnahmen zur Anhörung zu 
diesem Gesetz weder gelesen noch irgendwie zur 
Kenntnis genommen haben. Denn sonst hätten 
Sie bemerkt, dass alle, die dort eine Stellung-
nahme abgegeben haben, von einem sogenann-
ten Reförmchen gesprochen haben.  

 

Das heißt also, wir haben den Antrag nicht um der 
Sache willen gestellt oder weil wir nach vorn pre-
schen wollten, sondern weil das, was momentan 
ausgehandelt ist, nicht das ist - das hatten die 
beiden anderen schon gesagt -, was man sich 
erhofft hat.  

 

Unsere Intention, das ganze Gesetz abzulehnen, 
war folgendem Umstand geschuldet: Stellen Sie 
sich vor, jetzt kommt das Gesetz mit diesen vie-
len Änderungen, angefangen von den Alleinerzie-
henden über die unter 25-Jährigen bis hin zur 
Zwangsverrentung usw. Wenn das jetzt alles in 
Kraft tritt, glauben Sie dann wirklich, dass die in 
dem Gesetzentwurf enthaltenen Verschlechterun-
gen - es gibt demgegenüber ein paar wenige 
Reförmchen; Herr Steppuhn hat ein paar wenige 
genannt - in nächster Zeit abgeändert werden, 
zumal im nächsten Jahr die Bundestagswahlen 
sind? - Ich glaube es nicht.  

 

Das heißt also, diese Dinge, deren Änderung wir 
heute gefordert haben - das waren nur einige 
wenige -, werden dann in Kraft gesetzt. Was erst 
einmal in Kraft gesetzt worden ist, das gilt. Ge-
rade in Sachsen-Anhalt, in dem es die höchste 
Quote an Kinderarmut unter den Flächenländern 
gibt, ist das kein Beitrag der Koalition, sich da-
gegen stark zu machen. 

 

Genau aus diesem Grund haben wir das ge-
macht, nicht weil wir populistisch sein wollten. 
Vielmehr haben wir die Befürchtung, wenn es erst 
einmal in Gesetzesform gegossen ist, dauert es 
etliche Jahre bis zu einer Änderung. Deshalb 
wollen wir es im Bundesrat ablehnen.  

Ich hoffe und wünsche, dass Sie, Herr Steppuhn, 
Recht behalten und dass noch mehr Punkte auf-
genommen werden, auch die Punkte, die Sie an-
gesprochen haben. Ich denke, die Hoffnung stirbt 
zuletzt. Schauen wir mal. - Vielen Dank. 

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Abg. Frau Hohmann, es gibt eine Nachfrage des 
Abg. Herrn Bönisch. Möchten Sie diese beantwor-
ten? 

 
 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Na klar.  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Bitte, Herr Bönisch. 

 

 

Bernhard Bönisch (CDU): 

 

Frau Hohmann, wenn Sie das fragen wollten, das 
hätte ich Ihnen vorhin auch beantworten können. 
Ich dachte, Sie wollten auf Einzelheiten eingehen.  

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE):  

 

Nö, nö.  

 

 

Bernhard Bönisch (CDU):  

 

Aber jetzt frage ich Sie: Glauben Sie, dass es, 
wenn man nun das gesamte Gesetz ablehnt, noch 
vor der nächsten Bundestagswahl zu irgendwel-
chen Änderungen kommt, selbst zu denen, die 
auch von Ihnen positiv bewertet werden? - Inso-
fern: Nehmen wir doch erst einmal das, was wir 
haben, und dann sehen wir weiter. Änderungen 
können immer noch eingebracht werden. Das war 
meine Intention. 

 

Deshalb habe ich kritisiert, dass Sie sagen, wir 
fangen noch einmal komplett von vorn an. Denn 
dann würden auch die positiven Regelungen, die 
in dem Entwurf enthalten sind, die auch Sie posi-
tiv bewerten, nicht in Kraft treten. Das war damit 
gemeint. Glauben Sie denn, dass es eher kommt, 
wenn wir das ganze Gesetz noch einmal neu 
aufrollen?  

 

 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Es war eine Frage darin. 

 

 

Monika Hohmann (DIE LINKE): 

 

Doch. Wissen Sie auch, warum? - Weil in der 
Koalitionsvereinbarung genau das thematisiert 
worden ist. Es ging genau darum, diese Rechts-
vereinfachungen durchzuführen. Wenn es im 
Bundesrat abgelehnt würde, dann müsste ja die 
Koalition bekennen, dass sie ihr Versprechen, das 
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sie gegeben hat, nicht gehalten hat. Insofern gäbe 
es da schon ein bisschen Druck.  

 

Also, zu sagen, na ja, dann käme das wenige 
Gute auch nicht - ich weiß nicht. Das ist immer so 
die Wahl zwischen Pest und Cholera. Was ist 
denn nun besser, das wenige Gute oder das viele 
Schlechte? - Da muss man abwägen.  

 

(Zustimmung bei der LINKEN) 

 
 

Präsident Hardy Peter Güssau: 

 

Danke, Frau Hohmann. - Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wir kommen zum Abstim-
mungsverfahren. Ich habe zur Kenntnis genom-
men, dass es um Direktabstimmung geht. - Es 
gibt keinen Widerspruch. Ich lasse also abstim-
men über den Antrag in der Drs. 7/61.  

 

(Cornelia Lüddemann, GRÜNE: Über den 
Änderungsantrag! - Rüdiger Erben, SPD: 
Nein, über den Alternativantrag!) 

 

- Entschuldigung, wir haben einen Alternativ-
antrag. Was Sie als Änderungsantrag bezeich-
neten, ist der Alternativantrag, der uns in der 
Drs. 7/86 vorliegt. Korrekt? - Dann stelle ich die-
sen Alternativantrag in der Drs. 7/86 zur Abstim-
mung. 

 

(Hendrik Lange, DIE LINKE: Nein, nein, 
immer zuerst das Original!) 

 

Meine Damen und Herren, das hatten wir gestern 
schon einmal beim letzten Tagesordnungspunkt. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die 
Drs. 7/61; die liegt mir vor.  

 

Wir stimmen über diese Drucksache ab. Wer für 
diese Drucksache ist, den bitte ich um das Kar-
tenzeichen. - Das ist die Fraktion DIE LINKE. Ge-

genprobe! - Das sind die Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der CDU. 
Enthaltung? - Die Fraktion der AfD. Damit ist der 
Antrag abgelehnt worden.  

 

Wir kommen zum Alternativantrag in der Drs. 
7/86. Wer dieser Drucksache seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Das sind die Fraktionen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der CDU. 
Gegenstimmen? - Diese sehe ich nicht. Stimm-
enthaltungen? - Bei den Fraktionen DIE LINKE 
und der AfD. Damit ist der Alternativantrag ange-
nommen worden und der Tagesordnungspunkt 17 
ist erledigt.  

 
 

 

Schlussbemerkungen  

 

 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
sind am Ende der 5. Sitzung des Landtages ange-
langt. Die morgige Sitzung beginnt um 9 Uhr. Wir 
beginnen mit den Tagesordnungspunkten 21 a 
und b, mit den Aktuellen Debatten. Ich schließe 
damit die heutige Sitzung des Landtags.  

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt 
eine kleine Änderung. 

 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

 

Ich bitte Sie, Sie im Anschluss an diese Sitzung 
direkt zum parlamentarischen Abend begrüßen zu 
dürfen. Es wäre schön, wenn Sie gleich zum par-
lamentarischen Abend gehen würden. Das war 
sonst immer anders. Wir wollen gleich beginnen. 
Deshalb habe ich noch einmal geklingelt. - Damit 
ist die Sitzung geschlossen. 

 

Schluss der Sitzung: 19:07 Uhr.  
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